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Der Spendenſchein und feine ſteuerliche Auswirkung nach dem Geſetz zur 
verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933, Abſchnitt III. 


(Arbeitsſpendengeſetz — abgekürzt: Arb Spend.) 
Von Regierungsrat Dr. Fürholzer, Gera. 


Der Spendenſchein iſt nach der Begriffsbeſtimmung des 
83 Abſ. 1 ArbSpend®. eine Empfangsbeſcheinigung über 
eine freiwillige Spende zur Förderung der nationalen Arbeit 
und dient dem Finanzamt gegenüber als Beweis dafür, daß 
von dem Spender ein beſtimmter Wert an einem beſtimmten 
Tag zur Förderung der nationalen Arbeit geſpendet worden 
iſt. Er iſt daher lediglich eine Beweisurkunde. Da die Spende 
ſchenkungs⸗ und nicht darlehensweiſe gegeben wird, verkörpert 
er keinen Rückzahlungsanſpruch und unterſcheidet ſich dadurch 
von einem Wertpapier wie ſeinerzeit die steuerfreie Reichs⸗ 
bahnanleihe. Er iſt aber auch keine Art Steuergutſchein, wie 
fie durch die VO. v. 4. Sept. 1932 eingeführt wurden, trotz⸗ 
dem ſich Steuernachläſſe an ihn knüpfen können, denn er kann 
nicht ohne weiteres für Steuerſchulden in Zahlung gegeben 
gegeben werden, und er iſt auch nicht übertragbar. Der Spen⸗ 
denſchein iſt demnach kein bewertungsfähiger Gegenſtand und 
nicht aktivierungsfähig, ſondern nur ein Buchungsbeleg. Die 
Unterſuchung ſeiner ſteuerlichen Bedeutung hat ſich daher nur 
zu erſtrecken auf: 

I. die ſteuerliche Behandlung der Spende ſelbſt, 


II. die Auswirkung der unter gewiſſen Vorausſetzungen 
eintretenden Befreiung von der Nachzahlung zu 
wenig gezahlter Steuern, 


III. die Vorausſetzungen der damit verbundenen Straf 
freiheit. 
J. 


Freiwillige Spenden zur Förderung der nationalen Ar⸗ 
beit ſind an ſich vom ſteuerpflichtigen Einkommen nicht ab⸗ 
zugsfähig. Als Werbungskoſten kann man ſie nicht anſehen, 
weil die Spenden nicht zu Zwecken des einzelnen Betriebes 
gegeben werden, auch wenn ſie ihm wieder im Rahmen der Ge⸗ 
ſamtwirtſchaft zugute kommen. Das gilt auch dann, wenn das 
einzelne Unternehmen zufolge ſeines Geſchäftszweiges mit der 
Erteilung von öffentlichen Aufträgen beſonders rechnen kann. 
Selbſt wenn die Spende gegeben wird zur Ablöſung an ſich 
abzugsfähiger Steuern, verliert ſie damit nicht ihren Spen⸗ 
dencharakter als freiwillige Leiſtung im Intereſſe der All⸗ 
gemeinheit. Unter die Sonderleiſtungen des 8 17 EinfSt®. 
oder § 14 KörpStch. fallt die Spende ebenfalls nicht. 

1. Der 8 6 Abſ. 1 Ziff. 1 läßt aber zu, daß der Spen⸗ 
der unter Hingabe des Spendenſcheins verlangen kann, daß 
der Annahmewert der Spende von dem Einkommen desjeni⸗ 


gen Steuerabſchnittes abgeſetzt wird, in dem die Spende ge⸗ 
leiſtet worden iſt. Der Zeitpunkt, an dem die Spende als ge⸗ 
leiſtet gilt, ergibt ſich im einzelnen aus dem Erlaß vom 
9. Juni 1933 — S. 1147 — 38 III R unter BI, CH, PD II. 

a) Vorausſetzung für die Steuervergünſtigung iſt die 
Hingabe des Spendenſcheins und gegebenenfalls auch der vom 
Notar gemäß 8 4 ArbSpend®. ausgeſtellten Empfangsbeſchei⸗ 
nigung an das Finanzamt. Die Abſetzung der Spende vom 
Einkommen wird daher außerhalb der Bilanz vorzunehmen ſein 
und bei Abgabe der Steuererklärung — ſpäteſtens noch in 
der Berufungsinſtanz — verlangt werden können. Jedenfalls 
hat die Hingabe des Spendenſcheins zur Abſetzung vom Ein⸗ 
kommen bor der rechtskräftigen Veranlagung des laufenden 
Steuerabſchnittes zu geſchehen. Wird ſpäter noch durch Be⸗ 
richtigungsveranlagung das Einkommen des laufenden Steuer⸗ 
abſchnittes erhöht, dann kann auch ſpäter noch verlangt wer⸗ 
den, daß die Spende von dem nachveranlagten Einkommen 
abgeſetzt wird. Dagegen iſt eine Anrechnung der Spende auf 
die nachzuzahlende Steuer gemäß 8 6 Abs. 1 Ziff. 2 Arb⸗ 
SpendG. nicht möglich, da dieſe nach 87 ArbSpendG. nur 
auf vor dem 1. Juni 1933 eingetretene Steuerverkürzungen 
zuläſſig iſt. Eine Steuerverkürzung iſt aber bei der Einkom⸗ 
menſteuer erſt eingetreten, wenn der Steuerabſchnitt abge⸗ 
laufen iſt. Daher kann für alle Geſchäftsjahre, die nach dem 
1. Juni 1933 abſchließen, der Spendenſchein nur nach Ziff. 1 
verwendet werden. 

b) Der nach dem Einkommen⸗ bzw. Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetz feſtgeſtellte gewerbliche Gewinn bildet auch die Grund⸗ 
lage für die Gewerbeſteuer, ſo daß ſich die Befreiung der 
Spende von der Einkommenſteuer auch bei der Gewerbeſteuer 
auswirkt 1). Zum Verbrauch gemäß § 49 EinfSt&. kann die 
Spende nicht gerechnet werden, das ergibt ſich ſchon aus der 
allgemeinen Begriffsbeſtimmung des Verbrauches. Die Spende 
unterliegt daher nicht der Verbrauchsbeſteuerung, wie ſie ja 
auch bei der Mindeſtbeſteuerung nach § 10 Abſ. 2 KörpStG. 
ſteuerlich nicht erfaßt wird. Der Reichsfinanzhof (RF H. 23, 
191 und Urt. v. 1. März 1933, IA 331/32) hat aber in 
beiden Fällen — außer bei Beſteuerung der Aufſichtsrat⸗ 
tantiemen — den Steuerabzug für anrechnungsfähig erklärt, 
obwohl das Einkommen, auf das er ſich bezog, für die Steuer⸗ 
berechnung nicht in Betracht kommt. Es könne keinen Unter⸗ 
ſchied machen, wenn für die Bemeſſung der Steuerpflicht an 


1) Vgl. Hefner: StW. 1933, 775. 
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Stelle des geſamten tatſächlich bezogenen Einkommens be⸗ 
ſtimmte Aufwendungen als fiktives Einkommen treten. Ich 
möchte daher auch annehmen, daß ſowohl bei der Verbrauchs⸗ 
wie bei der Mindeſtbeſteuerung die Spende abgeſetzt werden 
kann, zumal die Anrechnungsmöglichkeit ſonſt völlig entfallen 
würde, wenn die Verbrauchs⸗ oder Mindeſtbeſteuerung vor⸗ 
genommen wird, ohne daß ein Verluſt vorliegt, der vortrags⸗ 
fähig iſt. 

c) Die Spende kann abgeſetzt werden vom Einkommen. 
Kann auch ein Steuerpflichtiger mit Verluſtabſchluß die An⸗ 
rechnung der Spende nach Ziff. 1 verlangen? Man wird das 
bejahen können, denn unter Einkommen im ſteuerrechtlichen 
Sinn iſt auch das negative Einkommen zu verſtehen ?). Die 
Spende erhöht den vortragsfähigen Verluſt. Es wäre auch 
nicht gerechtfertigt, Steuerpflichtige, die trotz Verluſtabſchluſ⸗ 
ſes ſpenden, ſchlechter zu ſtellen. Sie kommen allerdings um 
die Vergünſtigung, wenn ſie nicht in den nächſten zwei Jah⸗ 
ren mit Gewinn abſchließen. Eine Verluſtfeſtſtellung findet 
bei Einzelkaufleuten nicht ſtatt, ſondern der vortragsfähige 
Verluſt wird erſt bei der Anrechnung auf den Gewinn feſt⸗ 
geſtellt. Man wird daher in dieſen Fällen die Erklärung über 
die Anrechnung der Spende und die Hingabe des Spenden⸗ 
ſcheins erſt in dem Steuerabſchnitt verlangen können, in dem 
die Anrechnung des vortragsfähigen Verluſtes in Frage 
kommt. 
d) Geht die Spende zu Laſten einer Perſonalgeſellſchaft, 
ſo iſt ſie bereits bei der einheitlichen Gewinnfeſtſtellung zu 
berückſichtigen. Spendet dagegen der einzelne Teilhaber aus 
ſeinen Mitteln, dann kann er bei ſeiner Veranlagung die 
Spende anrechnen. 

2. Der Spendenſchein kann entweder vom Einkommen 
des laufenden Steuerabſchnittes oder von der Steuer eines 
abgelaufenen Steuerabſchnittes abgeſetzt werden. Iſt der 
Spendenſchein zu einem der beiden Zwecke hingegeben, dann 
iſt er verbraucht und die Wahl kann nicht mehr rückgängig 
gemacht werden (vgl. die Ausführungen des Herrn Staats⸗ 
ſekretärs Reinhardt im RStBl. 1933, 489). Der Spen⸗ 
der muß ſich deshalb ſchon bei der Veranlagung des laufen⸗ 
den Steuerabſchnittes entſcheiden, ob er den Spendenſchein zur 
Amneſtierung verwenden will oder nicht, denn eine Zurück⸗ 
haltung des Spendenſcheins für etwa ſpäter ſich ergebende 
Nachforderungen und Strafen ſetzt voraus, daß auf den Abzug 
bei der laufenden Steuer verzichtet wird. Dagegen können der 
Spendenſchein oder mehrere Spendenſcheine zum Teil auf die 
eine, zum Teil auf die andere Weiſe verwendet werden. 

Eine weitere Vorausſetzung iſt, daß die Spende vor 
dem 1. April 1934 geleiſtet wird (8 8 Abſ. 1 ArbSpendG.), 
während der Steuerabſchnitt, von deſſen Gewinn die Spende 
abgeſetzt werden ſoll, auch nach dem 1. April 1934 ab⸗ 
laufen kann. 

II 


Der Spendenſchein kann außerdem nach § 6 Ziff. 2 Arb⸗ 
Spend. benutzt werden zur Ablöſung von Steuernachforde⸗ 
rungen. In Höhe des Annahmewertes der Spende werden bei 
Hingabe des Spendenſcheins nachzufordernde Steuern nicht 
erhoben. Zum Annahmewert tritt ein nach Abſ. 3 zu be⸗ 
rechnendes Aufgeld, das ebenfalls auf die Steuernachforde⸗ 
rungen angerechnet wird. In Höhe des Aufgeldes werden 
daher die nachzuzahlenden Steuern ohne Gegenleiſtung er⸗ 
laſſen, während im übrigen Zahlungen an den Fiskus zu 
leiſten ſind, wenn auch in einem beſonderen Fonds mit gebun⸗ 
denem Verwendungszweck (8 5 ArbSpend®.). Völlig erlaſſen 
werden in Höhe der Ablöſung auch die Verzugszinſen und 
Zuſchläge (§ 6 Abſ. 2 Ziff. 1). 

1. Ablöſungsfähig find nach § 7 ArbSpendG. Steuern 
vom Einkommen, Ertrag, Vermögen und Umſatz. Ihre ge⸗ 
naue Abgrenzung wird erſt von den Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen zu erwarten ſein. Vorerſt wird man davon aus⸗ 
gehen können, daß der Kreis der ablöſungsfähigen Steuern 
derſelbe iſt wie in 8 17 AmneſtVO. v. 23. Aug. 1931. Zu 
den Steuern vom Umſatz werden daher z. B. nicht auch 
Grunderwerbſteuer oder Börſenumſatzſteuer zu rechnen ſein ?). 


2) Ebenſo Hefner: StW. 1933, 775. 
3) Vgl. hierzu Hefner: StW. 1933, 773 und Arlt: DSL. 
1933, 527. 
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2. Dieſe Steuern ſind nur inſoweit ablöſungsfähig, als 
es ſich um zu wenig gezahlte Steuerbeträge handelt und die 
Verkürzung vor dem 1. Juni 1933 eingetreten iſt. Normale 
Rückſtände fallen daher nicht darunter, und für ſie gibt es 
auch keine Vergünſtigungen bezüglich der Verzugsfolgen. Auch 
Vorauszahlungen auf erſt fällig werdende Steuern können 
nicht abgelöſt werden. 

a) Die Verkürzung liegt erſt vor, wenn vor dem 1. Juni 
1933 die Steuerbehörde den geſchuldeten Steuerbetrag nicht 
oder nicht in voller Höhe angefordert hat (8 7 Abſ. 2 Arb⸗ 
Spend®.). Bei wörtlicher Auslegung wäre danach z. B. eine 
Ablöſung einer Einkommenſteuerverkürzung 1932 nicht mög⸗ 
lich, wenn, was durchweg der Fall ſein wird, der Steuer⸗ 
beſcheid erſt nach dem 1. Juni 1933 zugeſtellt wird. Man 
könnte vielleicht ſchon in der Aufforderung zur Abgabe der 
Steuererklärung die Anforderung der Steuer erblicken. Ent⸗ 
ſcheidend wird wohl ſein, daß die Entſtehung der Steuerſchuld 
und das die Verkürzung verurſachende Verhalten des Spen⸗ 
ders vor dem 1. Juni 1933 liegen, da der Steuerbeſcheid nur 
deklaratoriſche Bedeutung hat. Das gilt vor allem, wenn die 
Steueranforderung überhaupt unterblieben iſt. Nach der aus⸗ 
drücklichen Erklärung des Herrn Staatsſekretärs Reinhardt 
a. a. O. erſtreckt ſich das Geſetz auch auf die Steuererklärungen 
für 1932. 

b) Ob die Steuerverkürzung auf einem Verſchulden des 
Steuerpflichtigen beruht oder nicht, iſt ohne Einfluß. Es ſind 
alſo auch Nachzahlungen ablöſungsfähig, bezüglich deren keine 
Steuerzuwiderhandlung vorliegt. Die Verkürzung muß aber 
durch ein Verhalten des Spenders verurſacht ſein. Daraus 
kann man entnehmen, daß Steuernachforderungen, die ledig⸗ 
lich auf einem Fehler des Finanzamtes beruhen, nicht ab⸗ 
löſungsfähig ſind. Im allgemeinen ſchränkt allerdings in 
dieſen Fällen § 222 Ziff. 1 und 3 AD. die Möglichkeit der 
Nachforderung weſentlich ein. Aber es kann z. B. die Erb⸗ 
ſchaftſteuer auf Grund einer Nachprüfung durch das Landes⸗ 
finanzamt nachgefordert werden. Ferner kann die Berichti⸗ 
gung offenbarer Unrichtigkeiten gemäß § 92 Abſ. 3 AO. zu 
Nachforderungen führen. Davor ſchützt die Spende nicht. Wer⸗ 
den bei einer Berichtigungsveranlagung gemäß 8 222 Ziff. 1 
AD. frühere Veranlagungsfehler mitberichtigt, was nach der 
Rechtſprechung in den Grenzen des billigen Ermeſſens zu⸗ 
läſſig iſt, dann find die geſamten Nachzahlungen ablöſungs⸗ 
fähig, da die Möglichkeit der Nachveranlagung überhaupt 
durch ein früheres Verhalten des Steuerpflichtigen veranlaßt 
worden iſt. Welcher Art die Unrichtigkeiten im einzelnen ſind, 
iſt ohne Belang, ob Nichtangabe von Tatſachen oder Ver⸗ 
mögensgegenſtänden oder falſche oder unvollſtändige Angaben 
oder bloße unrichtige Bewertungen. Eine Ausnahme wie im 
§ 18 a AmneſtVO. iſt nicht gemacht. 

c) Eine Anzeige oder Berichtigung der früheren unrich⸗ 
tigen Angaben wird nicht verlangt. Anders bezüglich aus⸗ 
ländiſcher Werte und Deviſen nach dem Geſetz gegen den Ver⸗ 
rat der deutſchen Volkswirtſchaft, die gemäß 8 7 Abſ. 3 
ArbSpend®. von der Vergünſtigung der Spende ausgenom⸗ 
men ſind. Es genügt, wenn der Steuerpflichtige ſpäteſtens 
bis zum 31. März 1934 einen entſprechenden Betrag ſpendet 
und bei Aufdeckung der Steuerverkürzung den Spendenſchein 
hingibt. Er kann ſich gegen die Nachforderung zuerſt mit den 
allgemeinen Rechtsmitteln wehren und auch nach Rechtskraft 
noch die Anrechnung verlangen. Den verkürzten Betrag muß 
ſich der Spender ſelbſt ausrechnen, ähnlich wie bei der Zeich⸗ 
nung der ſteuerfreien Reichsbahnanleihe. Bleibt die Spende 
unter dem Betrag der Nachzahlung, ſo fällt dieſe trotzdem in 
Höhe der Spende weg. Für den abgelöſten Teilbetrag bleiben 
auch die Verzugszinſen und Verzugszuſchläge unerhoben. Der 
Pflichtige kann aber auch mit der Spende ſeine früheren An⸗ 
gaben berichtigen, und er muß es tun, wenn ſich die Unrichtig⸗ 
keiten weiterhin auswirken, da er für die ſpätere Zeit keine 
Vergünſtigung mehr genießt. 

3. In Höhe der Spende zuzüglich des Aufgeldes wird die 
verkürzte Steuer nicht nacherhoben. Das Veranlagungsver⸗ 
fahren ſelbſt wird von dieſer Ablöſung nicht berührt, ſondern 
ob nachveranlagt werden kann und die Bilanzen berichtigt 
werden müſſen, beſtimmt ſich nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der Abgabenordnung und des Einkommenſteuer⸗ 
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geſetzes bzw. den Grundſätzen der Bilanzidentität und ⸗konti⸗ 
nuität. Eine Sonderregelung, wie fie 8 17a St Amneſt VO. 
enthielt, iſt im Geſetz nicht getroffen. Das erſcheint auch er⸗ 
träglich, da ja keine völlige Befreiung von den Nachzahlun⸗ 
gen eintritt, ſondern dieſe in der Form einer freiwilligen 
Spende tatſächlich geleiſtet werden müſſen. Damit entfallen 
die ganzen Zweifelfragen, die der 8 17a StAmneſtVO. mit 
ſich brachte. 
III. 


Durch Hingabe des Spendenſcheins kann auch Straffrei⸗ 
heit für Steuerzuwiderhandlungen erlangt werden, und zwar 
ſchon dann, wenn der verkürzte Steuerbetrag mindeſtens zur 
Hälfte abgelöſt wird, wobei das Aufgeld mitrechnet (8 6 Abſ. 2 
Ziff. 2 ArbSpendGG.). Soweit die Spende den verkürzten 
Steuerbetrag nicht deckt, muß er auch im Falle der Straf- 
freiheit einſchl. der Verzugszinſen nachgezahlt werden (a. A. 
anſcheinend Koppe: DSL}. 1933, 223). 

1. Die Straffreiheit erſtreckt ſich auf alle vor dem 1. Juni 
1933 begangenen Steuerzuwiderhandlungen, für die eine Ab⸗ 
löſung gemäß 8 6 Abſ. 1 Ziff. 2 ArbSpend®. zuläſſig iſt. 
Durch Spenden können daher auch Steuerzuwiderhandlungen 
abgegolten werden, die bereits unter die Steueramneſtieverord⸗ 
nung fielen, wenn die Anzeige ſeinerzeit unterlaſſen wurde. 
Dagegen bleiben alle vor dem 1. Jan. 1928 liegenden Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen amneſtiert, ſoweit hierfür nach § 16 Abs. 2 
und 3 StAmneſtVO. eine Anzeige nicht erforderlich war ). 

2. Die Höhe des Ablöſungsbetrages richtet ſich nach der 
Höhe der durch die Steuerzuwiderhandlung verkürzten Steuer. 
Liegen mehrere ſelbſtändige Zuwiderhandlungen vor (8 74 
RStGGB.), dann kommt es auf die Höhe der durch die einzelne 
Steuerzuwiderhandlung verkürzten Steuer an. Es fällt die 
Strafe für die Steuerzuwiderhandlung weg, deren Verkür⸗ 
zung zur Hälfte abgelöſt iſt. Iſt z. B. Einkommen⸗ und Ver⸗ 
mögenſteuer hinterzogen, ſo fällt die Strafe für die Vermögen⸗ 
ſteuerhinterziehung weg, wenn hierfür die Nachzahlung zur 
Hälfte abgelöſt iſt, während ſie für die Einkommenſteuerhinter⸗ 
ziehung beſtehen bleibt. Worauf der Pflichtige ſeine Spende 
angerechnet wiſſen will, iſt feiner Beſtimmung überlaſſen. Es 
iſt daher im Gegenſatz zu 8 18 Nr. 2 StAmneſt O. Teil⸗ 
amneſtie nicht ausgeſchloſſen, und es iſt nicht Vorausſetzung, 
daß der geſamte Betrag ſämtlicher ſeit dem 1. Juni 1933 ver⸗ 
kürzten Steuern abgelöſt wird. Erreicht die Spende nicht die 
Hälfte der Steuerverkürzung, dann fallen zwar inſoweit die 
Nachzahlungen fort, aber die Strafbarkeit iſt in vollem Um⸗ 
fange gegeben. hc 

Ob den Steuerpflichtigen daran, daß er einen zu niedri⸗ 
gen Betrag ſpendete, ein Verſchulden trifft oder nicht, iſt un⸗ 
erheblich. Die Spende braucht von vornherein nicht im Hin⸗ 
blick auf beſtimmte Tatbeſtände gegeben zu werden, und der 
Spendenſchein kann ſpäter ſo verwendet werden, wie es dem 
Steuerpflichtigen am zweckmäßigſten erſcheint. 

3. Werden mehrere Steuerzuwiderhandlungen in Tatein⸗ 
heit begangen (8 73 R StGB.), dann halte ich ebenfalls die 
Ablöſung einer der verkürzten Steuern für ausreichend, damit 
eine teilweiſe Straffreiheit eintritt. Auch die Idealkonkurrenz 
ſtellt eine Verbrechenskonkurrenz dar, und nicht die Straftat, 
ſondern nur die Strafandrohung wird abſorbiert. Wenn alſo 
Einkommen⸗ und Umſatzſteuer durch ein und dieſelbe Hand⸗ 
lung hinterzogen werden und die Spende beträgt die Hälfte 


4) Vgl. Hefner: StW. 1933, 774. 
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der Umſatzſteuernachzahlung, dann kann nur wegen der Ein⸗ 
kommenſteuerhinterziehung beſtraft werden. Ich möchte über⸗ 
haupt davon ausgehen, daß die Ablöſung jeder Steuer für 
ſich inſoweit von der Strafe befreit, gleichgültig, in welchem 
ſtrafrechtlichen Zuſammenhang die verſchiedenen Steuerverkür⸗ 
zungen zueinander ſtehen. Dabei bildet bei Steuern, die ſich 
nach einem Zeitraum bemeſſen, jeder Steuerabſchnitt einen 
beſonderen ſelbſtändigen Steuerfall (vgl. Rö. v. 8. März 
1933, IA 417/32). Daher möchte ich auch bei Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang Straffreiheit inſoweit zulaſſen, als die für den 
einzelnen Steuerabſchnitt zu leiſtende Nachzahlung abgelöſt 
wird, auch wenn ſtrafrechtlich die Verkürzungen der einzelnen 
Steuerabſchnitte als unſelbſtändige Ausführungs handlungen 
anzuſehen find. Liegt eine fortgeſetzte Einkommenſteuerhinter⸗ 
ziehung für die Jahre 1929, 1930 und 1931 vor und die 
Spende reicht nur zur Ablöſung der Nachzahlungen für 1929 
und 1930 aus, dann würde ich Strafbarkeit nur wegen der 
Hinterziehung 1931 für gegeben halten. 

4. Die Straffreiheit tritt ein gegenüber ſämtlichen an der 
Steuerzuwiderhandlung Beteiligten, wenn nur einer von ihnen 
die Spende in der erforderlichen Höhe leiſtet (8 6 Abſ. 2 
Nr. 2). Das entſpricht der in 8 15 DurchfBeſt. zur 1. St⸗ 
AmneſtVoO. getroffenen Regelung und bezieht ſich auf die 
ſubjektiv Beteiligten, nicht dagegen auf die Beteiligung meh⸗ 
rerer am Steuerobjekt. Bei geſamtſchuldneriſcher Haftung 
werden durch die Spende eines der Mitſchuldner auch die üb⸗ 
rigen Haftenden von der Nachzahlung befreit. 


5. Straffreiheit iſt ausgeſchloſſen, wenn dem Steuer⸗ 
pflichtigen vor Leiſtung der Spende eröffnet worden iſt, daß 
die Steuerbehörde Kenntnis von der Steuerverkürzung hat 
(8 8 Abſ. 2 ArbSpend®.). Was unter „eröffnen“ zu ver⸗ 
ſtehen iſt, hat der Reichsfinanzhof in einer Reihe von Urteilen 
zu 818 Nr. 3 StAmneſtVO. geklärt, worauf verwieſen wer⸗ 
den kann. Auch wenn keine Steuerzuwiderhandlung vorliegt, 
iſt eine Eröffnung inſofern von Bedeutung, als dann die 
Nachzahlungen einſchließlich Verzugszinſen und ⸗zuſchlägen 
geleiſtet werden müſſen (88 Abſ. 2 ArbSpend®.). Im 
Gegenſatz zur Steueramneſtieverordnung iſt auch eine während 
der Spendenfriſt erfolgende Eröffnung wirkſam. 


IV. 


In ſeinem Gutachten vom 23. Jan. 1933 — GrS D 3/32 
hat der Reichsfinanzhof es für zuläffig erklärt, daß wegen der 
unter die StAmneſtVoO. fallenden Tatbeftände nach Ablauf 
der Amneſtiefriſt noch tätige Reue gemäß 8 410 AD. geübt 
werden kann, und zwar auch gegenüber dem im $ 15 2. St⸗ 
AmneſtVO. v. 19. Sept. 1931 aufgeſtellten Sondertatbeſtand 
bezüglich der Vermögenſteuererklärung 1931. Der Steuer⸗ 
pflichtige kann daher auch jetzt noch, ſtatt zu ſpenden, tätige 
Reue üben und auch nach Ablauf der Spendenfriſt durch 
tätige Reue noch Straffreiheit erlangen, denn eine Verpflich⸗ 
tung zur Selbſtanzeige beſteht außer den durch das Geſetz 
gegen den Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft betroffenen 
Werten nach dem Arbeitsſpendengeſetz nicht. Ob die in Aus⸗ 
ſicht geſtellte Durchführungsverordnung zum Arbeitsſpenden⸗ 
geſetz in dieſer Richtung noch weitere Beſtimmungen bringt, 
bleibt abzuwarten (vgl. Staatsſekr. Reinhardt a. a. O. und 
8 22 der inzwiſchen erlaſſenen DurchfVO. v. 28. Juni 1933 
zum Geſetz gegen den Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft; 
ferner Hefner: StW. 1938, 774). 


—— ̈wꝓñ—— —— —— 


Allgemeine Beſtandsaufnahme des Auslandsbeſitzes nach dem Geſetz 
gegen verrat der deutſchen volkswirtſchaft. 


Deviſen⸗ und Steueramneſtie für Auslandsbeſitz. 
Von Rechtsanwalt Dr. Heinz Meilicke, Berlin⸗Charlottenburg. 


Das Geſetz gegen Verrat der deutſchen Volkswirtſchaft 
v. 12. Juni 1933 (RG Bl. I, 360; DurchfVBO. v. 28. Juni 
1933: NGBl. I, 413) dient einer Beſtandsaufnahme der im 
Ausland befindlichen Vermögenſtücke (nachſtehend „Auslands⸗ 


werte“ genannt) und der im Ausland oder Inland befind⸗ 
lichen Deviſen nach dem Stande vom 1. Juni 1933. Die 
Beſtandsaufnahme wird durch eine allgemeine Anzeigepflicht 
geſichert, zu deren Erfüllung durch Gewährung einer weit⸗ 
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herzigen Steuer» und Deviſenamneſtie angehalten, deren Nicht⸗ 
erfüllung dagegen durch hohe Strafen geſühnt wird. 


I. Anzeigepflichtige Auslandswerte. 
Auslandswerte ſind alle Vermögenſtücke, die am 1. Juni 
3 


1. ſich nicht innerhalb des Gebietes der deutſchen Steuer⸗ 
hoheit oder innerhalb des Saargebietes befanden; 

2. zuſammen mehr als 1000 RM Wert hatten und 

3. zur deutſchen Vermögenſteuer vermögenſteuerpflichtig 
waren. 

Das Geſetz ſtellt zunächſt als viertes Erfordernis auf, daß 
die Auslandswerte vor dem 1. Juni 1933 dem Finanzamt 
nicht angegeben worden ſind; da aber einmal bei Wechſel in 
der Anlage des Auslandswertes oder bei Umwandlung eines 
Inlandswertes in einen Auslandswert eine Anzeigepflicht 
beſteht, außerdem bei den dem Finanzamt vor dem 1. Juni 
1933 bekanntgegebenen Auslandswerten nach der DurchfVO. 
eine Verpflichtung zur genauen Spezifizierung und Ergän⸗ 
zung beſteht, wird in der Praxis dieſes vierte Erfordernis eine 
nur geringfügige Rolle ſpielen. 

§ 2 des Geſetzes enthält einen eingehenden Katalog der 
anzeigepflichtigen Auslandswerte. Hervorzuheben ſind 
als anzeigepflichtig: 

a) Reichsmark⸗ und Goldmarkhypothekenforderungen, die 
durch Hypotheken an inlandiſchem Grundbeſitz geſichert find, 
wenn der perſönliche Schuldner ein Ausländer iſt (8 6 Ziff. 2 
DurchfVO.). 

b) Beteiligungen an ausländiſchen Geſellſchaften, gleich⸗ 
gültig, ob fie in Wertpapieren (Share-Certificates z. B.) ver⸗ 
brieft ſind oder nicht, ob die die Beteiligung verbriefenden 
Wertpapiere im Inlande oder Auslande liegen, und aus⸗ 
ländiſche Obligationen; 

e) im Auslande befindliche deutſche Wertpapiere; 

d) Patente und Urheberrechte, die im Ausland eingetra⸗ 
gen oder auch nur angemeldet ſind; 

e) im Auslande befindliche Warenlager. 

Anzeigefrei ſind: 

a) was nicht der Vermögenſteuer unterliegt (die ver⸗ 
mögenſteuerfreie Grenze von 20000 AM bleibt außer Be⸗ 
tracht), z. B. Hausrat, beſchlagnahmtes, aber noch nicht frei⸗ 
gegebenes Auslandsvermögen, noch nicht fällige Anſprüche 
aus Lebensverſicherungen, wenn der Wert ſämtlicher In⸗ 
lands⸗ und Auslandsverſicherungen 5000 RM nicht überſteigt 
(vgl. 8 10 DurchfVO.); 

p) Auslandsvermögen, bezüglich deſſen ein bis zum 
31. März 1934 laufendes Pauſchalierungsabkommen über die 
Abgeltung der Vermögenſteuer nach $ 20 VermStöG. geſchloſ⸗ 
ſen worden iſt (8 11 DurchfVO.); 

c) Auslandsvermögen, das durch Doppelbeſteuerungsver⸗ 
träge von der Vermögenſteuer freigeſtellt worden iſt (8 10 
DurchfVO.). 


II. Anzeigepflichtige Deviſen. 

Anzeigepflichtige Deviſen ſind ſolche, die am 1. Juni 1933 

1. einen Wert von mehr als 200 RM hatten und 

2. anbietungspflichtig waren, aber vor dem 1. Juni 1933 
der Reichsbank nicht angeboten worden ſind. 

Die anzeige⸗ und anbietungspflichtigen Deviſen ſind in 
8 3 des Geſetzes einzeln katalogiſiert. Hervorzuheben find: 

a) Anſprüche aus Währungskonten bei inländiſchen Kre⸗ 
ditinſtituten; 

b) Forderungen in ausländiſcher Währung mit Effektiv⸗ 
klauſel gegen ausländiſche Schuldner; 

c) nach dem 12. Juli 1931 erworbene ausländiſche Wert⸗ 
papiere und ſog. Auslandsbonds. 

Anzeigefrei ſind: 

a) Deviſen, für die am 14. Juni 1933, dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes, aus rechtlichen und tatſächlichen Gründen 
eine Anbietungsmöglichkeit nicht mehr beſtand; 

b) Deviſen, die bis zum Ablauf des 31. Aug. 1933 der 
Reichsbank oder einer Deviſenbank angeboten worden ſind 
(83 Abſ. 2). Deviſenandienung erſetzt Deviſen⸗ 
anzeige; 
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c) zertifizierte Auslandsbonds. 

Anzeigefreie Deviſen ſind aber, wenn ſie zu den Aus⸗ 
landswerten rechnen (ſ. o. I), als ſolche anzeigepflichtig. 

Die Anzeige von Deviſen wirkt wie ein Deviſenangebot 
(5 5 Abſ. 2). Deviſenanzeige erſetzt Deviſenandie⸗ 
nung. 


III. Anzeigepflichtige Perſonen 


ſind diejenigen Perſonen, die am 1. Juni 1933 

1. mit den Auslandswerten vermögenſteuerpflichtig, 

2. mit den Deviſen anbietungspflichtig waren. 

In beiden Fällen fonımt es alſo darauf an, daß die Per⸗ 
fonen am 1. Juni 1933 in Deutſchland ihren Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt hatten. Aber auch Perſonen, die nur 
beſchränkt ſteuerpflichtig ſind, dürften anzeigepflichtig ſein, 
ſo daß ausländiſche Gläubiger von auf inländiſchen Grund⸗ 
ſtücken geſicherten Hypotheken anzeigepflichtig ſind, wenn die 
perſönlichen Schuldner Ausländer ſind. 


IV. Form und Friſt der Anzeige. 


Die Anzeige erfolgt bei dem zuſtändigen Finanzamt 
(8 5), ſchriftlich oder zu Protokoll (8 16 DurchfVoO.), und 
kann auf einem Vordruck erſtattet werden. Die Erforderniſſe 
an den Inhalt der Anzeige find in den 88 17—18 Durchf⸗ 
VO. niedergelegt. Die Anzeige muß bis zum 31. Aug. 1933 
erſtattet werden, kann aber auf Antrag bis längſtens 31. Okt. 
1933 verlängert werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


V. Steueramneſtie. 


Werden anzeigepflichtige Auslandswerte oder Deviſen 
innerhalb der Anzeigefriſt dem Finanzamt angezeigt, ſo tritt 
als Amneſtiewirkung ein: 

1. Straffreiheit (auch Befreiung von Diſziplinar⸗ 
ſtrafe) für alle Steuerzuwiderhandlungen, die vor dem 
14. Juni 1933 begangen worden ſind, hinſichtlich: 

a) der angezeigten Werte oder der Werte, die zum Er⸗ 
werb der angezeigten Werte mittelbar oder unmittelbar ver⸗ 
wendet worden ſind; 

b) hinſichtlich des Ertrages und des Einkommens aus den 
vorſtehenden Werten; 

c) hinſichtlich des Umſatzes, der die in a und b bezeich⸗ 
neten Werte betrifft. 

Die 2. St AmneſtVOO. hat bekanntlich in 8 15 einen Son⸗ 
derſtraftatbeſtand für die unrichtige Abgabe der Vermögens⸗ 
erklärung per 1. Jan. 1931 geſchaffen. Die amneſtierten 
Steuerzuwiderhandlungen dürften Vergehen gegen § 15 der 
2. St AmneſtVO. einſchließen, fo daß durch eine Anzeige auch 
hierfür Amneſtie erwirkt wird (vgl. Gutachten des RFh. 
Reichsſteuerblatt 1933, 387). 

2. Freiheit von Zins⸗ und Verzugs zuſchlä⸗ 
gen auf die nachzuzahlenden Steuern für die Zeit vor dem 
1. Sept. 1933. 

Beiſpiel: Ein Kaufmann hat im Jahre 1930 ein ge⸗ 
werbliches Einkommen von 4000 F verſchwiegen, das er im 
Ausland im Frühjahr 1931 in ausländiſchen Werten angelegt 
hat. Es wird von Strafe für die Nichtangabe in der Um⸗ 
lag», Einkommen⸗, Gewerbeertragſteuererklärung 1930 und in 
der Vermögenſteuererklärung per 1. Jan. 1931 ſowie für 
Nichtangabe der Zinſen in den folgenden Einkommen⸗ und 
Gewerbeertragſteuererklärungen frei. Er hat aber die ver⸗ 
kürzte Umſatz⸗, Einkommen⸗, Gewerbeertrag⸗ und Vermögen⸗ 
ſteuer nachzuzahlen. Doch ſind die nachzuzahlenden — hin⸗ 
terzogenen — Steuerbeträge ſtatt vom Tage, an dem die 
Steuerſchuld entſtanden iſt (für die Einkommenſteuer alſo 
vom 1. Jan. 1931 ab; vgl. § 126 AD.), erſt vom 1. Sept. 
1933 ab zu verzinſen, was von größter finanzieller Bedeu⸗ 
tung iſt. 

3. Ausſchluß der Steueramneſtie: Die Amneſtie⸗ 
wirkung iſt aber nach dem Volksverratsgeſetz in zwei Fällen 
ausgeſchloſſen: 

a) Soweit anzeigepflichtige Vermögensſtücke, bevor die An⸗ 
zeige dem Finanzamt zugeht, einem Beamten einer Behörde, die 
Steuern vom Einkommen, vom Ertrag, vom Vermögen und vom 
Umſatz verwaltet, alſo z. B. einem beamteten oder angeſtellten 
Buchprüfer der Reichsfinanzverwaltung, einem Beamten eines 
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Finanzamtes oder Landesfinanzamtes bekannt geworden ſind 
(87 Il des Geſ.; 820 DurchfVO.). Die Kenntnis eines Be⸗ 
amten der Zollfahndungsſtelle oder eines Beamten der De⸗ 
viſenbewirtſchaftungsſtelle genügt dagegen nicht, die Steuer⸗ 
amneſtiewirkungen zu verhindern; jedoch kann möglicherweise 
dadurch die Deviſenamneſtie ausgeſchloſſen werden (ſ. unten VI). 

Während die 1. Steueramneſtieverordnung die Steuer⸗ 
amneſtie nur dann ausſchloß, wenn die Kenntnis von den bis⸗ 
her nicht angegebenen ſteuerpflichtigen Werten dem Pilich- 
tigen eröffnet worden war (8 18 Ziff. 3 1. StAmneſt VO.) 
und die in dem Arbeitsſpendengeſetz für Inlandsbeſitz vorge⸗ 
ſehene Steueramneſtie in § 8 II eine Beſtimmung faſt gleichen 
Wortlauts kennt, tritt die für den Auslandsbeſitz vorgeſehene 
Steueramneſtie bereits dann nicht ein, wenn die anzeige⸗ 
pflichtigen Werte einer Steuerbehörde nur bekannt geworden 
ſind, mag auch der Pflichtige von dieſem Bekanntſein nicht die 
leiſeſte Ahnung haben. Der Steuerpflichtige, der deshalb an⸗ 
zeigepflichtige Auslandswerte oder Deviſen im Vertrauen auf 
die Amneſtiewirkungen anzeigt, kann ſehr unangenehme Über⸗ 
raſchungen erleben, wenn ſich irgendwo in den Steuerakten 
eine — vielleicht bisher gänzlich unbeachtete — Angabe der 
anzeigepflichtigen Werte von dritter Seite findet. Man wird 
aber fordern müſſen, daß die anzeigepflichtigen Werte nur 
dann der Steuerbehörde bekannt ſind, wenn ſie genau den 
Umfang dieſer Werte kennt. Hat die Steuerbehörde durch 
einen im Ausland tätigen Agenten Kenntnis davon erhalten, 
daß ein Pflichtiger bei einer Schweizer Bank ein Franken⸗ 
konto unterhält, ohne die Höhe dieſes Kontos zu kennen, ſo 
wird dies nicht genügen, um die Steueramneſtie auszu⸗ 
ſchließen (ebenfo Conrad Böttcher in der Kartenauskunftei 
Abt. Steuerrecht Karte Auslandsbeſitz IX 1 unter III I b). 

b) Wenn die zu wenig gezahlte Steuer nicht innerhalb 
einer Friſt entrichtet wird, die in dem Beſcheid über die 
Steuernachforderung zu beſtimmen iſt. Dieſe Beſtimmung ent⸗ 
ſpricht der Regelung für die tätige Reue in § 410 AD. 


VI. Deviſenamneſtie. 


Wie die Deviſenanzeige durch Deviſenandienung erſetzt 
werden kann (f. o. II b.), jo kann Deviſenamneſtie 

1. durch Deviſenanzeige an das Finanzamt, 

2. durch Deviſenandienung erworben werden. 

Die Deviſenamneſtie ift ſowohl in § 7 des Gel. wie in 
823 Durchf. geregelt und beſteht in Straffreiheit für alle 
Deviſenzuwiderhandlungen, die vor dem 14. Juni 1933, ſo⸗ 
weit die Amneſtie durch das Geſetz ſelbſt geſchaffen worden iſt, 
und vor dem 1. Juli 1933, ſoweit die Amneſtie erſt durch die 
DurchfVO. geſchaffen worden iſt, begangen worden ſind. Sie 
gilt für Deviſenzuwiderhandlungen hinſichtlich 

a) der angezeigten oder angedienten Deviſen oder der 
Werte, die zum Erwerb der angezeigten oder angedienten De⸗ 
viſen unmittelbar oder mittelbar verwendet worden ſind; 

b) hinſichtlich des Ertrages oder des Einkommens aus 
den vorſtehenden Werten; / 

e) hinſichtlich des Umſatzes, der die in a und b bezeich⸗ 
neten Werte betrifft. 

1. Deviſenamneſtie durch Deviſenanzeige an 
das Finanzamt. Die Deviſenamneſtie durch Deviſen⸗ 
anzeige iſt ausgeſchloſſen, ſoweit anzeigepflichtige Deviſen vor 
Erſtattung der Anzeige der Reichshauptbank, einer Reichs⸗ 
bankhauptſtelle, einer Reichsbankſtelle, oder Reichsbankneben⸗ 
ftelfe, dem Reichswirtſchaftsminiſterium, einer Stelle für De⸗ 
viſenbewirtſchaftung, der Zollfahndungsſtelle oder einer Straf⸗ 
verfolgungsbehörde bekannt geworden find ($ 7 IV des Geſ., 
8.20 DurchfVO.). Eröffnung braucht alſo auch hier nicht 
hinzukommen: andererſeits ſchließt eine Kenntnis des Finanz⸗ 
amtes zwar Steueramneſtie, nicht aber Deviſenamneſtie aus, 
ſo daß die Anzeige von Deviſen unter Umſtänden zwar 
Steueramneſtie, nicht aber Deviſenamneſtie herbeiführen kann. 

2. Deviſenamneſtie durch Deviſenandienung. 

a) Deviſenandienung nicht rechtzeitig ange» 
botener Deviſen. Für Deviſen, die vor dem 1. Juni 1933 
der Reichsbank hätten angedient werden müſſen und, zwar 
nicht rechtzeitig, aber nachträglich der Reichsbank unmittelbar 
oder durch Vermittlung einer Deviſenbank angedient worden 
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ſind oder noch bis 31. Aug. 1933 angedient werden, tritt 
Deviſenamneſtie ein (8 23 1 DurchfVO.). 

Wer deshalb im Herbſt 1932 angefallene Deviſen nicht 
binnen drei Tagen nach Anfall angedient hat, aber die An⸗ 
dienung im Frühjahr 1933 nachgeholt hat oder noch bis 
31. Aug. 1933 nachholt, wird amneſtiert. 

b) Deviſenandienung und Anzeige an die 
Reichsbank für am 14. Juni 1933 verbrauchte De⸗ 
viſen. Für am 14. Juni. 1933 verbrauchte Deviſen, deren 
Andienung durch den Verbrauch rechtlich oder tatſächlich un⸗ 
möglich geworden iſt, tritt Straffreiheit ein, wenn die Deviſen 
bis zum 31. Aug. 1933 der Reichsbank (nicht dem Finanzamt) 
angezeigt werden und wenn außerdem innerhalb einer von 
der Reichsbank zu beſtimmenden Friſt Deviſen in Höhe eines 
Betrages angedient werden, den die Reichsbank beſtimmt 
(8 23 II DurchfVO.; 8 7 V des Geſ.). 

Wer deshalb für verbrauchte Deviſen nicht die von der 
Reichsbank zu beſtimmende Deviſenmenge aus den Auslands⸗ 
werten, in die die verbrauchten Deviſen umgewandelt wor⸗ 
den ſind, oder aus anderen Auslandswerten herbeizuſchaffen 
vermag, kann Deviſenamneſtie nicht erlangen. Ob die Reichs⸗ 
bank auf die Anforderung von Erſatzdeviſen verzichten und 
dadurch einem Anzeigenden Amneſtie verſchaffen kann, er⸗ 
ſcheint zweifelhaft. 

e) Ausſchluß der Deviſenamneſtie durch De⸗ 
viſenandienung. Wie die Deviſenamneſtie durch Anzeige 
an das Finanzamt, ſo iſt auch die Deviſenamneſtie durch An⸗ 
dienung bei Kenntnis der oben unter VI 1 erwähnten behörd⸗ 
lichen Stellen ausgeſchloſſen. 

Außerdem wird aber die Deviſenamneſtie durch De⸗ 
viſenandienung in Anlehnung an die tätige Reue nach $ 410 
AD. ausgeſchloſſen, wenn die Andienung durch eine unmittel⸗ 
bare Gefahr der Entdeckung veranlaßt worden iſt (8 23 IV 
Durchf.). Sind aber Deviſen verbraucht und in Auslands⸗ 
werte umgewandelt worden, die nach dem Volksverratsgeſetz 
anzeigepflichtig ſind, ſo gilt dieſes weitere Erfordernis nicht; 
die Deviſenamneſtie wird alſo dann nur durch behördliche 
Kenntnis ausgeſchloſſen (8 7 V). 


VII. Umfang der Amueſtie. 


Die Steuer- und Deviſenamneſtie umfaſſen m. E. nicht 
ſolche Verbrechen oder Vergehen, die unmittelbar im Zuſam⸗ 
menhang, ſei es in Tateinheit oder in Tatmehrheit, mit einer 
amneſtierten Steuer⸗ oder Deviſenzuwiderhandlung begangen 
worden ſind. Hat jemand eine falſche eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rung gegenüber der Reichsbank abgegeben, ein Vergehen, das 
nicht unter den Begriff der Deviſenzuwiderhandlung — Zu⸗ 
widerhandlung gegen die Dev. und ihre Durchf VO. ge⸗ 
bracht werden kann, ſo wird er Straffreiheit hierfür nicht 
erwerben. Bent: Lay; 

Die Steuer- und Deviſenamneſtie gilt ferner ſeltſamer⸗ 
weiſe (im Gegenſatz zur Steueramneſtie 1931 und zur Steuer⸗ 
amneſtie nach dem Arbeitsſpendengeſetz) nicht für Mittäter 
und Gehilfen. Zwar kommt eine Finanzamtsanzeige oder eine 
Deviſenandienung oder eine Reichsbankanzeige in gleicher 
Weiſe wie dem Anzeige- oder Anbietungspflichtigen den üb⸗ 
rigen Anzeige⸗ und Anbietungspflichtigen zugute (8 4 II des 
Geſ.; § 23 / DurchfVo.), fo daß durch die Anzeige von ver⸗ 
ſchwiegenen Auslandswerten ſeitens eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers auch der an der Verſchweigung mitbeteiligte Erbe 
ſtraffrei wird; aber ein nicht anzeige⸗ oder anbietungspflich⸗ 
tiger Mittäter oder Gehilfe erlangt durch die Anzeige des 
anzeigepflichtigen Haupttäters keine Straffreiheit. Dem Buch⸗ 
halter, der an einer Steuerzuwiderhandlung des Geſchäfts⸗ 
herrn beteiligt war, kommt alſo die von dem Geſchäftsherrn 
erwirkte Steuer⸗ und Deviſenamneſtie nicht zugute. 


VIII. Verhältnis zur Steueramneſtie durch Arbeitsſpende. 


Die Steueramneſtie nach dem Volksverratsgeſetz wird er⸗ 
gänzt durch die Steueramneſtie mittels Arbeitsſpende (hier⸗ 
über Rege. Dr. Fürholzer [Gera] über „Der Spenden⸗ 
ſchein und feine ſteuerliche Auswirkung nach dem Geſetz zur 
Verminderung der Arbeitsloſigkeit vom 1. Juni 1933 Ab⸗ 
ſchnitt III“ = JW. 1933, 1625). Die letztere gilt nicht für 
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Vermögenſtücke, die jih am 1. Juni 1933 im Ausland befan- 
den, und für Deviſen, die am 1. Juni 1933 anbietungspflich⸗ 
tig waren, gleichgültig, ob ſie im Inland oder im Ausland 
waren. Der Begriff der Vermögensſtücke im Ausland und der 
Deviſen im Arbeitsſpendengeſetz wird in Übereinftimmung mit 
den Vorſchriften des Volksverratsgeſetzes auszulegen ſein, ſo 
daß alſo Hier Überſchneidungen kaum vorkommen dürften. 

Wohl aber überſchneiden ſich die Steueramneſtie nach dem 
Arbeitsſpendengeſetz und die Deviſenamneſtie nach dem Volks⸗ 
verratsgeſetz. Für am 1. Juni 1933 verbrauchte Deviſen 
kann zwar Deviſenamneſtie, nicht aber Steueramneſtie nach 
dem Volksverratsgeſetz erworben werden. Für den Erwerb 
der Steueramneſtie iſt aber die Möglichkeit einer Zeichnung 
von Arbeitsſpende gegeben, die neben Straffreiheit und Frei⸗ 
heit von Verzugszinſen auch noch eine Ablöſung der verkürzten 
Steuerbeträge durch Zeichnung von Arbeitsſpende in Höhe 
von vier Fünftel des verkürzten Betrages gewährt. 
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IX. Strafe bei Nichterfüllung der Anzeigepflicht. 

Bei Nichterfüllung der Anzeigepflicht werden Perſonen, 
die am 14. Juni 1933 Angehörige des Deutſchen Reiches 
waren (gleichgültig, ob ſie daneben Angehörige eines anderen 
Staates waren), mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren, bei 
mildernden Umſtänden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
ſowie mit Ehrverluſt beſtraft. Die fahrläffige Nichterfüllung 
der Anzeigepflicht wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
beſtraft. 

Perſonen, die am 14. Juni 1933 nicht Angehörige des 
Deutſchen Reiches waren, werden bei Verletzung der An⸗ 
zeigepflicht mit Gefängnis beſtraft. Über die Aburteilung ent⸗ 
ſcheiden die Sondergerichte. 

Wichtig iſt, daß unverſchuldeter Irrtum über das Be⸗ 
ſtehen der Anzeigepflicht nicht entſchuldigt, weil die Anwend⸗ 
barkeit des für Steuerzuwiderhandlungen geltenden 8 395 
AD. ausgeſchloſſen worden iſt. 


Bäuerliches Erbhofrecht und hannoverſches Höfegeſetz. 


Von Rechtsanwalt Dr. Oehlſchläger, Lüneburg. 


Der Umſtand, daß in dem neuen preuß. Geſetze über das 
bäuerliche Erbhofrecht die Bildung des Erbhofgerichtes für 
ganz Preußen beim OLG. Celle vorgeſehen iſt, ſowie die 
Bezugnahme auf eine Reihe von Beſtimmungen des Hanno⸗ 
verſchen Höfegeſetzes im Geſetze über die Zwangsauflöſung der 
Familiengüter zeigen, daß für die Ausbildung eines beſon⸗ 
deren Höferechtes die bäuerlichen Verhältniſſe Hannovers von 
beſonderer Bedeutung geweſen ſind. Die Anſicht v. Zwehls 
(JW. 1933, 1289 ff.), daß der Bauer bisher von der Ein⸗ 
tragung in die Anerbenrolle wenig Gebrauch gemacht habe, 
trifft jedenfalls für Hannover durchaus nicht zu. Hier iſt es 
eine Ausnahme, wenn ein Hof nicht in die Höferolle einge⸗ 
tragen iſt, da die bäuerliche Bevölkerung durchaus den 
Wunſch hat, die Höfe in ihrem Beſtande zu erhalten. Auch 
für die zur Rechtsanwendung Berufenen in den anderen Lan⸗ 
desteilen wird daher eine vergleichende Gegenüberſtellung der 
Beſtimmungen des bisherigen Hannoverſchen Höfegeſetzes und 
der Beſtimmungen des neuen preuß. Geſetzes über das bäuer⸗ 
liche Erbhofrecht von Intereſſe ſein ). 

Folgende Gruppen von Vorſchriften kommen zur Ge⸗ 
winnung eines überblides in Betracht: 

1. Eintragungsfähigkeit. 

Bisheriges Recht: Jede land⸗ und forſtwirtſchaft⸗ 
liche, mit einem Wohnhauſe verſehene Beſitzung kann in die 
Höferolle eingetragen werden (8 1 Höfe.). 

Neues Recht: Der Erbhof muß mindeſtens zur Er⸗ 
nährung und Erhaltung einer bäuerlichen Familie ausreichen 
(Ackernahrung). Er darf nicht ſo groß ſein, daß ſeine Bewirt⸗ 
ſchaftung nicht mehr von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke 
erfolgen kann (8 3 des neuen Geſ.). Landwirtſchaftlicher Be⸗ 
ſitz, der nicht die Größe einer Ackernahrung hat, kann auf 
Antrag des Eigentümers in die Erbhöferolle eingetragen wer⸗ 
den, jedoch nur mit Zuſtimmung der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
rufsvertretung (8 22). 


2. Einfluß des Willens des Eigentümers auf 
die Entſtehung des Erbhofrechtes. 

Bisheriges Recht: Eintragung in die Höferolle er⸗ 
folgt nur auf Antrag des Eigentümers. Dieſer kann die 
Eintragung jederzeit wieder löſchen laſſen. 

Neues Recht: In den Gebieten mit Anerbenſitte 
(dazu gehört u. a. der ganze OLGBezirk Celle) erfolgt die 
Eintragung der eintragungsfähigen Höfe (Höfe mit Acker⸗ 
nahrung) in die Erbhöferolle von Amts wegen (8 4). 
Eine Löſchung iſt infolgedeſſen auch nicht möglich. 

Dagegen erfolgt die Eintragung des Kleinbeſitzes nur 
auf Antrag des Eigentümers ($ 22). Der Kleinbeſitzer kann 
die Eintragung auch jederzeit wieder löſchen laſſen. 


) Im Folgenden tft das bisherige Hannoverſche Höfegeſetz 
mit „Höfegeſetz“, das neue Preuß. Gef. v. 15. Mai 1933 über das 
Bäuerliche Erbhofrecht mit „Neues Geſetz“ bezeichnet. 


3. Wer iſt Anerbe? 

Bisheriges Recht: Abkömmlinge des Erblaſſers mit 
Vorzug nach dem Alter (nach den Söhnen die Töchter). Vor⸗ 
zug der leiblichen Kinder vor unehelichen Abkömmlingen. 
Nach den Abkömmlingen der Ehegatte des Erblaſſers; nach 
dem Ehegatten der Vater des Erblaſſers, nach dieſem die 
Mutter des Erblaſſers. Nach den Eltern des Erblaſſers die 
vollbürtigen Geſchwiſter des Erblaſſers und deren Abkömm⸗ 
linge, ſodann die halbbürtigen Geſchwiſter und deren Abkömm⸗ 
linge (8 10 Höfe.). 

Neues Recht: Hier muß der Kürze halber der Hinweis 

auf die umfangreiche „Anerbenordnung“ in § 12 des neuen 
Geſetzes genügen. 
Dieſe neue Anerbenfolgeordnung teilt ganz erhebliche 
Anderungen gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande auf, 
die wohl größtenteils auf dem Gedanken beruhen, daß die Ver⸗ 
erbung im Mannesſtamme begünſtigt werden ſoll. Nach bis⸗ 
herigem Rechte folgten auf die männlichen Abkömmlinge un⸗ 
mittelbar die weiblichen Abkömmlinge. Jetzt geht ihnen der 
Vater des Erblaſſers und bei Eintragung des Bruderrechtes 
auch die Brüder des Erblaſſers und deren Nachkommen im 
Mannesſtamme vor. Beſonders ſtark verändert iſt die Stel⸗ 
lung des Ehegatten des Erblaſſers. Bisher kam dieſer ſchon 
nach den Abkömmlingen des Erblaſſers an die Reihe lent⸗ 
ſprechend der vielfach in letztwilligen Verfügungen, nament⸗ 
lich Ehe⸗ und Erbverträgen, angewandten Regel „Längit 
Leib, längſt Gut“). Jetzt dagegen bildet der Ehegatte des 
Erblaſſers erſt die 8. und letzte Gruppe. 

In 813 iſt das Bruderrecht und das Jüngſtenrecht ge⸗ 
regelt, erſteres dahin, daß auf Antrag des Bauern eingetra⸗ 
gen werden kann, daß nach den Söhnen und Sohnesſöhnen 
des Erblaſſers zunächſt deſſen Bruder und Brudersſöhne nach 
dem Rechte der Erſtgeburt als Anerben berufen ſein ſollen. 
Der Eintragung bedarf ferner das ſogenannte „Jüngſten⸗ 
recht“, das darin beſteht, daß nicht der Altere, ſondern der 
Jüngere vorgeht. 


4. Möglichkeit einer von der geſetzlichen An- 
erbenfolgeordnung abweichenden Auswahl des 
Anerben. 

Bisheriges Recht: Das Recht des Eigentümers, über 
den Hof unter Lebenden oder von Todes wegen zu verfügen, 
wurde durch das Höfegeſetz nicht beſchränkt (88 20 u. 41 
Höfe.). Der Eigentümer konnte für den Fall, daß bei 
ſeinem Tode ein Anerbenrecht eintreten würde, beſtimmen, 
welche unter den zur Erbfolge berufenen Perſonen Anerbe 
ſein ſoll und, wenn nach ſeinem Tode ſeine Abkömmlinge als 
Anerben berufen ſein würden, daß ſein überlebender Ehe⸗ 
gatte befugt fein fol, unter den Abkömmlingen den Anerben 
zu wählen. 

Neues Recht: Übertragung des Erbhofes unter Leben⸗ 
den an einen Anerbenberechtigten nur mit Genehmigung des 
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Anerbengerichtes zuläſſig, die aber zu erteilen iſt, wenn der 
Übergabevertrag den Erbhof nicht über ſeine Kräfte hinaus 
belaſtet (8 5 Abſ. 4). Der Bauer kann ferner in der Form 
eines Teſtamentes oder einer vom Richter, Notar oder 
Gemeindevorſteher (letzteres neu) beglaubigten Erklärung dem 
Anerben unter den durch 8 12 zum Anerben Berufenen aus⸗ 
wählen (§ 6 Abſ. 1). Die Möglichkeit, die Auswahl einem 
anderen zu übertragen, iſt im neuen Geſetz etwas anders ge⸗ 
regelt als im Hann Höfech. Es kann dies Auswahlrecht nicht 
nur dem überlebenden Ehegatten, ſondern auch dem Vater des 
Erblaſſers eingeräumt werden, beides aber nur für den Fall, 
daß beim Tode des Erblaſſers der Anerbe noch nicht 25 Jahre 
alt, und nur ſo, daß zu der Auswahl die Genehmigung des 
Anerbengerichtes nötig iſt (8 14). 


5. Möglichkeit der Ausſchaltung des Erbhof⸗ 
rechtes. 

Bisheriges Recht: Durch Verfügung unter Lebenden 
konnte der Eigentümer den Hof veräußern, an wen er wollte 
(S 20 Abſ. 1 Höfe®.). 

Ebenſo konnte er auch durch Verfügung von Todes 
wegen zum Erben des Hofes einſetzen wen er wollte. Er 
konnte auch den Eintritt des Anerbenrechtes ausſchließen 
(8 20 Abſ. 2 und 3 Höfe.). Dazu kam noch die Moglich⸗ 
keit, die Eintragung des Hofes in die Höferolle jederzeit wieder 
löſchen zu laſſen. 

Neues Recht: Die Möglichkeit, durch Verfügung unter 
Lebenden das Erbhöferecht auszuſchalten, iſt jetzt ſehr ein⸗ 
geſchränkt, da zur rechtsgeſchäftlichen Veräußerung eines Erb⸗ 
hofes die Genehmigung des Anerbengerichtes erforderlich iſt. 

Dagegen hat das neue Geſetz für Verfügungen von 
Todes wegen, durch die das Erbhofrecht ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt wird, nur inſofern Erſchwerungen eingeführt, als 
eine ſolche Verfügung von Todes wegen der Form des öffent⸗ 
lichen Teſtamentes oder des Erbvertrages bedarf. Inhaltliche 
Beſchränkungen ſind aber für ſolche Verfügungen von Todes 
wegen nicht vorgeſehen (8 6 Abſ. 4), wohl infolge Art. 64 
Abs. 2 EGBGB. Was die Form ſolcher Verfügungen von 
Todes wegen angeht, ſo ſagt das Geſetz weiter: „In eigen⸗ 
händiger Form errichtete Teſtamente werden mit Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes unwirkſam.“ Daraus wird man herleiten 
müſſen, daß bisher ſchon in öffentlicher Form errichtete 
letztwillige Verfügungen, deren Inhalt eine andere Beerbung 
als die nach Erbhofrecht vorſieht, in Kraft bleiben. 


6. Auseinanderſetzung zwiſchen Anerben und 
ſonſtigen Berechtigten. 

Bisheriges Recht: Es trat eine richtige Erbausein⸗ 
anderſetzung ein, ſo jedoch, daß der Anerbe bevorzugt wurde. 
Einmal dadurch, daß ihm ein Drittel des Hofwertes als Vor⸗ 
aus zukam, und ferner dadurch, daß die Vorſchriften über Er⸗ 
mittlung des Hofwertes (Zwanzigfaches des jährlichen Rein⸗ 
ertrages) günſtig für den Anerben waren. Die übrigen zwei 
Drittel des Hofwertes wurden nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches unter den ſämtlichen Miterben (ein⸗ 
ſchließlich des Anerben) verteilt. Andererſeits hatte der An⸗ 
erbe auch volles Miterbenrecht an demjenigen Vermögen, das 
noch außer dem Hofe da war. 

Neues Recht: Der Anerbe erbt den Hof grundſätzlich 
allein, ohne daß eine Erbteilung zwiſchen ihm und denjenigen, 
die nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzbuches als Mit⸗ 
erben berufen ſein würden, eintritt. Die Letzteren haben viel⸗ 
mehr nur einen „Anſpruch auf Verſorgung“ (8 7), nämlich 
gewiſſe Unterhaltsrechte, unter Umſtänden ein Recht auf Aus⸗ 
bildung für einen Beruf und ein Recht auf Ausſtattung, und 
unter Umſtänden das Recht auf die ſogenannte „Heimat⸗ 
80 (über die Einzelheiten vgl. 88 17 ff. des neuen 

eſetzes). 

Die Rechte auf Unterhalt, Berufsausbildung und Aus⸗ 
ſtattung find auf Antrag eines Berechtigten in das Grund⸗ 

uch einzutragen, ſoweit dies nach Reichsrecht zuläſſig iſt 
(817 Abs. 3 des neuen Ges.). Es wird ſich empfehlen, hier⸗ 
für die Eintragung einer Höchstbetrag ſicherungshypothek zu 
wählen, da ſonſt für ſolche, die Geld auf Hypothek in den Hof 
leihen wollen, nicht genügend erkennbar ſein würde, wie hoch 
die Belaſtung mit den betreffenden Rechten zu bewerten iſt. 
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Für den überlebenden Ehegatten des Erblaſſers iſt ein 
Altenteilsrecht vorgeſehen (8 18 des neuen Geſ.). Das Recht 
auf Altenteil iſt davon abhängig, daß der überlebende Ehe⸗ 
gatte auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Anſprüche 
verzichtet. Damit wird auch der Verzicht auf Rückgabe des Ein⸗ 
gebrachten gemeint ſein. Der Anſpruch auf Altenteil iſt ferner 
davon abhängig, daß der überlebende Ehegatte ſich nicht aus 
eigenem Vermögen unterhalten kann. Das Altenteilsrecht des 
Ehegatten erliſcht nach dem neuen Geſetze mit ſeiner Wieder⸗ 
verheiratung (8 18 Abſ. 2). Ein Recht auf Kapitalsabfin⸗ 
dung iſt für dieſen Fall nicht gegeben, während nach dem 
Hannoverſchen Höfegeſetz der Ehegatte (wenn er ſtatt Erbanteil 
Altenteil gewählt hatte) in ſolchem Falle die Zahlung eines 
dem Werte des Altenteilsrechtes entſprechenden Kapitals ver⸗ 
langen konnte (8 12 Abi. 3 Höfe.). 

Bei Streitfällen über die Anſprüche auf Unterhalt, auf 
Berufsausbildung, auf Ausſtattung, Heimatzuflucht und Alten⸗ 
teil hat der Vorſitzende des Anerbengerichtes und bei Ein⸗ 
ſpruch das Anerbengericht ſelbſt die erforderliche Regelung zu 
treffen. Es iſt zu hoffen, daß ſich die Praxis der Anerben⸗ 
gerichte ſo geſtalten wird, daß dadurch ein gewiſſer Ausgleich 
für den Verluſt des Miterbenrechtes am Hofeswerte geſchaffen 
wird. Auch bisher wurden wohl meiſtens die Abfindungen ſo 
geſtaltet, daß ſie die Mittel für eine Berufsausbildung und 
eine angemeſſene Ausſtattung für den Fall der Verſelbſtän⸗ 
digung darſtellten. Bei richtiger Anwendung der dem An⸗ 
erbengericht gegebenen Befugniſſe wird ſich alſo auf dieſem 
Gebiete der Unterſchied zwiſchen bisherigem und neuem Rechte 
wohl nicht ſo ſtark fühlbar machen. 

Nach dem neuen Rechte hat der Anerbe regelmäßig an 
dem übrigen Nachlaſſe, der noch außer dem Hofe nebſt Zu⸗ 
behör vorhanden iſt, keinen Anteil, während er nach bisheri⸗ 
gem Rechte volles Miterbenrecht an ſolchem Vermögen hatte. 


7. Verfügungen unter Lebenden über das 
Hofes vermögen. 

Die hiermit zuſammenhängenden Fragen ſind zum Teil 
ſchon oben unter Ziffer 4 und 5 mit behandelt. Ergänzend 
wird hier noch folgendes mitgeteilt. 

Bisheriges Recht: Grundſätzliche Freiheit zu Ver⸗ 
fügungen unter Lebenden ($ 20 Höfe®.). 

Neues Recht: Rechtsgeſchäftliche Veräußerung eines 
Erbhofes oder eines zu einem ſolchen gehörigen Grundſtücks 
nur mit Genehmigung des Anerbengerichts möglich. Die be⸗ 
ſonderen Vorſchriften für Übertragung unter Lebenden an 
1 Anerbenberechtigten ſind oben unter Ziff. 1 ſchon mit⸗ 
geteilt. 

Für das Erbhof zubehör (Inventar) iſt die Verfügung 
unter Lebenden nicht eingeſchränkt (während 8 6 Abſ. 3 
für das Erbhofzubehör vorſchreibt, daß es durch Verfügung 
von Todes wegen von den Erbhofgrundſtücken nicht ge⸗ 
trennt werden kann, ſolange für dieſe das Erbhofrecht gilt). 
Das Geſetz enthält auch keine ausdrückliche Beſtimmung dar⸗ 
über, was in dieſer Hinſicht für die mit dem Hofe verbunde⸗ 
nen Realgemeindeberechtigungen gelten ſoll. Da aber in 8 10 
Abſ. 2 die Realgemeindeberechtigungen als Beſtandteile des 
Hofes bezeichnet ſind, ſo wird man annehmen müſſen, daß 
auch die Veräußerung einer Realgemeindeberechtigung nur mit 
Genehmigung des Anerbengerichtes zuläſſig ſein ſoll, wenn 
man gegenüber dem Inhalte des 8 10 überhaupt noch eine 
Trennung der Realgemeindeberechtigung vom Erbhofe als 
zuläſſig anſehen will. Nach dem bisherigen Rechtszuſtande 
galt in der Praxis des OLG. Celle ſeit einer Entſcheidung 
dieſes Gerichtes vom 8. Mai 1914 die Realgemeindeberech⸗ 
tigung regelmäßig als von der Hofesſtelle trennbar und frei 
veräußerlich, während vor jener Entſcheidung die Praxis da⸗ 
hin ging, daß die Realgemeindeberechtigung regelmäßig von 
der Hofesſtelle nicht trennbar ſei. 

Neu iſt, daß, wenn der Bauer den Erbhof an einen nicht an⸗ 
erbenberechtigten Verwandten verkauft, den Miterben in der 
Reihenfolge ihrer Berufung zum Anerben ein geſetzliches Vor⸗ 
kaufsrecht zuſteht (,Erbloſung“; 8 21). 


8. Verfügungen von Todes wegen. 
Auch das, was hiermit zuſammenhängt, iſt zum Teil 
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ſchon oben unter den Ziffern 4 und 5 behandelt. Ergänzend 
iſt noch folgendes zu bemerken: 


Bisheriges Recht: Grundſätzliche Freiheit, über den 
Hof auch von Todes wegen zu verfügen ($ 20 Höfe®.). 

Neues Recht: Auch für das neue Recht bleibt die Zu⸗ 
läſſigkeit zu Verfügungen von Todes wegen beſtehen (8 6 
Abſ. 4). Das, was hinſichtlich der Form zu beobachten iſt, 
iſt oben unter Ziff. 5 bereits mitgeteilt. 

Bezüglich des Pflichtteilsrechtes ſagt § 25 des neuen Ge⸗ 
ſetzes: „Ein Pflichtteilsrecht beſteht nur gegenüber einer Ver⸗ 
fügung von Todes wegen, nicht aber gegenüber dem Geſetze.“ 
Dieſer Satz erklärt ſich wohl aus dem Beſtreben, das Geſetz 
auch für den Nichtjuriſten verſtändlich zu machen. Das Weſen 
des Pflichtteilsrechtes beſteht ja gerade darin, daß es Platz 
greift, wenn durch letztwillige Verfügung (evtl. durch Ver⸗ 
fügungen unter Lebenden) das geſetzliche Erbrecht mehr, als 
es zuläſſig iſt, beeinträchtigt wird. Der Pflichtteil beſteht 
nach § 2303 BGB. in der Hälfte des Wertes des geſetzlichen 
Erbteiles. Daraus folgt alſo ſchon, daß, wenn ein geſetzliches 
Erbrecht nicht gegeben iſt, auch kein Pflichtteilsrecht beſteht. 
Schon hieraus ergibt ſich alſo, daß z. B. die Geſchwiſter des 
Anerben in bezug auf das Hofesvermögen kein Pllichtteils⸗ 
recht haben, da ſie ja überhaupt kein Erbrecht in bezug auf das 
Hofesvermögen haben, ſondern nur ein Recht auf Verſorgung 
(vgl. oben Ziff. 6). Darüber, ob fie in bezug auf das Ver⸗ 
ſorgungsrecht ein Pflichtteilsrecht haben, vgl. weiter unten. 

Im Anſchluß an dieſe Zuſammenſtellung ſei noch auf 
einige Punkte hingewieſen, bezüglich deren es ſich empfehlen 
dürfte, Ergänzungen oder Klarſtellungen in einer DurchfVO. 
zu bringen, wozu § 62 Abſ. 2 des neuen Geſ. ja in weitem 
Umfange die Möglichkeit bietet, oder ſich mit der Reichsregie⸗ 
rung in Verbindung zu ſetzen, um zu erreichen, daß etwa 
hemmende Vorſchriften des Reichsrechts ſo abgeändert werden, 
daß ſie auf dieſem Gebiete nicht mehr hemmend wirken. 


a) Zur Anerbenordnung (§ 12 verbd. mit $ 7 des neuen 
Geſ.). Nach § 7 tritt die Anerbenfolge ein, wenn mehrere 
Erben vorhanden find. Nach $ 1924 BGB. wird, wenn der 
Erblaſſer eine Tochter und ſeinen Vater hinterläßt, nur die 
Tochter Erbin. Nach § 1931 Abſ. 2 BGB. erbt der über⸗ 
lebende Ehegatte allein, wenn weder Verwandte der erſten 
oder der zweiten Ordnung vorhanden ſind, noch Großeltern. 
Die Ehefrau erbt alſo nach BGB. allein, wenn Nachkommen 
von Großeltern vorhanden ſind, nicht aber Großeltern ſelbſt, 
oder wenn entferntere Voreltern des Erblaſſers oder Nach⸗ 
kommen von ihnen vorhanden ſind. Geht nun die Abſicht des 
neuen Geſetzes dahin, daß diejenigen, die in ſolchen Fällen 
nach BGB. Alleinerben find (alſo im erſten der erwähnten 
Fälle die Tochter, im zweiten der erwähnten Fälle die über⸗ 
lebende Ehefrau), auch den Erbhof erben ſollen, obwohl in 
§ 12 der Vater des Erblaſſers ſchon unter Ziff. 2 genannt 
iſt, die weiblichen Abkömmlinge des Erblaſſers dagegen erſt 
unter Ziff. 4, und obwohl in § 12 die Nachkommen von Groß⸗ 
eltern und die entfernteren Voreltern und ihre Nachkommen 
unter Ziff. 7 genannt find, der Ehegatte des Erblaſſers aber 
erſt unter Ziff. 8? An ſich müßte man dies annehmen, da 
ja die Anerbenordnung des $ 12 bei Mitberückſichtigung des 
87 nur dann in Betracht kommt, wenn mehrere Erben vor⸗ 
handen ſind, während ja in den oben erwähnten Fällen nach 
BGB. die Tochter bzw. die überlebende Ehefrau allein Erben 
ſind. Möglicherweiſe iſt aber die Abſicht des neuen Geſetzes 
die, daß auch für ſolche Fälle der Inhalt des 8 12 gelten ſoll, 
alſo durch dieſen Paragraph hinſichtlich des Erbhofes die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. über das geſetzliche Erbrecht auch für 
den Fall abgeändert werden ſollen, daß nach dem Erbrechte 
des BOB. nicht mehrere Erben, ſondern nur ein Erbe zur 
Erbſchaft berufen iſt. Eine Klarſtellung dieſer Frage dürfte 
erwünſcht ſein. 

b) In $ 12 find in der Anerbenordnung an dritter Stelle 
genannt die Brüder des Erblaſſers und deren Nachkommen im 
Mannesſtamm, indeſſen nur, wenn auf Antrag des Erblaſ⸗ 
ſers das Brüderrecht (§ 13) in die Erbhöferolle eingetragen 
iſt. Die Brüder und deren Nachkommen im Mannesſtamm 
ſind für dieſen Fall in 8 12 hinter dem Vater des Erblaſſers 
genannt. In dem in Bezug genommenen 8 13 heißt es aber, 
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daß auf Antrag des Bauern in die Erbhöferolle eingetragen 
werden kann, daß nach den Söhnen und Sohnesſöhnen des 
Erblaſſers zunächſt deſſen Brüder und Brudersſöhne als An⸗ 
erben berufen ſein ſollen (Bruderrecht). In § 13 find alſo 
für dieſen Fall die Brüder und Brüdersſöhne ſchon nach den 
Söhnen und Sohnesſöhnen genannt, in 8 12 dagegen erſt 
nach dem Vater des Erblaſſers. Es dürfte erwünſcht ſein, 
daß aufgeklärt wird, wie dies gemeint iſt. Vielleicht liegt in 
einem der beiden Paragraphen ein Redaktionsverſehen vor. 

c) Es iſt bereits Streit darüber entſtanden, ob Art. 64 
Abſ. 2 EGBGB. es zuläßt, für eine Verfügung von Todes 
wegen, durch die das Erbhofrecht ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
wird, die Form des eigenhändigen Teſtamentes auszuſchlie⸗ 
ßen, wie es in 8 6 Abſ. 4 des neuen Gef. geſchehen iſt (vgl. 
einerſeits von Zwehl: JW. 1933, 1291 und andererſeits 
Roth: ZW. 1933, 1372). Das Beſtehen einer Streitfrage 
auf dieſem ſo wichtigen Gebiete iſt geeignet, Rechtsunſicher⸗ 
heit herbeizuführen. Es dürfte daher zu erwägen ſein, ob die 
Reichsregierung angegangen werden ſoll, um zu erreichen, daß 
eine entſprechende Einſchränkung des Art. 64 Abſ. 2 EG- 
BGB. herbeigeführt wird, alſo dahin, daß die Landesgeſetze 
berechtigt ſein ſollen, für ſolche Verfügungen von Todes wegen 
die Form des eigenhändigen Teſtamentes auszuſchließen. Da⸗ 
gegen würde es nicht wünſchenswert ſein, die Teſtierfreiheit 
auf dieſem Gebiete ganz zu beſeitigen. Nach den praktiſchen 
Erfahrungen, die in Hannover gemacht ſind, iſt nicht zu be⸗ 
fürchten, daß die Teſtierfreiheit dahin angewandt werden 
würde, den Grundgedanken der Erhaltung des Hofes in ſeinem 
Beſtande auszuſchalten. Vielmehr ſind die letztwilligen Ver⸗ 
fügungen regelmäßig gerade von dem Gedanken beherrſcht, den 
Hof in ſeinem Beſtande zu erhalten. Die Teſtierfreiheit gibt 
aber andererſeits die Möglichkeit, je nach Lage des Einzel⸗ 
falles auch für die berechtigten Intereſſen der überlebenden 
Ehefrau und der jüngeren Kinder genügend zu ſorgen. Die 
Teſtierfreiheit gibt die Möglichkeit zu einer gerechten, der Lage 
des einzelnen Falles angepaßten Ausgleichung und einer zif⸗ 
fernmäßigen Feſtſetzung desjenigen, was die Ehefrau und die 
jüngeren Kinder erhalten ſollen. Eine ſolche ziffernmäßige 
Feſtſetzung iſt erwünſcht, um Streitigkeiten nach Möglichkeit 
auszuſchalten. 

Bei dieſer Gelegenheit ſei bemerkt, daß die Anſicht von 
Roth (JW. 1933, 1372), wonach das Gericht in der Lage 
ſein ſoll, ein Teſtament als nichtig zu behandeln, wenn darin 
ohne zureichenden vernünftigen Grund das Erbhöferecht aus⸗ 
geſchloſſen oder beſchränkt wird, als zutreffend nicht anerkannt 
werden kann. Man kann doch nicht annehmen, daß dasſelbe 
Geſetz, welches die Teſtierfreiheit gibt, jemanden, der hiervon 
Gebrauch macht, als einen ſolchen behandelt wiſſen will, der 
nicht bei geſunden Sinnen iſt. Solche Fiktionen, wie ſie das 
römiſche Zentumviratsgericht vor mehr als 2000 Jahren 
angewandt hat, um zur Ausbildung eines Pflichtteils rechtes 
zu gelangen, kann man doch in der heutigen Zeit nicht mehr 
als zuläffig anſehen, zumal der Geſetzgeber ja in der Lage iſt, 
das, was er erreichen will, durch den Inhalt des Geſetzes zum 
Ausdruck zu bringen, ohne den Richter in die Lage zu ver⸗ 
ſetzen, mit derartigen Fiktionen arbeiten zu müſſen. 

d) Zu 8 17 Abſ. 1 des Geſ. dürfte eine Durchführungs⸗ 
beſtimmung dahin erwünſcht ſein, daß mit der dort erwähnten 
Ausſtattung auch eine Ausſteuer für die ſich verheiratende 
Tochter gemeint iſt. Die Worte „bei ihrer Verſelbſtändigung“ 
in § 17 Abſ. 1 könnten vielleicht den Zweifel hervorrufen, ob 
auch der Fall der Verheiratung einer Tochter mit gemeint 
ſein ſoll und nicht vielmehr nur der Fall der Begründung 
eines ſelbſtändigen Berufes. 

e) Zu 8 18 dürfte die Hinzufügung einer Beſtimmung 
dahin erwünſcht ſein, daß der überlebende Ehegatte die Ein⸗ 
tragung des hier erwähnten Unterhaltsrechtes (Altenteiles) im 
Grundbuche zum Zwecke der dinglichen Sicherung verlangen 
kann, wie dies nach dem HannYöfe®. der Fall war (812 
Abſ. 2 Höfe®. i. Verb. m. Art. 15 AusfG. z. BGB.). In dem 
neuen Geſ. iſt in 817 Abſ. 3 ein ſolches Recht auf Eintragung 
vorgeſehen für die in 817 Abſ. 1 vorgeſehenen Rechte, da⸗ 
gegen nicht in § 18 für den Altenteil des Ehegatten. Die Er⸗ 
fahrung lehrt, daß gerade auf die Eintragung des Altenteils 
im Grundbuche in bäuerlichen Kreiſen großer Wert gelegt 
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wird, um eine genügende Sicherſtellung des Altenteils zu 
erreichen. 

f) Das neue Gef. enthält keine Vorſchriften darüber, auf 
welcher Grundlage der Pflichtteil berechnet werden ſoll, ſoweit 
er in Betracht kommt, während das HannHöfe®. die Vor⸗ 
ſchrift enthielt, daß für die Berechnung des Pflichtteils des 
Anerben der nach dem allgemeinen Rechte, für die Berech⸗ 
nung des Pflichtteils der übrigen Erben der nach dem Höfe. 
zu ermittelnde geſetzliche Erbteil maßgebend ſei (alſo Pflicht⸗ 
teil gleich ½ hiervon). Es dürfte wünſchenswert fein, daß 
in einer DurchfVO. zum neuen Geſ. auch noch nähere Be⸗ 
ſtimmungen darüber gegeben werden, auf welcher Grundlage 
der Pflichtteil, ſoweit er überhaupt in Betracht kommt, be⸗ 
rechnet werden ſoll. Aus dem Zuſammenhange der Vor⸗ 
ſchriften des 825 des neuen Geſ. wird man entnehmen 
müſſen, daß ein Pflichtteilsrecht in bezug auf das Erbhof⸗ 
vermögen regelmäßig überhaupt nicht in Betracht kommen 
ſoll, ſondern nur in bezug auf das übrige Vermögen. Doch 
könnte möglicherweiſe eine Verletzung des Pflichtteilsrechtes 
des Anerben ſelbſt eintreten, wenn ihm durch letztwillige 


Verfügung ſoviel Laſten auferlegt werden, daß ihm nicht 
mehr die Hälfte von dem bleiben würde, worauf er als 
Anerbe bei Beerbung kraft Geſetzes ein Recht hätte. Es er⸗ 
hebt ſich ferner die Frage, ob die Verſorgungsberechtigten 
(88 17ff.) ein Pflichtteilsrecht geltend machen können, wenn 
durch letztwillige Verfügung die Verſorgungsanſprüche auf⸗ 
gehoben oder eingeſchränkt werden. Der Abſ. 2 des 8 25 iſt 
vielleicht dahin aufzufaſſen, daß dem Anerben gegenüber ein 
Pflichtteilsanſpruch nur dann ausgeſchloſſen ſein ſoll, wenn 
die geſetzliche Regelung Platz greift, dagegen nicht, wenn 
durch letztwillige Verfügung die Anſprüche der Verſorgungs⸗ 
berechtigten aufgehoben oder beeinträchtigt werden. Man 
würde ja ſonſt zu dem Ergebniſſe kommen, daß z. B. den 
Geſchwiſtern des Anerben durch letztwillige Verfügung über⸗ 
haupt alle Rechte genommen werden könnten, auch das Recht 
auf Verſorgung. Zu erwägen iſt vielleicht, ob durch Durchf⸗ 
VO. die Rechte auf Verſorgung als unentziehbar zu be⸗ 
zeichnen ſind, zumal ja eine Korrektur im Intereſſe des 
Anerben immer noch durch das Anerbengericht erfolgen 
kann (819). 


Die Kechtſprechung zu den Beſtimmungen über die Anfechtung 
der Strafurteile mittels Berufung und Revifion. 


Von B. Vogel, ſtellv. Landgerichtsdirektor, Memmingen (Bay.) 


Überſicht über die geſetzlichen Beſtimmungen. 


1. Die Berufung findet nach 88 312, 313 StPO. ſtatt 

a) gegen die Urteile des Amtsrichters (88 25, 26 GVG, 
Art. 9 Teil 1 Kap. 1 VO. v. 14. Juni 1932) — aus⸗ 
genommen iſt nach 8 313 ein Urteil des Amtsrichters, wenn 
es ausſchließlich Übertretungen zum Gegenſtand hat und der 
Angekl. entweder freigeſprochen oder ausſchließlich zur Geld. 
ſtrafe verurteilt worden iſt. Gegen ein ſolches Urteil iſt 
nach 8 334 die Reviſion zuläſſig —; 

b) gegen die Urteile des Schöffengerichts (88 28, 29 
GG., § 17 Abſ. 1 Satz 1 und 2 JGG. — auch das große 
Jugendgericht [8 24 ICE] iſt nach 817 Abf. 1 Satz 2 
Schöffengericht, wenn es auch an die Stelle des Schwur⸗ 
gerichts tritt Dresden: DRZRIpr. 1933, 123] —, Art. 1 
§1 Nr. 3 Teil 1 Kap. 1 VO. v. 14. Juni 1932). Nach 
Art. 1 84 Satz 1 beſteht auch das erweiterte Schöffengericht 
für die Übergangszeit fort (RG.: DRZNIpT. 1933, 122; 
JW. 1933, 951). 

2. Die Reviſion findet nach 88 333, 334 StPO. ſtatt 

a) gegen die Urteile der Landgerichte (88 59, 60, 62, 
76 GG.); “ 

b) gegen die Urteile der Schwurgerichte (88 79, 81 


e) gegen die Urteile des Amtsrichters, inſoweit nach 
8313 die Berufung ausgeſchloſſen iſt. 8 

3. Beſchränkung der Rechtsmittel in Strafſachen, die zur 
Zuſtändigkeit der Amtsgerichte (— Amtsrichter und Schöffen⸗ 
gerichte) gehören — das ſind die Strafſachen, die zuſtändiger⸗ 
weiſe von den Amtsgerichten abgeurteilt werden (Bay Ob G.: 
DRgZRſpr. 1933, 57) — gemäß Teil 1 Kap. 1 Art. 2 8 1 
BO. v. 14. Juni 1932: 

8 1 Nr. 1. Gegen die Urteile des Amtsrichters und 
des Schöffengerichts findet vorbehaltlich der Beſtimmung des 
1313 nach Wahl des Berechtigten die Berufung an das 
Landgericht oder die Reviſion an das Oberlandesgericht — 
in Bayern das Oberſte Landesgericht (Art. 167 Nr. XII AG⸗ 
BGB.) — ſtatt (ſog. Sprungreviſion). Wer Berufung ein⸗ 
gelegt hatte, darf nicht mehr Reviſion gegen das Berufungs⸗ 
urteil einlegen. Kar 

81 Nr. 2, 3, 4 Abſ. 1, 2 beſtimmen die Friſten für die 
Erklärung der Anfechtung (1 Woche) und die Erklärung, ob 
die Anfechtung als Berufung oder als Reviſion behandelt 
werden ſoll (1 Woche) ſowie den Beginn des Laufes dieſer 
Friſten. Nach Abſ. 3 iſt die Anfechtung als Berufung zu 
behandeln, wenn die Erklärung nach Abſ. 1 nicht, oder nicht 
den Vorſchriften der 88 344, 345 entſprechend abgegeben wird. 

81 Nr. 4 Abſ. 4. Haben mehrere Beteiligte das Urteil 


angefochten und hat ſich ein Beteiligter für die Reviſion 
und ein anderer für die Berufung entſchieden, ſo werden, 
ſolange die Berufung nicht zurückgenommen iſt oder als 
zurückgenommen gilt oder als unzuläſſig oder nach 88 329, 
391 Abſ. 3 oder nach Art. 10 Abſ. 3 des Kap. I verworfen 
iſt, alle Rechtsmittel als Berufung behandelt. 


Entſcheidungen. 


Wann hat ein Urteil ausſchließlich Übertretungen 

zum Gegenſtand? 

4. Eine Tat eines Angeklagten. 

Maßgebend für die Beurteilung und Auslegung des 
§ 13 n. F. iſt noch der Inhalt des §33 VO. v. 4. Jan. 
1924. Nach Wortlaut und Sinn des 833 iſt dort aber 
vorausgeſetzt, daß 

a) der Angekl. — ſei es nach der erhobenen öffentlichen 
Klage, wie ſie im gerichtlichen Eröffnungsbeſchluß formuliert 
ift, ſei es nach dem erlaſſenen gerichtlichen Strafbefehl, der not⸗ 
wendig mit dem die Erhebung öffentlicher Klage enthaltenden 
Antrag des Staatsanwalts auf Erlaſſung des Strafpefehls 
übereinſtimmen muß, ſei es nach der mündlich vom Staats⸗ 
anwalt erhobenen Klage (vgl. 88 212, 266 StPO. n. F.), 
ſei es endlich, ſofern der Amtsrichter auf Antrag des Staats⸗ 
anwalts, Strafbefehl zu erlaſſen, die Sache zur Haupt⸗ 
verhandlung verwieſen hat, nach jenem eine Anklageſchrift 
erſetzenden Antrag (8 408 StPO.) — einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung beſchuldigt worden iſt, die ſich hiernach (mithin nach 
dem Inhalte des Eröffnungsbeſchluſſes, des Strafbefehls, der 
mündlich erhobenen Klage, des ſtaatsanwaltſchaftlichen An⸗ 
trags auf Erlaſſung eines Strafbefehls) als eine Übertretung 
i. S. des § 1 Abſ. 3 StGB. darſtellt; 

b) in Anſehung dieſer — im Eröffnungsbeſchluß, 
im Strafbefehl, in der mündlich erhobenen Klage, im An⸗ 
trag auf Erlaſſung eines Strafbefehls als Übertretung gekenn⸗ 
zeichneten — Tat entweder auf Freiſprechung des Angekl. 
oder — unter Verurteilung des Angekl. wegen dieſer Über⸗ 
tretung — ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt worden iſt 
0 24, 50; ebenſo BayOb eG.: DIZ. 1932, 
1231). 
Ein Urteil hat auch dann nicht ausſchließlich eine Über- 
tretung zum Gegenſtand, wenn dem Angekl. in der Anklage, 
d. h. dem Eröffnungsbeſchluß oder dem Strafbefehl, der die 
Grundlage des gerichtlichen Erkenntnisverfahrens bildet, ein 
Verbrechen oder ein Vergehen zur Laſt gelegt hat, oder wenn 
in der Urteilsbegründung der feſtgeſtellte Sachverhalt ernſt⸗ 
lich und nicht nur beiläufig unter dem Geſichtspunkt eines 
Vergehens oder Verbrechens geprüft worden iſt, obwohl auch 
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die Anklage nur eine Übertretung angenommen hat (JW. 
en 963; Dresden: JW. 1932, 3656; HöchſtRRſpr. 1929, 

War das Hauptverfahren wegen eines nicht in 8313 
genannten Vergehens der fahrläſſigen Körperverletzung in 
Tateinheit mit einer Übertretung eröffnet und hat das Ge⸗ 
richt nur wegen Übertretung auf Strafe erkannt, ſo fehlt es, 
mag das auch aus dem Tenor nicht erſichtlich ſein, an der 
Vorausſetzung, daß das Urteil ausſchließlich eine Übertretung 
zum Gegenſtand hat. Ein ſolches Urteil iſt berufungsfähig 
(Frankfurt a. M.: DIZ. 1926, 1789). 

Es handelte ſich nach dem Strafbefehl um eine Über⸗ 
tretung, und es iſt der Angekl. nach Einſpruchseinlegung 
wegen einer Übertretung ausſchließlich zu einer Geldſtrafe 
verurteilt worden. — Das Vorbringen der Verteidigung 
gab dem Richter Anlaß, ſich in den Gründen — in ver⸗ 
neinendem Sinne — mit der Frage zu befaſſen, ob nicht 
der Tatbeſtand eines beſtimmten Vergehens gegeben ſei. Da⸗ 
durch iſt ein ſolches Vergehen noch nicht „Gegenſtand des 
Urteils“ geworden (BaySbeSt. 24, 90). 

Für die Frage, ob bei einer Verurteilung wegen Über⸗ 
tretung zu Geldſtrafe das Urteil eine Übertretung zum Gegen⸗ 
ſtande hat, iſt der Inhalt der Anklage, nicht der Richter⸗ 
ſpruch maßgebend (KG.: IW. 1927, 2077; Königsberg: 
DIZ. 1924, 835). 

Dagegen: Das KG. hat in ftändiger Rſpr. angenommen, 
daß es im Falle 8313 auf die Beurteilung der Dat durch 
den erkennenden Amtsrichter ausſchlaggebend ankommt, daß 
alſo der Gegenſtand des Richterſpruchs maßgebend iſt (KG.: 
SW. 1930, 2592; 1925, 2278; DZ. 1926, 177; 1933, 
569). Ebenſo: Naumburg: HöchſtRRſpr. 1932, 1184; DRZ- 
Rſpr. 1932, 628; Hamburg: 23. 1928, 430; HöchſtRgſpr. 
1932, 1184; Düſſeldorf: JW. 1930, 957; Kiel: ZW. 1930, 
2598; Jena: DR Rſpr. 1931, 241. 

Das Urteil lautet auf Verwerfung des Ein⸗ 
ſpruchs: 

Gemäß der Regel des 8 313 iſt die Berufung gegen ein 
Urteil nach § 412 Abſ. 1 (Verwerfung des Einſpruchs) ver⸗ 
ſagt, ſofern der wegen Übertretung ergangene Strafbefehl 
nur Geldſtrafe verhängt hat (BayObs St. 31, 71; 5 
1931, 1093; Bay Z. 1931, 365; HöchſtRRſpr. 1932, 2322; 
1931, 1826; R Rſpr. 31, 1826; 26, 316; KG.: JW. 
1925, 1093). 

Hat der Strafbefehl ausſchließlich eine Übertretung zum 
Gegenſtande und iſt in ihm ausſchließlich auf Geldſtrafe er⸗ 
kannt, fo iſt gegen das Verſäumnisurteil des 8412 Abſ. 1 
nach §8 313, 334 nur die Reviſion gegeben (Breslau: DRZ- 
Rſpr. 1930, 18; HöchſtRRſpr. 1930, 467; a. M. Stettin: 
JW. 1930, 1576; Breslau: LZ. 1927, 754). 


Freiſprechung des Angeklagten. 


Gegenüber der Verurteilung zur Geldſtrafe iſt die Straf⸗ 
freierklärung das geringere. Iſt aber im erſteren Falle das 
Rechtsmittel der Berufung ausgeſchloſſen, ſo muß dies ſinn⸗ 
gemäß auch im zweiten Falle, in welchem das Urteil trotz 
der Schuldfeſtſtellung eine Strafe nicht ausſpricht, zutreffen 
(Bay ObsGSt. 24, 119; Karlsruhe: ZW. 1925, 1543; L. 
1925, 101; BayObse G.: Bay Z. 1925, 95). 

Es iſt nicht ausſchließlich auf Geldſtrafe erkannt, wenn 
neben Geldſtrafe auf Einziehung erkannt iſt. Iſt dagegen 
„von der Tat freigeſprochen“, dann iſt die Tatſache, daß 
trotzdem wegen derſelben Tat auf Einziehung erkannt iſt, 
belanglos; denn der techniſche Begriff „Freiſprechung“ wird 
nur auf das Nichtzuerkennen von Hauptſtrafen, nicht auf 
das Nichtfeſtſetzen von Nebenſtrafen angewandt (Braunſchweig: 
23. 1924, 834). 

Die Verneinung der Zivilverantwortlichkeit in einer 
Forſtrügeſache iſt gleich Freiſprechung und betrifft eine Über⸗ 
tretung (Bay Obs G.: LZ. 1926, 338; DRZRIPT. 1926, 426). 

Die Einſtellung des Verfahrens ſteht der Freiſprechung 
i. S. des 8313 gleich (Aufſ.: IW. 1927, 889, 1989). 

Die Einſtellung iſt keine Art der Freiſprechung; auf 
ſie kann 8313 nicht ausgedehnt werden (JW. 1925, 1033 
KG.], 2810 [Breslau] ). 


Verurteilung ausſchließlich zur Geldſtrafe; Nebenſtrafen. 


Ausſchließlich auf Geldſtrafe iſt erkannt, wenn nicht zu⸗ 
gleich eine Freiheitsſtrafe als Hauptſtrafe beſtimmt iſt; Neben⸗ 
ſtrafen irgendwelcher Art (hier Verpflichtung zum Wert⸗ 
erſatz und Einziehung eines Werkzeuges nach dem preuß. 
Forſtdiebſt&G.) find dabei nicht in Betracht zu ziehen (KG.: 
JW. 1924, 1782; 1925, 2808; Kaſſel: DIZ. 1924, 602). 

Nebenſtrafen find für die Begriffsbeſtimmung i. S. § 1 
StGB. ohne Einfluß (Düſſeldorf: ZW. 1930, 957; Dresden: 
23. 1925, 498; JW. 1925, 1123; DRZ Rſpr. 1928, 159). 

Iſt ausgeſprochen, daß an Stelle der verwirkten Frei⸗ 
heitsſtrafe eine Geldſtrafe tritt, ſo iſt auf Geldſtrafe erkannt, 
alſo Reviſion zuläſſig (BayObsec G.: Bayd. 1924, 126). 

Dagegen: Von dem Ausſchluſſe der Berufung kann dann nicht 
die Rede ſein, wenn im Urteile Nebenſtrafen oder Nebenfolgen 
der Verurteilung feſtgeſetzt worden find (BayObeG.: JW. 
1925, 1123; BayObeGSt. 29, 74; Bay. 1924, 157; 
1928, 76; 1929, 225; KG.: JW. 1930, 1322 [die Aus⸗ 
dehnung der Ausnahmevorſchrift des § 313 auf die Neben⸗ 
folgen iſt unzuläflig]). 

Die Vorausſetzungen für die Beſchränkung der Berufung 
nach 8313 find nicht gegeben, wenn das Urteil neben der 
Geldſtrafe noch einen anderen Ausſpruch enthält, insbeſ. noch 
auf Nebenſtrafen oder Nebenfolgen lautet (vgl. LZ. 1924, 
777). Der abweichenden Auffaſſung des KG.: DIZ. 1925, 13 
kann nicht beigetreten werden (Dresden: LZ. 1925, 498; 
Breslau: JW. 1926, 2231). 

Die Rſpr. geht dahin, daß immer dann nicht ausſchließ⸗ 
lich zu Geldſtrafen verurteilt iſt, wenn außerdem auf eine 
Nebenfolge erkannt wurde. So iſt die Berufung für zuläſſig 
erachtet worden, wenn neben der Geldſtrafe auf Publikations⸗ 
befugnis, auf Buße, auf Schadenserſatz, Verfallerklärung, 
Konfiskation, Unbrauchbarmachung erkannt wurde (Düſſeldorf: 
JW. 1930, 957). 

5. Mehrere Taten eines Angeklagten. 

Die Berufung iſt auch wegen Übertretungem das vor⸗ 
geſchriebene Rechtsmittel (5 312), wenn im gleichen Urteil 
über andere Straftaten des Angekl. erkannt iſt, in Anſehung 
deren die Berufung zuläſſig iſt (ebenſo Bay Obe G.: Bay. 
1925, 117; JW. 1925, 1519; Hamburg: JW. 1925, 499; 
vgl. auch OLG. Darmſtadt: JW. 1925, 1527, 1553; Bay⸗ 
Obe GSt. 26, 28; 25, 8; JW. 1926, 1237; Breslau: DRZ- 
Rſpr. 1926, 252; Stuttgart: HöchſtytRſpr. 1929, 880). 

Dagegen: Die Worte „wenn das Urteil ausſchließlich 
Übertretungen zum Gegenſtand hat“ ſind im relativen Sinn 
zu verſtehen, nämlich mit der Einſchränkung, „ſoweit es von 
dem Beſchwerdeführer angefochten wird“ (Dresden: Lg. 
1933, 332). 

6. Mehrere Taten verſchiedener Angeklagten. 

Beinahe Einmütigkeit beſteht darüber, daß bei mehreren 
ſelbſtändigen Straftaten eines Angekl. die Berufung in 
ganzem Umfange zuläſſig iſt, wenn auch nur bzgl. einer 
Straftat die Vorausſetzungen des § 313 nicht vorliegen (vgl. 
BayObeGSt. 25, 7; 26, 27); dagegen herrſcht über die 
Auslegung des § 313 bei mehreren Mitangeklagten lebhafter 
Streit. Die eine Meinung will die Frage, welches Rechts⸗ 
mittel zuläſſig ſei, für jeden Mitangeklagten geſondert be⸗ 
trachten. Andere nehmen den gegenteiligen Standpunkt ein 
und gewähren alſo allen Angekl. die Berufung, falls auch nur 
bei einem die Vorausſetzungen des 8313 nicht vorliegen. 
Die letztere Anſicht verdient den Vorzug (Stuttgart: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1929, 880; Hamburg: HöchſtRRſpr. 1932, 1184). 

Ein Urteil, durch das der Angekl. wegen Übertretung, 
der Mitangekl. wegen Vergehens verurteilt iſt, hat nicht aus⸗ 
ſchließlich Übertretungen i. S. von 8 313 zum Gegenſtand 
(Dresden: LZ. 1931, 1280; 1925, 1102; HöchſtaRſpr. 
1930, 684; Roſtock: HöchſtRRſpr. 1931, 1018). 

Dagegen: Der Senat hat ſich auf den Standpunkt ge⸗ 
ſtellt, wonach ſich bei mehreren Teilnehmern das Rechtsmittel 
für jeden Teilnehmer nach der gegen ihn erkannten Strafe 
richtet. Die gleiche Anſicht wird auch ſonſt überwiegend in 
der Rſpr. vertreten. Der Senat hat keinen Anlaß gefunden. 
von ſeiner früheren Rechtsauffaſſung abzugehen (Bay Ob.: 
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Lg. 1926, 340; DRZNIPT. 1926 Nr. 426; vgl. Bay Ob.: 
DRZRIPT. 1933, 57 Nr. 62). 

Der Senat vertritt den Standpunkt, daß der Umſtand, 
daß ein Urteil ſich gegen mehrere Angekl. richtet, für die 
Frage, welches Rechtsmittel den einzelnen Beteiligten gegen 
den fie betreffenden Urteilsteil zuſteht, unerheblich iſt (KG.: 
JW. 1925, 2809). 

Vgl. Aufſatz über die Anfechtung der Strafurteile des 
Amtsrichters in JW. 1925, 1471, 1472. 

Verfügung des KGPräſ. v. 22. April 1925. Standpunkt 
der Strafſenate beim KG.: Berufung iſt gegeben in 
Fällen, in denen 1. lediglich auf Straffreiheit erkannt it; 
2. neben der Geldſtrafe auf ... Einziehung erkannt iſt — 
eine Ausnahme hiervon iſt lediglich für den Werterſatz und 
Einziehung in Forſtſachen gegeben —; 3. auf Einſtellung des 
Verfahrens erkannt iſt. 4. In Fällen, in denen die amtsgericht⸗ 
liche Entſcheidung auf Verwerfung des Einſpruchs oder ähn⸗ 
lich lautet, iſt dasjenige Rechtsmittel gegeben, das gegen die 
dem Einſpruch zugrunde liegende Strafe gegeben ſein würde 
(IW. 1925, 1092, 1472). 

7. Forſtrügeſachen, Übertretungen nach den 
Landesgeſetzen mit höheren Strafen als denen 
des 81 Abſ. 3 StGB. 

Nach ſtändiger Apr. des Oberſten Landesgerichts (vgl. 
BaySbs St. 24, 17; 26, 95) gilt die Beſtimmung des 
8313 auch für Forſtrügeſachen. Die landesrechtliche Regel 
des Art. 172 Abſ. 2 Fort. iſt durch Reichsrecht geändert 
(BayoObsGSt. 28, 290; LZ. 1929, 410). N. 

Vgl.: Über die zuläſſigen Rechtsmittel gegen Urteile 
der bayer. Forſtrügegerichte (Aufſatz) Bayg. 1927, 85. 

Iſt für die Auslegung und Anwendung des 8313 der 
reichsrechtliche Begriff der Übertretung maßgebend, ſo kann 
die Vorſchrift keine Anwendung auf Straftaten finden, die, 
wie im Art. 5 Bay AGStPO., von der Landesgeſetzgebung, 
auf dem ihr durch den 82 EcStchB. vorbehaltenen Gebiete 
in Abweichung von den Grundſätzen des § 1 StGB. als Über⸗ 
tretungen erklärt ſind, obwohl höhere Strafen als die des 
81 Abſ. 3 StGB. angedroht find. Es würde über das Ziel 
der mit dem 8313 erfolgten Einſchränkung hinausgehen, 
wollte man auch bei Straftaten die Zuläſſigkeit der Berufung 
verneinen, die i. S. des Reichsrechts keine Übertretungen, 
ſondern Vergehen find (Bay ObsGSt. 26, 96; JW. 1926, 
2771: 28. 1926, 707). 

Herrſchende Meinung iſt, daß bei einer in einem Viel⸗ 
fachen eines Grundwertes beſtehenden Geldſtrafe deren Höchſt⸗ 
betrag über 150 RM hinausgehen kann; nach dem Höchſt⸗ 
betrag der angedrohten Strafe entſcheidet ſich, ob ein Ver⸗ 
on oder eine Übertretung vorliegt (Dresden: JW. 1929, 

27). 

8. Wahl des Berechtigten zwiſchen Berufung 
und Reviſion. Wer Berufung eingelegt hat, hat nicht 
mehr Reviſion. Anwendung des § 340 SPD. auf die Wahl⸗ 
reviſion. 

Art. 2 81 Nr. 1. Grundſätzliche Regelung der Not⸗ 
VO.: entweder nur zwei Tatſacheninſtanzen oder eine Tat⸗ 
er und Reviſion (Bay Obs .: DR3Rſpr. 1933, 

„ 248). 

Durch Art. 2 8 1 Satz 2 hat der Geſetzgeber zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß es für die Frage der Unzuläſſigkeit der 
Reviſion nicht darauf ankommen kann, ob das Berufungs⸗ 
urteil nicht nur auf die Berufung desjenigen Beſchwerde⸗ 
führers ergangen iſt, der Reviſion eingelegt hat, ſondern 
auch auf die Berufung anderer Prozeßbeteiligter, wie der 
Staatsanwaltſchaft, und ob auf dieſe gegen den Angell. 
auf eine ſchwerere Strafe erkannt iſt. Dieſe Vorſchrift dahin 
auszulegen, daß dem Angekl. das Rechtsmittel gegen das 
Berufungsurteil nur inſoweit nicht zuſtehe, als über ſeine 
Berufung entſchieden ſei (BayObLG. in Anwendung des 
98 Kap. I Not BO. v. 16. Okt. 1931; vgl. JW. 1932, 
3116), fehlt es an jedem aus reichenden Grunde (KG.: JW. 
1933, 639). e 

Der Prozeßbeteiligte, der gegen das Urteil des Amts⸗ 
gerichts oder des Schöffengerichts Berufung eingelegt hat, 
kann gegen das Berufungsurteil das Rechtsmittel der Reviſton 
überhaupt nicht mehr einlegen; für ihn iſt die Entſcheidung 


des Berufungsgerichts unanfechtbar, auch ſoweit ſie nicht 
ſeine eigene Berufung, ſondern die Berufung eines anderen 
Prozeßbeteiligten betrifft. Eine andere Rechtsanſicht iſt für 
die VO. v. 14. Juni 1932 nach Wortlaut, Sinn und Zweck 
ihrer auf Beſchränkung der Rechtsmittel abzielenden Be⸗ 
ſtimmung nicht vertretbar (BayObLG. 2. Sen.: JW. 1933, 
464; ebenſo Dresden: DR3Rſpr. 1933, 58; JW. 1933, 
468, 469, 975). 

Ein Rechtsmittel ſoll jeder Berechtigte haben. Daraus 
folgt zunächſt: Wenn ein Berechtigter gegen das erſtinſtanzielle 
Urteil nicht Berufung eingelegt hatte, ſo kann er gegen ein 
auf die Berufung eines anderen Prozeßbeteiligten ergangenes 
Berufungsurteil ſeinerſeits Reviſion einlegen, wenn es ihn 
beſchwert. Wird alſo der im erſten Rechtszug freigeſprochene 
Angekl. auf die Berufung des Staatsanwalts in 2. Inſtanz 
verurteilt, ſo kann er das zweite Urteil mit Reviſion an⸗ 
greifen. In Anwendung dieſes Grundſatzes wird man, ſoweit 
der Angekl. mehrerer nur ſachlich zuſammentreffender Straf⸗ 
taten angeklagt iſt und vom erſten Richter teils verurteilt, 
teils freigeſprochen iſt, dem Angekl. das Recht zur Ein⸗ 
legung der Reviſion gegen das zweitinſtanzielle Urteil zu⸗ 
ſprechen müſſen, ſoweit ihn dieſes auf Berufung des Staats⸗ 
anwalts auch inſoweit verurteilt, als er im erſten Rechtszug 
freigeſprochen worden iſt, und zwar auch dann, wenn der 
Angekl. ſeinerſeits gegen das erſtinſtanzielle Urteil im Um⸗ 
fange ſeiner Verurteilung Berufung eingelegt hatte (Dresden: 
JW. 1933, 469, 976 [Düffeldorf]). 

Ein Nichtrechtskundiger hat eine Rechtsmittelerklärung 
(Berufung) abgegeben. Bei ihm kann nicht ohne weiteres 
angenommen werden, daß er bei Abgabe ſeiner Erklärung 
ſchon mit Bewußtſein ſich für dasjenige Rechtsmittel habe ent⸗ 
ſcheiden wollen, über das er ſich erſt innerhalb der be⸗ 
ſonderen Wahlfriſt ſchlüſſig zu machen brauchte. Nach, Anſicht 
des Senats war alſo hier das Rechtsmittel der Berufung 
durch Abgabe der Erklärung noch nicht endgültig gewählt, 
und es iſt auch nicht ſpäter zu einer endgültigen Wahl ge⸗ 
kommen, da an dem Tage, an dem das Urteil zugeſtellt 
und damit die Wahlfriſt in Lauf geſetzt wurde, bereits die 
Rücknahme der Anfechtungserklärung erfolgt iſt. Es hat 
demnach eine Einlegung der Berufung i. S. der Not VO. 
v. 14. Juni 1932 noch nicht vorgelegen (Dresden: JW. 
1933, 1273). 

Das dem Angekl. in Art. 2 81 Nr. 1 eingeräumte 
Wahlrecht kann nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß ein 
anderer Beteiligter Berufung einlegt, während er ſelbſt Reviſion 
eingelegt hat. Dieſer Umſtand hat nur zur Folge, daß die 
Reviſion als Berufung behandelt werden muß (Art. 2 8 1 
Nr. 4 Abſ. 4). Es kann alſo derjenige Beteiligte, der Reviſion 
gegen das Urt. des erſten Rechtszugs eingelegt hat, die 
Reviſion auch gegen das Berufungsurteil einlegen. Eine ge⸗ 
ſetzliche Vorſchrift, wonach er in der Rechtfertigung der 
Reviſion gegen das Berufungsurteil beſchränkt wäre, beſteht 
nicht (Bay Obscd.: JW. 1933, 464). 

Der Unzuläſſigkeit der Reviſion gegen ein Berufungs⸗ 
urteil ſteht nicht entgegen, daß der Revident ſeine gegen das 
erſtinſtanzielle Urteil eingelegte Berufung im Laufe des Be⸗ 
ruſungsverfahrens rechtswirkſam wieder zurückgenommen hat. 
Die Beſchränkung greift auch ungeachtet deſſen Platz, daß 
die gleichzeitig vom Staatsanwalt eingelegte Berufung zu 
einer Strafſchärfung geführt hat (Dresden: JW. 1933, 468; 
Bay Obe G.: DR Rſpr. 1933, 248, 249). 

Vgl.: Wenn der Berechtigte das Rechtsmittel (hier Be⸗ 
rufung) gegen das erſtinſtanzielle Urteil zurückgenommen hat, 
ſo iſt dies ſo anzuſehen, als ſei es überhaupt niemals von 
ihm eingelegt worden (ſo KG. v. 13. März 1933; JW. 
1933, 1273). 

Für eine Anwendung oder eine entſprechende Anwendung 
der für das außerhalb des ordentlichen Rechtsganges liegende 
Rechtsmittel der Sprungreviſion (8335 StPO.) gegebenen 
Vorſchrift des 8340 StPO. auf das gänzlich anders ge⸗ 
ſtaltete Rechtsmittel der Wahlreviſion nach Teil 1 Kap. I 
Art. 2 8 1 VO. v. 14. Juni 1932 iſt kein Raum (REEL. 
67, 57; DRZ Rſpr. 1933, 125; JW. 1933, 951; Dig. 
1933, 234: Höchſtütgſpr. 1933, 454; KG.: JW. 1933, 486). 

Dagegen: Die in 8 340 StPO. für die Sprungreviſion 
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aufgeſtellte Regel über den Ausſchluß von Prozeßrügen gilt 
in gleicher Weiſe auch für die durch § 1 Art. 2 Kap. J Teil 1 
der Not VO. neu eingeführte Wahlreviſion. Der Senat ſchließt 
ſich hierbei der in Schrifttum und Rſpr. vorherrſchenden 
Meinung an (BayObscd.: DRRſpr. 1933, 178, 248; 
Kaſſel: JW. 1933, 488; Düſſeldorf: DRZRIPL. 1932, 694; 
ebenſo [Aufſatzl: DRZ. 1933, 72). 

Iſt das Rechtsmittel der Reviſion nicht gemäß 8346 
Abſ. 1 StPO., ſondern nach Teil 1 Kap. I Art. 2 Nr. 1 u. 3 
unzuläſſig, dann iſt für eine Beſchlußfaſſung nach 8 346 
Abſ. 1 kein Raum (LZ. 1932, 1458). Der Beſchluß, daß die 
Reviſion als unzuläſſig verworfen wird, iſt vom Reviſions⸗ 
gericht zu erlaſſen (BayObeG.: DAZRIH. 1933, 116). 

Art. 2 8 1 Nr. 2—4. Der Angekl. hat der Anfechtungs⸗ 
erklärung genügt, auch wenn er, ſtatt das Urteil allgemein 
anzufechten, das Rechtsmittel als Reviſion bezeichnete. Inner⸗ 
halb der Friſt der Nr. 4 Abſ. 2 des SI hat er zwar eine Er⸗ 
klärung in der durch § 345 Abſ. 2 SED. vorgeſchriebenen 
Form abgegeben. Doch entſpricht dieſe nicht den Anforde⸗ 
rungen des 8344. Die Anfechtung iſt daher nach Nr. 4 
Abſ. 3 des 81 als Berufung zu behandeln. Dem ſteht nicht 
entgegen, daß der Beſchwerdeführer ſelbſt ſein Rechtsmittel 
ſchon bei der Anmeldung als „Reviſion“ bezeichnet hat. Der 
Grundgedanke der neuen Regelung iſt, dem in ſeinen Rechts⸗ 
mitteln beſchränkten Beſchwerdeführer das zuläſſige Rechts⸗ 
mittel möglichſt zu ſichern. Danach kann es keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob er ſich bei der Anfechtung des Urteils zu⸗ 
nächſt mit dieſer begnügt und in der Folge entweder eine 
weitere Erklärung gar nicht abgegeben oder zur gebotenen 
Zeit die Wahl zwiſchen den beiden an ſich getroffenen Rechts⸗ 
mitteln getroffen oder ob er von Anfang an zwar das von 
ihm ins Auge gefaßte Rechtsmittel beſtimmt bezeichnet, her⸗ 
nach aber jede Erklärung unterlaſſen, oder eine für die 
formelle Zuläſſigkeit des gewählten Rechtsmittels ungenügende 
Erklärung abgegeben hat (Bayobe G.: DR3ZRſpr. 1933, 
121, 248). 

Der Angekl. hat in der Anfechtungserklärung das Wort 
„Reviſion“ gebraucht. Da zur Zeit der Einreichung der Ein⸗ 
gabe die Friſt zur Ausübung des Wahlrechts zwiſchen den 
beiden zuläſſigen Rechtsmitteln noch nicht begonnen hatte, 
kann die Bezeichnung der Anfechtung mit dem Wort 
„Reviſion“ nicht als bindende Wahl eines beſtimmten Rechts⸗ 
mittels angeſehen werden, zumal der Angekl. ein rechts⸗ 
unkundiger Laie iſt (Dresden: DR3ZRſpr. 1933, 121). 


Vgl. zu dem nunmehr durch Art. 2 81 Nr. 1 erſetzten 
8335 StPO.: Die Zuläſſigkeit der Umwandlung des ge⸗ 
wollten Rechtsmittels auf Grund nachträglicher Willensände⸗ 
rung iſt zu verneinen (RGSt. 60, 355; 62, 427; Bay⸗ 
ObLGSt. 27, 251). 

Die Anwendung der Beſtimmung des Art. 2 81 Nr. 4 
Abſ. 4 ſetzt voraus, daß der Mitbeteiligte ſich des Rechts⸗ 
mittels der Reviſion wahlweiſe an Stelle der Berufung be⸗ 
dient hat. Die Vorſchrift kann aber nicht angewendet werden, 
wenn das erſte Urteil von einem Beteiligten ausſchließlich 
mit der Reviſion angefochten werden konnte (Bay Obs G.: 
DRZRſpr. 1933, 57, 248). 

9. ÜUbergangsbeſtimmung für die Anfechtung 
mit Rechtsmitteln. 

Art. 283. Für die Fortgeltung des bisherigen Rechts⸗ 
mittelzuges i. S. des 83 iſt die erſte Entſcheidung be⸗ 
ſtimmend (RG.: IW. 1932, 2885; Höchſtaigiſpr. 1932, 
2019; Bay. 1933, 129; Karlsruhe: JW. 1933, 976). 

Dagegen: Unter „Entſcheidung“, die Art. 2 83 Kap. I 
Teil 1 VO. v. 14. Juni 1932 im Auge hat, iſt nach Wort⸗ 
laut, Sinn und Zweck der VO. das jeweils mit einem Rechts- 
mittel angefochtene Urteil zu verſtehen, nicht äber die erſte 
in der Sache ergangene Entſcheidung, die den Rechtsmittel⸗ 
zug eröffnet hat — vgl. Beſchluß des beſchl. Senats in 
DRZRſpr. 1932 Nr. 772; OLG. Königsberg: DRZAPT. 
1932 Nr. 701; KG.: JW. 1932, 3212; OLG. Düſſeldorf: 
JW. 1932, 2577; OLG. Dresden: JW. 1932, 3459 — 
(BayObsG.: ZW. 1933, 464; Bay Z. 1932, 308; 22. 
1932, 1434, 1414; DRZRIpr. 1932, 632; 1933, 56, 249; 
HöchſtRRſpr. 1933, 565). 

S. weiter: Gründe des RG. nicht anerkannt (KG.: 
JW. 1932, 3377, 3781; Stettin: Höchſtügiſpr. 1933, 362; 
Jena: JW. 1933, 639, 467 [Braunſchweigl). 

Nach der vom Senat im Gegenfa zum RG., aber in 
Übereinſtimmung mit der überwiegenden Meinung in Rſpr. 
und Schrifttum vertretenen Auslegung greift die Rechts⸗ 
mittelbeſchränkung der NotVO. Platz, wenn das jeweils mit 
der Reviſion angefochtene Urteil nach dem Inkrafttreten 
dieſer neuen Rechtsmittelordnung erlaſſen iſt. Für den, der 
gegen das erſtinſtanzielle Urteil Berufung eingelegt hatte, 
iſt daher die Rev. gegen das zweite Berufungsurteil ſtets 
ausgeſchloſſen, wenn es nach dem 30. Juni 1932 verkündet 
worden iſt (Dresden: DRZNRIpr. 1933, 179; ZW. 1933, 468). 


Das neue ſächſiſche Dienſtſtrafrecht. 


Von Regierungsrat Dr. Ender, Dresden. 


Auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 27. Mai 1933 
hat die ſächſiſche Regierung unter dem 19. Juni 1933 eine 


Landesdienſtſtrafordnung 


(GBl. S. 93) erlaſſen, in der das geſamte Dienſtſtrafrecht der 
öffentlichen Beamten (mit Ausnahme der Reichsbeamten und 
der Kirchenbeamten) in Sachſen neu geordnet worden iſt. Da⸗ 
mit iſt auf dem Wege der Rechtsangleichung, Rechtsvereinheit⸗ 
lichung und Rechtsklärung ein bedeutſamer Schritt vorwärts 
getan und ein Rechtsgebiet neu geſtaltet worden, welches zwar 
etwas abſeits des großen Intereſſes der Allgemeinheit liegt, 
aber für die Beamtenſchaft, und beſonders für alle von der 
Dienſtzucht berührten Beamten im einzelnen, von ganz erheb⸗ 
licher Bedeutung iſt, kann doch durch ſtrenge Anwendung der 
Dienſtzuchtmittel die Exiſtenz eines Beamten u. U. viel härter 
betroffen werden als die eines im Kriminalſtrafverfahren zu 
Freiheitsſtrafe Verurteilten. Bei der großen Bedeutung, die 
die dienſtſtrafrechtlichen Erkenntniſſe damit für die Lebens⸗ 
ſchickſale der Betroffenen haben können, iſt es unvermeidbar, 
die Rechtsordnung für das anzuwendende Verfahren ein⸗ 
gehender zu geſtalten, damit ſie einerſeits dem Staate ein 
brauchbares Werkzeug für wirkſame Ausübung der ſeiner 
Dienſtgewalt zugehörigen Dienſtzucht liefern, andererſeits aber 
auch dem betroffenen Beamten hinreichende Sicherheit dafür 
geben kann, daß jede gegen ihn erhobene Anſchuldigung ſorg⸗ 
fältig und unparteiiſch geprüft und gewogen wird. 


Die ſächſiſche Landesdienſtſtrafordnung gliedert ſich in 
ihren Grundzügen und in ihrem Aufbau in die entſprechenden 
Rechtsordnungen des Reichs und der anderen Länder ein, 
lehnt ſich insbeſondere dabei auch in vieler Beziehung an die 
Faſſung an, die der Entwurf einer Reichsdienſtſtrafordnung 
durch die Reichsratsbeſchlüſſe bisher erhalten hatte, weicht 
jedoch von dieſem Entwurfe und auch von dem neuen preu⸗ 
ßiſchen Dienſtſtrafrecht in verſchiedenen Punkten bewußt ab, 
die der jetzigen autoritären Staatsauffaſſung nicht mehr ent⸗ 
ſprechen und nur einer übertriebenen Rückſicht auf den ſchul⸗ 
digen Beamten entſprungen waren. Es kann wohl mit Sicher⸗ 
heit angenommen werden, daß auch die künftige Reichs⸗ 
dienſtſtrafordnung im gleichen Sinne von ihren früheren 
Entwürfen abweichen wird. Sie abzuwarten, erſchien der 
ſächſiſchen Regierung nicht geboten, da das bisherige ſächſiſche 
Recht aus verſchiedenen Gründen dringend Anderungen ver⸗ 
langte, die durch eine Novelle zu den an ſich ſchon ſehr ver⸗ 
ſtreuten und wenig überſichtlichen Vorſchriften hätten verwirk⸗ 
licht werden müſſen, wenn nicht der, tatſächlich eingeſchlagene, 
richtigere Weg der Geſamterneuerung dieſes Rechtsgebietes ge⸗ 
gangen werden ſollte. 

Im folgenden ſollen nur einige Grundſätze der neuen 
Rechtsordnung und einige Beſtimmungen herausgeſtellt wer⸗ 
den, die bedeutſamere Abweichungen vom früheren ſächſiſchen 
Recht und zum Teil auch von den entſprechenden Vorſchriften 
anderer Gebietskörperſchaften gebracht haben. 


F 


E 
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1. Es war ſchon erwähnt, daß das Geſetz für alle 
öffentlichen Beamten und Lehrer gilt, die im ſächſiſchen 
Staatsgebiete Dienſt tun, mit Ausnahme der Reichsbeamten 
ſowie der Geiſtlichen und Beamten der Religionsgeſellſchaften. 
Damit iſt eine Lücke geſchloſſen worden, die das ſächſiſche 
Staatsbeamtenrecht bisher enthielt, und es ſind andererſeits 
alle ſachlich nicht bedingten Verſchiedenheiten im Dienſtſtraf⸗ 
rechte der einzelnen Beamtengruppen beſeitigt worden. 

Das Geſetz ſtellt, wie ſchon ſein Name kündet, in erſter 
Linie eine Verfahrensordnung dar, enthält aber daneben auch 
Vorſchriften des materiellen Rechts, die an ſich in das All⸗ 
gemeine Beamtengeſetz gehören würden, mangels eines ſolchen 
aber zunächſt hier mit eingefügt werden mußten. 

Urſache und Gegenſtand des Dienſtſtrafverfahrens iſt das 
Dienſtvergehen, das iſt jedes ſchuldhafte dienſtpflicht⸗ 
widrige Verhalten eines Beamten. Sein Begriff iſt mithin 
an keine feſten Tatbeſtände gebunden wie das Kriminaldelikt, 
und damit iſt der die Dienſtſtrafgewalt ausübenden Behörde 
für ihr Erkenntnis ein ſehr weiter Spielraum gelaſſen, dabei 
iſt ihr aber auch eine ſchwere Gewiſſensentſcheidung auferlegt, 
bei der zwiſchen der Schuld des Beamten, dem berührten 
Staatsintereſſe, dem geſamten perſönlichen und dienſtlichen 
Werte des Beſchuldigten und der Bedeutung des von ihm be⸗ 
kleideten Amtes ſorgfältig abgewogen werden muß. Da das 
Amt den Beamten in feiner ganzen Perſon erfaßt, kann er 
ſich auch durch ein Verhalten, das zu ſeiner amtlichen Tätig⸗ 
keit nicht unmittelbare Beziehung hat, dienſtlich verfehlen. So 
treten — entſprechend dem bisherigen ſächſiſchen und auch 
z. B. dem preußiſchen Rechte — als Dienſtvergehen neben 
die eigentlichen Amtspflichtverletzungen die Anſehens⸗ und 
Vertrauensſchädigungen durch unwürdiges Verhalten in oder 
außer dem Amte. 

Die Landesdienſtſtrafordnung geht hierbei, einem prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſe folgend, über das frühere Recht hinaus, 
indem fie der diſziplinellen Verfolgung auch die Nachwirtun⸗ 
gen einer Verfehlung unterwirft, die der Beamte noch zu 
einer Zeit begangen hatte, als er noch gar nicht Beamter war, 
und zwar dann, wenn dieſe frühere Verfehlung das Beamten⸗ 
anſehen fo ſtark beeinträchtigt, daß das Verbleiben des Be⸗ 
amten im öffentlichen Dienſte nicht tragbar erſcheint. Es ſind 
das die Fälle, in denen u. U. auch die Beamtenanſtellung als 
ſolche wegen Irrtums über die Integrität der Perſon des 
angeſtellten Beamten anfechtbar ſein müßte. Nach der jetzigen 
Auffaſſung vom Staate und, damit untrennbar verbunden, 
vom Anſehen der Beamtenſchaft iſt es unmöglich, ſolche von 
früher her ſchwer belaſtete Perſonen, die Beamte geworden 
waren, ohne daß ihr Vorleben hinreichend bekannt war, weiter 
in öffentlichen Amtern zu belaſſen. Der Weg des Dienſtſtraf⸗ 
verfahrens iſt der klarere und damit auch der zweckmäßigere 
gegenüber dem der Anfechtung des Anſtellungsaktes. Es geht 
freilich nicht an, etwa aus dem Geſichtspunkte der Vergeltung 
oder anderen rein kriminaliſtiſchen Gedankengängen heraus 
gegen den Beſchuldigten, gewiſſermaßen als Erſatz für unter⸗ 
bliebene oder vom Standpunkte des öffentlichen Dienſtes aus 
zu milde empfundene Kriminalbeſtrafung, eine nachträgliche 
Dienſtbeſtrafung treten zu laſſen, denn es fteht im dieſem 
Dienſtſtrafverfahren nicht die frühere Verfehlung des Beamten 
zur Aburteilung, ſondern allein die durch jene verurſachte 
Beamtenanſehensſchädigung, und es kann deshalb in einem 
ſolchen Verfahren nur darum gehen, ob der Beamte aus dem 
Amte entfernt werden muß oder nicht; geringere Dienſt⸗ 
ſtrafen kommen hier nicht in Frage. 

Zum andern aber macht auch die Dienſtſtrafgewalt nicht 
unbedingt vor der Beendigung des Beamtenverhältniſſes durch 
Übertritt des Beamten in den dauernden Ruheſtand Halt. 
Nach dem derzeitigen reichsdeutſchen Recht — im Gegenſatz 
z. B. zum öſterreichiſchen Rechte — gilt der Beamte im 
Ruheſtande nicht mehr als im Beamtenverhältniſſe ſtehend, 
obwohl ihm aus dieſem noch allerhand Rechte (Titelführung, 
Verſorgungsbezüge) und auch gewiſſe Pflichten, (Amtsver⸗ 
ſchwiegenheit) überkommen ſind Das allgemeine Volksempfin⸗ 
den macht deshalb auch zwiſchen der Stellung der Ruhe⸗ 
ſtandsbeamten und der anderer Beamten zum Staate kaum 
einen Unterſchied, und es hat der Stimmung gegenüber dem 
Berufsbeamtentum in der vergangenen Zeit ſchon manchen 
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Abbruch getan, daß Ruheſtandsbeamte trotz erwieſener Un⸗ 
würdigkeit ungeſtört im Fortgenuſſe der aus dem früheren 
Beamtenverhältniſſe erwachſenen Rechte bleiben durften. Zwar 
gab gerade das ſächſiſche Recht — im Gegenſatze zum Reiche 
und zu Preußen — ſchon bisher bei ſchweren Kriminaldelikten 
des Ruheſtändlers die Möglichkeit der Penſionsentziehung und 
bei geringeren achtungſchädigenden Verfehlungen wenigſtens 
die Möglichkeit der Titelentziehung. Dieſe Möglichkeiten hat 
aber die Landesdienſtſtrafordnung noch weiter ausgebaut, 
insbeſondere hinſichtlich der Verfolgbarkeit von Dienſtver⸗ 
gehen, die der Beamte noch vor ſeinem Übertritt in den 
Ruheſtand begangen hat, die aber erſt ſpäter bekannt werden, 
und hinſichtlich der Verletzung der auch in den Ruheſtand 
fortwirkenden Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit. Der Grund⸗ 
ſatz, daß das Beamtenverhältnis an ſich mit der Penſionierung 
endet, iſt dabei dadurch gewahrt worden, daß auch dieſes 
Verfahren nur dem „Reinigungszwecke“ (Ausſtoßung des Be⸗ 
amten aus der Beamtenſchaft), nicht aber auch anderen Dienſt⸗ 
zuchtzwecken dienen darf, eine andere „Dienſtſtrafe“ als Pen⸗ 
ſionsentziehung dabei alſo ebenfalls nicht in Frage kommen 
kann. Es wird der Neuregelung des Allgemeinen Beamten⸗ 
rechtes vorzubehalten ſein, die Frage zu entſcheiden, ob die 
rechtliche Stellung der Ruheſtändler zum Beamtenverhältnis 
überhaupt in der Weiſe zu ändern iſt, daß die Rechts⸗ 
beziehungen aus dieſem Verhältniſſe, wenn auch vielleicht in 
gemilderter Form, ſchlechthin fortbeſtehen. 

2. Am Syſteme der Dienſtſtrafen hat ſich geändert, daß 
die bisher dem ſächſiſchen Recht unbekannte Gehaltskürzung 
entſprechend dem preußiſchen Vorbilde eingeführt worden iſt, 
wodurch ſich das Bedürfnis erledigt hat, die Geldbuße in 
ihrem Höchſtbetrage über das Dienſteinkommen eines Monats 
hinaus zu ſteigern. Die Warnung als Dienſtſtrafe, die es 
ſchon bisher im ſächſiſchen Rechte nicht gab, iſt dagegen aus 
den Vorbildern des Reichs und anderer Länder nicht über⸗ 
nommen worden, da die Dienſtſtrafe des Verweiſes für die 
Ahndung leichterer Dienſtvergehen als ausreichend angeſehen 
wird und die Vorſchaltung einer in Form und Wirkung ähn⸗ 
lichen Strafe milderer Art nur geeignet ſein könnte, das 
Syſtem der Dienſtzuchtmittel allgemein zu mildern, wozu kein 
Anlaß vorliegt. 

Die Möglichkeit, bei beſonderen Milderungsumſtänden 
die Wirkung der Dienſtentlaſſung durch Bewilligung eines 
befrifteten oder lebenslänglichen Unterhaltszuſchuſſes abzu⸗ 
ſchwächen, iſt erhalten geblieben; jedoch iſt die Höchſtgrenze 
dieſes Unterhaltszuſchuſſes auf die Hälfte des erdienten 
Ruhegehaltes herabgeſetzt worden. Dieſer Unterhaltszuſchuß 
wirkt auch nicht mehr wie bisher als Ruheſtandsbezug auf die 
Hinterbliebenenbezüge fort, ſondern er iſt nur ein perſönlicher 
Bezug des Beamten. Es iſt jedoch die Möglichkeit gegeben, 
daß in beſonderen Fällen nach dem Tode des dienſtent⸗ 
laſſenen Beamten ſeinen Hinterbliebenen ein ſolcher Unter⸗ 
haltszuſchuß vom zuſtändigen Miniſterium bewilligt wird. 

Die Einführung einer Verjährung der Verfolgung von 
Dienſtvergehen mit zehnjähriger Friſt iſt neu. Dienſtvergehen, 
deretwegen bereits ein Dienſtſtrafverfahren anhängig iſt; un⸗ 
terliegen jedoch dieſer Verjährung nicht. 

3. Das Dienſtſtrafverfahren iſt entweder ein nichtförm⸗ 
liches oder ein förmliches. Letzteres muß eingeſchlagen werden, 
wenn Gehaltskürzung oder Dienſtentlaſſung angeſtrebt wird; 
es kann jedoch auch bei weniger ſchweren Dienſtvergehen ge⸗ 
wählt werden. Ein Beamter kann zwar, um ſich von dem 
Verdacht einer Dienſtverfehlung zu reinigen, die Eröffnung 
eines förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen ſich ſelbſt be⸗ 
antragen, deſſen Durchführung aber nicht erzwingen; er muß 
ſich vielmehr mit einem ablehnenden Beſcheide der Eröffnungs⸗ 
behörde zufrieden geben, wenn ſie ihm beſcheinigt, daß ein 
Grund für die Einleitung eines ſolchen Verfahrens nicht 
vorliegt. 8 

Über das nichtförmliche Verfahren iſt hier nichts Be⸗ 
ſonderes zu ſagen; es iſt den Entwürfen der Reichsdienſt⸗ 
ſtrafordnung nachgebildet. Abweichend iſt nur das betreffende 
Verfahren gegen Berufsrichter geregelt, welches einen förm⸗ 
licheren Charakter hat und ſich, wenn auch im allgemeinen 
ohne nähere Verfahrensbeſtimmungen, vor Dienſtſtrafgerichten, 
nämlich vor dem Dienſtſtrafſenat des OLG. oder vor der 
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Dienſtſtrafkammer beim LG. Dresden — je nach der Dienſt⸗ 
ſtellung des Beſchuldigten — abwickelt; dieſe Dienſtſtraf⸗ 
gerichte haben aber nicht durch Urteil, ſondern durch Beſchluß 
zu entſcheiden. 

Das förmliche Verfahren zerfällt in die Unterſuchung 
und in das Verfahren vor dem Dienſtſtrafgericht. Die Unter⸗ 
ſuchung iſt — im Gegenſatze zum bisherigen Rechte — zwecks 
Vermeidung unnötiger Verfahrensverzögerungen nicht überall 
zwingend vorgeſchrieben, ſondern kann unterbleiben, wenn der 
Sachverhalt bereits anderweit hinreichend geklärt iſt. Sie 
wird durch einen vom Vorſitzenden der Dienſtſtrafkammer be⸗ 
ſtellten richterlichen Beamten geführt. 

Die Vertretung der Anklage liegt in allen förmlichen 
Verfahren — mit Ausnahme ſolcher gegen Mitglieder des 
OVG. — in den Händen der Staatsanwaltſchaft beim OLG. 
Dresden, die jedoch dabei nicht als ſelbſtändige öffentliche 
Anklagebehörde, ſondern als Organ des für den Beſchuldigten 
zuſtändigen Miniſteriums handelt und deshalb auch an deſſen 
Weiſungen gebunden iſt. 

Der Gang des förmlichen Verfahrens iſt in weitgehender 
Anlehnung an die StPO. geregelt. In jeder Lage dieſes 
Verfahrens kann ſich der Beſchuldigte des Beiſtandes eines 
Verteidigers gemäß § 138 StPO. bedienen, dem nach Er⸗ 
hebung der Anklage auf Verlangen die Akten zur Einſicht 
vorzulegen ſind; vorher ſteht dieſe Aktenvorlage im Ermeſſen 
des Unterſuchungsführers. 

Eine weſentliche Neuerung und dabei gleichzeitig eine 
Abweichung von den dienſtſtrafrechtlichen Beſtimmungen des 
Reichs und der anderen Länder liegt in der Zuſammenſetzung 
der Dienſtſtrafgerichte. Für Verfahren gegen alle nichtberufs⸗ 
richterlichen Beamten beſtehen wie bisher die Dienſtſtraf⸗ 
kammer!) und der Dienſtſtrafhof, beide in Dresden. Bei ihnen 
iſt eine Mitwirkung ſog. Beamtenbeiſitzer nicht mehr vor⸗ 
geſehen. Die Dienſtſtrafkammer beſteht aus drei hauptamtlichen 
Mitgliedern, einem Präſidenten und zwei Beiſitzern, die vom 
Geſamtminiſterium aus den Reihen der berufsrichterlichen 
Beamten und der höheren Verwaltungsbeamten auf Lebens⸗ 
zeit ernannt werden und mit der ſich aus dem GVG. ergeben⸗ 
den richterlichen Unabhängigkeit ausgeſtattet ſind. Als Stell⸗ 
vertreter für die Beiſitzer werden zwei berufsrichterliche Be⸗ 
amte im Nebenamte jeweils auf die Dauer von fünf Jahren 
ernannt. Demgegenüber beſteht der Dienſtſtrafhof aus fünf 
berufsrichterlichen Beamten, die vom Geſamtminiſterium auf 
je fünf Jahre nebenamtlich ernannt werden, und aus der 
gleichen Anzahl von Stellvertretern. Von dieſer Neugeſtaltung 
insbeſondere der Dienſtſtrafkammer wird eine erhebliche Ver⸗ 
fahrensbeſchleunigung erhofft. Bei den förmlichen Verfahren 
gegen Berufsrichter ſind Dienſtſtrafgerichte der bereits er⸗ 
wähnte Dienſtſtrafſenat des OLG. und der beim gleichen Ge⸗ 
richtshofe gebildete Dienſtſtrafhof für Richter. Der Dienſt⸗ 
ſtrafſenat entſcheidet in einer Beſetzung mit drei, der Dienſt⸗ 
ſtrafhof für Richter in einer ſolchen mit fünf vom JuſtMin. 
jeweils auf die Dauer von drei Jahren nebenamtlich be⸗ 
ſtellten Berufsrichtern. 

Die Urteile der Dienſtſtrafgerichte ergehen „Im Namen 
des Staates“, als des autoritären Trägers der Dienſtſtraf⸗ 
gewalt. Gründet ſich die Anſchuldigung im Dienſtſtrafverfahren 
auf eine Verfehlung, die in einem ſtrafgerichtlichen Verfahren 
bereits abgeurteilt worden iſt, ſo ſind die tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Strafurteils — nicht aber die eines richter⸗ 


1) Die vorerwähnte „Dienſtſtrafkammer beim Landgericht 
Dresden“, die bei leichteren Dienſtvergehen von Berufsrichtern zu 
entſcheiden hat, iſt ein anderes, nicht hauptamtlich beſetztes Dienſt⸗ 
ſtrafgericht. 


lichen Strafbefehls — für das Dienſtſtrafverfahren bindend. 
Dies entſpricht auch der bisherigen Auffaſſung der ſächſiſchen 
Diſziplinargerichte. Eine Bindung an das Strafurteil hin⸗ 
ſichtlich der Schuldfrage iſt nicht vorgeſchrieben. 

Ahnlich den Vorſchriften Preußens und des Entwurfs 
einer Reichsdienſtſtrafordnung ſind die Wiederaufnahme eines 
bereits rechtskräftig abgeſchloſſenen Verfahrens und die damit 
zuſammenhängende Frage der Entſchädigung bei unſchuldiger 
Verurteilung des näheren geregelt. 

4. Schließlich ſeien noch die Vorſchriften über die vor⸗ 
läufige Amtsenthebung erwähnt. Dieſe iſt in jeder Lage eines 
förmlichen Dienſtſtrafverfahrens oder eines ſtrafgerichtlichen 
Verfahrens, das den Verluſt des Amtes kraft des ſtrafgericht⸗ 
lichen Urteils zur Folge haben kann, zuläſſig. Da nun ein 
ſchwebendes ſtrafgerichtliches Verfahren zwar die Durch- 
führung eines Dienſtſtrafverfahrens, aber — im Gegenſatze 
zum bisherigen Rechte — nicht deſſen Eröffnung be⸗ 
hindert, würde die vorläufige Amtsenthebung nunmehr auch 
während jedes anderen ſtrafgerichtlichen Verfahrens bei gleich⸗ 
zeitiger Eröffnung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens mög⸗ 
lich ſein. 

Die vorläufige Amtsenthebung tritt zunächſt nicht kraft 
Geſetzes, ſondern nur zufolge beſonderer Verfügung des zu⸗ 
ſtändigen Miniſteriums, im Verfahren gegen Berufsrichter 
zufolge Gerichtsbeſchluſſes ein und hat nicht ohne weiteres 
die Minderung der Dienſtbezüge des Betroffenen zur Folge, 
ſondern es bedarf hierfür einer weiteren beſonderen Anord⸗ 
nung der für die Verfügung der vorläufigen Amtsenthebung 
zuſtändigen Stelle, um einen Teil, höchſtens jedoch die Hälfte 
des Dienſteinkommens des Beſchuldigten vorläufig einbehalten 
zu können. Dieſe Anordnung iſt jedoch nicht wie die vor⸗ 
läufige Amtsenthebung ſelbſt in jeder Lage des Verfahrens, 
ſondern erſt dann ſtatthaft, wenn die gegen den Beſchuldigten 
erhobenen Anſchuldigungen eine beſtimmte feſte Form erhalten 
haben, ſo daß auch mit einiger Sicherheit ſchon der Ausgang 
des Verfahrens vorausbeurteilt werden kann; das iſt im 
ſtrafgerichtlichen Verfahren, wenn das Hauptverfahren er⸗ 
öffnet worden iſt, im Dienſtſtrafverfahren, wenn die Anklage 
vor der Dienftftraflammer mit dem Antrag auf Dienſtent⸗ 
laſſung erhoben worden iſt, außerdem aber auch, wenn und 
ſolange gegen den Beſchuldigten ein gerichtlicher Haftbefehl 
erlaſſen worden iſt. 

Dieſe Anordnungen endigen entſprechend der Regelung in 
anderen Dienſtſtrafordnungen grundſätzlich mit oder wenigſtens 
kurz nach der Beendigung des Verfahrens, auf Grund deffen 
ſie getroffen worden ſind, wobei jedoch die Möglichkeit be⸗ 
ſteht, die auf Grund eines ſtrafgerichtlichen Verfahrens ge⸗ 
troffenen Anordnungen für ein alsbald nach dieſem er⸗ 
öffnetes Dienſtſtrafverfahren aufzunehmen. 

Im Gegenſatze zu der vorerwähnten „verfügten“ vorläu⸗ 
figen Amtsenthebung tritt mit der Zuſtellung eines auf 
Dienſtentlaſſung lautenden Urteils eines Dienſtſtrafgerichts 
die vorläufige Amtsenthebung in allen Fällen kraft Ge⸗ 
ſetzes mit der zwingenden Folge ein, daß vom Beginne des 
nächſten Monats ab die Dienſtbezüge des Verurteilten ganz, 
wenn ihm aber ein Unterhaltszuſchuß bewilligt worden iſt, 
inſoweit vorläufig einzubehalten ſind, als ſie den Unterhalts⸗ 
zuſchuß überſteigen. Damit wird gewiſſermaßen die vorläufige 
Vollſtreckbarkeit des auf Dienſtentlaſſung lautenden Urteils 
herbeigeführt, was aus Dienſtzuchtgründen unbedingt ge⸗ 
rechtfertigt iſt. 

Endet das Verfahren, in dem der Beamte vorläufig des 
Amtes enthoben worden war, nicht mit deſſen Amtsverluſt, 
ſo ſind die einbehaltenen Dienſteinkommensteile nachzuzahlen, 
andernfalls geht der Beamte ihrer endgültig verluſtig. 


Zur Frage der „Ambildung“ und der Kapitalausrüſtung 
von Zwechſparunternehmungen nicht zugelaſſener 
Rechtsformen. 

Bei zahlreichen Zweckſparunternehmungen, die ihre Eintra⸗ 
gung als Aktiengeſellſchaft, Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder 
Geſellſchaft mit deſchränkter Haftung in das Handelsregiſter bis 
zum 30. Juni 1933 trotz rechtzeitig geſtellten Antrags nicht mehr 
erreichten, iſt es nach der Faſſung des Geſetzes für Zweckſparunter⸗ 


nehmungen v. 17. Mai 1933 (RG Bl. I, 269 ff.) rechtlich zweifel⸗ 
haft, ob ſie nach dieſem Zeitpunkt ihren Geſchäftsbetrieb weiter⸗ 
führen dürfen, einerlei, ob ſie vorher von einer Einzelperſon, einer 
offenen Handelsgeſellſchaft oder einem eingetragenen Verein be⸗ 
trieben wurden oder von einer Ghſellſchaft der in § 2 des Geſetzes 
zugelaſſenen Arten. 

82 Abf. 1 des Gef. v. 17. Mai 1933 ſieht vor, daß nach In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes nur noch Aktiengeſellſchaften, Komman⸗ 
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ditgeſellſchaften auf Aktien und Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung den Betrieb einer Zweckſparunternehmung beginnen dürfen 
und daß ihr Grund⸗ oder Stammkapital mindeſtens 50 000 RM 
betragen und mindeſtens in dieſer Höhe auch bar eingezahlt 
ſein muß. x 

Nach 8 3 Abſ. 1 a. a. O. dürfen Zweckſparunternehmungen, die 
bei Inkrafttreten des Geſetzes von einer Einzelperſon, einer offe⸗ 
nen Handelsgeſellſchaft oder einem eingetragenen Verein betrieben 
wurden, nach dem 30. Juni 1933 ihren Geſchäftsbetrieb nur dann 
fortſetzen, wenn ſie vor dieſem Zeitpunkt in eine Aktiengeſellſchaft, 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien oder eine Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung umgebildet worden ſind. Es entſteht hier zu⸗ 
nächſt die Frage, was unter „Umbildung“ zu verſtehen iſt. Hat der 
Geſetzgeber damit lediglich die Schaffung des erforderlichen Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuts und die entſprechende Löſung der Kapitalausrüſtungs⸗ 
frage ſowie die rechtzeitige Anmeldung zum Handelsregiſter for⸗ 
dern wollen oder bedeutet die „Umbildung“ nach dem Wunſche des 
Geſetzgebers, daß die Geſellſchaft bis zum 30. Juni 1933 auch die 
Eintragung in das Handelsregiſter erreicht und damit die Rechts⸗ 
fähigkeit einer der in § 2 a. a. O. erwähnten drei Geſellſchafts⸗ 
formen erlangt haben muß? 

Bei der Unterſuchung dieſer Frage wird man von dem er⸗ 
kennbaren Beſtreben des Geſetzgebers auszugehen haben, einer 
Zweckſparunternehmung, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
ſchon von einer Einzelperſon, einer offenen Handelsgeſellſchaft — 
der die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien gleichzuſetzen iſt — oder 
einem eingetragenen Verein betrieben wurde, im Intereſſe ihrer 
Sparer die Möglichkeit einzuräumen, ihren Geſchäftsbetrie fortzu⸗ 
ſetzen, ſofern ſie die von ihr zu vertretenden Vorausſetzungen für 
die „Umbildung“ in eine der in $2 a. a. O. genannten Geſell⸗ 
ſchaftsformen ihrerſeits erfüllt hat. Hierfür ſpricht insbeſ. auch 
die Kürze der für die Durchführung der „Umbildung, geſtellten 
Friſt, die vom Inkrafttreten des Geſetzes (21. Mai 1933) bis zum 
30. Juni 1933 nur 1 Monat beträgt, ſowie der Umſtand, daß 
die Geſellſchaften auf den Zeitpunkt der Eintragung ihrer An⸗ 
meldung in das Handelsregiſter ja keinen Einfluß haben, daß 
diefer vielmehr oft von äußeren Umſtänden — Überlajtung des Ge⸗ 
richts, Behebung formaler oder ſachlicher Bedenken des Regiſter⸗ 
richters u. a. — abhängig it. Man wird daher die geſtellte 115 
unbedenklich dahin beantworten können, daß dieſenigen Zwe ſpar⸗ 
unternehmungen, die beim Inkrafttreten des Geſetzes nach einer 
der in $3 Abſ. 2 a. a. O. genannten Rechtsformen betrieben wur⸗ 
den, ſchon dann ihre Geſchäfte nach dem 30. Juni 1933 fortſetzen 
können, wenn fe vor dieſem Zeitpunkt alle weſentlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für ihre „Umbildung“ in eine der in 82 Abs. 1 a. a. O. 
genannten Geſellſchaftsformen erfüllt und ihre Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregiſter ſo rechtzeitig vorgenommen 
. daß dieſe normalerweiſe auch vor dieſem Zeitpunkt erfolgen 
onnte. 

In dieſem geen n 53 . ſei gleichzeitig darauf hinge⸗ 
wieſen, daß das Geſetz in § 3 Abſ. 2 als Vorausſetzung für die 
Möglichkeit der „Umbildung“ verlangt, daß die betreffenden Unter⸗ 
nehmungen ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes „betrieben“ 
wurden, d. h. alſo, daß ſie vor dieſem Zeitpunkte ſchon Spar⸗ 
verträge abgeſchloſſen haben; denn nur in dieſem Falle beſtand ein 
Intereſſe des Geſetzgebers, zur Wahrung der Belange der Sparer 
die „Umbildung“ und die damit hinſichtlich der Kapitalausruſtung 
verbundene Vergünſtigung des § 3 Abſ. 1 a. a. O. zuzulaſſen. Bloße 
Vorbereitungshandlungen für die Aufnahme des Geſchäftsbetriebes, 
wie Firmengründung, Miete eines Büros, Beſchaffung von Drud- 
ſachen, Ausarbeitung von Tarifen u. dgl., genügen hier nicht, 

Nicht viel anders iſt die Rechtslage für Aktiengeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Genoſſenſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung, die ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes 
Ben abe waren, auch vor dieſem Zeitpunkte ſchon den Geſchäfts⸗ 
etrieb aufgenommen hatten, die indeſſen bis zum 30. Juni 1933 
trotz rechtzeitig geſtellten Antrags noch nicht zur Eintragung in 
das Handelsregiſter gelangt waren. Hier ſteht zwar nicht in Frage, 
ob ſie ihren Geſchäftsbetrieb nach dem 30. Juni 1932 fortſetzen 
können, denn dieſe Möglichkeit iſt ihnen nach § 2 a. a. O. ja ohne 
weiteres gegeben. Wohl aber iſt für ſie von Bedeutung, ob ſie in⸗ 
folge der verſpäteten Eintragung in das Handelsregiſter hinſicht⸗ 
lich ihrer Kapitalausrüſtung der Beſtimmung des 82 (Mindeſtbar⸗ 
einzahlung 50 000 %%) oder derjenigen des 83 Abf. 1 4. 4. O. 
Mindeſtbareinzahlung bis 31. Dez. 1933: 25 000 AH) unterliegen. 
Die Behandlung dieſer Frage iſt im Geſetze nicht geregelt. Hier 
kommt auch eine „Umbildung“ i. S. des § 3 Abſ. 2 0. a O. nicht 
in Frage, da dieſe Geſellſchaftsformen ja ſchon den in 8 2 a. a. O. 
feſtgeſetzten entſprechen. Gerade dieſer Umſtand laßt aber den 
Schluß zu, daß, wenn der Geſetzgeber ſchon für Unternehmungen 
anderer Rechtsformen hinſichtlich der Kapitalausrüſtung die bevor⸗ 
zugte Behandlung nach 83 Abſ. 1 a a. O. eingeräumt hat, ſofern 
fie nur bis zum 30. Juni 1933 ihrerſeits alle Vorausſetzungen zur 
Umbildung“ in eine der zugelaſſenen Geſellſchaftsformen erfüllt 
aben, dies dann erſt recht für olche Unternehmungen gilt, die 
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beim Inkrafttreten des Geſetzes den Geſchäftsbetrieb ſchon in einer 
der zugelaſſenen Geſellſchaftsformen aufgenommen hatten. 

Völlig anders ift dagegen die Rechtslage für eingetragene Ge⸗ 
noſſenſchaften mit beſchränkter Haftung. Sie können nicht nur nach 
Inkrafttreten des Geſetzes v. 17. Mai 1933 den Geſchäftsbetrieb 
einer ae ee nicht mehr „beginnen“, ſondern für 
ſie kommt auch eine „Umbildung“ nach 83 Abſ. 2 a. a. O. ſelbſt 
dann nicht in Fer de, wenn ſie ſchon vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes gegründet waren, auch den Geſchäftsbetrieb ſchon aufge⸗ 
nommen, indeſſen noch nicht die Eintragung in das Handelsregiſter 
erlangt hatten, da die „Umbildung“ in eine der in § 2 a. a. O. ge⸗ 
nannken Geſellſchaftsformen für ſie rechtlich nicht möglich iſt. Die 
Möglichkeit DE „Umbildung“ iſt daher auch in $2 Abſ. 1 a. a. O. 
vom Geſetzgeber nicht vorgeſehen. Will eine eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaft, die ſich in dieſer Lage befindet, den vor Inkrafttreten des 
Geſetzes begonnenen Ge chäftsbetrieb eines Zweckſparunternehmens 
wirtſchaftlich fortſetzen, ſo bleibt ihr hierzu nur der Weg der Neu⸗ 
gründung einer Geſellſchaft nach 8 2 a. a. O. über, der ſie dann 
den bisherigen Geſchäftsbetrieb übertragen kann. 


Von ORegR. Dr. Dannert, Berlin. 


Die Zwangs vollſtreckung in nicht voll valutierte 
Arrditſicherheiten. 


Die Pfändung nicht voll valutierter Mun eee 
oder Sicherheiten aller Art iſt in ihrem praktiſchen Erfolg gefähr 
det, wenn die Sicherheit durch Inanſpruchnahme und Hingabe wei⸗ 
teren Kredits ausgehöhlt wird. Dem kann wie folgt begegnet 
werden: 

Veräußerungen von Beſtandteilen des Vermögens, die bei 
drohender Zwangsvollſtreckung in der Abſicht erfolgen, die Befrie⸗ 
digung eines Gläubigers zu vereiteln, find nach $ 288 Stch B. ſtraſ⸗ 
bar und nach § 135 BEL. zivilrechtlich unwirkſam. In der wei⸗ 
teren Kreditaufnahme liegt ein Verſtoß des Schuldners gegen 8288 
SGB. Schwierigkeiten macht in der Regel nur ber ſubfektive Tat⸗ 
beſtand. Liegen die Vorausſetzungen des § 288 StÖB. vor, jo gilt 
die Kredithingabe nach § 135 BGB. dem Pfandgläubiger gegen⸗ 
über als nicht geſchehen, es ſei denn, daß der Kreditgeber in An⸗ 
ſehung des aus § 288 Stch B. herzuleitenden Veräußerungsverbots 
gutgläubig war, alſo das Veräußerungsverbot nicht kannte (85 892, 
407 BGB.). Fahrläſſige Unkenntnis ee nichts. Auch Rechts⸗ 
unkenntnis wird RE Um die Wirkung des Veräußerungs⸗ 
verbotes herbeizuführen, muß alſo dem Kreditgeber ſogleich mit 
Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes die Sach⸗ und Rechtslage dar⸗ 
gelegt werden. h 
Eine eingehendere Begründung des Gedankenganges habe ich 
im Rhein WeſtfAnwl. 1933, 83 gegeben. 

RA. Dr. Albert Michels, Duisburg. 


Das politiſche Verbrechen in den deutſchen Ausliefe- 
rungsverträgen. 


R.: JW. 1933, 980 ff. hat zu der Frage Stellung ge⸗ 
nommen, was unter einem politiſchen Verbrechen im Sinne der 
Auslieferungsverträge zu verſtehen iſt. Das RO. iſt der Anſicht, 
daß hierunter alle gegen den Staat gerichteten Verbrechen fallen, 
und daß es auf die Beweggründe, die den Täter veranlaßten, das 
Verbrechen zu begehen, oder die Zwecke, die er verfolgte, nicht an⸗ 
kommt. Der Begriff wird mithin „objektiv“ ausgelegt. 

Bei der Begründung dieſer Anſicht des RGB. muß jedoch be⸗ 
fremden, daß trotz der hiſtoriſchen Betrachtungen nicht geſagt wird, 
was denn eigentlich der Grund iſt, der eine ſo einſchneidende Maß⸗ 
nahme, wie es der Grundſatz der Nichtauslieferung politiſcher Ver⸗ 
brecher ift, ins Leben gerufen hat. Erſt wenn der Sinn und Zweck 
dieſer Beſtimmung erkannt iſt, wird es möglich ſein, die Frage, 
was unter einem politiſchen Verbrechen im Sinne der Auslieferungs⸗ 
ae zu verſtehen ift, richtig zu entſcheiden und überzeugend zu 

egründen. 

Der Begriff des politiſchen Verbrechens iſt in Europa zum 
erſtenmal zur Zeit der franzöſiſchen Revolution geſchichtlich nach 
weisbar, und zwar wurde er hier nicht in der Rechtſprechung, ſon⸗ 
dern als politiſches Schlagwort gebraucht. Gleichzeitig wird der 
Grundſatz der Nichtauslieferung politiſcher Verbrecher von den 
ſührenden Politikern als eine Errungenſchaft der Revolution begrüßt. 
Robespierre rief aus: „qu'il sagit de la plus grande question du 
droit public“ (v. Martitz, Internationale Rechtshilfe in Straf⸗ 
ſachen II, 142). Sogar die Verfaſſung der Jakobiner vom Jahre 
1793 verkündete den Schutz politiſcher Flüchtlinge; in Art. 120 heißt 
es: „Le peuple frangais donne asile aux ötrangers bannis de leur 
patrie pour la cause de la liberté; il le refuse aux tyrans.“ Die 
Vertreter jener Staaten, denen es nach heißen Kämpfen gelungen 
war, die auf Gewalt aufgebaute Staatsform zu ſtürzen und dem 
Volke eine konftitutionelle Verfaſſung zu geben, fühlten eine innere 
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Gemeinſchaft mit jenen Männern, die in ihrem Vaterlande das 
gleiche erſtrebt hatten, aber nicht ſo glücklich im Erfolge geweſen 
waren. Daß die neue Auffaſſung vom Weſen der Staatsregierung, 
von den Pflichten der Herrſcher und den Rechten der Untertanen 
es war, die dieſen Grundſatz ins Leben rief, erhellt auch daraus, 
daß die auf autokratiſcher Grundlage aufgebauten Monarchien ihn 
weniger begeiſtert und erſt nach Jahrzehnten durch die Zeitverhält⸗ 
niſſe gezwungen anerkannten. 

Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, daß dieſe Sonder⸗ 
ſtellung politiſcher Verbrecher in denſelben Anſchauungen und Ideen 
ihren Urſprung hat, die zu den Revolutionen gegen Ende des 18. 
und in der een Hälfte des 19. Jahrhunderts führten, und die in 
der déclaration des droits de ’homme et du citoyen ber assemblse 
nationale v. 26. Aug. 1789 zum Ausdruck kamen; Art. 2 lautet: 
„Le but de tout association politique est la conservation des droits 
naturels et imprèscriptibles de homme; les droits sont la liberté, 
la propriété, la süret6 et la résistance A l’oppression.“ 

Die Anerkennung des hier verkündeten Rechtes auf Wider⸗ 
ſtand gegen Bedrückung bildet die Grundlage des politiſchen Aſyls. 
Eine durch die Bedrückungen einer Staatsregierung hervorgerufene 
und zu dem Zweck, dieſen 2 — zu beſeitigen, begangene Gewalt⸗ 
tat iſt in den Augen des fremden Staates, bei dem der von ſeiner 
Regierung verfolgte Täter eine Zuflucht gefunden hat, kein ſtraf⸗ 
würdiges Verbrechen, ſondern die Ausübung eines angeborenen 
Menſchenrechtes. Seine Tat wird als Notwehrhandlung an⸗ 
geſehen. Hingegen wird der Staat, gegen den ſich die Tat richtet, 
nie zu der Erkenntnis eigener Mangelhaftigkeit kommen können. 
Der Richter, der im Namen des angegriffenen Staatsweſens das 
Urteil zu fällen hat, muß von der Berechtigung und Vollkommen⸗ 
heit der durch ihn ſelbſt vertretenen Regierungsform durchdrungen 
ſein und würde ſeine eigene Exiſtenzberechtigung verneinen, wollte 
er eine derartige Tat als Notwehrhandlung beurteilen. 

Unter dieſen Umſtänden kann, da die Auslieferung nur zur 
Verwirklichung materieller Gerechtigkeit erfolgt, eine Verpflichtung 
zur Auslieferung nicht übernommen werden. Eine Prüfung, ob die 
innerpolitiſchen Zuſtände des angegriffenen Staates derartig find, 
daß dem Täter ein droit de rssistance zuzubilligen iſt, kann im 
einzelnen Falle natürlich nicht ſtattfinden, da eine derartige Kritik 
der politiſchen Einrichtungen des fremden Staates nachteilige Folgen 
haben könnte. Die gleichen Zweifel an einer unbefangenen 
gerechten Aburteilung rechtfertigen die Nichtauslieferung 
auch bei ſolchen Straftaten, die mit einem derartigen politiſchen 
Verbrechen im Zuſammenhang ſtehen. 

Dieſe Vorausſetzungen für eine Nichtauslieferung ſind aber 
nicht gegeben, wenn der Täter gemeine Zwecke verfolgte. Es liegt 
kein Grund vor, einen gemeinen Verbrecher, deſſen Tat gegen ein 
politiſches Rechtsgut gerichtet war, beſſer zu behandeln als jeden 
anderen gegen Verbrecher und an feiner gerechten Beſtrafung 
nach erfolgter Auslieferung zu zweifeln. Der Begriff des politiſchen 
Verbrechens beruht mithin nicht auf dem objektiven Tatbeſtand, 
ſondern ſubjektive Momente ſind entſcheidend. 

Daß dieſe Ideen i. J. 1833 in Belgien, das ſeine eigene natio⸗ 
nale Unabhängigkeit erſt wenige Jahre vorher durch eine Re⸗ 
volution N hatte, ihre erſte geſetzliche Normierung fanden, 
iſt erklärlich. Der Abgeordnete J. B. Nothomb, einer der begeiſtertſten 
Vorkämpfer des belgiſchen Freiheitsgedankens, rief in der Kammer- 
rede v. 17. Aug. 1833 aus: „Nes d'une revolution nous ne renierons 
pas les r&volutionnaires, qui moins heureux que nous ne sont 
pas parvenus & se faire une patrie.“ Und im Senat äußerte fs 
de Haußy: „Quarriverait-il, si les victimes de la tyrannie des 
gouvernements, des guerres civiles ou des commotions politiques 
ne pouvaient, obligées de s’expatrier, trouver à l’6tranger pro- 
tection et asile?“ (v. Martitz II, 188/89). 

Daß die abſoluten oder reinen Staatsverbrechen in Art. 1 des 
belg. Gef. fehlen, alſo bereits auf Grund ihres objektiven Tat⸗ 
beſtandes von der Auslieferung ausgenommen ſind, beweiſt nicht, 
daß ſie mit den politiſchen Verbrechen des Auslieferungsrechtes 
identiſch ſind, und daß dieſer Begriff objektiv zu verſtehen iſt. Die 
abſoluten Staatsverbrechen gehören zur Gruppe der fog. ſpeziellen 
Straftaten, die nur eine lokale Bedeutung haben. Nach dem das 
Auslieferungsrecht beherrſchenden Grundſaß der identiſchen Norm 


kommen aber für die Auslieferung nur ſolche ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen in Betracht, die eine Verletzung der beiden Staaten gemein⸗ 
ſamen Rechtsordnung darſtellen. { 

Dagegen ſpricht der Wortlaut des Art. 6 des belg. Gef. dafür, 
daß der Begriff des politiſchen Verbrechens nicht nach dem objek⸗ 
tiven Tatbeſtund zu beſtimmen iſt. Durch Art. 6 wird eine Be⸗ 
ſtrafung und mithin auch eine Auslieferung wegen eines politiſchen 
ſowie wegen eines anderen als der im Geſetz bezeichneten Ver⸗ 
brechen ausdrücklich ausgeſchloſſen. Eine entſprechende Beſtimmung 
befindet ſich in Art. 6 des deutſch⸗belg. AusliefVertr. v. 24. Dez. 
1874 (RGBl. 1875, 73) und z. B. auch in Art. 4 des deutſch⸗italien. 
AusliefVertr. v. 31. Okt. 1871 (RGBl. 446). 

Da hiernach nur wegen der im Geſetz angegebenen Verbrechen 
eine Auslieferung in Frage kommt und da außerdem beſtimmt wird, 
daß wegen politiſcher Verbrechen keine Auslieferung erfolgen ſoll, 
ſo können dieſe nur unter den in Art. 1 e Verbrechen 
zu ſuchen fein. Man lönnte ſich nichts Überflüſſigeres denken als 
die Beſtimmung, daß politiſche Verbrecher nicht ausgeliefert werden 
ſollen, wenn ſie bereits dadurch, daß ihre Straftaten in die Ver⸗ 
brechensliſte nicht aufgenommen ſind, von jeder Auslieferung aus⸗ 
geſchloſſen ſind. Nur ſo laſſen ſich beide Beſtimmungen erklären, 
daß die in Art. 1 aufgezählten Verbrechen unter Umſtänden politiſche 
werden können, und daß dann eine Auslieferung nicht erfolgen 
ſoll. Die Richtigkeit dieſer Auslegung wird durch folgende Außerung 
eines Kammerredners bei der Beratung des Geſetzestextes be⸗ 
ſtätigt: „Mais il ne faut pas séparer l'article 1 de Particle 6; 
pourque l’extradition ait lieu, il ne suffit pas, qu'il existe un des 
ſaits énumérés dans article 1; mais il faut aussi d’aprös 
Vartiele 6, qu'il soit bien prouvé, que le fait est étranger à des 
opinions ou & des évènements politiques“ (v. Martitz II, 198). 

Daß in dem franz. Geſ. über die e der Schwur⸗ 
gerichte v. 8. Okt. 1830 der Ausdruck delits politiques im objek⸗ 
tiven Sinne erläutert wurde, hatte ſeinen beſonderen Grund. Man 
war ſich bei den Beratungen des Geſetzentwurfes allgemein darüber 
klar, daß der Begriff durch eine Zuſammenſtellung einzelner Tat⸗ 
beſtände der Verbrechen gegen den Staat nicht in ſeinem ganzen 
Umfange ausgefüllt würde. Trotzdem wurde ein in der Kämmer 
geſtellter Antrag, auch „tous autres delits, commis à Poccasion 
de discours, d'écrits, d'actes ou de faits politiques“ als politiſche 
Verbrechen anzufehen, abgelehnt, weil ihm die für ein Geſetz er 
forderliche Klarheit und Beſtimmtheit fehle (v. Martitz II, 190). 
In dem Geſ. v. 8. Okt. 1830 begnügte man ſich mit einer Auf⸗ 
zählung gewiſſer Tatbeſtände der Veibrechen „contre la chose 
publigue“ des Code penal, indem man davon ausging, daß die 
ſubjektiven Merkmale, die eigentlich entſcheidend ſind, bei dieſen 
objektiven Tatbeſtanden in der Regel vorliegen. Aus praktifchen 
Erwägungen nahm man die Mängel einer derartigen Begriffs⸗ 
beſtimmung in Kauf. 

Wem es die Abſicht des belg. Geſetzgebers von 1833 geweſen 
wäre, nur gewiſſe Tatbeſtände der Staatsverbrechen von der Aus⸗ 
lieferung auszunehmen, ſo wäre er zweifellos dem Beiſpiele des 
franzöſiſchen Geſetzes gefolgt und hätte die einzelnen Artikel des 
Code pénal ausdrücklich aufgezählt. Er glaubte aber den Begriff 
nicht entbehren zu können und unterließ abſichtlich eine derartig 
ſummariſche Aufzählung einzelner Tatbeſtände in der Erkenntnis, 
daß die Entſcheidung dieſer Frage für die Auslieferung von ungleich 
größerer Wichtigkeit ſei als bei der Kompetenzregelung der Schwur⸗ 
gerichte. 

Sowohl der Text als auch insbeſ. die Entſtehungsgeſchichte des 
belg. Geſetzes von 1833 ſchließen mithin die Annahme, daß der 
Begriff des politiſchen Verbrechens durch den objektiven Tatbeſtand 
beſtimmt wird, aus. Unter Berückſichtigung der Rechtfertigung des 
Grundſatzes der Nichtauslieferung politiſcher Verbrecher find als 
politiſche Verbrechen und Vergehen anzuſehen alle nach den 
Geſetzen des angegriffenen Staates ſtrafbaren 
Handlungen, die zu dem ausſchließlichen Endzweck 
begangen find, unmittelbar eine Anderung der be⸗ 
ſtehenden politiſchen Verhältniſſe herbeizuführen. 

Dieſe Auslegung des Begriffes muß auch für die deutſchen 
Verträge gelten, da dieſe — wie das RG. mit Recht feſtſtellt — 
ihren Urſprung in dem belgiſchen Geſetze haben. 

Dr. Hans Kaſche, Berlin. 


Schrifttum. 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


Das neue Deutſche Reichsrecht. Ergänzbare Sammlung des 
geltenden Rechts ſeit dem Ermächtigungsgeſetz mit Er⸗ 
läuterungen. Herausgegeben von Hans Pfundtner, Geh⸗ 
Reg R. Staatsſekretär im Reichsminiſterium des Innern, 


Dr. Reinhard Neubert, Rechtsanwalt, Vorſitzender im Prä⸗ 
ſidium der Preußiſchen Anwaltskammern, unter Mitwir⸗ 
kung von Dr. F. A. Medicus, ORegR. im Reichsmini⸗ 
ſterium des Innern. Berlin. Induſtrieverlag Spaeth & 
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Linde. Preis 6,20 RM zuzüglich Ergänzungslieferungen 
je Blatt 0,05 F, nebſt Poſtgebühr. 


Die Regierung der nationalen Erhebung geht in dem alle Welt 
in Erſtaunen ſetzenden „nationalſozialiſtiſchen“ Arbeitstempo daran, 
das Programm des Wiederaufbaues von Volk und Reich, deſſen Um⸗ 
fang ſich aus der großen Not unſeres politiſchen, moraliſchen und 
wirtſchaftlichen Lebens ergibt (Adolf Hitler in ſeiner Reichstagsrede 
vom 23. März 1933), durchzuführen. 

Das deutſche Recht wird von Grund aus umgeſtaltet. Ein völlig 
neues Recht tft im Entftehen. 

Zwei berufene Perſönlichkeiten, der Geh. RegR. und Saatzjekr. 
im RInngR. Pfundtner und der Vorfigende im Präſidium der 
Preuß. Anwaltskammern, RA. Dr. Neubert, haben ſich zum Ziel 
geſetzt, den geſamten Gefehestert des neuen Rechts in überſichtlicher, 
klarer Form zuſammenzuſtellen und eine Einführung in den Geiſt 
des Geſetzes zu geben. 

Die Sammlung, die von den Herausgebern unter Mitwirkung 
des ORegR. im Rnn M., Dr. F. A. Medicus und unter Heran⸗ 
ziehung einer großen Reihe hervorragender Mitarbeiter aus den 
einzelnen Miniſterien zuſammengeſtellt iſt, iſt die erſte großangelegte 
lückenloſe Geſetzesſammlung. In der bewährten, handlichen Form der 
beweglichen Blattſammlung wird in einer wohldurchdachten An⸗ 
ordnung der geſamte rieſige Stoff dargeboten. Das Werk iſt ein⸗ 
geteilt in ſechs Hauptgruppen: 

I. Offentliches Recht, 

II. Rechtspflege, 

III. Wirtſchaftsrecht, 

IV. Soziale und Arbeitsrecht, 

V. Finanzweſen, 
. VI. Verkehrsweſen, 
die durch verſchiedenfarbige Leitkarten voneinander getrennt ſind. 
Jede dieſer ſechs Hauptgruppen zerfällt in drei bis ſieben Unter⸗ 
gruppen, deren jede die fortlaufend bezifferten Geſetze enthält. Jedes 
Geſetz hat ein Stichwort und eine Nummer; Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen, Verordnungen und Erlaſſe zu dieſen Geſetzen oder Er⸗ 
gänzungsgeſetze, werden mit demſelben Stichwort und derſelben 
Nummer verſehen wie das Hauptgeſetz und find in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dieſem einzuordnen. 
„Die unbedingte Zuverläſſigkeit des Geſetzestextes, die lückenloſe 
Vollſtändigkeit des Werkes und eine wirklich bewundernswerte über⸗ 
ſichtliche Anordnung, deren Brauchbarkeit durch ein Stichwortver⸗ 
zeichnis noch erheblich erhöht wird, machen das Werk zu einem Hand⸗ 
buch von größtem Wert. Ausgezeichnet ſind die Einführungen, die den 
einzelnen Geſetzen vorangeſchickt werden, ſowie die in Fußnoten ge⸗ 
botenen Verweiſungen und knappen, aber klaren Erläuterungen. 
„ Beſondere Anerkennung verdient die Tatſache, daß mit größter 
Beſchleunigung unmittelbar nach dem Erſcheinen der einzelnen Ge⸗ 

e, der Bezieher des Werkes durch Ergänzungslieferung in die Lage 
derſetzt iſt, ſtets die Sammlung auf den neueſten Stand zu bringen. 
an Das geſamte Werk ſtellt eine höchſte Anerkennung verdienende 
Arbeit dar, wenn auch wohl ein Schönheitsfehler darin zu erblicken 
iſt, daß nur Miniſterialreferenten zur Mitarbeit herangezogen N 
D. S. 


Heinrich Lange, Landgerichtsrat und Privatdozent an der 
Univerſität Leipzig: Liberalismus, Nationalſozialismus 
und Bürgerliches Recht. (Heft 102 der Sammlung: Recht 
und Staat in Geſchichte und Gegenwart.) Tübingen. Ver⸗ 
lag J. C. B. Mohr (Paul Siebeck. 37 S. Preis 1,50 RM. 
„Die leſenswerte Schrift gibt einen Vortrag wieder, den der 

Verf. am 9. Mai 1933 vor der Bezirksgruppe Leipzig des Bundes 

nationalſozialiſtiſcher deutſcher Juriſten hielt. Mit großer Gründ⸗ 

lichtett ſetzt ſich der Verf. mit dem Liberalismus und dem Indi⸗ 
bidualismus auseinander und dringt tief in das Gebiet des Bür⸗ 
gerlichen Rechts ein, indem er an Einzelbeiſpielen nachweiſt, in⸗ 
niejern die im BGB. vorherrſchenden Rechtsgedanken mit der 
durch den Nationalſozialismus erweckten Rechtsauffaſſung im Wi⸗ 
derſpruch ſtehen. D. S. 


Aufgabe: Ein Induſtriegeſetz. Gedanken zu einem Umbruch 
des Rechtes der induſtriellen Unternehmen von Dr. jur. 
C. Freiherr Heyl zu Herrnsheim. (Sonderheft der Zeit⸗ 
ſchrift für Nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsgeſtaltung: Die 
Deutſche Vollswirtſchaft.) Berlin. Verlag der Haude & 
Spenerſchen Buchhandlung, Max Paſchke. Preis 1 H. 

„Sn der Arbeit wird zum erſten Male dargeſtellt, wie im Na⸗ 

ternalſozialiſtiſchen Staate die „Verfaſſung“ eines induſtriellen Un⸗ 

benehmens ausſehen foll: wie er zu gründen iſt, wie die Leitungs⸗ 

Saſehniſſe abgegrenzt find, des weiteren welche Vermögens⸗ und 

Vaftungsvorſchriften gelten. 

Die Ergebniſſe ältefter bis neueſter Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
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erkenntniſſe werden mit dem neuen Gedankengute zu einem einheit⸗ 
lichen, organiſchen Syſtem vereinigt; die bislang verſtreuten Be⸗ 
ſtimmungen über die Betriebsverfaſſung werden zu einem klar 
durchdachten, organiſch gegliederten Geſetzesvorſchlage in ſcharf for⸗ 
mulierter Paragraphenfolge zuſammengefaßt. 

Aus den beſonderen Ausführungen der Schrift iſt ene 
von Intereſſe: Gründungen ſollen künftig der behördlichen Geneh⸗ 
migung bedürfen, welche hauptſächlich das öffentliche Wohl be⸗ 
rückſichtigt. An die Stelle von Aktiengeſellſchaft, GmbH., Komman⸗ 
ditgeſellſchaft, Offene Handelsgeſellſchaft, Genoſſenſchaften und was 
dergleichen mehr iſt, ſoll das — nunmehr nicht privatrechtlich 
bedingte, ſondern öffentlich⸗rechtlich geregelte — „Unternehmen“ 
treten. Herr des Unternehmens iſt der Unternehmer, evtl. mit Teil⸗ 
habern. Die bloße Kapitalbeteiligung gibt kein Mitbeſtimmungs⸗ 
recht (Vorrecht der Arbeit vor dem Gelde). Geregelt werden ferner 
die Bilanzierungsvorſchriften, die Betriebsratsvorſchriften und die 
Frage der Gewinnbeteiligung uſw. der Arbeitnehmer. D. S. 


Hans Ipſen: Widerruf gültiger Verwaltungsakte. (Ham⸗ 
burgiſche Univerſität, Abhandlungen aus dem Seminar 
für öffentl. Recht, Heft 26.) Hamburg 1932. Kommiſ⸗ 
ſionsverlag von Lütcke u. Wulff. 206 S. 

Nachdem in der wiſſenſchaftlichen Behandlung des deutſchen 
öffentlichen Rechts während des letzten Jahrzehnts das Staatsrecht 
durchaus dominierte, beginnt in allerletzter Zeit das Intereſſe ſich 
auch wieder dem lange vernachläſſigten Verwaltungsrecht zuzuwenden. 
Mehrere beachtliche Monographien ſind erſchienen, unter denen die 
hier zu beſprechende nicht an letzter Stelle zu nennen iſt. Im Mittel⸗ 
punkte der Erörterungen über einen allgemeinen Teil des Ver⸗ 
waltungsrechts ſteht von jeher die Lehre vom Verwaltungsakt, die 
durch die vom Verfaſſer dargebotene ebenſo klare wie erſchöpfende 
Darſtellung des Widerrufs gültiger Verwaltungsakte eine wertvolle 
Bereicherung erfährt. 

Ipſen geht von einer weiten Faſſung des Begriffs Ver⸗ 
waltungsakt aus als des zur Herſtellung eines öffentlichen Rechts⸗ 
verhältniſſes beſtimmten Ausſpruchs der Verwaltung, der nicht Rechts⸗ 
ſatz iſt. Hierüber ſoll mit ihm nicht gerechtet werden. In durchaus 
überzeugender Weiſe unterſcheidet er zwiſchen Rechtskraft und Un⸗ 
widerruflichkeit und weiter zwiſchen der Anfechtung ungültiger und 
dem Widerruf gültiger Verwaltungsakte. Mit dieſer Klärung der ent⸗ 
ſcheidenden Vorausſetzungen, die in Theorie und Praxis gegenwärtig 
zumeiſt in unzuläſſiger Weiſe miteinander verquickt werden, erwirbt 
ſich der Verfaſſer das Verdienſt, einwandfreie Grundlagen für den 
Aufbau einer Widerrufslehre geſchaffen zu haben. Ausgehend von der 
herrſchenden Regel von der Widerruflichkeit des Verwaltungsaktes 
unterſucht er zunächſt eingehend die Rechtsgründe, welche die freie 
Widerruflichkeit ausſchließen, und ſtellt hierauf die allgemeinen 
Rechtsnormen zu entnehmenden Widerrufsgründe ſelbſt dar. Als 
ſolche behandelt er den behördlichen Irrtum, die Anderung der Um⸗ 
ſtände, den Widerrufsvorbehalt, die Zuſtimmung zum Widerruf, Ver⸗ 
wirkung, Befriſtung und ſchließlich den übergeſetzlichen Widerruf im 
öffentlichen Intereſſe. 

Die Unterſuchung beſchränkt ſich in der Hauptſache auf den 
Widerruf begünſtigender Verwaltungsakte, während die Widerruflich⸗ 
keit läſtiger Verwaltungsakte nur im Vorüber ehen behandelt wird, 
weil über ihre Zuläſſigkeit in der Regel kein Streit beſtehe. Immer⸗ 
hin dürfte auch dieſe Seite des Problems einer näheren Prüfung 
wert fein, und zwar nicht nur wenn der Widerruf die Bahn frei 
machen ſoll für eine Mehrbelaſtung des Staatsbürgers, ſondern auch 
im umgekehrten Falle. Denn hier kann es das nicht ausſchließlich 
von der handelnden Behörde wahrzunehmende öffentliche Intereſſe 
fein, aus dem ſich unter Umftänden Bedenken gegen die freie 
Widerruflichkeit herleiten laſſen. Die in Theorie und Praxis nicht 
bezweifelte Auffaſſung, daß freie Widerruflichkeit nicht beſteht, ſobald 
durch den gültigen Akt ſubjektive Rechte begründet worden ſind oder 
ein Unternehmen ins Werk geſetzt worden iſt, will Ipſen nicht 
nur mit dem Prinzip der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung, ſondern 
ebenſo mit der Eigentumsgarantie in Art. 153 WVerf. begründen, 
infolgedeſſen ſieht er in konſegnenter Weiſe im Widerruf, der nach 
geſetzlicher Regelung eine Entſchädigungspflicht auslöſt, eine Ent⸗ 
eignung i. S. der Erweiterung, die dieſes Rechtsinſtitut durch die 
neuere Entwicklung erfahren hat. Gegen dieſe Konſtruktion kann ein⸗ 
gewendet werden, daß der Widerruf einer erteilten Erlaubnis noch 
keineswegs einen Eingriff in das Eigentum bedeutet und nicht 
identiſch iſt etwa mit der Unterſagung der ferneren Benutzung einer 
gewerblichen Anlage nach 8 51 GewO. oder dem Verlangen nach Be⸗ 
ſeitigung eines bauordnungswidrigen Gebäudes. Die fortgeſetzte Er⸗ 
weiterung des Enteignungsbegriffs hat genug zerſtörende Wirkungen 
gezeitigt, ich möchte ihr daher auch nicht an dieſer Stelle das 
Wort reden. 3 

Die intereſſante Unterſuchung zeigt, wie ſtark das Prinzip 
der freien Widerruflichkeit des günſtigen Verwaltungsaktes in der 
neneren Rechtsentwicklung durchlöchert worden iſt, die Ausnahmen 
ſind wichtiger als die Regel. Wenn es der Verfaſſer trotzdem ab⸗ 
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lehnt, „in übertriebener Kritikluſt eine Regel der Unwiderruflichkeit 
günſtiger Verwaltungsakte zu propagieren“, ſo ſind auch inſoweit die 
Dinge noch im Fluß, und das letzte Wort iſt vielleicht noch nicht 
geſprochen. Prof. Dr. Apelt, Leipzig. 
Hans Wilden, LER, und Fritz Nonhoff, Ger Aſſ., beide 
beim Reichskommiſſar für die Oſthilfe (Reichsminiſterium 
für Ernährung und Landwirtſchaft): Das landwirtſchaft⸗ 
liche Schuldenregelungsgeſetz vom 1. Juni 1933. Eine 
erläuternde Darſtellung der Maßnahmen zur Geſundung 
der deutſchen Landwirtſchaft nebſt Wiedergabe des Geſetzes. 
Berlin 1933. Verlag Paul Parey. Preis 2,50 AM 


(ab 100 Stück je 2,20 AM). 

Man darf es als wiſſenſchaftliche Tat bezeichnen, wenn ein 
am 1. Juni 1933 erlaſſenes Geſetz bereits Ende Juni in einer 
vollendeten Darſtellung der Offentlichkeit übergeben wird. Des 
Rätſels Löſung liegt darin, daß man ſeit der NotVOgeſetzgebung, 
die ſich amtlicher Begründung meiſt enthält, die Sachbearbeiter der 
Miniſterien ſeitens rühriger Verleger um die wiſſenſchaftliche Aus⸗ 
legung des ihnen vertrauten Geſetzesſtoffes erſucht. 

Einen Kommentar ſtellen die Verfaſſer für ſpäter in Ausſicht. 
Es wäre auch verfrüht, da für den Praktiker er erſt dann Be⸗ 
deutung hat, wenn auf Grund von Zweifelsfragen, die theoretiſch 
vorher ſelten erkennbar ſind, die Kommentierung den „neueſten 
Stand der Rechtſprechung“ mit erfaſſen kann. 

Allerdings werden die im 6. Abſchnitt niedergelegten Wechſel⸗ 
beziehungen zwiſchen dem neuen Geſetz und der Oſthilfegeſetzgebung 
ſehr bald einer wiſſenſchaftlichen Klarſtellung bedürfen. 

Im Vorwort umgrenzen die Verfaſſer ihre Aufgabe. Sie 
wollen die Zuſammenhänge und Grundgedanken des Geſetzes auf⸗ 
zeigen, daß der landwirtſchaftliche Betriebsinhaber eine 
genaue Uberſicht über den Verfahrensgang, der Gläubiger die 
notwendige Unterrichtung über die ihm zuſtehenden Rechte und 
der Ju riſt als Richter oder Parteivertreter die entſprechenden 
Hinweiſe über Zuſammenhänge, Sinn und Zweck des Geſetzes 
erhalten. — 

Bei dieſen begrüßenswerten volkstümlichen Einführungs⸗ 
werken in ein neues Geſetz möchte ich jedem Verfaſſer nahelegen, 
einige Antragsformulare ſeiner Schrift einzuverleiben. Ich hatte 
wenige Tage nach Veröffentlichung des Geſetzes in einer für den 
bäuerlichen Leſerkreis beſtimmten Wochenbetrachtung die zu ſtellen⸗ 
den Entſchuldungsanträge entworfen und immer wieder laufen 
Briefe ein, die um die Ausarbeitung eines ſolchen Antrages bitten. 

Dieſe Formulare führen den Bauern am leichteſten in den 
Zweck des Geſetzes ein. 

Die Verfaſſer zeichnen ſich auch durch gediegene volkswirt⸗ 
ſchaftliche Kenntniſſe aus. Es hilft uns „Rechtsgewerken“ des 
Dritten Reiches nichts: Mit Buchſtabenrecht allein hinken wir 
hinter der Zeit, wir müſſen uns und wollen uns hinein⸗ 
ſtürzen in die lebendige Flut der Wirtſchaft und niedertauchen bis 
zum Grunde! — Die geſamte Billigkeitsrechtſprechung, die vom 
Deutſchen Richter gefordert wird, kann nur dann der Volksgemein⸗ 
ſchaft zum Segen dienen, wenn mit den ſozialen wie wirtſchaftlichen 
F e e der Richter auf das engſte vertraut iſt. Daher 
egrüße ich es als Wirtſchaftsrechtler, daß die Verfaſſer dieſe wirt⸗ 
ſchaftlichen Ten u zwiſchen verwandten Gebieten zur Er⸗ 
leichterung der Auslegung aufdecken. Dies geſchieht z. B. bei der 
te e des Verhältniſſes zwiſchen Landabgabe und Siedlung. 

Freilich iſt es für den Bauern angenehm, für den Siedler 
aber gegebenenfalls bedenklich, zu hören (S. 31), daß die vom 
Schuldner zwecks Entſchuldung abgegebenen Landflächen „zur Sie⸗ 
delung auf der anderen Seite angewendet werden.“ 

Ich habe meinen Bauern geraten, nicht die beſten Schläge 
abzugeben, ſondern mehr die Außenſchläge, deren Bewirtſchaftung 
beſonders viel Zeit erfordert. dec A grenzen aber oft 
an Forſten an, wo ſie infolge Beſchattung und Nahrungsentziehung 
durch die Baumwurzeln ſchlechte Ernten geben, oder es handelt 
ſich um Wieſen im Überſchwemmungsgelände. Für Siedler iſt 
ſolches Land aber erſt nach intenſiver Kultivierung brauchbar. Wer 
trägt die Koſten? — Im Arbeitsdienſtverfahren werden ſie aller⸗ 
dings gemindert. Ich empfehle daher den Entſchuldungsſtellen nicht 
„Land = Land“ wie in der Inflationszeit Mark = Mark zu ſetzen. 

Das Werk wird als erſter Geſetzeswegweiſer ſeinen Weg in 
das Volk finden. 

RA. am KG. u. Fach A. f. VerwR. Ernſt Böttger, Berlin. 

AGR. Dr. K. W. P. Schäfer: Das Bäuerliche Erbhofrecht. 
Was jeder, insbeſondere der Bauer davon wiſſen muß. 
(Nr. 60 der Sammlung „Hilf Dir ſelbſt!“) Bonn. Ver⸗ 
lag Wilhelm Stollfuß. Preis 1,25 Hl. 

Das Bäuerliche Erbhofrecht kann ſein Ziel, die Erhaltung 
und Stärkung des Bauernſtandes nur dann vol! erreichen, wenn 
der Bauer das Geſetz kennt und verſteht. Bei der Schwierigkeit des 
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Stoffes, insbes. feiner reichsrechtlichen Grundlagen, iſt der Verſuch, 
den Geſetzesinhalt für den Laien faßlich darzustellen, ebenſo kühn 
wie verdienſtlich. Der Verfaſſer hat die Aufgabe in einer Weiſe 
elöſt, die eine ausgeſprochene Lehrbegabung verrät. Auch dem 
Furiſten wird das Heftchen — neben dem Geſetz ſelbſt — gute 
Dienſte leiſten. RA. Dr. von Zwehl, Berlin. 


Dr. Hans Reichel, Profeſſor an der Univerſität Hamburg: 
Vertragsrücktritt wegen veränderter Umſtände. Berlin 
1933. Verlag von Franz Vahlen. Preis 0,90 AM. 


Die Schrift iſt die Veröffentlichung eines vom Verf. am 
7. März 1933 im Juriſtenverein Zürich gehaltenen Vortrags. In 
zwei Hauptteilen wird das vertragsmäßige Rücktrittsrecht und der 
Rücktritt kraft Geſetzes behandelt. Der Verf legt überſichtlich die 
verſchiedenen Rücktrittsmöglichkeiten dar und wendet ſich mit glei⸗ 
cher Nachdrücklichkeit gegen die meiſt unberechtigten Verſuche, un⸗ 
bequeme Verträge zu 1 wie er andererſeits warm für das 
Ritcktrittsrecht eintritt, wo unbillige Härten verhütet werden ſollen. 
Die Schrift iſt für den Juriſten und den vertragsſchließenden 
Laien gleich wertvoll. ORegR. Schraut, Berlin. 


Ertel: Der öffentlich beſtellte Wirtſchaftsprüfer und die 
Pflichtreviſion. 1932. 180 S. Preis 5,60 K. 
Ertel: Wirtſchaftsprüfung. Ein Handbuch für das Revi⸗ 
ſions⸗ und Treuhandweſen. 1933. Carl Heymanns Ver⸗ 

lag. 221 S. Preis geb. 10,50 . 


Die beiden Werke bilden eine wertvolle Bereicherung der jungen 
Literatur des „Wirtſchaftsprüfers“. Der Beruf des Wirtſchaftsprüfers 
iſt in mehrfacher Beziehung von großem Intereſſe: Der Soziologe 
erlebt das eigenartige Werden und die Entwicklung eines neuen freien 
Berufs; die Wirtſchaſtskreiſe müſſen und wollen in Anbetracht der 
Notzeit aus dieſem Beruf den größtmöglichen Nutzeffekt ziehen; der 
Wirtſchaftsprüfer ſelbſt iſt bemüht, dem neuen Stand ein tragfähiges 
Fundament — nämlich ein geſichertes Arbeitsfeld und die dem Beruf 
entſprechenden Standesregeln — zu ſchaffen; der Juriſt und Volks⸗ 
wirt endlich beobachten mit mehr oder minder großer Sorge die Ge⸗ 
fahren einer Grenzüberſchreitung und des Einbruchs in das eigene Be⸗ 
rufsfeld. Die Dinge ſind überall im Fluß; es wäre daher ein Unrecht, 
ſchon jetzt übermäßige Anforderungen an das bisher Erreichte zu 
ſtellen. Im Gegenteil läßt ſich gar nicht leugnen, daß der erſte Start 
unter günſtigen Vorzeichen erſolgt iſt, wobei nur zu bedauern bleibt, 
daß dieſer Schritt nicht ſchon einige Jahre früher unternommen iſt; 
manche der zahlreichen Fehlſchläge in dem hataſtrophalen Ablauf 
des Wirtſchaftslebens hätten ſich vermeiden oder wenigſtens mildern 
laſſen. Die Gunſt des Schickſals beſteht darin, daß dem jungen Beruf 
durch die „Pflichtreviſion“ der Aktiennovelle v. 21. Sept. 1931 ein 
unbeſtelltes Arbeitsfeld erſchloſſen iſt, deſſen Ausbau eine weitere gute 
Entwicklung verſpricht. Die Verbindung des neuen Berufs mit dem 
Aufgabenkreis der Pflichtreviſion iſt der Hauptanreiz beider Werke 
des gleichen Verf., dem die Fachliteratur des Reviſions⸗ und Treu⸗ 
handweſens bereits zahlreiche verdienſtvolle Beiträge verdankt. 

A. Das erſtgenannte Werk enthält eine erſchöpfende Ma⸗ 
terialſammlung aller den Beruf des Wirtſchaftsprüfers betreffenden 
Fragen. Es iſt daher ein unentbehrlicher Wegweiſer für alle, die ſich 
dieſem Beruf zu widmen gedenken. Die Kodifikation dieſer ſtandes⸗ 
rechtlichen Probleme beruht nicht auf einem Geſetz, ſondern iſt laut 
einem Abkommen zwiſchen der Reichsregierung und den Länderregie⸗ 
rungen v. 11. April 1931 einer „Hauptſtelle für die öffentlich be⸗ 
ſtellten Wirtſchaftsprüfer“ übertragen, die dem deutſchen Induſtrie⸗ 
und Handelstag angegliedert iſt; dieſe Hauptſtelle hat in Vertretung 
des ſtaatlichen Geſetzgebers alle einem freien Beruf entſprechen⸗ 
den Elemente geſchaffen und in Satzungen und Regulativen for⸗ 
muliert: Errichtung von Zulaſſungs⸗ und Prufungsſtellen, Zulaſſungs⸗ 
bedingungen, Prüfungsordnung, rechtliche Stellung der Wirtſchafts⸗ 
prüfer, Regeln der Berufsausübung, Beſchwerden, Widerruf, Ehren⸗ 
gerichte uſw. Die weitere Ausgeſtaltung des Berufs iſt die Hauptauf⸗ 
gabe des Juſtituts der Wirtſchaftsprüfer (e. V.), der auch im neuen 
Staat allein maßgeblichen Standesorganiſation. Schon jetzt iſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß das betonte Beſtreben, durch geſteigerte Anforderungen 
eine ſorgfältige Ausleſe zu treffen, ſich erfolgreich ausgewirkt hat. 
Eine Hauptſchwierigkeit war zunächſt, aus dem Beſtand der älteren 
Generation die „Qualität“ herauszuheben, ohne daß es möglich war, 
auf dieſe die für den Nachwuchs geltenden endgültigen Ausbildungs“ 
und Prüfungsvorſchriften in vollem Umfang anzuwenden. Das ur⸗ 
ſprüngliche und wichtigſte Arbeitsfeld der Wirtſchaftsprüfer iſt die 
„Reviſion“ im weiteſten Sinne. Wir ſtehen am Anfang einer Ent⸗ 
wicklung, die begründet iſt in der Alktiennovelle, ferner in dem Geſ. 
v. 30. März 1931 über die Pflichtreviſion der Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften und Bauſparlkaſſen, ſowie in der Not VO. v. 6. Okt. 1931 
(Pflichtreviſion der Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen Hand). Die 
„Pflichtreviſion“ als geſetzliche Einrichtung hat den „Pflichtreviſor 
oder, wie das Geſetz ſagt, den „Bilanzprüfer“ geſchaffen. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß dieſer „Vilanzprüfer“ identiſch ſein 
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muß mit dem Beruf der „Wirtſchaftsprüfer“ und daß dieſer Beruf 
geradezu notwendig war, um einen hochqualifizierten „Bilanzprüfer“ 
zur Verfügung zu haben, den der Geſetzgeber im Auge hatte; es iſt 
eigentlich eine aum verſtändliche Unvollkommenheit des Geſetzes, daß 
es nicht offiziell dem „Wirtſchaftsprüfer“ die ihm zukommende Stelle 
eingeräumt und ihm allein die Bilanzprüferſtelle vorbehalten hat, wie 
es in Art. 5 der 1. Durchf VO. v. 15. Dez. 1931 nachträglich geſchehen iſt. 
Vergegenwärtigt man ſich die materiellen Vorſchr. über die Aufſtellung 
der Bilanzen, ſo werden die Schwierigkeiten offenbar, die mit der 
Reviſionstätigkeit verbunden ſind. Dieſe Tätigkeit ſelbſt hat inſofern 
eine neue Wendung genommen, als die bisherige „formelle“ Rev. 
ihren ſubalternen Charakter abgeſtreift hat und zur „materiellen“ 
Rev. vorgedrungen iſt. Erſt die letztere Art der Rev. ermöglicht es, 
über ein totes Jahlenbild hinaus den wirklichen Zuſtand eines Wirt⸗ 
ſchaftsunternehmens reſtlos aufzuklären. Ein weiterer Schritt im 
Gang der Entwicklung liegt darin, daß die geſetzliche Pflichtreviſion 
mit ihren Beſonderheiten der Bilanzaufſtellung über den in den bis⸗ 
herigen Geſetzen geſteckten Grenzbereich auf alle kaufmänniſchen Unter⸗ 
nehmungen eines gewiſſen Umfangs ausgedehnt werden muß. Der 
Verf. gibt im zweiten Teil dieſes Buches einen ausgezeichneten 
Kommentar der neuen Geſetzgebung, der insbeſ. die obengenannten 
Entwicklungsprobleme berückſichtigt und dem Praktiker die Haud⸗ 
habung des Geſetzes weſentlich erleichtert; dieſer Teil bietet auch für 
die Anwälte, ſoweit ſie mit Fragen des Geſellſchaftsrechts beſchäftigt 
ſind, großes Intereſſe. 

B. Das zweite Buch nennt ſich ein Handbuch und enthält 
außer einer Einleitung des Verf. 17 Aufſätze verſchiedener Autoren, 
die auf dem Gebiet des Reviſions- und Treuhandweſens als führende 
Perſönlichkeiten bekannt ſind. Dieſer Sammelband iſt in gewiſſem 
Sinne eine Fortſetzung des Sammelbandes „Reviſions⸗ und Treu⸗ 
handweſen, Bd. X des Grundriſſes der Betriebswirtſchaftslehre von 
Mahlberg und Schmalenbach“. 

Alle Aufſätze behandeln Probleme aus dem unmittelbaren Gegen⸗ 
wartsbereich und enthalten eine Fülle anregender Belehrung. Es iſt 
wegen Raummangel nicht möglich, auf jeden einzelnen Beitrag einzu⸗ 
gehen, ſo verlockend die Aufgabe wäre. Zwei Gruppen laſſen ſich 
unterſcheiden: Zur erſten gehören die Auffätze, welche ſich mit dem 
Probleme des Berufs der Wirtſchaftsprüfer befaſſen: Das Inter⸗ 
eſſe des Staates an der Wirtſchaftsprüfung (Frie⸗ 
linghaus), Sachverſtändigentätigkeit (Manaſſe), die 
geſchichtliche Entwichlung des Reviſionsweſens 
(Penndorf), Verſicherungswirtſchaftsprüfer (Manes), 


Aufgabe des Inſtituts der Wirtſchaftsprüfer (Broch⸗ 


hage), Berufs vorbildung des Wirtſchaftsprüfers 
Bork), Verantwortlichkeit des Wirtſchaftsprüfers 
(Adler). Die zweite Gruppe behandelt wichtige Fragen aus dem 
Arbeitsgebiet des Wirtſchaftsprüfers, wobei die Rev. in ihren hoch⸗ 
entwickelten Formen im Vordergrund ſteht: Die Begriffe „Be⸗ 
trieb“ und „Unternehmung“ (Großmann), Begriff der 
„Reſerve“ (Mirre), materielle Reviſion (Le Coutre), 
Verſuch einer Syftematik der Vilanzdelikte (Kal ve⸗ 
ram), Wirtſchaftsprüfung der Wirtſchafts führung 
(Gerſtner), Reviſionsweſen und Steuer (Brönner), 
Vorteile und Nachteile des Bilanzſchemas (Schmal tz), 
Kreditprüfung (Eid), Wertanpaſſung (Horn), Ban⸗ 
kenſanierung und Bankenaufſicht (Ziegler). 

Allen Auffägen muß große Fachkunde, klarer Gedankengang 
und knappe Faſſung nachgerühmt werden; dem Herausgeber ſelbſt 
gebührt das Verdienſt einer geſchickten Ausleſe, die trotz fehlender 
Syſtematik den Eindruck innerer Geſchloſſenheit wahrt; vielleicht wäre 
dieſer noch eindringlicher geweſen, wenn die Reihenfolge, was ſich 
leicht hätte erreichen laſſen, einem ſyſtematiſchen Gedankengang gefolgt 
wäre. Beiden Werken wird ſicherlich eine Fortſetzung beſchieden ſein, 
zumal die weitere Entwicklung neue Probleme zutage fördern wird. 
Die gegenfeitige Stellung der Berufe der Wirtſchaftsprüfer und An⸗ 
wälte, ſoweit ſie auf gegenſätzlichen Intereſſen beruht, möchte ich ge⸗ 
rade in dem Zeitalter eines neuen berufsſtändiſchen Aufbaus als über⸗ 
holt bezeichnen. Dies um ſo mehr, als der Wirtſchaftsprüferberuf, wie 
immer deutlicher wird, ſeine Kernſtellung in der Pflichtreviſion unter 
dem Geſichtspunkt einer hochentwickelten Handhabung finden wird. 
Soweit noch Reibungsflächen beider Berufe vorhanden ſind, liegen 
dieſe in den benachbarten Grenzfeldern. Auch dieſe Schwierigkeiten 
werden überwunden werden, wenn beide Berufe ſich gemeinſchaftlich 
der Aufgabe widmen, ihr organiſches Nebeneinander — nach dem 
Muſter der angloamerikauiſchen Praxis — im allgemeinen und jedem 
Einzelfall zu geſtalten. In dieſem Sinne widmen wir Anwälte beiden 
Büchern unſer reges Intereſſe. RA. Paul Jeſſen, Kiel. 


Dierkes⸗Kleinſorg: Kommentar der weſtlichen Städteordnungen 
Preußens. Saarbrücken 1933. Saarbrücker Druckerei⸗ u. 
Verlags⸗Aktc . 524 S. Preis in Leinen 19,50 AM. 

e Die Verf. haben die fünf Städteordnungen für Weſtfalen, 

Heſſen⸗Naſſau, Hannover, Schleswig⸗Holſtein und die Rheinpro⸗ 

inz in einheitlicher Darſtellung behandelt. Zu dieſem Zwecke 


haben ſie die fünf Geſetze aufgelöſt und ihre Beſtimmungen, nach 
Sachgebieten vereinigt, in 13 Kapiteln bearbeitet. Um einige der 
wichtigſten Kapitelüberſchriften anzugeben: Stadt und Staat, 
Stadtgebiet, Stadtbewohner, Gemeindewahlrecht, Stadtvertretung, 
Stadtvorſtand, Beamte, Gemeindevermögen, Staatsaufſicht uſw. 
An der Spitze eines jeden Kapitels finden ſich unter 1 die Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmungen der fünf Städteordnungen, die zu dieſem 
Zwecke natürlich aus ihrem Geſetzeszuſammenhange herausgenom⸗ 
men werden mußten. Unter II ſind die Neuregelungen, welche 
die Entwürfe eines Geſetzes über die kommunale Selbstverwaltung 
(Referentenentw. des Preuß. Innenminiſteriums von 1930) und 
einer Reichsſtädteordnung (Entwurf des Deutſchen Städtetages) vor⸗ 
ſchlagen, in ihrem Geſetzestext wiedergegeben. Der dann folgende 
Abſchnitt 90 der Hauptabſchnitt; er bringt unter III die Erlaute⸗ 
rung in zuſammenhängender Darſtellung, wobei unter A die „glei⸗ 
chen Rechtsgrundlagen“ der verſchiedenen Städteordnungen, unter 
B ihre „Beſonderheiten“ dargeſtellt ſind. 

Die Verf. hätten ſchon dann ein Verdienſt für ſich in An⸗ 

ſpruch nehmen können, wenn fie nur eine der behandelten 
Städteordnungen nach dem Stande des geltenden Rechts auf Grund 
neuzeitlichen Materials und neuzeitlicher Erkenntniſſe erläutert 
hätten; denn an einer ſolchen Bearbeitung fehlte es ſeit langem. 
Dadurch, daß ſie die fünf weſtlichen Stadteordnungen behandelt 
haben, vermehrt ſich ihr Verdienſt. Es vermehrt ſich insbeſ. wegen 
der einheitlichen Behandlung, die ſie den Dingen haben 
angedeihen laſſen. Daß ſie möglich war, zeigt das Ergebnis. Es 
iſt keine Frage, daß das geſamte preußiſche Städterecht, ja das 
geſamte Gemeinderecht Preußens nach ſolch einheitlicher Bearbei⸗ 
tung verlangt. 
Allerdings iſt die Orientierung nicht immer leicht. Es hätte 
ſich empfohlen, ſie durch weitere techniſche Hilfsmittel zu erleich⸗ 
tern. Um nur eins zu nennen: man hätte das Inhaltsverzeichnis 
an die Spitze und nicht an den Schluß ſtellen ſollen. Auch ſonſt 
wäre es möglich geweſen, die Einteilung überſichtlicher zu ge⸗ 
ſtalten. Die äußere Klarheit hätte wohl auch dadurch gewonnen, 
daß man unter Verzicht auf die Form des Kommentars das Werk 
in zwei Teilen hätte erſcheinen laſſen: in einem Geſetzesteil mit 
zuſammenhängenden Geſetzen und nur kurzen textkritiſchen Anmer⸗ 
kungen ſowie in einem darſtellenden Teil, der — um der prak⸗ 
tiſch bewährten Form des Kommentars nahezukommen — in zahl⸗ 
reiche ſachlich beſtimmte Einzelerläuterungen zu zerlegen ge⸗ 
weſen wäre. . 

Die Kommentierung als ſolche ſteht auf beachtlicher Höhe. Sie 
bleibt hinter der Erläuterungsart anderer anerkannter Kommen⸗ 
tare der Kommunalordnungen in keiner Weiſe zurück, ſo daß die 
günſtige Kritik, die dem Werke bisher zuteil geworden iſt, durch⸗ 
aus verdient erſcheint. Die bunte Geſetzgebung der letzten Jahre 
iſt ſorgfältig und zuverläſſig in die urſprünglichen Städteordnun⸗ 
gen eingearbeitet worden. In einem Nachtrag haben die Verf. den 
Text der Geſetzgebung und der Durchführungsbeſt. bis zum 15. Mai 
1933 nachgeliefert. Das zur Verfügung ſtehende Makerial (Lehr⸗ 
meinungen, höchſtrichterliche Entſcheidungen, Miniſterialerlaſſe) iſt 
in umfaſſender Weiſe herangezogen und bearbeitet. Das Werk zeich⸗ 
net ſich überhaupt durch Materialbeherrſchung beſonders aus. 

Die Arbeit der Verf. ſtellt einen bedeutſamen Beitrag zu 
der auf die Erreichung eines gemeinpreußiſchen Kommunalrechts 
gerichteten Geſamtarbeit von Theorie und Praxis dar. Erſt auf 
dem Boden des einheitlichen Kommunalrechts der Zukunft wird 
ſich hoffentlich auch die Theorie den Dingen mit derjenigen Gründ⸗ 
lichkeit widmen, die erforderlich ift, um ſie in der Tiefe zu erfaſſen 
und auf ihre letzten Wurzeln hin bloßzulegen. — Nur unter dieſer 
Vorausſetzung iſt eine Darſtellung des Kommunalrechts möglich, 
die nicht nur die Forderungen des wiſſenſchaftlich gebildeten Prak⸗ 
tikers erfüllt, ſondern auch den Stoff theoretiſch bis in den Grund 
durchdringt. 5 

Stadtſyndikus, Priv.⸗Doz. Dr. Elleringmann, Bochum. 


Das Verfahrensrecht der Sozialverſicherung. Das Verfahren 
vor den Behörden der Reichsverſicherungsordnung. Von 
Dr. Karl Fees, Regierungsrat beim Oberverſicherungsamt 
Karlsruhe. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. VII, 250 S. 
Preis 10 Hl. 

Die meiſten Kommentare zur RVO. ja ſogar Textausgaben mit 
Anmerkungen (vgl. z. B. RVO. von Direktor Dr. Lippmann, 
Verlag de Gruyter & Co.) geben in der Einleitung eine kurze Dar⸗ 
ſtellung des materiellen und formellen Rechts der deutſchen Sozial⸗ 
verſicherung; außerdem kommen hierfür ſelbſtverſtändlich auch die 
für das Gebiet einſchlägigen Sammelwerke in Betracht (3. B. 
Brucker, 6. Bd., Verlag Hobbing; Schulz, Verlag Vahlen; Leit⸗ 
faden der deutſchen Sozialverſicherung, bearbeitet von Mitgliedern 
des RVerſA., Verlag Springer). Eine ſich jedoch lediglich auf das 
Verfahrensrecht beſchränkende Abhandlung hat bisher gefehlt. Sie iſt 
deshalb von beſonderer Bedeutung, weil die Quellen dafür nicht 
etwa in einem einzigen Geſetz allein enthalten ſind, ſondern vielfach 
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verſtreut ſich finden, nämlich in der RVO. (insbef. dem 6. Buch), den 
Verfahrensordnungen und den NotBO. der Neuzeit. In dem vor⸗ 
liegenden Buche ſind alle dieſe formellen Vorſchriſten und Anord⸗ 
nungen zuſammengefaßt und einheitlich dargeſtellt. Darin beſteht das 
Verdienſt des Verfaſſers. Er macht dabei den Verſuch, in gewiſſem 
Umfange auf eine analoge Anwendung des Zivilprozeßrechts zurück⸗ 
zugreifen und füllt die im Verfahrensrecht vorhandenen Lücken durch 
die Rechtſprechung des RVerſA. aus; fie, wie die geſamte ſonſtige 
zugängliche Rechtſprechung und Literatur werden in den Fußnoten 
verarbeitet. Auf dieſe Weiſe hat das ſchon recht umfangreiche Schrift⸗ 
tum über die deutſche Sozialverſicherung eine wertvolle Bereicherung 
erfahren. SenPräſ. Dr. Arendts, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 

Philipp Heck, Profeſſor in Tübingen: Intereſſenjuris⸗ 
prudenz. (Recht und Staat in Geſchichte und Gegenwart, Heft 97.) 
Tübingen 1933. Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 36 S. 
Preis 1,50 AM. 

Student in Not. Buch der Erlebniſſe der Selbſthilfe, Tat und 
Not von Werkſtudenten und Jungakademikern. Herausgegeben 
von der Gemeinſchaftsgruppe Junger Akademiker. 1932. Gelbit- 
verlag. 42 S. Preis 2,65 RM. 

Das geſamte Preſſenotrecht v. 4. Febr. 1933. Mit An⸗ 
hang: Das Preſſenotrecht v. 28. Febr. 1933. Syſtemat. Kommen⸗ 
tar nebſt Wortlaut des PreßG. und der einſchlägigen ſtrafrechtlichen 
und ſtrafprozeſſualen Beſtimmungen und ſämtlichen Länderausfüh⸗ 
rungs BO. von Dr. Franz Neumann, RA. in Berlin. Berlin 
1933. Verlag J. H. W. Dietz Nachf. Gmbh. 

Das Mieterſchutzgeſetz in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung v. 27. April 1933. Mit Anhang: Bekanntmachung 
über Mieterſchutz v. 27. April 1933 und Geſetz über Räumungs⸗ 
friſten v. 29. März 1933. 1. Heft 1933 der Schriften des Zentral⸗ 
verbandes Deutſcher Haus⸗ und Grundbeſitzervereine e. V. Verlags 
anſtalt des Deutſchen Hausbeſitzes Gmbh ., Berlin. Preis 50 Pf. 
zuzügl. Porto. 

Hanns Finke: Der Rechtsbrecher im Lichte der Er⸗ 
ziehung. (Kritiſch aufbauende Gedanken aus der Praxis für die 
Anderung des Strafvollzugs.) Weimar 1931. Verlag Hermann 
Böhlaus Nachf. Großoktav 88 S. Preis broſch. 3,15 AM, in 
Ganzleinen 4 AM. 

Verordnung über die Fürſorgepflicht v. 13. Febr. 1924 
nebſt den Reichsgrundſätzen über Vorausſetzung, Art und Maß der 
öffentlichen Fürſorge v. 4. Dez. 1924 und der preuß. AusfVo. 
v. 17. April 1924 nach dem Stande v. 1. Jan. 1933. Tertaus- 
gabe von W. Maſt, Verwaltungslehrer, und Cl. Koke, 
Stadtinſpektor, Duisburg⸗Hamborn. Duisburg 1933. Druck und 
Verlag Dietrich & Hermann. Preis 0,90 RM. 

GerXff. Dr. jur. Heinz Hildebrandt, Priv Doz. an der Univ. 
Heidelberg: Mitſchuldklage. Zugleich ein Beitrag zur Lehre 
von der Rechtskraft und dem Einheitsgrundſatz in Scheidungs⸗ und 
Anfechtungsſachen. Berlin 1933. Verlag von Walter de Gruyter 
& Co. 80 S. Preis 4,50 AM. 

Dr. jur. Horſt E. Zander: Der Genußſchein im deutſchen 
und franzöſiſchen Recht. Ein Beitrag zur geſetzlichen Rege⸗ 
lung des Genußſcheinsrechts in Deutſchland. Berlin 1933. Verlag 
Franz Vahlen. Preis 3,60 AM. 

Dr. jur. Walter Müller: Das Arbeitnehmer⸗Schutzrecht 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Zivilſachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 

[ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — 1 Anmerkung.] 

I. Materielles Recht. 

1. Der Teil 2 Kap. III 81 VO. v. 8. Dez. 1931 
iſt nicht anwendbar auf ein Rechtsverhältnis 
gem. 8 1090 ff. B80 B. 

(u. v. 11. Mai 1933; VIII 12/33. — Dresden.) [H. 


Rechtſprechung 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


für Buchdrucker mit beſonderer Berückſichtigung der Lehrlings⸗ 
ordnung für das Buchdruckgewerbe und deſſen Verhältnis zum 
Deutſchen Buchdruckertarif. München 1932. Kommiſſionsverlag von 
R. Oldenbourg. Preis geh. 6,50 At. 

Tübinger Abhandlungen zum öffentlichen Recht. 
Herausgegeben von H. Gerber, A. Hegler, L. v. Koehler, C. Sar⸗ 
torius, A. Schoetenſack, o. ö. Profeſſoren an der Univerſitat 
Tübingen. 35. Heft: Die Organiſationsgewalt in Würt⸗ 
temberg von Dr. Georg Kohl. Stuttgart 1933. Ferdinand 
Enke Verlag. Preis geh. 6,40. AM. 

Reichsbahn und Reich. Ein Beitrag zur Integrationslehre von 
Dr. jur. Klaus Leugemann. Berlin 1933. Verlag der Ver⸗ 
kehrswiſſenſchaftlichen Lehrmittelgeſellſchaft mbH. bei der Deutſchen 
Reichsbahn Berlin. 104 S. Preis 3,75 AM. 

Katholiſche Kirche und Schule. Eine Unterſuchung über die 
hiſtoriſche und rechtliche Stellung der katholiſchen Kirche zu Er⸗ 
ziehung und Unterricht mit beſonderer Berückſichtigung der Verhält⸗ 
niſſe in Preußen von Dr. jur. Edgar Werner Dackweiler. 
(Görres-Geſellſchaft zur Pflege der Wiſſenſchaft im katholiſchen 
Deutſchland. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts⸗ und 
Staatswiſſenſchaft. 62. Heft.) Paderborn 1933. Verlag Ferdinand 
Schöningh. Preis 12,80 A. 

Die Amneſtie für Deviſen- und Kapitalflucht nebſt der 
Verordnung gegen Induſtrieflucht und über das Transfermoratorium, 
Syſtematiſche Darſtellung, Geſetzestexte, Erläuterungen und Tabellen, 
Sonderheft des Eildienſtes der Deutſchen Steuer⸗Zeitung. Heraus⸗ 
gegeben von Dr. Fritz Koppe, Rechtsanwalt, Berlin. Berlin. 
Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 56 S. Preis kart. 1,75 RM. 

Dr. Jur. B. Meiſter: Das deutſche und engliſche Budget. 
Bayr. Kommunalſchriften⸗Verlag GmbH. München. Preis 5 ARM. 


Ausland. 

Entwurf einer Vergleichsordnung nebſt Einfüh⸗ 
rungs verordnung und Begründung. Bundesminiſterium 
für Justiz. Wien 1933. Druck und Verlag der Oſterreichiſchen 
Staatsdruckerei. Preis 4,20 S inkl. WarUmſeSt. 

Das Gebührengeſetz mit amtlichen Erläuterungen, 
Nachtragsvorſchriften und einer ſyſtematiſchen Darſtellung der Recht⸗ 
ſprechung. Erg Bd. zum I., II. und III. Teil hinſichtlich der Vor⸗ 
ſchriften und Erläuterungen nach dem Stande v. 31. März 1933, 
hinſichtlich der Rechtſprechung nach dem Stande v. 31. Jänner 1933. 
Herausgeber Pr. Oscar Borges, Hofrat i. R., Dr. Franz 
Groß, Ming. im Bundesminiſterium für Finanzen. (Handausgabe 
öſterreichiſcher Geſetze und Verordnungen. Nr. 236 a.] Wien 1933. 
Druck und Verlag der Oſterreichiſchen Staatsdruckerei. Kleinoktav, 
XI u. 423 S. Preis Leinen 10 RM. 

Dr. zur. W. Tempel: Der Aufbau der Staatsgewalt im 
faſchiſtiſchen Italien. Zwönitz. Verlag C. Bernhard Ott. 
VIII, 129 S. Preis 3,50 AM. 

Juſtizreformen im Kirchenſtaat in den erſten Jahren 
der Reſtauration (18141816). Ein Beitrag zur Geſchichte 
der kurialen Gerichtsbehörden und der Entwicklung des kanoniſchen 
Prozeßrechts von Dr. theol. et jur. utr. Franz Große⸗ 
Wietfeld. (Görres⸗Geſellſchaft zur Pflege der Wiſſenſchaft im 
katholiſchen Deutſchland. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts⸗ 
und Staatswiſſenſchaft. 61. Heft.) Paderborn 1932. Verlag Ferdi⸗ 
nand Schöningh. Preis 16 AM. 


D. S. 


2. 8 242 BGB. Wenn zwei deutſche Parteien 
in einem deutſchem Recht unterliegenden Liefe⸗ 
rungsvertrag Zahlung in engliſchen Pfund ver⸗ 
einbaren, ſo kann die Entwertung des Pfundes 
einen Ausgleichsanſpruch des Geldgläubigers 
rechtfertigen, der von den Umſtänden des Einzel⸗ 
falles abhängt, aber bis zum Ausgleich der ganz 
zen Entwertung gehen kann. ) 

Die Ausführungen des LG., wonach als Rechtsfolge der 
von ihm feſtgeſtellten Erſchütterung der Vertragsgrundlage der 


Zu 2. In dem auf Sprungreviſion an das NG. gelangten 
Falle nimmt dieſes zum erſten Male zu der in der Literatur viel 
erörterten Frage Stellung, ob der durch den Kursrückgang des 
engliſchen Pfundes erwachſene Geldentwertungsſchaden dem Gläu⸗ 
biger zur Laſt fällt. Die Würdigung der — vorausſichtlich zu einer 


62. Jahrg. 1933 Heft 29/30] 


Verkäuferin, und demgemäß dem Kl. als ihrem Rechtsnach⸗ 
folger, ein Aufwertungs⸗Anſpruch zuzubilligen ſei, lehnen 
ſich an die Rechtsgrundſätze an, welche von der Rſpr. des RG. 
für die Gewährung des ſog. Ausgleichs ⸗Anſpruchs ent⸗ 
wickelt ſind. Dieſe beruhen auf folgender Erwägung: Bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen bildet mangels beſonderer, dagegen ſprechen⸗ 
der Umſtände das Gleichgewicht zwiſchen Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung die von den Beteiligten ſtillſchweigend angenommene 
Vertragsgrundlage; bei einer weſentlichen Veränderung dieſer 
Grundlage durch einen beim Vertragsſchluß unvorhergeſehenen 
und nicht vorherſehbaren Geſetzgebungsakt kann es — zumal 
wenn es ſich um einen Verkäufer handelt, der ſeine Sach⸗ 
leiſtung bereits vollwertig, oder wie hier doch im weſentlichen, 
erbracht hatte, bevor dieſe Grundlageveränderung eintrat — nach 
Treu und Glauben erforderlich ſein, den durch die weſentliche 
Veränderung der Vertragsgrundlage benachteiligten Vertrags⸗ 
teil nicht am Vertrage feſtzuhalten, ſondern ihm gegen die er⸗ 
hebliche Verſchiebung des Gleichgewichtes zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung einen billigen Ausgleich zu gewähren (RG. 
v. 8. April 1933, 1 4/33; RG. 125, 38 ff. 1); 121, 1412); 
ferner 139, 318 ff.; 136, 324); 134, 176 ff.); 133, 655) 
u. a.). Eine ſolche, das Ausgleichsverfahren rechtfertigende, 
erhebliche Gleichgewichtsverſchiebung iſt an ſich auch als Folge 
einer bloßen Valutaverſchiebung möglich, wenn die Fortdauer 
der Aquivalenz von Leiſtung und Gegenleiſtung bei Vertrags⸗ 
ſchluß vorausgeſetzt wurde (RG. 103, 332). 

Die Ausführungen des LG. zeigen mit genügender Deut⸗ 
lichkeit, daß es dieſen Rechtsgrundſätzen folgen will. Wenn es 
dabei den von ihm dem Kl. zugebilligten Rechtsanſpruch als 
Aufwertungs⸗ und nicht als Ausgleichsanſpruch bezeichnet, ſo 
iſt das inſofern unerheblich, als beide Anſprüche aus dem 
8242 BGB. hergeleitet werden. Im übrigen nimmt das LG. 
auf Grund tatſächlicher Erwägungen an, daß nach dem Willen 
der Vertragsſchließenden das Gleichgewicht 11 Leiſtung 
und Gegenleiſtung die Vertragsgrundlage bilden ſollte und 
daß dieſe Grundlage nachträglich durch einen unvorhergeſehe⸗ 
nen Geſetzgebungsakt weſentlich erſchüttert ſei. 

Die mehrfach im Schrifttum vertretene Auffaſſung, daß 
wegen der Beſonderheiten des engliſchen Währungsverfalles 
die Anwendung des Ausgleichsverfahrens nicht erfordere, daß 
die Erſchütterung der Vertragsgrundlage einen erheblichen 
Umfang angenommen habe, kann als allgemein gültiger 
Grundſatz nicht gebilligt werden (Warneyer: DStZ. 1932, 103 
bis 104; Mügel: Dig. 1932 Sp. 30; aber auch ebenda 
1933 Sp. 746). Vielmehr wird es auch hier auf die Verhält⸗ 
niſſe des Einzelfalles ankommen, wobei unter Anwendung von 
8242 BGB. zu prüfen iſt, ob die Grundlage des Vertrages, 
nämlich das vorausgeſetzte Verhältnis zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung fo ſtark erſchüttert iſt, daß ein ſtarres Feſthalten 
am Vertrage mit den Grundſätzen von Treu und Glauben 
im Verkehr nicht vereinbar ſein würde (ſo z. B. RG. 133, 
65 6)). Wie bereits erwähnt, iſt nach den Feſtſtellungen des 
LG. die Annahme einer Fortdauer der zur Zeit des Vertrags⸗ 


1) JW. 1929, 2425. 2) JW. 1928, 2526. 8) JW. 1932, 2430. 
4) JW. 1932, 331. 9) JW. 1931, 2708. ) JW. 1931, 2708. 


neuen Flut von be in führenden — Gründe bleibt be⸗ 
rufeneren Federn vorbe alten. n dieſem Zuſammenhang ſind je⸗ 
doch vielleicht einige Schiedsſpruͤche des Schiedsgerichts der Inter⸗ 
nationalen Handelskammer über die gleiche N von Intereſſe. 
Seit einiger Zeit werden beſonders wichtige Entſch. dieſes Schieds⸗ 
gerichts von dem Vollzugsausſchuß des Schiedsgerichtshofs für die 
Veröffentlichung ausgewählt. Es wird jedoch bei der Veröffent⸗ 
ichung ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die ausgewählten 
Entſch. weder eine prinzipielle Außerung der Int K. zu der betr. 
Frage darſtellen noch einen Präzendenzfall, der die Schiedsrichter 
der FntHR. für die Zukunft bindet. Die in Betracht kommen⸗ 
den Schiedsſprüche ſind die in den Streitſachen 513, 505, 519 
und 536 ergangenen (veröffentlicht in: Int. Wirtſch., Okt., Dez. 
1932, Mai 1933; auch: Revue de L’Insitut Internationale du 
Commerce 1933, 198 ff.). Sie gelangen alle zu der Abweiſung 
der vom Geldgläubiger geltend gemachten Anſprüche auf die Diffe- 
renz zwiſchen Geld⸗ N Papierpfundbetrag. In der Begr. wei⸗ 
hen ſie aber voneinander ab. Der letzte (536) außergewöhnlicher⸗ 
weiſe von einem Kollegium aus drei Schiedsrichtern gefällte 
Schiedsſpruch ſteht in der Begr. in beſonders unvereinbarem 

derſpruch zu dem obigen Urt. Es wird feſtgeſtellt, daß „ſich 
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ſchluſſes vorhandenen Eigenſchaft des engliſchen Pfundes als 
goldſicherer Goldkernwährung im vorl. Falle weder ſtillſchwei⸗ 
gend noch ausdrücklich zum Inhalt des Kaufvertrages er⸗ 
hoben, ſondern nur zur Vertragsgrundlage i. S. der Aus⸗ 
gleichsrechtſprechung gemacht. Nach der Rſpr. des RG. iſt aber 
die Zubilligung eines Ausgleichsanſpruches nach 8 242 BGB. 
nur eine unter ganz beſonderen Umſtänden zuläſſige und mit 
großer Vorſicht anzuwendende Ausnahme von dem das Ver⸗ 
tragsrecht beherrſchenden Grundſatz der Vertragsſicherheit, die 
höchſtens da gerechtfertigt erſcheint, wo in der mehr erwähnten 
Weiſe die Geſchäftsgrundlage des Vertrages weſentlich er⸗ 
ſchüttert iſt. Andererſeits kann dem Tatrichter vom Rechts⸗ 
ſtandpunkt aus nicht entgegengetreten werden, wenn er im vor⸗ 
liegenden Falle die Entwertung des engliſchen Pfundes um 
20—30% für fo erheblich erachtet, daß fie im Rahmen des 
Streitvertrages zu der mehr erwähnten weſentlichen Erſchüt⸗ 
terung der Geſchäftsgrundlage geführt habe. Denn dies 
iſt eine von den jeweiligen Umſtänden des Einzelfalles ab⸗ 
hängige, der Rev. nicht zugängige tatſächliche Feſtſtellung 
(.. auch RG. 103, 337; Zeiler: DRZ. 1932, Heft 2, S. 50). 
Allerdings iſt den Ausführungen des LG. nicht zu entnehmen, 
daß die Entwertung des engliſchen Pfundes ſo tief greift, 
daß dadurch die engliſche Währung in ihren Grundlagen 
erſchüttert iſt, und das engliſche Pfund, wenngleich es in Eng⸗ 
land geſetzliches Zahlungsmittel geblieben iſt, ſeinen Charakter 
als Wertmeſſer verloren hat. Das Erfordernis einer ſo 
weitgehenden Entwertung iſt aber auch für das hier in Be⸗ 
tracht kommende, ausſchließlich auf 8 242 BGB. beruhende 
Ausgleichsverfahren nicht aufzuſtellen. Insbeſ. handelt es ſich 
nicht etwa um die Aufwertung einer für die Vertragsteile 
kraft Geſetzes maßgebenden Währung, vielmehr kommt es 
nur darauf an, die unvorhergeſehene und nicht vorherſehbare 
Veränderung des von den Vertragsſchließenden als Vertrags⸗ 
grundlage angenommenen Verhältniſſes zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung dem Sinn und Zweck des Vertrages entſprechend 
zum Ausgleich zu bringen, unter Berückſichtigung des Um⸗ 
ſtandes, daß dieſe Veränderung durch das unerwartete, auf 
geſetzlichem Eingriff beruhende Abſinken einer von den Ver⸗ 
tragsſchließenden um ihrer vermeintlichen Unerſchütterlichkeit 
willen freiwillig auf Grund ausdrücklicher Parteivereinbarun⸗ 
gen zum Gegenſtand des dem deutſchen Recht unterſtehenden 
Vertrages gemachten ausländiſchen Währung entſtanden iſt. 
Es bedarf daher keines weiteren Eingehens auf das, für das 
erſterwähnte Aufwertungsverfahren in der Rſpr. vielfach auf⸗ 
geſtellte Erfordernis einer beſonders tiefgreifenden Va⸗ 
lutaänderung, wie ſie für die Papiermark ſowie für die 
frühere öſterreichiſche, polniſche und ruſſiſche Währung als 
gegeben erachtet iſt (ſ. z. B. RG. 120, 75, 76°); Zeiler, 
AufwFälle Bd. 11 Nr. 2164 S. 23; ferner Erſieck: JW. 
1931, 3254 ff.; Mügel: Dig. 1932 Sp. 28 ff.. War⸗ 
neyer: DStg. 1932, 102 ff.; Neukirch: JW. 1931, 3254; 
Zeiler: BankArch. Nr. 10 v. 15. Febr. 1932, S. 200/01). 


2) JW. 1928, 1197. 


Vorbehalte (es ſeien Goldpfunde gemeint) nicht ſtillſchweigend ver⸗ 
ſtehen“ und weiter, es jet rechtlich unzuläſſig „Handelsgeſchäfte 
auf Grund des Zuſtandes zu ändern, daß das Gleichgewicht auf⸗ 
rechterhalten werden muſſe“ und in der Entſch. Nr. 505 heißt es: 
„Der Begriff Pfund Sterling kann nicht doppelt ausgelegt wer⸗ 
den“. In den anderen Schiedsſprüchen wird grundſätzlich ebenſo 
wie in dem obigen Urt. eine Berückſichtigung der Pfundentwer⸗ 
tung zugunſten des Gläubigers zugelaſſen, wenn auch — im 
äußeren Gegenſatz zu dem obigen Urt. — nur auf Grund ſorg⸗ 
fältiger Analyſe des Parteiwillens. Das Fehlen der ausdrücklichen 
Erwähnung von Gold pfunden (Nr. 513) ſei nicht entſcheidend, 
es müſſe die Abſicht der Parteien ergründet werden (Nr. 519). Im 
Ergebnis wird aber die Berückſichtigung der Entwertung auch in 
dieſen Schiedsſprüchen auf Grund der Beſonderheiten der Einzel⸗ 
fälle abgelehnt. 

Mit Rückſicht auf die Bedeutung, die das RG. den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles beimißt, ſei aus dem oben nicht wieder⸗ 
gegebenen Tatbeſtand nachgetragen, daß es ſich um die Verkäufe 
von Garn in den Monaten Juni und Juli 1931 handelte, bei 
denen die Lieferung in den Monaten Juli— Dezember 1931 er⸗ 


folgen ſollte. 
GerAſſ. Dr. Karl Arndt, Berlin. 
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Iſt aber mit dem LG. davon auszugehen, daß die 
„rechtsgedankliche Grundlage“ des hier in Betracht kommenden 
Ausgleichsanſpruches die weſentliche Veränderung der Ver⸗ 
tragsgrundlage ift, fo find auch die aus 8 242 BGB. zu ent⸗ 
nehmenden und in der Rſpr. des RG. entwickelten Rechts⸗ 
grundſätze über die Intereſſenabwägung der Beteiligten heran⸗ 
zuziehen. Danach kann nicht, wie das LG. will (ähnlich War⸗ 
neyer: DStZ. 1932, 104; anders Neukirch: JW. 1931, 
3254; Zeiler: Bank Arch. 1932 Nr. 10 S. 200/01; Zeiler: 
DRZ. 1932 Heft 2 S. 50 u. a.), ohne weiteres und ſchlecht⸗ 
hin die der Bekl. in Gemäßheit des Vertrages obliegende 
Gegenleiſtung auf die volle Höhe des mit 20,40 RM je Pfund 
umgerechneten Kaufpreiſes berechnet werden. Vielmehr ſind alle 
Umſtände des Falles, die nach den Grundſätzen von Treu und 
Glauben im Verkehr im Hinblick auf die Belange beider Vertrags⸗ 
teile für einen billigen und gerechten Ausgleich zwiſchen Lei⸗ 
ſtung und Gegenleiſtung in Betracht kommen können, ein⸗ 
gehend aufzuklären, zu prüfen und zu berückſichtigen (RG. 
121, 1478); 125, 47, 48°) u. a.) Hierbei kann es beſonders 
auf folgende Fragen ankommen: 

1. Wie ſind die rechtlichen Beziehungen zwiſchen dem 
jetzigen Kl. und feiner Rechtsvorgängerin, der Firma D. & S. 
geſtaltet? Hat der Kl. die eingeklagte Forderung zu einem 
niedrigeren Preiſe erworben oder tritt er als Intereſſenten⸗ 
verband auch jetzt für ſeine Rechtsvorgängerin auf, an die er 
den im Rechtsſtreit erzielten Betrag abzuführen hat? 

2. Hat die Firma D. in ihrem geſamten Geſchäfts⸗ 
verkehr durch das Abſinken des Kurswertes des engliſchen 
Pfundes Verluſte erlitten oder vielleicht gar als Importeurin 
Vorteile gehabt? Wie geſtalten ſich ihre Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen aus dem vorliegenden Geſchäft unter Berückſichtigung 
des Preiſes für die Anſchaffung der Ware und der für Er⸗ 
zeugung der Garne aufgewendeten Löhne und ſonſtigen Her⸗ 
ſtellungskoſten? 

3. Iſt die Bekl. Exporteurin von Garnen und hat ſie 
bei derartigen Geſchäften durch den Minderwert des Pfundes 
ſelbſt Verluſte erlitten? 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß dabei u. U. 
eine volle Ausgleichung, alſo die Bemeſſung der Gegenleiſtung 
der Bekl. auf die volle Höhe des mit 20,40 K. je engliſche 
Pfund umgerechneten Kaufpreiſes, gerechtfertigt erſcheinen kann. 

(U. v. 21. Juni 1933; 1 54/3.) 


3. 8618 BGB. Einfluß des ſozialen Schutz⸗ 
charakters dieſer Beſtimmungen auf die Be⸗ 
weislaſtverteilung. f) 

Der Klageanſpruch iſt auf den 8 618 BGB. ſchlüſſig be⸗ 
gründet. Dabei kann dahingeſtellt bleiben, ob der Kl. als 
Privatangeſtellter des Bekl. anzuſehen iſt, oder ob er als 
Kreiskommunalarzt zugleich auch Beamter des bekl. Kreiſes 
iſt, da auch im letzteren Falle der in 8 618 BGB. zum Aus⸗ 
druck gelangte Gedanke als Regel des öffentlichen Rechts auf 

3) JW. 1928, 2526. ) ZW. 1929, 2425. 

Zu 3. Mit Recht geht das RG. bei der Beurteilung der Be⸗ 
weisfrage davon aus, daß allein die Möglichkeit, die erneute Er⸗ 
krankung des Kl. auf eine andere Urſache als den mangelhaften Zu⸗ 
ſtand der Dienſträume zurückzuführen, nicht ausreichen kann, um von 
dem Kl. den Beweis für den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
den Mängeln und der erneuten Erkrankung zu verlangen. Wollte 
man für die Frage, wie der Urſachenzuſammenhang bewieſen werden 
muß, den Maßſtab des BG. anlegen, to würde in der Tat häufig bie 
Durchſetzung des Anſpruches aus § 618 BGB. an den Beweisſchwie⸗ 
rigkeiten ſcheitern. Der Rſpr. des Rh., nach der der volle Beweis 
für die den Anſpruch aus § 618 BGB. begründenden Tatſachen von 
dem Dienſtverpflichteten nicht gefordert wird, wenn Mängel vorlagen, 
die nach dem natürlichen Verlaufe der Dinge geeignet find, die bei 
dem Dienſtverpflichteten auftretenden Schäden hervorzurufen, iſt voll⸗ 
auf zuzuſtimmen (vgl. Staudinger⸗Nipperdey, Erl. IV 2 e 
zu 8 618 BGB.). Zweifelhaft iſt aber die Darlegung des RG., daß 
dieſe Beweislaſtregelung aus dem ſozialen Schutzcharakter des 8 618 
BOB. zu entnehmen jet und mit den Grundſätzen des Prima-facie- 
Beweiſes nichts zu tun habe. Betrachtet man die Entſch. des RG., 
die ſich mit der Frage des Prima-facie-Beweiſes beſchäftigen, ſo läßt 
ſich ein Unterſchied zwiſchen der Beweislaſtregelung beim Anſpruch 
aus 8 618 BGB. und den Regeln des Prima-facie-Beweiſes nicht 
feſtſtellen. Im Urt. v. 26. Nov. 1930 (RG. 130, 357 = JW. 
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die Beziehungen der Parteien zueinander anzuwenden iſt 
(RG. 97, 43; 104, 60; 111, 182). 

Das BU. weiſt die Klage um deswillen ab, weil der 
Kl. nicht nur die ſchädliche Beſchaffenheit der ihm als Arbeits⸗ 
zimmer angewieſenen Räume, ſondern auch den urſächlichen 
Zuſammenhang zwiſchen dieſem Zuſtand und ſeiner neuer⸗ 
lichen Erkrankung zu beweiſen habe. Es erachtet jedoch den 
Beweis für dieſen Zuſammenhang nicht für voll erbracht und 
den Beweis des erſten Anſcheins (prima-facie-Beiveis), den 
der Kl. vielleicht geführt habe, dadurch wieder für ausgeräumt, 
daß ſich die Möglichkeit, wenn auch nicht Wahrſcheinlichkeit 
ergeben habe, die erneute Erkrankung des Kl. ſei auf eine an⸗ 
dere Urſache als den Zuſtand der von ihm benutzten Räume 
zurückzuführen. 

Die Ausführungen des BG. über den Beweis des erſten 
Anſcheins ſtimmen an ſich mit den vom RG. hierzu ent⸗ 
wickelten Rechtsregeln überein (RG. 126, 751); 127, 282); 
130, 359°); 134, 241)). Dennoch kann ihnen im vorl. 
Falle keine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen werden, 
weil das BG. die dem Kl. obliegende Beweislaſt verkannt hat. 
Wohl hat bei einer Klage aus § 618 BGB. der Kl. an ſich 
zu beweiſen, daß der Dienſtberechtigte ſeine Verpflichtungen 
nicht erfüllt und dadurch einen Schaden verurſacht hat. Aus 
dem ſozialen Schutzcharakter dieſer Vorſchr. iſt aber immer 
abgeleitet worden, daß die Forderungen, die an die Beweis⸗ 
pflicht des Dienſtverpflichteten zu ſtellen ſind, nicht über⸗ 
trieben werden dürfen. In ſtändiger Rſpr. hat das RG. nie 
den vollen Beweis für die den Anſpruch aus § 618 BGB. 
begründenden Tatſachen von dem Dienſtverpflichteten erfor⸗ 
dert, weil ſonſt viele an ſich gerechtfertigte Entſchädigungs⸗ 
anſprüche an der Beweisfrage ſcheitern würden, ſondern hat 
ſich damit begnügt, dem Dienſtverpflichteten den Beweis da⸗ 
für aufzuerlegen, daß tatſächlich Mängel vorlagen, die nach 
dem natürlichen Verlaufe der Dinge geeignet waren, die ſpäter 
eingetretenen Schäden hervorzurufen. Gelingt dem Dienſtver⸗ 
pflichteten der Nachweis dafür, daß vor dem Unfalle ein ord⸗ 
nungswidriger und gefahrdrohender Zuſtand wirklich vorhan⸗ 
den war, dann fällt dem Dienſtberechtigten der Gegenbeweis 
zu, nicht nur dafür, daß ihn und diejenigen, für die er nach 
8 278 BGB. zu haften hat, kein Verſchulden trifft, ſondern 
auch dafür, daß beſondere Umſtände eine andere Urſache des 
Unfalls erkennen laſſen und damit die vom Dienſtverpflichteten 
zunächſt dargelegten Mängel als Urſache oder Miturſache aus⸗ 
ſchließen. Das iſt der vom erk. Sen. in vielfachen Entſch. ein⸗ 
genommene Standpunkt (RG. 95, 104; RG. v. 24. März 
1916, III 434/15: RGWarn. 1916 Nr. 103; RG. v. 8. Febr. 
1918, III 423/17: Gruch. 62, 616; RG. v. 12. April 1918, 
III 19/18: 23. 1918, 1076 Nr. 24) und RG.: JW. 1922, 
485). Wenn die Urt. aus d. J. 1918 und 1921 hierbei von 
einem prima-facie-Beweis ſprechen, jo iſt das daraus zu 
erklären, daß deſſen Weſen als eine auf die Erfahrung des 
Lebens gegründete, ſchon durch Aufzeigung eines auch nur 


1) JW. 1930, 1384. ) JW. 1931, 3624. 
) JW. 1932, 107. ) JW. 1932, 1786. 


1932, 107) ſieht der 9. Ziv.⸗Sen. das Weſen des Prima-facie- 
Beweiſes darin, daß, falls ein gewiſſer Tatbeſtand feſtſtehe, der nach 
den Erfahrungen des Lebens auf eine beſtimmte Urſache hinweiſe, der⸗ 
jenige, der einen von dem gewöhnlichen Verlaufe abweichenden Gang 
des Geſchehens behaupte, dieſen zu beweiſen habe. Hiernach beſteht 
alſo das Weſen des Prima-facie-Beweiſes in der Schlußfolgerung 
aus der Lebenserfahrung, ausgehend von einem feſtſtehenden Sach⸗ 
verhalt. Bei der Frage der Beweislaſtverteilung beim Anſpruch aus 
8 618 BGB. ſpricht nun das NG. nicht von einem typiſchen Ge⸗ 
ſchehensablauf wie beim Prima-facie-Beweis, wohl aber iſt von 
„einem natürlichen Verlauf der Dinge“ die Rede. Wenn der 9. Ziv⸗ 
Sen. im Urt. v. 7. Nov. 1931 (RG. 134, 237 JW. 1932, 1736) 
hervorhebt, daß die Anwendung der Regeln des Prima-facie-Beweiſes 
vornehmlich auf dem Gebiet des Urſachenzuſammenhanges und des 
Verſchuldens liegen werde, fo weiſt er damit gerade auf die Fälle 
der Beweislaſtverteilung beim Anſpruch aus 8 618 BGB. hin; denn 
hier handelt es ſich im weſentlichen um die Frage, ob bei feſtſtehen⸗ 
den Mängelır eine Schlußfolgerung aus der Lebenserfahrung den 
Dienſtverpflichteten von dem Beweiſe befreien kann, daß der ein⸗ 
getretene Schaden auf die vorhandenen Mängel der Dienſt⸗ oder 
Arbeitsräume bzw. der Gerätſchaften zurückzuführen iſt und nicht eine 
andere Urſache hat. Was beim Prima-facic-Beweis vom NS. als 
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möglichen anderen Urſachenzuſammenhanges widerlegliche Ver⸗ 
mutung noch nicht ſo klar herausgearbeitet war, wie das in 
der neueren Rſpr. geſchehen iſt. In Wahrheit beruhen auch 
fie auf der Notwendigkeit, im Fall des 8 618 BGB. die Be⸗ 
weislaſtverteilung mit dem Schutzzweck der Vorſchr. in Ein⸗ 
klang zu bringen. 

Im vorl. Falle gehen aber beide Vorinſtanzen auf Grund 
des Gutachtens davon aus, daß die Räume der Tuberkuloſen⸗ 
fürforgeftelle "fo unzureichend geweſen find, daß fie die Er⸗ 
krankung des Kl. verurſacht haben können. Damit hat er zu⸗ 
nächſt genug Beweis dafür erbracht, daß ihm an ſich ein auf 
8 618 BGB. zurückgehender Anſpruch zufteht, und es liegt 
nunmehr dem Bekl. der Gegenbeweis ob, daß der Zuſtand der 
fraglichen Räume für die Erkrankung des Kl. nicht urſächlich 
geweſen iſt, ſondern daß dieſe ein durch äußere Umſtände nicht 
bedingtes Wiederauftreten der früher von ihm überſtandenen 
Tuberkuloſe bildete. 

(U. v. 7. Okt. 1932; 139/32 III. — Königsberg.) [Sch.] 
= NG. 138, 37.) 


4. Nur ernſte und genaue Prüfung kann 
gegen den Vorwurf der grobfahrläſſigen Ver⸗ 
letzung eines gewerblichen Urheberrechtes ſchüt⸗ 
zen. Der Einwand der Argliſt iſt hiergegen zwar 
denkbar, kann aber durch verſpätete Geltend⸗ 
machung des Schutzrechtes allein nicht begründet 
werden. Möglicherweiſe kann auch 8254 BGB. 
hierbei in Betracht kommen. f) 

Die klagende Geſellſchaft iſt aus der Firma Friedrich B. 
jun. hervorgegangen. Sie hat auf Grund einer Anmeldung 
v. 24. Juli 1924 das Gebrauchsmuſter 882 976 erworben. 
Der in Betracht kommende Anſpruch 2 dieſes Gebrauchs⸗ 
muſters bezieht ſich auf einen fahrbaren Kohlenbehälter für 
Kochherde dahin gekennzeichnet, daß die Räder in Tragſtücken 
gelagert ſind, die mit dem Wagenkaſten dergeſtalt lösbar ver⸗ 
bunden ſind, daß die Verbindungsſtelle exzentriſch zur Rad⸗ 
achſe liegt. Durch die Schwenkbarkeit der Tragſtücke um die 
Verbindungsſtelle wird, wie vom Fachmann unſtreitig der An⸗ 
meldung zu entnehmen iſt, eine Verſtellbarkeit der Räder mit 
dem Erfolg erreicht, daß die Höhe des ganzen Kaſtens gegen⸗ 
über dem Fußboden geändert werden kann. 

Die Bekl. ſtellt ebenfalls Kohlenwagen für Küchenherde 
her und vertreibt fie. Bei der von ihr ausgeführten, durch 
das Gebrauchsmuſter 951954 geſchützten Bauart iſt, ebenfalls 
ein verſtellbares Zwiſchenſtück zwiſchen den Rädern und dem 
Wagenkaſten vorhanden, durch welches die Höhenlage des 
Wagenkaſtens geändert werden kann. Die Verſtellung geſchieht 
hier jedoch in der Richtung eines am Zwiſchenſtück an⸗ 
gebrachten ſenkrechten Schlitzes. 

Die Kl. (unter welcher Bezeichnung deren Rechtsvor⸗ 
gängerin einbegriffen wird) vertritt den Standpunkt, die 
Bekl. verletze mit ihrer Bauart das klägeriſche Gebrauchs⸗ 
muſter. Sie hat dieſem Standpunkt zuerſt in einem Schreiben 


„gewöhnlicher Verlauf des Geſchehens“, als „typiſcher Geſchehensab⸗ 
lauf“ bezeichnet wird, erhält bei der Beweislaſtverteilung im Falle 
des 8 618 BGB. einen anderen Namen, obgleich in Wahrheit das⸗ 
ſelbe in Frage ſteht. 

Es beſteht auch kein Grund mehr, den Prima-facie⸗Beweis vor⸗ 
nehmlich in beſtimmten Rechtsgebieten zur Anwendung zu bringen 
(ogl. RG. 127, 27 = JW. 1930, 3624), denn nachdem der Prima- 
facie⸗Beweis ſeine Anerkennung als allgemeine Beweisregel gefun⸗ 
den hat, ſteht nichts im Wege, ihn überall da anzuwenden, wo Fälle 
eines typiſchen Geſchehensablaufs in Frage ſtehen, wie dies häufig 
bei den Anſprüchen aus 8 618 Bach., ſoweit die Verurſachung 
durch Mängel der Räume, Vorrichtungen oder Gerätſchaften ſtreitig 
Mt, der Fall ſein wird (vgl. Staudinger⸗Nipperdey a. a. O.). 
Somit bleibt der Unterſchied, den das RG. zwiſchen der Beweisregel 
eim Anſpruch aus 8 618 BGB. und dem Prima-facie-Beweis 
machen will, zum mindeſten unklar und unſicher. 


Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


Zu 4. Die Entſch. bewegt ſich vornehmlich auf tatſächlichem 
Gebiete, weiſt aber hierbei auf eine Reihe von allgemeineren Geſichts⸗ 
punkten hin, und zwar hauptſächlich nach zwei Richtungen. 

1. Einmal werden gewiſſe Momente hervorgehoben, die für die 
Beurteilung der Frage grober Fahrläſſigkeit der Verletzung 
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v. 20. Juli 1926 Ausdruck gegeben, in welchem ſie Unter⸗ 
laſſung der weiteren Herſtellung der beanſtandeten Kohlen⸗ 
wagen und Löſchung des beklagtiſchen Gebrauchsmuſters for⸗ 
derte. Im Anſchluß an dieſes Schreiben entſpann ſich bis 
zum 9. April 1927 ein Schriftwechſel zwiſchen den wechſel⸗ 
ſeitigen Patentanwälten, in welchem die Bekl. die Auffaſſung 
vertrat, daß ihr eine Verletzung nicht zur Laſt falle. Der 
Schriftwechſel endete mit der Drohung der Kl., mit aller 
Schärfe vorgehen zu wollen, falls bis zum 16. April 1927 
nicht eine genügende Klärung der Angelegenheit durch die 
Gegenſeite erfolge. Er findet eine Fortſetzung erſt mit einem 
Schreiben der Kl. v. 9. Febr. 1929, in welchem dieſe unter 
Bezugnahme auf ein in einem anderen Rechtsſtreit ergangenes 
RGurt. v. 30. Jan. 1929 erneut die Forderung auf Unter⸗ 
laſſung, Rechnungslegung und Schadenserſatz ftellte. 

Auszugehen iſt mangels einer anderen Feſtſtellung bei der 
Würdigung des Verhaltens der Bekl. von der Behauptung der 
Kl., es handle ſich bei der Bekl. um eine Firma von ähnlicher 
Bedeutung wie die K.⸗AktG., die über techniſch und patent⸗ 
rechtlich hinreichend erfahrene Fachleute verfüge. In Rückſicht 
hierauf hätte es zur Begr. des vom GB. eingenommenen 
Standpunkts einer Erörterung bedurft, ob auch bei einer ſo 
beratenen Firma ernſtliche Zweifel entſtehen könnten, ob der 
Erſatz eines ſchwenkbaren Zwiſchenſtücks durch ein in ſenk⸗ 
rechter Richtung verſchiebbares die Bekl. aus dem Schutz⸗ 
bereich des klägeriſchen Gebrauchsmuſters herausbringen 
konnte. Wie die Dinge bei oberflächlicher Betrachtung zu lie⸗ 
gen ſcheinen, kann dabei von gar keiner Bedeutung ſein. Auch 
zur Vermeidung grober Fahrläſſigkeit iſt eine eingehende 
Prüfung der einſchlägigen Fragen notwendig. Und die grobe 
Fahrläſſigkeit ift ſelbſt bei ſolcher Prüfung zu bejahen, wenn 
danach die Möglichkeit einer Verletzung nicht nur entfernt, 
ſondern ernſtlich in Rechnung geſtellt werden mußte und 
deſſenungeachtet die verletzende Tätigkeit fortgeſetzt wurde 
(vgl. auch JW. 1931, 1884 7,8). Daß bei eingehender Prü⸗ 
fung die Übereinſtimmung der Bauart in Hinſicht auf den 
Erfindungsgedanken zu erkennen geweſen ſei, nimmt das BG. 
aber ſelbſt an. Es bedarf ferner keiner beſonderen Begr., daß 
die Möglichkeit einer in der Bauart der Bekl. verwirklichten 
Verbeſſerung für die Frage der Abhängigkeit bei patentrecht⸗ 
lich Geſchulten ohne weiteres bedeutungslos erſcheinen mußte. 
Es handelt ſich inſoweit, wenn nicht überhaupt um einen un⸗ 
beachtlichen Rechtsirrtum, zum mindeſten um einen un⸗ 
entſchuldbaren Irrtum über Tatbeſtandsmerkmale (Mu W. 
1930, 445). 


Inſoweit das BG. den beanſtandeten Erwägungen Be⸗ 
deutung beigemeſſen hat, iſt es alſo bereits von rechtsirrtüm⸗ 
licher Auffaſſung ausgegangen. In Verbindung mit dieſen 
Geſichtspunkten hat das angef. Urt. weiter dem Gutachten des 
die Bekl. beratenden Patentanwalts Erheblichkeit beigemeſſen. 
Dem Gutachten eines im Auftrage einer Partei tätigen 
Patentanwalts iſt keineswegs grundſätzlich Bedeutung abzu⸗ 
ſprechen (RG. 125, 391 [394]?)), wenngleich es nicht ver⸗ 


) JW. 1930, 1736. 


eines Schutzrechtes bedeutſam ſind. So könne es für die Würdigung 
des eigenen patentwidrigen Verhaltens erheblich ſein, ob der Verletzer 
techniſch und patentrechklich hinreichend erfahrene Fachleute zur Ver⸗ 
fügung hat. Die grobe Fahrläſſigkeit könne auch vorliegen, wenn 
bei einer nicht bloß oberflächlichen, ſondern eingehenden Prüfung ernſt⸗ 
liche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des eigenen Verhaltens entſtehen 
könnten, wobei auch die Grundſatze von der Abhängigkeit eigener 
Verbeſſerungen eine Rolle ſpielten. Das Gutachten des eigenen Patent⸗ 
anwaltes ſei manchmal, wenn auch unbewußt, doch nicht ganz un⸗ 
beeinflußt von dem Verhältnis zum Auftraggeber. Wenn ferner in 
einem Prozeß des gleichen Patentinhabers gegen einen anderen Kon⸗ 
kurrenten, als den angeblichen Verletzer, über eine ähnlich gelagerte 
Frage ein dem dortigen Bekl. günſtiges Urteil ergangen ſei, ſo 
ſchließe dies nicht notwendig die grobe Fahrläſſigkeit des Verletzers 
aus, da nicht nur auf die Tatſache, ſondern auch auf den Inhalt und 
die Begründung jenes anderweitigen Urteils zu ſchauen ſei; auch ſei 
es von Bedeutung, ob dieſes Urteil noch der Anderung durch eine 
höhere und höchſte Inſtanz ausgeſetzt ſei. Die Verzögerung der Klag⸗ 
erhebung durch den Patentinhaber könne allerdings den Glauben des 
Verletzers an die Statthaftigkeit der eigenen Maßnahme veritärken; 
aber es komme auf die Umſtände des Falles an, insbeſ. darauf, ob 
nicht der Patentinhaber, bevor er gegen den Verletzer weiter vorgehe, 
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kannt werden kann, daß in ſolchen Fällen ungeachtet des Wil⸗ 
lens zu völlig objektiver Stellungnahme, rein aus Vorgängen 
des Unterbewußtſeins heraus, die in dem Auftragsverhältnis 
ihre Urſache haben, die Annahme einer Neigung zu günſtiger 
Stellungnahme für den Auftraggeber häufig nicht völlig wird 
ausgeſchaltet werden können. Von erheblichſtem Einfluß für 
die Einſchätzung der Bedeutung eines ſolchen Gutachtens wird 
aber immer, insbeſ. jedoch bei einer über eigene Sach⸗ und 
Rechtskunde verfügenden Firma, fein müſſen die Begr., die 
der Patentanwalt ſeiner Stellungnahme gegeben hat. Darauf 
iſt das BG. überhaupt nicht eingegangen. Wenn es weiter an⸗ 
führt, daß die Bekl., abgeſehen von dem Hinweis auf ihre ab⸗ 
weichende und verbeſſerte Bauart, in dem Schriftwechſel der 
Parteien über die Verletzungsfrage auch noch die mangelnde 
Schutzfähigkeit des klägeriſchen Gebrauchsmuſters behauptet 
habe, ſo fehlt auch inſoweit jede Erörterung des Inhalts 
dieſer Entgegenhaltungen, auf Grund deren allein ihre etwaige 
Bedeutung für die Schuldfrage gewürdigt werden könnte. Es 
zeigt ſich hier das Mißliche der Betrachtungsweiſe, ohne er⸗ 
ſchöpfende Erörterung der Frage der objektiven Verletzung 
die Schuldfrage zu entſcheiden (JW. 1900, 151°; 1902, 
400 s, 1909, 11412). 

Auch einem erſtinſtanzlichen Urteil, das bei im weſent⸗ 
lichen gleicher Sachlage in einem anderen Rechtsſtreit er⸗ 
gangen iſt, kann grundſätzlich Bedeutung für die Überzeugungs⸗ 
bildung des Verletzers über die Berechtigung ſeiner Hand⸗ 
lungsweiſe nicht abgeſprochen werden. Auch inſoweit kommt 
es jedoch weſentlich auf die den Standpunkt dieſes Urteils ge⸗ 
gebene Begr. und deren Überzeugungskraft an (JW. 1914, 
202 18). Auch darauf iſt der Ber R., der die Vorlegung dieſes 
Urteils nicht angeregt hat, nicht eingegangen. Der Beachtung 
bedurften dabei möglichenfalls auch die im Urteil angezogenen 
Gutachten unabhängiger Sachverſtändiger. Im vorl. Fall 
kommt als ſolches anſcheinend ein ſolches des Patentanwalts 
K. in Betracht. Die Tatſache der günſtigen Stellungnahme 
des Gerichts als ſolche kann ſchon mit Rückſicht auf die 
Schwierigkeiten, die patentrechtliche Tatbeſtände erfahrungs⸗ 
gemäß mit ſolchen nur ſelten befaßten Gerichten und Sach⸗ 
beratern bieten, einer über fachkundige Berater verfügenden 
Firma keinesfalls ohne weiteres eine ausreichende Gewähr für 
die Richtigkeit ihrer Auffaſſung bieten. Das BG. geht hier 
übrigens erſichtlich davon aus, daß die Bekl. das erwähnte 
landgerichtliche Urteil vor dem abweichenden ſpäteren reichs⸗ 
gerichtlichen Urteil kennengelernt habe. Nach dem Vorbringen 
der Bekl. iſt dies nicht zweifellos. 

Soweit ſomit das BG. auf Grund der erörterten Um⸗ 
ſtände grobe Fahrläſſigkeit der Bekl. verneint hat, hat es 
unter Verletzung von § 286 ZPO. nicht das geſamte Sach⸗ 
vorbringen berückſichtigt, ferner rechtsirrtümlich ſachlich er⸗ 
hebliche Geſichtspunkte außer Betracht gelaſſen und unerheb⸗ 
lichen Bedeutung eingeräumt. 

Das BG. verwendet, wie bereits erwähnt, zur Stützung 
ſeiner Auffaſſung weiter, daß die Kl. durch die Verzögerung 
der Klagerhebung der Bekl. Veranlaſſung gegeben habe, ſich 
in ihrem Standpunkt beſtärkt zu fühlen. Ein durch nichts 
erklärtes Hinausſchieben klageweiſer Verfolgung einer Ver⸗ 
letzung mag dem Verletzer allerdings unter Umſtänden einen 
Anhaltspunkt für die Berechtigung der von ihm vertretenen 
Auffaſſung des Schutzbereichs geben können (vgl. Iſay, 


das Ergebnis eines gleich gelagerten anderweitigen Prozeſſes gegen 
‚einen Dritten abwarten wollte; längere Untätigkeit brauche keines⸗ 
wegs eine Zurücknahme der erhobenen Beanſtandungen zu ſein, 
namentlich wenn die gerügte Patentverletzung fortgeſet werde. — 
Dieſe Stellungnahme bietet der Kritik keine Angriffspunkte, und 
zwar um deswillen, weil ſie ſich in Allgemeinheiten bewegt und auf 
die Eigentümlichkeit des vorl. Tatbeſtandes zugeſchnitten iſt. 

2. Eine andere Gedankenreihe betrifft das Problem, ob nicht 
— grobe Fahrläſſigkeit des Verletzers ſelbſt vorausgeſetzt — die erſt 
nach geraumer Zeit erfolgende Geltendmachung von Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen dem Einwand der Argliſt begegnen könne. Das 
ſei grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen, namentlich wenn der Patent⸗ 
inhaber die fremde Verletzung ſeines Rechts längere Zeit abſichtlich 
geduldet habe, um ſich durch Hinausſchiebung der Geltendmachung 
ſeiner Anſprüche wider Treu und Glauben einen unbilligen Vorteil 
zu verſchaffen, etwa indem er ſich mühelos den Erfolg der gewerb⸗ 
lichen Tätigkeit des Verletzers zunutze mache, oder indem er ſeinem 
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5. Aufl., § 4 Anm. 72 S. 278). Es kann jedoch die Hal⸗ 
tung, welche der Inhaber des Schutzrechtes einnimmt, nach⸗ 
dem die Verletzung aufgegeben iſt, nicht rückſchließend dazu 
verwendet werden, die vorhergehende Handlungsweiſe des 
Verletzers zu erklären und als frei von Verſchulden er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Dafür können nur Umſtände in Betracht 
kommen, welche ihrem zeitlichen Geſchehen nach geeignet 
waren, auf die Auffaſſung des Verletzers Einfluß auszuüben. 
Zum mindeſten durch einen Verſtoß gegen Denkgeſetze iſt es 
daher bedingt, wenn das BG. in dieſem Zuſammenhang 
dem Verhalten der Kl. nach Erlaß des ihr günſtigen reichs⸗ 
gerichtlichen Urteils in dem Rechtsſtreit gegen die K.⸗Aktch. 
Bedeutung beimißt. Im übrigen aber rügt die Rev. ver 
fahrensrechtlich mit Recht, daß das BG. es unterlaſſen habe, 
ſich mit der in dieſem Zuſammenhang erheblichen Behaup⸗ 
tung der Kl. auseinanderzuſetzen, die Bekl. ſei darüber unter⸗ 
richtet geweſen, daß der Rechtsſtreit gegen die K.⸗AktGG. nach 
dem landgerichtlichen Urteil ſeinen Fortgang und bereits in 
der Entſch. des OLG. eine für fie ungünſtige Wendung ge⸗ 
nommen habe. Iſt dies richtig, ſo konnte die Bekl. keines⸗ 
falls auf den Gedanken kommen, daß die Kl. den ihr gegen⸗ 
über bisher entſchieden eingenommenen Standpunkt auf⸗ 
gegeben habe. Selbſt wenn das aber nicht der Fall geweſen 
ſein ſollte, ſo bedarf es gegebenenfalls immer noch der Prü⸗ 
fung, ob nicht die Bekl. aus der allgemeinen Erfahrung 
heraus, daß patentrechtliche Streitigkeiten häufig bis in die 
höchſte Inſtanz durchgeführt werden, ohne weiteres nicht an⸗ 
nehmen durfte, die Kl. habe ſich ihrer Auffaſſung angepaßt. 

Daß der Geltendmachung der Klageanſprüche auch bei 
grobfahrläſſigem Verhalten der Bekl. die Rückſicht auf Treu 
und Glauben entgegenſtehe, begründet der Ber R. mit folgen⸗ 
den Erwägungen: Die Kl. habe mit ihrem eigenen Vor⸗ 
bringen gegen die Bekl. gewartet, bis die Prozeſſe gegen die 
K.⸗AktG. erfolgreich durchgeführt geweſen ſeien und ihr Ge⸗ 
brauchsmuſter durch Zeitablauf erloſchen ſei. Sie habe die 
Bekl. in den Glauben verſetzt, daß ſie nicht mehr gegen ſie 
vorgehen werde, und es unterlaſſen, dieſe ernſtlich vor die 
Entſch. zu ſtellen, ob fie die beanſtandete Bauart aufgeben 
ſolle. Sie habe daher auch die Bell. verhindert, Klage auf 
Löſchung des klägeriſchen Gebrauchsmuſters zu erheben. Da⸗ 
nach habe ſie unter Verſtoß gegen die guten Sitten und 
gegen Treu und Glauben, ohne ſelbſt irgendeine Gefahr zu 
laufen, die Gefahr der Herſtellung der beanſtandeten Bau⸗ 
art der Bekl. zugeſchoben, um nunmehr die Früchte dieſer 
Spekulation einzuziehen. 

Dieſe Erwägungen tragen die Entſcheidung nicht. 

An ſich iſt, wie bereits in der Entſch. dieſes Sen. vom 
29. März 1930, 1240/29: Muß. 1930, 371 ausgeſprochen 
iſt, auch gegenüber Anſprüchen aus Verletzung eines Patent⸗ 
oder Gebrauchsmuſterrechts die Einrede der Argliſt (Ver⸗ 
wirkung § 242 BGB.) zuläſſig. Der Zeitablauf allein kann 
jedoch nach feſter Rſpr., ſoweit die Einrede der Verjährung 
nicht eingreift, dem Verletzten das Recht zur Verfolgung 
ſeiner Anſprüche nicht nehmen. Es muß hinzukommen, daß 
nach den geſamten Umſtänden des Falles die Rechtsverfolgung 
wider Treu und Glauben verſtößt, ſo z. B. wenn der Schutz⸗ 
rechtsinhaber Nachahmungen längere Zeit hindurch geduldet 
hat, um durch die verſpätete Geltendmachung ſeiner Rechte 
wider Treu und Glauben einen unbilligen Vorteil zu ziehen. 


Gegner die Möglichkeit einer Entkräftung des Schutzrechtes entziehe 
(ein Geſichtspunkt, der übrigens hinſichtlich des Gebrauchsmuſters, 
bei welchem es keine Nichtigkeitsklage und keine Befriſtung ſolcher 
Klage gibt, nicht die gleiche Vedeutung hat, wie gegenüber einem 
Patentrecht); ob ſolcher Tatbeſtand vorliege, müſſe aber im Einzel⸗ 
falle ſorgfältig geprüft werden. Übrigens ſei es auch bei Verneinung 
der Argliſt denkbar, daß dem Patenkinhaber, der die Geltendmachung 
ſeiner Rechte ungebührlich verzögere, an dem ihm durch die fort⸗ 
geſetzten Patentverletzung des Bekl. erwachſenen Schaden ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden zur Laſt falle. — Auch hiergegen 
iſt grundſätzlich nichts einzuwenden. Dieſe Geſichtspunkte werden von 
den Inhabern verletzter Schutzrechte in der Praxis wohl zu beachten 
ſein und ihnen Anlaß bieten, die Geltendmachung ihrer Schadens⸗ 
erſatzanſprüche nicht über Gebühr zu verzögern oder zu unterbrechen, 
um ſich nicht dem gegneriſchen Einwande der Argliſt oder des mit⸗ 
wickenden Verſchuldens auszuſetzen. 
Geh. Ig. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 
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Die Vorausſetzungen eines ſolchen Falles ſind jedoch vom 
BG. nicht feſtgeſtellt. Der erſte Schriftwechſel der Parteien 
hatte mit unbedingter Aufrechterhaltung des klägeriſchen 
Standpunkts geſchloſſen. Die Bekl. konnte ſich über die Auf⸗ 
faſſung der Kl. zunächſt jedenfalls nicht im unklaren befinden 
und handelte bei Fortſetzung der Herſtellung ihres Kohlen⸗ 
wagens auf ihre Gefahr, ſoweit fie — wie das BG. in die⸗ 
ſem Zuſammenhang unterſtellt — bei der anzuwendenden 
Sorgfalt mit der Möglichkeit einer Schutzrechtsverletzung 
rechnen mußte. Inſoweit fällt ihr bei der unterſtellten Sach⸗ 
lage ein urſächliches ſchuldhaftes Verhalten auf jeden Fall 
zur Laſt, deſſen Schadenserſatzpflicht begründende Wirkung 
durch das ſpätere Verhalten der Bekl. nicht beſeitigt werden 
konnte. Es kann ſich daher in dieſem Zuſammenhang mög⸗ 
licherweiſe nur darum handeln, ob die Kl. gem. 8 254 BGB. 
ein mitwirkendes Verſchulden an der Entſtehung eines grö⸗ 
ßeren Schadens zu vertreten hat, als bei Anwendung der 
durch Treu und Glauben gebotenen Rückſicht notwendig war. 
Dieſe Möglichkeit kann grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen wer⸗ 
den (Mu W. a. a. O.). Ob im vorl. Fall ein ins Gewicht fal⸗ 
lendes Verſchulden der Kl. feſtzuſtellen iſt, läßt ſich zur Zeit 
mangels ausreichender Aufklärung des Sachverhalts nicht 
beurteilen. Das allerdings wird bei einer etwaigen Ab⸗ 
wägung des Verſchuldensmaßes zu berückſichtigen fein. Wurde 
der Bekl. bekannt, daß die Kl. gegenüber der K⸗AktG. ihren 
Rechtsſtandpunkt durchfocht, jo mußte fie nach den Erfah⸗ 
rungen, wie ſie einem Werke von der zu unterſtellenden Be⸗ 
deutung zu Gebote ſtehen, damit rechnen, daß die Kl. ihre 
Anſprüche bei einem Obſiegen in jener Sache wieder auf⸗ 
nehmen werde. Wollte ſie vorher Klarheit und damit Ab⸗ 
kürzung der Gefahrenzeit, ſo war es ihr unbenommen, nega⸗ 
tive Feſtſtellungsklage und auch Löſchungsklage zu erheben. 

Es iſt, was die Frage der Argliſt angeht, aus den Er⸗ 
wägungen des BG. übrigens auch nicht erſichtlich, welche be⸗ 
ſonderen nach Treu und Glauben ihr nicht zukommenden 
Vorteile die Kl. aus dem Zuwarten gezogen haben ſoll. Die 
Einrede der mangelnden Schutzfähigkeit des klägeriſchen Ge⸗ 
brauchsmuſters konnte auch nach Erlöſchen des Gebrauchs⸗ 
muſters noch geltend gemacht werden. Daß die Kl. etwa auf 
dieſe Weiſe ſich die Früchte durch beſondere Mühewaltung der 
Bekl. erzielten Abſatzes habe aneignen wollen, iſt nicht ein⸗ 
mal behauptet. 

Daß die Kl. ein Verhalten beobachtet habe, auf Grund 
deſſen die Bekl. nach Treu und Glauben und der Verkehrs⸗ 
ſitte habe annehmen dürfen, die Kl. habe auf die Geltend⸗ 
machung ihrer Anſprüche verzichtet, kann ebenfalls nicht als 
ausreichend dargetan betrachtet werden. Für die Zeit bis 
zum Ergehen des reichsgerichtlichen Urteils ergibt ſich dies 
aus dem bereits Ausgeführten. Nach der danach erfolgten 
erneuten Geltendmachung des klägeriſchen Anſpruches konnte 
die Bekl. ebenfalls nicht ohne weiteres zu ſolcher Annahme 
gelangen mit Rückſicht darauf, daß ihr das Schweben der 
von der K.⸗AktGG. angeſtrengten Löſchungsklage bekannt war. 


(u. v. 13. Febr. 1932; 230/31 I. — Düffeldorf.) 
[Ka.] 


* 5. 811 Lit UrhG. Der Rundfunkteilnehmer 
verletzt kein Urheberrecht des Tonſetzers, wenn 
er an ſich geſchützte Muſik durch ſeinen Laut⸗ 
ſprecher ertönen läßt. } 

Die drei verklagten, zu einer Geſellſchaft bürgerlichen 
Rechts zuſammengeſchloſſenen Verbände (hier fortan einheit⸗ 
lich als „der Bekl.“ bezeichnet) verwerten die ihnen von ihren 


Zu 5. In der viel umſtrittenen Frage hat nun alſo das 
RG. entſchieden, und zwar gegen die muſikaliſchen Autoren. Ich ver⸗ 
mag mich von der Richtigkeit dieſer Entſch. nicht zu überzeugen. Aber 
ſie iſt in mancher Beziehung lehrreich, gerade auch un Hinblick auf 
die Reform. dm 

1. Das KG. findet die volle Billigung des RG. für die Auffaſſung, 
die Funkſendung eines Schriftwerkes ſei zwar kein öffentlicher Vor⸗ 
frag, ſondern nur gewerbsmäßige Verbreitung, bei der Sendung eines 

erkes der Tonkunſt dagegen ſei es anders, ſie ſtelle eine Auffüh⸗ 
kung, zugleich eine gewerbsmäßige Verbreitung dar. 

„Das klingt zunächſt ſchief, it aber in Wahrheit für die gegen- 
wäftige Lage nicht unrichtig. Daß das RG. dem Urheberrecht einen 
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Mitgliedern übertragenen muſikaliſchen Aufführungsrechte und 
Senderechte; ſie verwalten nahezu ſämtliche Aufführungs⸗ und 
Senderechte deutſcher und ausländiſcher Tonſetzer, die für den 
deutſchen Muſikbedarf in Betracht kommen. 

Das klagende Reichskartell vertritt die Belange der 
Muſikveranſtalter mit Ausnahme der im Bunde der Saal⸗ 
und Konzertlokalinhaber (Nebenintervenient zu 3) ver⸗ 
einigten; ihm gehören tauſende von Lichtſpielbühnenbeſitzern, 
Gaſtwirten uſw. an. 

Ein Rahmenvertrag v. 7. Aug. 1930 zwiſchen dem Kl. 
und dem Bekl. ſagt den Mitgliedern des Kl., ſoweit ſie nach 
der Art ihrer Betriebe in dem Tarife, der dem Vertrage bei⸗ 
liegt, berückſichtigt ſind, beſondere Vorzugsbedingungen beim 
Abſchluſſe von Einzelverträgen zu. Darüber, wie die ge⸗ 
werbsmäßigen Vorführungen geſchützter Rundfunkmuſik mit⸗ 
tels Lautſprechers behandelt werden ſollen, beſtimmt der Tarif 
nichts; er ſagt nur, daß Lautſprecherübertragungen in andere 
Räume nach Größe und Charakter der betreffenden Lokale 
eingeſchätzt werden. 

Der Bekl. hat neuerdings in ſeinem allgemeinen Tarif 
Entgeltſätze für Rundfunkmuſik⸗ Übertragungen in Gaſt⸗ 
ſtätten uſw. aufgenommen. Daraufhin iſt zwiſchen ihm und 
dem Kl. ſtreitig geworden, ob der Bekl. einen Gewinnanteil 
dafür verlangen darf, wenn in Gaſtſtätten und an anderen 
Orten urheberrechtlich geſchützte Muſik durch Lautſprecher zu 
Gehör gebracht wird. Der Bekl. hat ſich in einem Schreiben 
v. 15. Okt. 1930 dem Kl. gegenüber ausdrücklich des Rechtes 
berühmt, für Rundfunkübertragungen der Muſik Tantieme 
zu fordern. 

Der Kl. begehrt die Feſtſtellung, daß dem Bekl. für das 
Hörbarmachen an ſich abgabepflichtiger Rund- 
funkmuſik durch Lautſprecher in gewerblichen 
Betrieben kein ſolches Recht zuſtehe. 

Zu entſcheiden iſt nur die Rechtsfrage: Verletzt der 
Rundfunkteilnehmer ein Urheberrecht des Tonſetzers, 
wenn er an ſich geſchützte Muſik durch ſeinen Lautſprecher zu 
gewerblichen Zwecken ertönen läßt, beſonders durch Auf⸗ 
ſtellung des Lautſprechers in öffentlichen Lokalen, Gaſtſtätten, 
Lichtſpielhäuſern uſw.? 

Das BG. unterſucht zunächſt, welcher urheberrecht⸗ 
liche Tatbeſtand in der Darbietung geſchützter Muſik 
durch den Rundfunk liege. 

Es lehnt ab, auf die Rundfunkmuſik den geſetzlichen Be⸗ 
griff der Vervielfältigung eines Tonwerkes (8 11 
Abſ. 1 Lit UrhG.) anzuwenden und erwägt: Früher habe man 
unter Vervielfältigung die Herſtellung eines körperlichen 
Gegenſtandes verſtanden, der das Werk zum Zwecke ſinnlicher 
Wahrnehmung wiedergebe und es derart feſtlege, daß dieſe 
ſinnliche Wahrnehmung ſich beliebig oft wiederholen könne. 
Da die Rundfunkübertragung das Geiſtesgut lediglich für 
das Gehör aufnehme und wiedergebe, ohne einen ſachlichen 
Niederſchlag des Werkes zu bilden und zu hinterlaſſen, könne 
man ſie nicht als Vervielfältigung bezeichnen. Wolle man 
„Vervielfältigung“ i. S. einer Vervielfachung des Geiſtes⸗ 
werkes ſelbſt verſtehen, ſo weiche dies allzu gewaltſam vom 
gewöhnlichen, auch dem Geſetze zugrunde liegenden Sprach⸗ 
gebrauch ab. — Dieſe Betrachtung enthält weder einen tat⸗ 
ſächlichen noch einen rechtlichen Irrtum. Übrigens würde die 
Anwendung des Begriffes „Vervielfältigung“, wenn an⸗ 
gängig, zu keinem anderen Ergebniſſe führen, als die vom 
LG. und vom KG. angenommene der „gewerbsmäßigen Ver⸗ 
breitung“ (vgl. unten). 

Mit Recht lehnt das Bu. ſodann die Vorſtellung ab, 


großen Dienſt erwieſen hat, als es das Senderecht bejahte, iſt wohl 
heute ziemlich unbeftritten. Zu dieſem Zweck mußte die ja auch an 
ſich verfehlte Einſchrankung des Vortragsſchutzes ausgeſchaltet werden. 
Wollte man ſich nicht entſchließen, ein einheitliches Recht öffentlicher 
Mitteilung über den einzelnen Mitteilungsbefugniſſen anzunehmen — 
und das NG. hat das ja ſtets abgelehnt —, fo war der Weg, durch 
Ausweitung des Verbreitungsbegriffes zum N zu gelangen, 
jedenfalls nicht ſchlechter als ein anderer der vorgeſchlagenen. In 
dieſer Ausweitung paßt der Begriff naturgemäß auch auf die muſi⸗ 
kaliſche Aufführung. Iſt die Sendung eines Vortrages gewerbsmäßige 
Verbreitung, ſo iſt es die Sendung eines Muſikſtückes auch. Die Gründe 
aber, die im erſteren Falle dazu zwangen, den Vortrag zu verneinen, 
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daß der Rundfunk ein zur mechaniſchen Wiedergabe 
für das Gehör dienendes Inſtrument (88 2 Abſ. 2, 12 
Abſ. 2 Nr. 5, 14 Nr. 4) ſei. Der Entſtehung der hierher ge⸗ 
hörigen Geſetzesbeſtimmungen entnimmt es, daß damit nur 
ſolche Inſtrumente umfaßt ſein ſollen, die durch ihre eigne 
Mechanik Muſik zum Ertönen bringen und beliebig wieder⸗ 
holen können, die alſo die Klangquelle in ihrer Mechanik ſelbſt 
tragen. Davon kann, wie das BG. zutreffend ausführt, 
bei der Rundfunkanlage nicht geſprochen werden; denn ſie 
dient nur in ähnlicher Weiſe wie der Fernſprecher (wenn auch 
auf minder einfachem Wege) lediglich als Sender für die 
außerhalb davon erzeugten Töne. 

In der rundfunkmäßigen Wiedergabe von Schriftwerken 
iſt zwar kein öffentlicher Vortrag zu ſehen (RG. 113, 420 
bis 423). Daraus folgt jedoch nicht, daß für die rundfunk⸗ 
mäßige Wiedergabe von Werken der Tonkunſt die Anwendung 
des Begriffs öffentliche Aufführung (§ 11 Abi. 2 
LitUrhG.) abzulehnen ſei. Den Darlegungen des BG. hier⸗ 
über iſt beizutreten. Ein Tonwerk wird aufgeführt, wenn es 
(wie dies im Senderaum einer Rundfunkgeſellſchaft geſchieht) 
zu Gehör gebracht wird. Der Vorgang im Seuderaum, wo 
die Muſik vor dem zur Weitergabe beſtimmten und geeigneten 
Sender ſtattfindet, genügt dieſem Erforderniſſe der Auf⸗ 
führung, da die Töne auch tatſächlich zu Gehör kommen oder 
wenigſtens zu Gehör kommen können. Daß die Zuhörer nicht 
zugegen, ſondern räumlich entfernt, auch nicht verſammelt, 
ſondern weithin zerſtreut ſind, iſt unerheblich; überdies wirkt 
die Muſik an jeder Empfangsſtelle wie unmittelbar gegen⸗ 
wärtig. Ob wirklich zugehört wird, iſt ohne Bedeutung. Die 
Öffentlichkeit der Aufführung iſt, wie das Bu. zutreffend 
bemerkt, bei der Rundfunkmuſik durch ihre beſtimmungs⸗ 
mäßige Aufnahme — bei einer unbeſtimmt großen Menge 
Menſchen — gegeben. 

Beizutreten iſt dem LG. und dem KG. ferner darin, daß 
ſie die Rundfunkſendung von Werken der Tonkunſt — wie 
die von Schriftwerken — i. S. des § 11 LitUrhG. der Ver⸗ 
breitung einordnen; keinem Bedenken unterliegt es, daß 
dieſe gewerbsmäßig vorgenommen wird. 

„Verbreiten beſchränkt ſich nach dem allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauche nicht auf ſolche Fälle, in denen die körperliche Er⸗ 
ſcheinungsform eines Gedankens oder Geiſteswerkes zugäng⸗ 
lich gemacht wird, ſondern hat einen umfaſſenderen Sinn: 
den der Übermittlung einer Kenntnis an andere“ (RG. 113, 
418). Werke der Tonkunſt können ſonach auf zwiefache Weiſe 
„verbreitet“ werden: 1. durch Inverkehrbringen körperlicher 
Erſcheinungsformen in lesbaren Tonzeichen (Noten) oder 
2. durch Hörbarmachen der Töne. Dies zweite geſchieht bei 
der Sendung durch Rundfunk. 

Das BU. gelangt alſo für die Sendung von Muſik durch 


beſtehen hier nicht. Es iſt in der Tat nicht einzuſehen, warum man 
die Sendung eines Muſikſtückes nicht als öffentliche Aufführung an⸗ 
ſprechen ſollte. 

Die Folge aber iſt, daß die Grenzen zwiſchen den einzelnen ur⸗ 
heberrechtlichen Verwertungsrechten unſcharf geworden ſind, und dar⸗ 
aus beginnt ſich einige Verwirrung zu entwickeln. Dafür gibt das 
obige Urteil am Schluß einen Beleg. Wenn der Urheber das Werk 
verbreitet und damit in Verkehr gebracht habe, ſo ſei ſein Recht hin⸗ 
ſichtlich dieſer Verbreitung damit erſchöpft. Er könne Dritten weder 
die gewerbsmäßige Verbreitung derſelben verſagen, noch ihr Recht 
dazu beſchränken. Die nämliche Rechtsregel, die ſich im Verkehr mit 
Vervielfältigungsſtücken von Schriftſtücken, Tonkunſtwerken uſw. ent⸗ 
wickelt habe, muſſe auch für Verbreitung von Werken durch den 
Rundfunk gelten. Das iſt m. E. durchaus ein Jene Rechtsregel 
mag an ſich ſehr richtig ſein. Sie gilt aber (im Urheberrecht; auf ihre 
Bedeutung für den gewerblichen Rechtsſchutz einzugehen, würde hier 
zu weit führen) lediglich für die Verbreitung im eigentlichen, früher 
allein üblichen Sinn, nämlich für die Verbreitung von Vervielfälti⸗ 
gungsexemplaren. Hier ergibt ſich eine typiſche Schwierigkeit. Man 
muß das Urheberrecht abgrenzen gegen das Eigentumsrecht an den 
einzelnen Vervielfältigungsexemplaren; da heißt es dann, das Buch, 
das mit Zuſtimmung des Berechtigten in Verkehr gebracht iſt, iſt 
urheberrechtlich frei und unterliegt nurmehr der Eigentumsordnung, 
kann beliebig durch Veräußerung, Verleihen, Vermieten weiter ver⸗ 
breitet werden. „Vervielfältigungen, die mit Zuſtimmung des Berech⸗ 
tigten im Wege der Übereignung in Verkehr geſetzt worden ſind“, jo 
beſchreibt der Entwurf § 15 den Tatbeſtand jener Rechtsregel. Dafür 
gibt es bei der Sendung schlechterdings keine Paraſſeſe. Hier fehlt das 
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den Rundfunk zu dem Ergebnis: Sie ſtellt eine öffent⸗ 
liche Aufführung und zugleich eine gewerbliche Ver⸗ 
breitung dar. 

Das BG. prüft ſodann, ob die Verwendung eines 
Lautſprechers zu gewerblichen Zwecken eine beſondere 
Handlung darſtellt, die trotz der Genehmigung des Bekl. 
zur „öffeutlichen Aufführung“ oder „gewerbsmäßigen Ver⸗ 
breitung“ der geſchützten Muſikwerke durch den Rundfunk 
einen eiguen Begriff in urheberrechtliche Befugniſſe enthält. 
Es verneint dieſe Frage. 

Darüber, was die Inbetriebſetzung des Laut⸗ 
ſprechers urheberrechtlich bedeute, führt es aus: 

Der Inhaber einer Rundfunk⸗Empfangsanlage könne das 
ihm Dargebotene nach freier Wahl entweder durch Kopf⸗ 
hörer oder durch Lautſprecher aufnehmen. Beide Emp⸗ 
fangsgeräte würden auch in den Verleihungsbedingungen der 
Reichspoſt (Anl. zu den Belt. des RPoM. über den Rund⸗ 
funk v. 11. April 1930: Arch Funk. 1930, 270) völlig gleich 
behandelt. In Art und Zahl der Empfangsgeräte unbeſchränkt 
könne alſo der Genehmigungsinhaber ſowohl mehrere Kopf⸗ 
hörer als mehrere Lautſprecher, die an einer Empfangsanlage 
angebracht ſeien, benutzen. Der weſentliche Unterſchied beider 
beſtehe bloß in der verſchieden ſtarken Wiedergabe der Töne 
und Geräuſche: Die Schwingungen der Kopfhörermembran 
ſeien dem menſchlichen Ohr nur in unmittelbarer Nähe ver⸗ 
nehmbar; dagegen verſtärke der Lautſprecher die von der 
Membran erzeugten Tonwellen ſo, daß man ſie in mehr 
oder minder großer Entfernung vom Gerät frei im Raume 
ſchwingend vernehmen könne. Beide Geräte dienten grund⸗ 
ſätzlich gleichmäßig dazu, die Rundfunkſendung für den Emp⸗ 
fang durchs Ohr lautbar zu machen. Durch die Empfang⸗ 
nahme werde erſt der Zweck der vom Urheber genehmigten 
Rundfunkſendung erfüllt. Das bloße Anhören der Sen⸗ 
dung ſei daher keine urheberrechtlich erhebliche Handlung. 
Ebenſo aber müſſe es für urheberrechtlich bedeutungslos er⸗ 
achtet werden, wenn der Inhaber der Empfangsanlage durch 
Inbetriebſetzung ſeines Lautſprechers die Sendung laut 
werden laſſe. Das Weſen der Rundfunkeinrichtung beſtehe 
darin, als neues techniſches Mittel Töne (Sprache, Muſik, 
Geräuſche) in die Ferne zu übertragen. Sie ſtehe grundſätzlich 
auf gleicher Stufe mit dem Fernſprecher. Wie dieſer beginne 
ſie mit der Aufnahme der Töne durch eine Membran und 
endige damit, die Töne durch eine Membran wiederzugeben; 
nur vollziehe ſich beim Fernſprecher die Weiterſendung der 
Töne durch elektriſchen Strom in einer Drahtleitung, an 
deren Ende allein man die Töne abhören könne, — während 
der Rundfunk die elektriſch umgeformten Töne in die den 
ganzen Umkreis des Senders erfüllenden Hertzſchen Wellen 
aufnehme und dadurch an jeder beliebigen Stelle des Sende⸗ 


Bedürfnis nach einer Grenze zwiſchen Eigentumsrecht an beweglichen 


Sachen und Urheberrecht. 

Alſo: In der Not des Sendeſtveites iſt der Verbreitungsbegriff 
ausgedehnt worden auf Mitteilungen, die zugleich Aufführungen von 
Tonwerken ſind. Jetzt wird dieſer erweiterte Verbreitungsbegriff be⸗ 
nutzt, um in das Aufführungsrecht Sätze zu übertragen, welche 
ſchlechterdings nur für das Verbreitungsrecht im alten engeren Recht, 
nämlich für den Verkehr mit Vervielfältigungsexemplaren paſſen. 
Das iſt methodiſch nicht zu billigen. 

Aber aus dieſem Vorgang läßt ſich vielleicht eine Lehre für 
den Entwurf ziehen. Zwar hat dieſer das Senderecht als ſelbſtän⸗ 
diges Werknutzungsrecht geordnet und dadurch das Verbreitungsrecht 
erfreulicherweiſe ſeiner alten engeren Funktion zurückgegeben. Für 
den Augenblick wäre alſo, wenn der Entwurf Geſetz würde, alles in 
Ordnung. Aber jedesmal, wenn die Technik uns eine neue Mittei⸗ 
lungsform bringt, werden wir wieder in die alten Schwierigkeiten 
kommen. Wir werden irgendeines der vorhandenen Werknutzungs⸗ 
rechte übermäßig ausdehnen müſſen, um die neue Form unterzu⸗ 
bringen. Denn ein allgemeines Recht der öffentlichen Mitteilung, 
das hinter den einzelnen Werknutzungsrechten ſtünde und ſie ergänzte, 
kennt der Entwurf auch nicht. Man ſollte es m. E. ſchaffen und 
könnte das tun, ohne an der Einzelregelung der Verbreitungs⸗, 
Aufführungs⸗, Vortragsrechte oder wie ſie alle heißen mögen, irgend 
etwas zu ändern. 

2. Auf den Vertrag des Bekl. mit der Reichsfunkgeſellſchaft vom 
13. März 1929, ſowie die Verleihungsbedingungen der Reichspoſt vom 
11. April 1930 braucht nicht näher eingegangen zu werden. Sie geben 
zwar inſoweit Argumente gegen das Na., als ſich aus ihnen darkun 
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kreiſes geftatte, ſie mittels eines Empfangsgerätes wieder er⸗ 
klingen zu laſſen. Somit ſei das Tönenlaſſen der Em p⸗ 
fangsanlage nur ein Teil des einheitlichen 
Rundfunkvorganges, der im Erzeugen der Töne vor 
dem Mikrophon der Sendeſtelle anfange und im Wieder⸗ 
erklingen durch die unbeſtimmt vielen Empfangsgeräte endige. 
Dieſes Ganze des Vorganges erſt mache die „öffentliche Auf⸗ 
führung“ oder die „gewerbsmäßige Verbreitung“ eines Muſik⸗ 
ſtücks aus. Indem der Inhaber eines Empfangsgerätes dieſes 
in Betrieb ſetze, betätige er ſich alſo nicht ſelbſt als Auf⸗ 
führender oder Verbreiter, ſondern als Gehilfe oder Mit⸗ 
täter der aufführenden oder verbreitenden Sendegeſellſchaft; 
denn er ermögliche an ſeiner Empfangsſtelle erſt das von der 
Geſellſchaft beabſichtigte Wiedererklingenlaſſen der Töne, das 
ohne in Betrieb geſetzte Empfänger ja gar nicht durchführbar 
ſei. Auch das Ertönenlaſſen des Lautſprechers vor einer un⸗ 
beſtimmten öffentlichen Menſchenmenge bilde demnach keinen 
neuen urheberrechtlich weſentlichen Tatbeſtand. 

Aus der behördlichen Einrichtung des Rundfunks, 
namentlich ſeinen Verleihungsbedingungen, ſei nichts 
zu entnehmen, was darauf ſchließen laſſe, die unbeſchränkte 
Hörbarmachung eines Lautſprechers vor einer beliebig großen 
Menſchenmenge an einem beliebigen Platze ſei unterſagt. 
Verboten ſei nach $ 1 nur die Errichtung und der Betrieb 
mehrerer „Empfangsanlagen“ (im Gegenſatze zu „Geräten“) 
auf Grund einer einzigen Verleihung; und der § 8 Abſ. 3 
verlange die Zuſtimmung der Reichsrundfunkgeſellſchaft bloß 
bei „gewerbsmäßiger Verbreitung“. Verbote in einzelnen 
Polizeiverordnungen gegen öffentliches Hörenlaſſen von Laut⸗ 
ſprechern dienten lediglich zur Aufrechterhältung der Ordnung 
und Ruhe; mit der ordnungsmäßigen Benutzung des Rund⸗ 
funks ſelbſt hätten ſie nichts zu ſchaffen. Das Anhörenlaſſen 
unbeſtimmt vieler Menſchen und das Aufſtellen eines Laut⸗ 
ſprechers an beliebigem Platze halte ſich völlig im Rahmen 
der Rundfunkeinrichtung, damit aber auch der „öffentlichen 
Aufführung“ oder „Verbreitung“ eines rundgefunkten Muſik⸗ 
ſtücks, wie ſie von der Sendegeſellſchaft unter Mitwirkung des 
Empfängers planmäßig vor ſich gehen müffe und wie jie 
vom Urheber des Stücks (der durch den Bekl. ja die Rund⸗ 
funkſendung genehmigt habe) zu erwarten ſei. Der Bekl. 
billige, indem er die Rund funkaufführung der bei ihm 
geſchützten Tonwerke genehmige, die funkmäßig her⸗ 
geſtellte Aufführung und das Zuhören aller Per⸗ 
ſonen, denen das Zuhören durch betriebene Empfangsgeräte 
— mindeſtens im Bereiche des Senders — möglich ſei; ob 
es bei einem Empfangsgerät nur eine Perſon oder mehrere 
oder viele feien, begründe keinen Unterſchied. Zuhörerzahl 
oder Zuhörerorte zu beſchränken, widerſpreche der genehmig⸗ 
ten Aufführungs⸗ und Verbreitungsart, ſei daher urheber— 


läßt, daß die Reichspost und die Vertragsſchließenden auf einem 
anderen Standpunkt ſtanden, als er jetzt vom RG. vertreten wird; 
aber viel mehr iſt nicht aus ihnen herauszuleſen, und das allein 
genügt nicht, um den Standpunkt des RG. als unrichtig zu er⸗ 
weiſen. 

3. Zu entſcheiden iſt alſo allein die grundsätzliche Frage: Iſt 
das Hörbarmachen von geſchützten Muſikſtücken, welche durch Laut⸗ 
ſprecher in gewerblichen Betrieben geſendet werden, urheberrechtlich 
eine öffentliche Aufführung oder iſt fie ein Teil des Sendevorganges? 
(oder denn: iſt ſie gewerbsmäßige Verbreitung im weiteren Sinne? 
Das macht für unſeren Fall keinen Unterſchied, da die öffentlichen 
Aufführungen, wenn fie denn ſolche find, hier zugleich notwendig 
gewerbsmäßig ſind.) 

Es ſei zunächſt eine allgemeine Bemerkung geſtattet. In der 
Literatur und in den Entſcheidungsbegründungen urheberrechtlichen 
Inhaltes mehren ſich die techniſchen Erörterungen. Wir leſen von 
Membranen und Hertzſchen Wellen, von den phyſikaliſchen Unter⸗ 
ſchieden des Senders vom Fernſprecher uſw., und das lieſt ſich ja auch 
alles ſehr hübſch und gründlich. Aber geraten wir nicht allmählich in 
die Gefahr, über der Technik zu vergeſſen, daß das alles, urheber⸗ 
rechtlich geſehen, nur Hilfsmittel ſind zur Herſtellung der urheber⸗ 
rechtlichen Tatbeſtände, die letzten Endes nicht auf körperlichem (he, 
biete liegen, ſondern geiſtige Vorgänge find, und zwar Vorgänge von 
ganz einfacher Struktur? Es handelt ſich immer nur darum, ein 
Geiſteswerk anderen zugänglich zu machen, um Mitteilung des Geiſtes⸗ 
werkes alſo. Dieſe iſt in gewiſſen Grenzen (öffentlich, gewerbsmäßig 
uſw.) dem Urheber vorbehalten. Das Aufnehmen der Mitteilung, das 
Leſen, Anhören, Anſehen uſw. iſt urheberrechtlich jedenfalls uner⸗ 
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rechtlich unmöglich. Stets ergebe ſich insgeſamt die der Ein⸗ 
richtung entſprechende Verbreitung an eine un⸗ 
begrenzte Menſchenmenge. Die Grenze der urheber⸗ 
rechtlichen Genehmigung liege darin, daß die Verbreitung auf 
dem Rundfunkwege vor ſich zu gehen habe. Abzulehnen ſei 
die Anſicht, daß das fürs Urheberrecht Ausſchlaggebende beim 
Lautſprecher in der beſonderen Vorrichtung zur Ausſendung 
beſonders weittragender akuſtiſcher Wellen, in der Wahl ent⸗ 
ſprechend ſtarker Lautſprecher und entſprechender Aufſtellungs⸗ 
plätze liege. Die Hörweite des Lautſprechers oder ſeine Auf⸗ 
ſtellung an einem Orte, der unbeſtimmt vielen Menſchen zu⸗ 
gänglich ſei, könne die Verbreitungsart des Rundfunks nicht 
mehr verändern, weil ſie ſchon ihrem Weſen nach ins All⸗ 
gemeine und Unbegrenzte gehe; die Öffentlichkeit der Auf⸗ 
führung laſſe keine Steigerung zu. 

Die Benutzung des Lautſprechers in gewerblichen 
Betrieben ſtelle keinen beſonderen Tatbeſtand 
dar, der die an ſich erlaubte Hörbarmachung der Rundfunk⸗ 
muſik vor einer unbeſtimmten Menſchenmenge urheberrecht⸗ 
lich unerlaubt mache. 

Da die gewerbsmäßige Verbreitung (und die von ihr 
mitumfaßte öffentliche Aufführung) eines Muſikſtücks in der 
rundfunkmäßigen Wiedergabe einſchließlich der Hörbar⸗ 
machung vor einer beliebig großen Menſchenmenge beſtehe, ſo 
könne die gewerbliche Ausnutzung des Zuhören⸗ 
laſſens allein nicht nochmals ein Verbreiten oder Auf⸗ 
führen oder eine ſonſt urheberrechtlich erhebliche Handlung 
ſein. Der Bekl. habe durch ſein Abkommen mit der Reichs⸗ 
rundfunkgeſellſchaft (oder den einzelnen Sendegeſellſchaften) 
darein gewilligt, daß geſchützte Tonwerke auf dem Wege des 
Rundfunks vor einer unbegrenzten öffentlichen oder privaten 
Menſchenmenge erklingen. Dieſe grundſätzlich grenzenloſe Ver⸗ 
breitung und Aufführung bleibe dieſelbe, gleichviel, ob der 
einzelne Lautſprecherinhaber daraus einen perſönlichen, pri⸗ 
vaten oder gewerblichen Vorteil ziehe oder nicht. Die ge⸗ 
werbliche Ausnutzung des Lautſprechers liege völlig neben 
der an ſich ſchon vollendeten und urheberrechtlich erlaubten, 
weil genehmigten, Verbreitung und Aufführung; an der Er⸗ 
laubtheit der rundfunkmäßigen Verbreitung und Aufführung 
könne ſie nichts mehr ändern. Erſt wenn hinter der beim 
Lautſprecher und bei deſſen Ertönenlaſſen endigenden Rund⸗ 
funkſendung eine neue Verbreitungs⸗ oder Aufführungs⸗ 
tätigkeit einſetze, tauche die Frage nach einer neuen urheber⸗ 
rechtlich weſentlichen Handlung auf. 

Der Vertrag des Bekl. mit der Reichs⸗Rund⸗ 
funk⸗Geſellſchaft v. 13. März 1929 ändere an dieſer 
Rechtslage nichts. Er beſtimmt in $ 2: „Der Muſikſchutz⸗ 
verband behält ſich die Verwertung dieſer (d. h. der den 
Rundfunkgeſellſchaften übertragenen) Aufführungsrechte, ſo⸗ 


heblich, iſt frei. Die Mitteilung durch Sendung richtet ſich an ſich an 
diejenigen, welche ſich ihrer mittelſt Kopfhörer oder Lautſprecher be⸗ 
mächtigen können. Die Aufftellung und Benutzung ſolcher Apparate 
zum eigenen oder häuslichen Gebrauch iſt Hilfsmittel der Rezeption 
und alſo frei. Aber ganz anders handelt der Wirt oder Kinobeſitzer, 
der in ſeinem Betriebe einen Lautſprecher arbeiten läßt. Er hat den 
Willen, das geſendete Werk ſeinem Publikum mitzuteilen (nicht, es 
ſelbſt zu hören), und er erreicht ja auch dieſen Zweck; allerdings in 
gewiſſer Abhängigkeit vom Sendeprogramm, aber doch mit Auswahl⸗ 
möglichkeit zwiſchen den verſchiedenen Sendern. Es handelt ſich alſo 
um Mitteilung, und zwar, da bei uns nur einzelne Mitteilungs⸗ 
formen geſchützt ſind, um Verbreitung im weiteren Sinne. Die Auf⸗ 
führung iſt öffentlich. Die Anſicht, die Offentlichkeit der Sendung laſſe 
keine Steigerung zu, iſt m. E. abzulehnen. Gerade dieſes Publikum 
in Cafs oder Kino würde ja von der Sendung nicht erreicht werden, 
zu der Offentlichkeit der Sendungsempfänger nicht gehoren, ohne die 
Mitteilungstätigkeit des Wirtes oder des Kinounternehmers. „Das 
durch Rundfunk geſendete Werk wird damit einer neuen Öffentlich 
keit, die ſich um den Lautſprecher als Kern gebildet hat, zugänglich 
gemacht“, ſagt die Begründung zum Entwurf S. 60. Und ſelbſt wenn 
man das im Ausdruck für zu weitgehend halten wollte, für dieſen 
Perſonenkreis wird jedenfalls die potentielle Offentlichkeit in die 
aktuelle umgewandelt, die urheberrechtlich allein erheblich iſt. Will 
man von Verbreitung ſprechen, ſo iſt ſie offenbar gewerbsmäßig. Der 
Verſuch des NÖ., für dieſe Fälle der gewerbsmäßigen Verbreitung 
eine engere Grenze zu ziehen, iſt oben zu 1. ſchon abgelehnt worden. 

4. Die Rev. gegen das Urteil des KG. hat auch auf die wirt 
ſchaftlichen Zuſammenhänge Gewicht gelegt. M. E. mit vollem Recht, 
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weit ſie von den Rundfunkteilnehmern gewerbsmäßig benutzt 
werden, vor.“ 

Dieſe Beſt. aber könne (fo fährt das BU. fort) gegen 
die Rundfunkteilnehmer nicht wirken, weil die gewerbsmäßige 
Benutzung des Rundfunks durch deſſen Teilnehmer in der 
Form gewerblicher Verwertung der Lautſprechermuſik kein 
Recht der von dem Bekl. vertretenen Urheber verletze. 

Auch der Inhalt der — ſeit dem 1. Mai 1930 geltenden 
— Verleihungsbedingungen der Reichspoſt vom 
11. April 1930 (Arch Funk. 1930, 270) ſtehe dem nicht ent⸗ 
gegen. Ihr § 8 Abſ. 3 beſtimmt: „Die gewerbsmäßige Ver⸗ 
breitung der Darbietungen der Rundfunkgeſellſchaften iſt nur 
mit Zuſtimmung der Reichs⸗Rundfunk⸗Geſellſchaft m. b. H., 
Berlin, oder der ausſendenden Rundfunkgeſellſchaft zuläſſig. 
Urheberrechtliche Beſt. werden hierdurch nicht berührt.“ 

Zwar ſei (ſo nimmt das BG. an) zur „gewerbsmäßigen 
Verbreitung der Darbietungen der Rundfunkgeſellſchaften“ 
i. S. dieſer Beſt. das gewerbliche Aufſtellen von Lautſprechern 
an öffentlichen Orten zu rechnen. Daraus allein aber laſſe 
ſich kein Unterſagungsrecht der Urheber herleiten. Denn die 
Vorſchr. ſei zugunſten der Sendegeſellſchaften erlaſſen, um 
ſie aus wettbewerblichen Geſichtspunkten vor gewerblicher 
Ausnutzung ihrer Darbietungen zu ſchützen. Ihnen möge dar⸗ 
aus (nach 8 328 BGB.) ein unmittelbares Verbotsrecht 
gegen die „gewerbsmäßige Verbreitung“ der Rundfunkdar⸗ 
bietungen erwachſen ſein, ſoweit es ihnen nicht ohnedies ſchon 
nach Wettbewerbsrecht zuſtehe. Den Urhebern der Rundfunk⸗ 
darbietungen aber entſtehe aus der Belt. kein neues Recht. 
Die Verbreitung auf dem Rundfunkwege ſei von ihnen ge⸗ 
nehmigt. Dieſe genehmigte Verbreitungsart werde durch die 
gewerbliche Ausnutzung des Anhörens von Rundfunkmuſik 
nicht verändert. 

Dieſe Beurteilung der Sache durch das KG. verſtößt 
nicht gegen rechtliche Grundſätze; ſie enthält auch in keinem 
weſentlichen Punkt etwas tatſächlich Unrichtiges. Die von 
der Rev. erhobenen Rügen haben daher keinen Erfolg. 

Die Rev. führt aus, der gewerblich betriebene Laut⸗ 
ſprecher müſſe ſchon darum einer urheberrechtlich begründeten 
Abgabepflicht unterliegen, weil er meiſtens, zumal in Gaſt⸗ 
ſtätten, Warenhäuſern, Lichtſpielhäuſern, die ehemaligen 
Kapellen lebender Muſiker, die „Handmuſik“ erſetzt 
habe. Wie für dieſe Aufführungen „Tantieme“ gezahlt wor⸗ 
den ſei, müſſe es gerechterweiſe jetzt für den „Muſiker⸗Erſatz“ 
des lebloſen Lautſprechers geſchehen, der die verkehrsmäßige 
Nachfolge jener Kapellen angetreten habe. Das entſpreche 
dem Grundſatze, daß die ihrem Weſen nach ausſchließliche 
Befugnis des Urhebers (8 11 Lit UrhG.) in ihrer Anwendung 
auf das Verkehrsleben danach ſtrebe, dem Urheber tunlichſt 
überall, wo ſich aus einem Geiſteswerke geldwerter Gewinn 
ziehen laſſe, die Teilnahme daran zu ermöglichen (RG. 128, 
11390; 134, 2012)); desgleichen dem Grundſatze, daß in 
Zweifelsfällen angenommen werden müſſe, eine Befugnis ſei 
beim Urheber verblieben (RG. 118, 285°); 123, 3190; 
128, 103 ff.s); 130, 206 8); 134, 201 )). An dieſen Grund⸗ 
ſätzen iſt feſtzuhalten. Sie rechtfertigen jedoch für den vorl. 
Streitfall nicht die von der Rev. gezogene Folgerung. Denn 
der Bekl. beachtet, indem er den Lautſprecher als den Erſatz 
lebender Kapellen hinſtellt, nicht den Tatbeſtand der ganzen 


denn eigentlich ſollte man ſogar bei der Entſcheidung über eine fo 
ſtreitige Abgrenzung von Begriffen von der Intereſſenlage ausgehen, 
ſtatt ſich mit ihr nur nebenbei zu beſchäftigen. Die Rev. führt aus, 
die Lautſprecherwiedergabe ſei an Stelle der kleineren Muſikkapellen 
getreten, die dem Urheber tantiemenpflichtig ſind. So iſt es in der 
Tat. Der Wirt oder Kinoinhaber ſpart auf Koſten nicht nur der Mu⸗ 
ſiker, ſondern auch der Autoren. Das RG. meint, der Betrag, der 
von den Rundfunkgeſellſchaften an den Schutzverband abgeführt werde, 
ſei eben an Stelle der Vergütung getreten, die früher für die Auf⸗ 
führung durch Handmuſik zu leiſten geweſen ſei. Genüge das nicht, 
jo müſſe den Beteiligten überlaſſen werden, vertraglich einen ange⸗ 
meſſenen Ausgleich vorzunehmen. Das iſt für die Autoren ein 
ſchwacher Troſt, denn wie ſollen ſie in den Vertragsverhandlungen 
den gewünſchten Erfolg erzielen, wenn ihnen das Recht, die Laut⸗ 


2) JW. 1930, 1716. JW 1932, 865. 
) JW. 1928, 358. ) JW. 1929, 1228. 
5) JW. 1930, 1716. 6) JW. 1931, 439. 
) JW. 1932, 865. 
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Entwicklung, welche dabei ſtattgefunden hat. An die Stelle 
der Kapellen lebender Menſchen iſt in dem Verkehrsbereich, 
um den es ſich hier handelt, nicht der Lautſprecher für ſich 
allein, ſondern der Lautſprecher als Empfangsgerät des 
Rundfunks, alſo in engſter Verbindung mit dieſem, getreten. 
Als Rundfunkteilnehmer aber entrichtet der Lautſprecher⸗ 
beſitzer ſeine Abgabe. Und die Rundfunkgeſellſchaft entrichtet 
ihre Vergütung an den Schutzverband, der die Rechte der 
Muſikurheber wahrnimmt. Dieſes Entgelt iſt an die Stelle 
der Vergütung getreten, die früher für die Aufführung durch 
„Handmuſik“ zu leiſten war. Soweit darin bei gewerblicher 
Lautſprecherbenutzung kein wirtſchaftlich entſprechender Erſatz 
liegt, muß den Beteiligten überlaſſen werden, vertraglich einen 
angemeſſenen Ausgleich vorzunehmen. 

Wer das durch Rundfunk geſendete Werk in ſeinem dem 
Rundfunk angeſchloſſenen Lautſprecher ertönen läßt, ver⸗ 
anſtaltet keine neue ſelbſtändige Aufführung, ſon⸗ 
dern gibt nur die von der Sendegeſellſchaft veranſtaltete, 
durch den Sender übermittelte öffentliche Aufführung (88 11 
Abſ. 2, 27 LitUrhG.) mechaniſch wieder. Er nimmt auch 
keine neue ſelbſtändige Verbreitung (8 11 Abſ. 1 
Satz 1) vor. Denn die Rundfunkgeſellſchaft gibt im Sende⸗ 
raume vor dem zur Weitergabe beſtimmten Sender das Werk 
in Tönen wieder und ſendet Hertzſche Wellen aus. Mit die⸗ 
fer funkmäßigen Wiedergabe wird aber die Verbreitung — 
die Mitteilung der Kenntnis von Ausdruck (Tönen) und 
Gedankeninhalt — nicht vollendet, weil das menſchliche Ohr 
die frei im Raume ſchwingenden Wellen nicht aufnimmt. Um 
dieſe Aufnahme zu bewerkſtelligen, bedarf es einer Emp⸗ 
fangsanlage. Sie vermittelt erſt dem Hörer die Wahr⸗ 
nehmung; ſie iſt unentbehrlich, wenn ihm, dem Zwecke der 
Einrichtung entſprechend, die Kenntnis des geſendeten Wer⸗ 
kes verſchafft werden ſoll. In der Art der Empfangsanlage 
hat der Rundfunkteilnehmer freie Wahl, dem jetzigen Stande 
der techniſchen Entwicklung gemäß alſo die Wahl zwiſchen 
Kopfhörer und Lautſprecher. Der eine wie der andere gibt 
das Werk nicht funkmäßig wieder, vollendet aber die mit 
der Rundfunkſendung bezweckte Verbreitung, indem er es 
als Empfangsgerät an der Empfangsſtelle hörbar macht. Dem 
techniſchen 1 1 nach gehört alſo das Tönenlaſſen durch 
Lautſprecher (wie das durch Kopfhörer) zum Verbreiten, d. h. 
zur Kenntnisübermittlung oder, was gleichbedeutend iſt, zur 
hörbaren Wiedergabe des Tonkunſtwerkes durch Rundfunk. 
Dieſem Tatbeſtande nach iſt ſomit die Benutzung des Laut⸗ 
ſprechers weder eine neue noch eine ſelbſtändige Verbreitungs⸗ 
handlung: 

Nicht gangbar ift der von der Rev. durch Hinweis auf 
gewiſſe techniſche Anordnungen beim Senden und 
Empfangen (ſog. Rebroadcasting) eingeſchlagene Weg, die 
Lautſprecherdarbietung als neue Verbreitung zu erweiſen. 
Denn die techniſchen Beſonderheiten jener Anordnung fehlen 
gerade beim Lautſprecher. Bei ihm hat man es nicht mit einer 
eingefügten neuen Sendeſtelle, nicht mit zwei ſelbſtändigen 
Fällen funkmäßiger Wiedergabe, ſondern nur mit einer ein⸗ 
zigen Sendeſtelle, einer einzigen Empfangsanlage und einer 
einzigen Wiedergabe zu tun. Es liegt keine neue techniſche 
Verwertungstat vor. 

Auch die von der Rev. hervorgehobenen Erwägungen 


ſprecheraufführungen kraft Urheberrechts zu Kontrollieren, verſagt 
wird? Die Begründung ſagt darüber S. 60: „Die öffentliche Wieder⸗ 
gabe von geſendeten Werken mit Hilfe von Lautſprechern verdrängt 
in immer wachſendem Maße die Verwendung von ausübenden Künſt⸗ 
lern in Gaſt⸗ und anderen Vergnügungsſtätten, namentlich alſo jene 
Art von Muſilkveranſtaltungen, mit denen früher allein in ſolchen 
Stätten Tonwerke öffentlich aufgeführt wurden. Bei der immer fort⸗ 
ſchreitenden Verbeſſerung der Wiedergabe von Rundfunkſendungen 
durch Lautſprecher erſetzen dieſe Darbietungen immer mehr die lebende 
Muſfik. Es iſt durch nichts gerechtfertigt, die Benutzung von Werken 
mit Hilfe dieſer mechaniſchen Mittel anders zu behandeln als die 
Wiedergabe durch lebende Kräfte. Es geht nicht an, das Vortrags⸗ 
und Aufführungsrecht des Urhebers dadurch um ſeinen Ertrag zu 
bringen, daß man die öffentliche Wiedergabe mittels Lautſprecher 
dieſem Recht nicht unterſtellt. Der Entwurf faßt, wie § 17 Abſ. 2 er⸗ 
gibt, dieſe Wiedergabe als einen dem Urheber unterliegenden Vortrags⸗ 
oder Aufführungsakt auf.“ Dem wird man durchaus beiſtimmen 
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allgemeiner Verkehrsbetrachtung führen nicht zu dem 
Ergebnis, daß man die gewerbsmäßige Lautſprecherdarbietung 
eines geſendeten Muſikſtücks als neue ſelbſtändige Verbreitung 
anſehen müſſe. Zwar erweitert der gewerbsmäßige Laut⸗ 
ſprecherbetrieb den Kreis der Hörer im einzelnen Falle über 
den engen Bereich häuslichen Rundfunkempfangs hinaus. 
Und wenn der Unterſchied in Betracht gezogen wird, den die 
Lautſprecherdarbietungen als Maſſenerſcheinung des heutigen 
Verkehrs herbeiführen, ſo ergibt das einen großen Zuwachs 
der Hörerſchaft im ganzen. Mit Recht aber weiſt das BG. 
darauf hin, daß die Geſtattung der Wiedergabe durch Rund⸗ 
funk ihrem Weſen nach eine Erlaubnis zur Kenntnisüber⸗ 
mittlung in unbegrenzter Weite und an eine unbeſtimmt 
große Menge von Menſchen bedeutet. Dem KG. iſt darin 
beizuſtimmen, daß eine dergeſtalt einmal freigegebene Offent⸗ 
lichkeit durch gewerbsmäßige Lautſprecherdarbietung nicht 
mehr geſteigert, nicht „noch öffentlicher“ gemacht werden kann. 
Es liegt — wie man in dem umfänglichen Schrifttum ver⸗ 
ſchiedentlich ausgeführt hat — zwar im einzelnen und im 
ganzen eine Verbreiterung des Hörerkreiſes, aber keine neue, 
ſelbſtändige Verbreitung des Werkes vor. 

Dieſes Ergebnis ändert ſich auch durch die von der Rev. 
ferner betonten wirtſchaftlichen und wettbewerb⸗ 
lichen Erwägungen nicht. Sie vermögen den Mangel eines 
geſetzlichen Tatbeſtandes nicht auszugleichen, der eine neue 
und, im Verhältnis zur Rundfunkſendung im ganzen, ſelb⸗ 
ſtändige Verbreitungshandlung enthielte. Dadurch, daß der 
Lautſprecherbeſitzer „gewerbsmäßig“, mit dem Zweck eignen 
Erwerbes, tätig wird, erfüllt ſich ein ſolcher Tatbeſtand nicht. 
Das Verhalten des Rundfunkteilnehmers wird durch dieſes 
Merkmal der Gewerbsmäßigkeit nicht aus dem untrennbaren 
Zuſammenhange mit der Verbreitungshandlung der Sende⸗ 
geſellſchaft gelöſt. 

Endlich kann die Rev. damit nicht durchdringen, daß der 
8 2 des Vertrags v. 13. März 1929 i. Verb. m. § 8 Abſ. 3 
der Verleihungsbedingungen v. 11. April 1930 die 
von dem Bekl. in Anſpruch genommene Befugnis rechtfertige. 
In der Beurteilung beider Beſt. ift dem KG. beizutreten; fie 
läßt keinen Verſtoß gegen Auslegungsregeln oder ſonſtige 
Rechtsgrundſätze erkennen. Der § 8 der Verleihungsbedin⸗ 
gungen ſagt zwar (in Satz 2), daß urheberrechtliche Beſt. 
unberührt bleiben, trifft ſolche aber nicht ſelbſt. Und der 
Vertrag v. 13. März 1929, in deſſen 8 2 ſich der Muſik⸗ 
ſchutzverband die Verwertung der den Rundfunkgeſellſchaften 
übertragenen Aufführungsrechte, ſoweit ſie von den Rund⸗ 
funkteilnehmern gewerbsmäßig benutzt werden, vorbehält, iſt 
zwiſchen dem jetzigen Bekl. und der Reichsrundfunkgeſellſchaft, 
aber nicht mit dem jetzt klagenden Reichskartell der Muſik⸗ 
veranſtalter, geſchloſſen. Hier muß ein Rechtsgrundſatz be⸗ 
rückſichtigt werden, den auch das BU., wenngleich nicht aus⸗ 
drücklich hervorgehoben, doch angedeutet hat. Wenn der Ur⸗ 
heber oder der, an den er ſeine Rechte übertragen hat, das 
Werk in Ausübung dieſer Befugniſſe verbreitet und damit 
in Verkehr bringt, ſo iſt ſein Recht hinſichtlich dieſer 
Verbreitung damit erſchöpft. Er kann Dritten weder die 
gewerbsmäßige Ausnutzung ebenderſelben Verbreitung unter⸗ 
ſagen noch (durch Entgeltbeſtimmung od. dgl.) ihr Recht dazu 
beſchränken (RG. 63, 398/99). Gleiche Grundſätze herrſchen 
für den gewerblichen Rechtsſchutz (NG. 103, 363% 133, 
330°); 135, 148 10)). Die nämliche Rechtsregel, welche ſich 
im Verkehr mit Vervielfältigungsſtücken von Schriftwerken, 
Tonkunſtwerken uſw. entwickelt hat, muß für die Verbreitung 
von Werken durch den Rundfunk gelten. Iſt ein Werk be⸗ 
rechtigterweiſe durch Rundfunk geſendet und alſo verbreitet 
oder die Sendung vom Berechtigten geſtattet worden, ſo 
erſchöpft ſich damit die Verbreitungsbefugnis des Urheber⸗ 
berechtigten hinſichtlich dieſer Sendung. Er kann durch Ver⸗ 
trag mit der Sendegeſellſchaft die Verbreitungsbefugnis und 
deren Ausübung zwar mit ſchuldrechtlicher Wirkung für dieſe 
Geſellſchaft, aber nicht mit dinglicher Wirkung Dritten gegen⸗ 
über urheberrechtlich regeln. Erſt wenn dieſe Sendung für 
eine ſpätere ſelbſtändige Darbietung — etwa durch Über⸗ 
tragung auf ein anderes Empfangsgerät und Hörbarmachung 
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von ihm aus — nutzbar gemacht würde, jo könnte ſich das 
im urheberrechtlichen Sinne als neuer Verbreitungsvorgang 
darſtellen. — Als erfolglos erweiſt ſich infolgedeſſen auch die 
Ausführung der Rev., daß der Zweck des Vertrags 
zwiſchen dem Bekl. und der Reichsrundfunkgeſellſchaft klar 
erkennbar auf die Geſtattung einer funkmäßigen Wiedergabe 
gegangen ſei, von der die gewerbsmäßige Lautſprecher⸗ 
darbietung ausgeſchloſſen ſein ſollte. Selbſt wenn die Ver⸗ 
tragsauslegung an ſich zuträfe, ſo gebräche es jener Aus⸗ 
ſchließung an der Wirkung gegen Dritte und damit gegen den 
Kl. Die von der Rev. vertretene rechtliche Folgerung beruht 
auf der Annahme: Der Wille der Vertragsbeteiligten, daß 
mit der Geſtattung der Rundfunkſendung die Befugnis zur 
gewerbsmäßigen Lautſprecherdarbietung nicht habe mitüber⸗ 
tragen werden ſollen, ſei nicht nur für jeden Dritten erkenn⸗ 
bar, ſondern nach der Auffaſſung des redlichen Verkehrs 
ſelbſtverſtändlich geweſen. Darum habe die Reichs rundfunk⸗ 
geſellſchaft offenſichtlich die Befugnis zur gewerblichen Laut⸗ 
ſprecherdarbietung geſendeter Muſikwerke weder miterworben 
noch an Dritte übertragen können, und der Rundfunkteil⸗ 
nehmer, der ſich des Lautſprechers gewerbsmäßig für die ge⸗ 
ſendeten Werke bediene, verletze das Urheberrecht an dieſen 
Werken. Für eine ſolche Annahme fehlen jedoch die tatſäch⸗ 
lichen Grundlagen. 
(U. v. 11. Juni 1932; 348/31 I. — Berlin.) [Ka.] 


6. 83 Unl WG. Vereinigung von Vertrei⸗ 
bern beſtimmter Waren darf weder durch An⸗ 
kündigungen noch durch Vereinsname den An⸗ 
ſchein erwecken, daß gleichartige Waren ver⸗ 
treibende Außenſeiter dieſe nicht vertrieben. f) 
Das BG. hat den bekl. Verein verurteilt, im geſchüft⸗ 
lichen Verkehr, insbeſ. in Zeitungsanzeigen, die Behauptung 
aufzuſtellen: „Rein⸗natürliche Heilquellen ſind: les folgen 
dann die Namen der dem bekl. Verein angehörenden Quellen), 
ohne gleichzeitig auch die „Liebenſteiner Quelle“ zu erwähnen 
und im geſchäftlichen Verkehr und in öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen und in Mitteilungen, die für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt ſind, ſich der Bezeichnung „Verein 
der rein natürlichen Heilquellen“ zu bedienen, auch darein zu 
willigen, daß der Vereinsname „Verein der rein natürlichen 
Heilquellen“ im Vereinsregiſter gelöſcht wird. Ferner iſt der 
Bekl. für verpflichtet erklärt, der Kl. den Schaden zu erſetzen, 
der dieſer durch die gekennzeichneten Handlungen des Bekl. 
entſtanden iſt und entſteht. BGG. hat z. T. aufgehoben, aber 
im weſentlichen beſtätigt. 

Das BG. hält die von dem Bekl. veranlaßte Zeitungs⸗ 
anzeige für irreführend, da darin die Behauptung der un⸗ 
wahren Tatſache, alle in der Anzeige nicht genannten ſeien 
keine rein natürlichen Heilwäſſer, gefunden werden müſſe. 
Die Anzeige ſei ſowohl nach ihrer Wortfaſſung, wie auch 
insbeſ. mit Rückſicht auf die durch den Druck noch beſonders 
betonte Gegenüberſtellung von rein natürlichen Heilwäſſern 
einerſeits und künſtlichen Erzeugniſſen andererſeits als wohl 
geeignet anzuſehen, bei nicht beſonders ſorgfältigen Leſern 
die Vorſtellung zu erwecken, daß die Anzeige eine erſchöpfende 
Aufzählung ſämtlicher rein natürlichen Heilwäſſer gebe und 
daß alle in dieſer Anzeige nicht erwähnten Heilwäſſer künſt⸗ 
liche Erzeugniſſe ſind. Es gebe aber noch eine größere Anzahl 
von Heilwäſſern, die als rein natürliche zu bezeichnen ſind 
und in dieſem Zuſtand, alſo ohne Zuſätze und Ausſchei⸗ 
dungen, in den Handel kommen. Ein Teil dieſer, darunter 


Zu 6. 1. Die Entſch. beruht im weſentlichen auf den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des Vorderrichters, daß ſowohl die Anzeige wie 
auch der Vereinsname die irreführende Behauptung zum Ausdruck 
bringe, die nicht in der Anzeige genannten und dem Verein nicht an⸗ 
gehörenden Heilquellen vertrieben keine natürlichen Heilwäſſer. Mit 
Rückſicht darauf unterliegt die Anwendung des 8 3 Unl WG. in beiden 
Fällen keinem Bedenken. Ob wirklich eine Irreführung vorliegt, kann 
am eheſten zweifelhaft ſein, ſoweit der Vereinsname in Betracht kommt. 
Hier weiſt aber das RG. richtig auf die Umſtände des Einzelfalles 
hin, die auch bei der Feſtſtellung der Verkehrsſitte nicht unbeachtet 
bleiben dürfen. Zutreffend betont auch das NG., daß es nur darauf 
ankommt, ob der Name heute irreführend iſt, und nicht ob er von 
vornherein irreführend war. Unter dieſem Geſichtspunkt würde auch 
dann die Unterlaſſungsklage gerechtfertigt ſein, wenn durch den Aus⸗ 
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auch das Waſſer der Liebenſteiner Quelle, ſei ſchon zur Zeit 
des Erſcheinens der Anzeige der Kl. im Handel geweſen. 
Ebenſo erachtet der BerR. den Namen des bekl. Vereins 
für irreführend. 

Die Rev. führt aus: Nach dem Urt. des RG. v. 7. März 
1930 wäre der Name des Bekl. und die Zeitungsanzeige 
nicht irreführend, wenn ſich im Mineralwaſſervertrieb ein 
vom allgemeinen abweichender Sprachgebrauch, z. B. aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Vereins entwickelt habe. Dieſer 
beſondere Sprachgebrauch ergebe ſich aber aus den ſog. Nau⸗ 
heimer Beſchlüſſen von 1911. 

Der Angriff iſt nicht begründet. Legt man auch die Nau⸗ 
heimer Beſchlüſſe zugrunde, jo ergibt ſich doch nicht, daß nur 
die von dem Bekl. in ſeiner Anzeige genannten Quellen als 
rein natürliche bezeichnet werden dürfen. In I der Nauheimer 
Beſchlüſſe heißt es: „Als rein natürliches Mineralwaſſer 
(Heil⸗ oder Tafelwaſſer) darf nur ſolches Mineralwaſſer be⸗ 
zeichnet werden, welches keiner willkürlichen Veränderung 
unterzogen wurde.“ Daß das von der Kl. vertriebene Mineral⸗ 
waſſer dieſen Anforderungen nicht entſpricht, wird von der 
Rev. nicht behauptet. Ob die Kl. dem bekl. Verein angehört 
oder aus welchen Gründen ſie nicht in den Verein auf⸗ 
genommen worden iſt, kann für die Frage, ob ihr Waſſer als 
rein natürliches zu bezeichnen iſt, nicht von Bedeutung ſein. 
Etwas anderes kann ſich auch nicht aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Vereins ergeben. Es kommt nur darauf an, 
ob die Kl. ihr Waſſer in rein natürlichem Zuſtande in Ver⸗ 
kehr bringt. Würde ſie dies nicht tun und trotzdem ihr Waſſer 
als rein natürliches anpreiſen, ſo würde ſie ſich allerdings 
ſelbſt des unlauteren Wettbewerbs ſchuldig machen und wäre 
auch nicht zur Klage befugt. 

Der Bekl. hält es nicht für geboten, die Liebenſteiner 
Heilquelle bei der am 11. Juni 1926 aufgegebenen Anzeige 
zu berückſichtigen, weil damals noch gar nicht feſtgeſtanden 
habe und auch nicht feſtſtehen konnte, daß das Liebenſteiner 
Waſſer, das bis dahin nur in geringen Mengen in den 
Handel gebracht war, als Verſand waſſer überhaupt ein 
Heilwaſſer war und ſich als Verſandwaſſer bewährt hatte. 
Noch lange nicht jedes Heilwaſſer ſei als Verſandwaſſer heil⸗ 
kräftig. Es müſſe ſeine Heilkraft als Verſandwaſſer erſt be⸗ 
währen. Auf den Unterſchied von Heilquellen und Heil⸗ 
wäſſern ſei hingewieſen worden. Nötigenfalls hätte das 
Fragerecht ausgeübt werden ſollen. 

Auch dieſer Angriff iſt nicht begründet. Das BG. ſtellt 
tatſächlich feſt, daß mindeſtens eine Anzahl der in der An⸗ 
zeige nicht aufgeführten rein natürlichen Heilquellen, dar⸗ 
unter die klägeriſche, im Zeitpunkt der Erteilung des Ver⸗ 
öffentlichungsauftrags im Handel waren, alſo zum Verſand 
gelangten. Die Behauptung, daß eine Quelle ſich erſt als 
Verſandwaſſer bewähren müſſe, iſt eine tatſächliche Behaup⸗ 
tung, fie erfolgt erſtmals in der Rev Inſt. und kann deshalb 
nicht berückſichtigt werden. Aus dem Umſtande, daß zwiſchen 
Heilquellen und Heilwäſſern unterſchieden wird, ergab ſich 
für das BG. kein Anlaß zur Ausübung des Fragerechts. 
Die Anzeige macht auch keinen Unterſchied zwiſchen Verſand⸗ 
wäſſern und anderen Heilwäſſern. Der Zweck der Anzeige 
war auch offenſichtlich der, dem Publikum das in Flaſchen 
gefüllte und ſo zum Verſand gelangende Waſſer anzupreiſen. 
Die Anzeige des Bekl. war ſchon deshalb irreführend, weil 
es neben den in der Anzeige genannten Heilquellen noch eine 
größere Anzahl anderer gab, die ihr Waſſer in rein natür⸗ 
lichem Zuſtand in Flaſchen füllten und in den Handel brach⸗ 
ten. Dies kann einem Verein, der gerade die Intereſſen der 
rein natürlichen Quellen wahren will, nicht unbekannt ge⸗ 
tritt eines oder mehrerer Mitglieder aus dem Verein der durch die 
Verwendung des beſtimmten Artikels hervorgerufene Eindruck der 
Ausſchließlichkeit objektiv unrichtig geworden wäre. 

2. Beizupflichten iſt auch der vom RG. gewählten Urteilsformel. 
Die negative Faſſung verhindert es, daß der Bekl. gezwungen wird, 
durch ſeine Anzeigen für die Kl. Reklame zu machen. Auch die Um⸗ 
deutung der Verurteilung zur Löſchung in eine Verurteilung zur 
Anderung des Vereinsnamens weiſt den Unterlaſſungsanſpruch in die 
richtige Grenze. 

f 3. Bemerkenswert iſt, daß das NG. ein Verſchulden und damit 
die Schadenserſatzpflicht für die Veröffentlichung der Anzeige bejaht, 
für die Benutzung des Vereinsnamens aber verneint. Es führt die 
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weſen ſein. Von dem Beſtehen der Kl. hatte der Bekl. auch 
ſchon zur Zeit des Erſcheinens der Anzeige durch den Antrag 
der Kl. auf Aufnahme in den Verein Kenntnis erhalten. 

Auch wenn die angegriffene Anzeige vor Nachahmungen 
gerade der in der Anzeige erwähnten Mineralquellen und 
ihrer Salze warnte, ſo enthielt ſie nach der tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellung des BG. doch auch die Behauptung, daß nur die 
genannten Quellen ihr Waſſer in rein natürlichem Zuſtande 
zum Verſand bringen. Es ſteht deshalb nicht, wie die Rev. 
glaubt, dem Urteile entgegen, daß in der Anzeige nicht be⸗ 
hauptet wird, die Kl. bringe Nachahmungen der in der Au⸗ 
zeige aufgeführten Brunnen oder deren Salze in Verkehr. 

M. R. beanſtandet die Rev. dagegen die Faſſung des 
BU. Dem Bekl. kann nicht zugemutet werden, in ſeinen An⸗ 
zeigen die Quelle der Kl. zu erwähnen und dadurch für ſie 
Reklame zu machen. Dem Bekl. kann nur unterſagt werden, 
die ihm angehörigen Quellen in einer Weiſe zu bezeichnen, 
daß dadurch der Anſchein erweckt wird, daß nur dieſe Quellen 
ihr Waſſer in rein natürlichem Zuſtande in den Handel brin⸗ 
gen. Dieſer Anſchein könnte auch durch eine Faſſung der An⸗ 
zeige vermieden werden, in der die Quellen der Konkurrenz 
nicht genannt ſind; es würde genügen, zum Ausdruck zu 
bringen, daß noch andere Quellen dieſer Art vorhanden ſind; 
z. B. durch den deutlichen Zuſatz „neben anderen“. Die Ver⸗ 
urteilung zur Unterlaſſung iſt nur negativ zu faſſen. Da⸗ 
her iſt das Urteil dahin zu ändern, daß an Stelle der 
Worte „ohne gleichzeitig auch die Liebenſteiner Quelle zu 
erwähnen“, zu ſetzen iſt: „ohne deutlich zum Ausdruck zu 
bringen, daß die Heilwäſſer der genannten Quellen nicht die 
einzigen rein natürlichen Heilwäſſer ſind“. 

Die Feſtſtellung des BG., daß bei einem nicht unerheb⸗ 
lichen Teile der Intereſſenten der Name des Vereins den An⸗ 
ſchein erwecke, als ob ihm alle rein natürlichen Quellen an⸗ 
gehören, reicht für die Annahme der Behauptung einer un⸗ 
richtigen Tatſache i. S. des 8 3 Unl WG. aus. Auch die Feſt⸗ 
ſtellung der Verkehrsauffaſſung beruht nicht auf einem Rechts⸗ 
verſtoß, insbeſ. auf einer Verletzung des $ 286 ZPO. Auf 
Grund des erſten RevUrt. war davon auszugehen, daß der 
Gebrauch des beſtimmten Artikels im Vereinsnamen „Verein 
der rein natürlichen Heilquellen“ dafür ſpricht, daß damit 
zum Ausdruck gebracht wird, daß ihm alle rein natürlichen 
Heilquellen angehören. Faßte auch nur ein nicht unerheb⸗ 
licher Teil der Intereſſenten den Namen in dieſem Sinne auf, 
fo iſt der Name irreführend, wenn nicht tatſächlich alle ihre 
Heilwäſſer in rein natürlichem Zuſtande zum Verſand brin⸗ 
genden Heilquellen dem Verein angehören. Daran ändert 
es nichts, daß andere Vereine im Vereinsnamen den be⸗ 
ſtimmten Artikel vor der Berufsbezeichnung oder der Herkunft 
ihrer Mitglieder gebrauchen, ohne daß dadurch der Anſchein 
erweckt wird, als ob alle Berufsgenoſſen uſw. dem Verein 
angehören. Die Entich. iſt immer nach Lage des Einzelfalls 
und nach der Verkehrsauffaſſung in den jeweils beteiligten 
Kreiſen zu treffen. Die Verkehrsauffaſſung kann eine andere 
ſein, wenn es ſich um einen Berufsſtand handelt, dem eine 
ſehr große Anzahl von Berufsgenoſſen angehört, oder wenn 
es ſich um verhältnismäßig ſelten vorkommende Quellen von 
Naturprodukten handelt, die den Anlaß zur Vereinsbildung 
gegeben haben. Ob der Austritt eines einzelnen aus 
einem Verein dieſen veranlaſſen müßte, den Vereinsnamen 
zu ändern, ſteht hier nicht zur Entſch. Denn hier ſteht eine 
ganze Anzahl von. Heilquellen außerhalb des Vereins. Auch 
wenn dieſe zur Zeit der Vereinsgründung noch nicht Gegen⸗ 
ſtand des Verſandes waren, fo kann dies allein die Forb⸗ 
führung des Vereinsnamens in unveränderter Form nicht 


Benutzung des Vereinsnamens auf einen entſchuldbaren Irrtum über 
die Rechtslage zurück, und legt dieſen Irrtum nicht ohne weiteres dem 
Bekl. zur Laſt (vgl. RS. aber: JW. 1930, 3479 mit meiner Anm.). 
Inwiefern allerdings für die Erſatzpflicht erheblich fein ſoll, ob der 
Bekl. erkennen mußte, daß der Kl. durch die Benutzung des Vereins⸗ 
namens Schaden erwachſen werde oder nicht, iſt nicht recht erſichtlich. 
Vorausſehbarkeit eines Schadens gehört (abgeſehen von 8 826 BGB.) 
grundſatzlich nicht zum haftungbegründenden Tatbeſtand. § 13 Abſ. 2 
Ziff. 1 Unl Woh. macht die Erſatzpflicht auch nur davon abhängig, daß 
der Erſatzſchuldner die Unrichtigkeit der von ihm gemachten An⸗ 
gaben kannte oder kennen mußte. 
PrivDoz. Dr. Reinhardt, Köln 
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rechtfertigen, wenn infolge Anderung der tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſe der Vereinsname irreführend geworden iſt. Dies 
gilt namentlich, wenn durch eine geringfügige Anderung des 
Namens, wie Weglaſſung des beſtimmten Artikels die Irre⸗ 
führung beſeitigt werden kann. Damit entfällt auch das 
Bedenken der Rev., daß durch eine Anderung des Vereins⸗ 
namens erhebliche Vermögenswerte des Bekl. vernichtet wer⸗ 
den könnten. Es iſt auch nicht erſichtlich, daß durch eine 
Anderung des Vereinsnamens, die deſſen Ziel immer noch 
deutlich erkennen läßt, wichtige Intereſſen des Vereins ge⸗ 
fährdet werden. Vermögensintereſſen des Vereins ſpielen 
jedenfalls keine Rolle, da der Verein ſelbſt kein Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt. Auch der Umſtand, daß, wie der Bekl. be⸗ 
hauptet, nicht er, ſondern die Kl. die Veranlaſſung dafür iſt, 
daß ſie nicht Mitglied des Vereins ſein kann, weil ſie näm⸗ 
lich die Nauheimer Beſchlüſſe nicht anerkenne, kann eine 
andere Beurteilung nicht rechtfertigen. Ob die Kl. den Begriff 
„rein natürliche Heilquellen“, ſo wie ihn die Nauheimer Be⸗ 
ſchlüſſe feſtlegten, förmlich anerkannte, iſt unerheblich. So⸗ 
lange ſie ihr Waſſer tatſächlich in rein natürlichem Zuſtande 
in den Handel bringt und dies auch andere außerhalb des 
Vereins ſtehende Heilquellen tun, iſt der Vereinsname irre⸗ 
führend. Es kann auch niemand gezwungen werden, dem 
Verein beizutreten. 


Die Rev. beanſtandet, daß das BG. die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Vereinsnamens nicht nachgeprüft habe, wie ihm 
durch das erſte Urt. des Sen. aufgegeben worden ſei. Eine 
unerlaubte Wettbewerbshandlung durch die Führung des 
angegriffenen Vereinsnamens könne ſchon um deſſentwillen 
nicht vorliegen, weil der Verein den beanſtandeten Namen 
unangefochten ſeit d. J. 1910 führe, die Kl. dagegen nach 
ihren eigenen Angaben ſeit d. J. 1926 in Wettbewerb mit 
den Mitgliedern des Vereins getreten ſei. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Vereins rechtfertigt aber nicht die Beibehaltung 
eines Namens, der jedenfalls heute irreführend iſt. Beſon⸗ 
dere Tatſachen, die eine andere Beurteilung gebieten, ſind 
nicht geltend gemacht worden. 

Das BG. hat daher m. R. angenommen, daß der Ge⸗ 
brauch des Vereinsnamens gegen 8 3 UnlWG. verſtößt. 
Wenn der Bekl. auch nicht ſelbſt ein Gewerbe betreibt, ſo 
fördert er doch — auch durch den Gebrauch des irreführen⸗ 
den Namens — den Wettbewerb ſeiner Mitglieder und be⸗ 
einträchtigt den Wettbewerb der Kl. Damit iſt der Anſpruch 
der Kl. auf Unterlaſſung des Gebrauchs des jetzigen Namens 
auf Anderung des Vereinsnamens und Eintragung der Ande⸗ 
rung im Vereinsregiſter gerechtfertigt. 

Die Kl. kann aber auch nur dieſe Anderung, nicht die 
Löſchung ſchlechthin verlangen. Es erſcheint zweckmäßig, dies 
im Urteil unzweideutig zum Ausdruck zu bringen. 

Erweckte die von dem Bekl. veranlaßte Anzeige den An⸗ 
ſchein, als kämen die dort nicht genannten Heilquellen nicht 
in rein natürlichem Zuſtande in den Verkehr, ſo würde da⸗ 
durch den erſtgenannten rein natürlichen Quellen Schaden zu⸗ 
gefügt. M. R. nimmt das BG. an, daß ſich der Bekl. als 
Intereſſenvertreter ſeiner Mitglieder bei Anwendung ge⸗ 
höriger Sorgfalt auch der Wirkung der Anzeige bewußt ſein 
mußte, daß er ſomit inſofern auch ſchadenserſatzpflichtig iſt. 
Die Rev. wendet ſich dagegen, daß das BG. auch Fahr⸗ 
läſſigkeit beim Gebrauch des Vereinsnamens bejaht hat. Der 
Angriff iſt begründet. Die Sachlage iſt hier eine ganz andere 
als bei der Anzeige. Letztere nannte alle Heilquellen einzeln 
und bezeichnete ſie in einer Weiſe, daß daraus ſich der Schluß 
ergab, alle nicht genannten ſeien keine rein natürlichen. Die 
Veröffentlichung in den Badezeitungen uſw. diente unmittel⸗ 
bar dem Wettbewerb zugunſten der Vereinsmitglieder. Der 
Vereinsname nennt dagegen die einzelnen Quellen nicht, ent⸗ 
hält alſo auch keine Reklame für ſeine Mitglieder. Gegen eine 
Fahrläſſigkeit ſpricht auch, daß der Vereinsname ſeit vielen 

ahren unangefochten beſtand und daß der größere Teil der 
befragten Handelskammern den Namen nicht irreführend 
fand. Da die Anderung für den Bekl. zweifellos mit Koſten 
verbunden iſt, kann man ihm nicht zumuten, den Namen zu 
ändern, ehe die Nichtberechtigung des Gebrauchs durch rechts⸗ 
kräftige Entſch. feſtſteht. Es iſt auch nicht dargetan, daß der 
Bekl. erkennen mußte, daß der Kl. ſchon durch den Vereins⸗ 
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namen Schaden erwachſen werde. Hiernach war das Bl. ab⸗ 
zuändern und die Klage inſofern abzuweiſen. Dafür, daß der 
Bekl. auch nach rechtskräftiger Verurteilung zur Anderung 
des Vereinsnamens den früheren Namen fortführen werde, 
beſteht kein Anhalt. 

(U. v. 1. Juni 1932; 389/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


7. 816 Unl WG.; 58 14, 20 Wbz G.; 812 BGB.; 
8291 3 PO. 

1. Nicht die bloße Tatſache des Vorhanden⸗ 
ſeins mehrerer Firmen gleichen Namens nimmt 
einer Firma die Unterſcheidungskraft, ſondern 
nur die Verkehrs auffaſſung. 

2. Aufhebung eines Urteils wegen Berlet- 
zung der Sätze über die Gerichtskundigkeit und 
Endentſcheidung auf Grund von Tatſachen, die 
dem RG. aus anderen Prozeſſen bekannt find.f) 


Kl. iſt die bekannte, ſeit 1709 beſtehende Herſtellerfivma 
von Kölniſchem Waſſer, der ihr Firmenbeſtandteil „Farina“ 
auch durch mehrere eingetragene Warenzeichen geſchützt iſt. 
Die ſeit 1927 beſtehende Bekl. befaßt ſich gleichfalls mit der 
Erzeugung und dem Vertriebe Kölniſchen Waſſers. Die Kl. 
hält den Firmenbeſtandteil der Bekl. „Fravina“ für mit ihrem 
weltbekannten, zum Schlagwort gewordenen Handelsnamen 
„Farina“ verwechſlungsfähig und beanſtandet auch die von 
der Bekl. gebrauchte Flaſchenausſtattung und ihre Etiketten 
1a die Verwechſlungsgefahr erhöhend. Sie klagt auf Unter⸗ 
aſſung. 

LG. und BG. haben abgewieſen, RG. hat verurteilt. 

Ohne die Firmenbeſtandteile „Farina“ und „Fravina“ 
auf ihre Verwechſelbarkeit zu prüfen, ſpricht das BG. dem 
Namen „Farina“ angeſichts der beträchtlichen Zahl anderer 
in Köln beſtehender Kölniſch⸗Waſſer⸗Geſchäfte dieſes Namens 
die Kennzeichnungskraft ab, ebenſo ſeinen Charakter als 
Schlagwort für den Betrieb der Kl., die ſich vielmehr zur 
Unterſcheidung ihres Geſchäfts von den Konkurrenzfirmen des 
Wortes „gegenüber“ und der „roten Tulpe“ bediene. Auch 
zeichenrechtlich wirke er nur durch die Verwendung im Rah⸗ 
men einer Kombination. 

Das angefochtene Urteil beruht auf unhaltbaren tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen und verfehlter rechtlicher Betrachtungs⸗ 


Zu 7. Nach ſtändiger Rſpr. des RG. iſt der Namensſchutz des 
812 BGB. auf juriſtiſche Perſonen, nichtrechtsfähige Vereine und 
DHG. auszudehnen. Dieſen Schutz erkennt der 2. Ziv Sen, ſeit dem 
„Kwatta“⸗Urt. (RG. 109, 213) auch einem ſchlagwortartigen Be⸗ 
ſtandteil des Firmennamens zu, wenn er in den beteiligten Ver⸗ 
kehrskreiſen als Abkürzung des Namens aufgefaßt wird. Ahnlich 
wie beim Ausſtattungsſchutz iſt es alſo die Verkehrsgeltung, die 
eine zunächſt ſchutzloſe Bezeichnung zum geſchützten Rechtsgut um⸗ 
ſchafft. Dieſe dynamiſche Rechtsbetrachtung des 2. ZivSen., die 
formal⸗logiſche Begriffsbildung vermeidet und der lebendigen Ver⸗ 
kehrsauffaſſung entſcheidende, ja ſchöpferiſche Bedeutung zuerkennt, 
iſt lebhaft zu begrüßen. 0 
Die Kl., die bekannte Of G. „Johann Maria Farina gegen⸗ 
über dem Jülichs⸗Platz“ in Köln beanſprucht dieſen Schlagwort⸗ 
ſchutz für ihren Firmenbeſtandteil „Farina“. Sie wendet ſich 
gegen die Bekl., die unter dem Firmenbeſtandteil „Fravina“ 
u. a. Kölniſches Waſſer vertreibt. LG. und OLG. Frankfurt haben 
abgewieſen mit der Begr. es ſei gerichtskundig, daß das Wort 
Farina in den beteiligten Verkehrskreiſen nicht allein auf die Kl. 
bezogen werde, ſondern auch auf andere Erzeuger von Kölniſchem 
Waſſer. Das RG. hat, aufgehoben und die Bekl. verurteilt, die 
Bezeichnung „Fravina“ beim Angebot und Vertrieb von Kölniſch⸗ 
Waſſer⸗Erzeugniſſen und gleicharkigen Waren zu unterlaſſen. 

1. Das RG. hat mit Recht aufgehoben. Denn die Erwägung 
des OL G., der Name Farina habe keine Kennzeichnungskraft, weil 
er in „Koln von einer beträchtlichen Zahl von Unternehmen ge⸗ 
führt“ werde, iſt rechtsirrig. Den Ausführungen des RG. hierzu 
iſt in vollem 5 5 beizutreten. Es gibt auch andere berühmte 
Namen, die im Verkehr auf einen einzelnen bekannten Namens⸗ 
träger bezogen werden, mögen auch zahlreiche andere Perſonen 
den gleichen Namen tragen. Wenn es ſich bei dieſen Perſonen um 
Konkurrenten handelt, ſo kann dadurch zwar der berühmte Name 
entwertet werden und ſeine Kennzeichnungskraft verlieren, 
braucht es aber nicht. 

2. Bedenklich dagegen erſcheint die Begr., mit der das R., 
ftatt zurückzuverweiſen, in der Sache ſelbſt entſcheidet. 

Das NG. ſtellt als gerichtskundig feſt, daß das Publikum 
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weiſe und kann daher nicht aufrechterhalten werden. Verfehlt 
iſt ſchon der Ausgangspunkt des BG., daß wegen der be⸗ 
trächtlichen Zahl der Farina⸗Firmen in Köln der Name 
Farina überhaupt keine Unterſcheidungskraft beſitze. Daß dieſer 
Name im Laufe der Zeiten vielfach gebraucht und auch miß⸗ 
braucht worden iſt, um ſein hiſtoriſches Anſehen auf dem 
Gebiete des Riechſtoffgewerbes geſchäftlich auszunutzen, iſt 
zwar allgemein bekannt, ſchließt aber nicht aus, daß er von 
erheblichen Teilen des Publikums als Kennzeichen einer be⸗ 
ſtimmten Firma betrachtet wird, und beſagt in keiner Weiſe, 
daß der Verkehr die Konkurrenzfirmen überhaupt kennt oder 
wenigſtens als den Ruf oder die Benennung der Hauptfirmen 
beeinträchtigend empfindet. Die Kl. nimmt das Wort „Fa⸗ 
rina“ im Hinblick auf ihre Gründer, langjährigen Vor⸗ 
beſitzer und ſeine im Laufe der Zeit von ihr geſchaffene Gel⸗ 
tungskraft als Schlagwort zur Bezeichnung gerade ihres Be⸗ 
triebes in Anſpruch, und, wenn die Bekl. demgegenüber auf 
die anderen vorhandenen Farinafirmen hinweiſt, ſo kann die 
Feſtſtellung jener Geltungskraft allein aus einer Prüfung der 
Verkehrsauffaſſung entnommen, nicht aber allein ſchon durch 
die bloße Tatſache des Vorhandenſeins anderer Firmen des 
gleichen Namens widerlegt werden. In dieſer Beziehung den 
Sachverhalt zu klären, hat das BG. überhaupt nicht unter⸗ 
nommen. Seine Bemerkung im angefochtenen Urteil, das Wort 
Farina habe infolge des Entſtehens anderer Konkurrenzfirmen 
ſeine Eigenſchaft als ſchlagwortartige Kennzeichnung der Kl. 
verlieren müſſen, iſt eine reine Behauptung ohne tatſächlichen 
Hintergrund. Sie iſt zudem, wie der Sen. aus mehrfachen 
vor ihn gebrachten Prozeßſachen der Kl., namentlich der Sache 
II 301/30 Farina w. Farina (Urt. v. 17. März 1931: MuW. 
1931, 390) unbedenklich als gerichtsbekannt entnehmen kann 
(ogl. RGWarn. 1908 Nr. 93), tatſächlich unrichtig. Das er⸗ 

Ante Urteil beruht auf der Feſtſtellung des OLG. Köln, 
„den Namen Farina als charakteriſtiſchen Hinweis auf die Ware 
und den Betrieb der Kl. betrachte“. Das NO. ſtellt weiter f daß 
die Firmenbeſtandteile „Farina“ und „Fravina“ verwechſlungs⸗ 
fähig ſeien. Damit überſchreitet das RG. m. E. die für die Rev⸗ 
Inſt. gezogenen geſetzlichen Grenzen. 

Zwar iſt gegen die Feſtſtellung der Verwechſlungsgefahr 
nichts zu erinnern. Denn ſie liegt klar auf der Hand. Es wäre 
ein leerer Formalismus, der für die Parteien mit erheblichem 
Koſtenaufwand verbunden wäre, wollte das RG. mit der Feſtſtel⸗ 
lung dieſer Selbſtverſtändlichkeit das OLG. befaſſen. 

Daß aber das RG. das Gegenteil von dem als gerichtskun⸗ 
dig feſtſtellt, was das OLG. als gerichtskundig feſtgeſtellt hat, 
geht doch wohl zu weit. In einer am gleichen Tage zugunſten der 
Kl. ergangenen weiteren Entſch. (Mu W. 33, 294) hat das RG. 
erklärt, die Feſtſtellung des OLG. Köln, 10 „der weſentliche Teil 
der Abnehmer bei jenem Namen ohne Rückſicht auf unterſcheidende 
Zuſätze regelmäßig an die Kl. als älteſte, größte und bekannteſte 
n de der Branche denke“, ſei „rein tatſächlicher Art“. Dasſelbe 
at das RG. in der ebenfalls die Kl. betr. Entſch. v. 17. März 
1931 (MuW. 31, 389) ausgeſprochen. Es iſt nun aber doch ſehr 
bedenklich, in der gleichen Frage den zugunſten der Kl. eingenom⸗ 
menen Standpunkt des OLG. als rein tatſächliche, der Nach⸗ 
prüfung in der Revffnft. entzogene Feſtſtellung zu bezeichnen, da⸗ 
gegen die zu ihren Ungunſten — wenn auch mit rechtsirriger 
Begr. — getroffene Feſtſtellung mit Hilfe des § 291 ZPO. durch 
die gegenteilige zu erſetzen. Daß dies zuläſſig ſei, iſt auch in der 
vom Rc. zit. Entſch.: Warn. 1908 Nr. 93 nicht ausgeſprochen 
worden. Sie bejaht nur das Recht der Vorinſtanzen, Tatſachen 
als gerichtskundig zu behandeln, die dem Gericht aus anderen Pro⸗ 
zeſſen bekanntgeworden ſind. Daraus folgt aber keineswegs das 
Recht der RevInſt., tatſächliche Feſtſtellungen zu treffen, die im 
fie Ma zu den tatſächlichen Feſtſtellungen der Vorinſtanz 
tehen. 

3. Und dennoch hat das RG. m. E. recht daran getan, die 
Bekl. ohne Zurückverweiſung zu verurteilen. Denn die Bekl. mußte 
aus 8 12 BB. verurteilt werden ohne Rückſicht darauf, ob der 
Name Farina zum Firmenſchlagwort der Kl. geworden iſt. 

Hier nötigt ein Problem zur Stellungnahme, das vom RG., 
ſoweit ich ſehe, bisher noch nicht erörtert worden iſt, nämlich das 
Problem des Gruppenſchutzes Gleichnamiger. Die 
Frage klingt an in dem „Mannesmann“ ⸗Urt. v. 12. Juli 1932 
(Mu W. 32, 559) und in dem „Pax“⸗Urt. v. 13. Jan. 1933 (JW. 
1933, 1385). Dieſe beiden Fälle nötigten das RG. aber nicht zur 
Stellungnahme. Anders im vorl. Fall: 

Es iſt der alte berühmte Name Farina, deſſen ſich die 
Bekl. in verwechſlungsfähiger Form zum Vertriebe ihrer Kölniſch⸗ 
Waſſer⸗Erzeugniſſe bedient hat. Ob dieſer Name ſich im Verkehr 
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daß die Annahme, es gelte in den Kreiſen der Händler und 
Verbraucher der Name Johann Maria Farina allgemein als 
Gattungsbezeichnung für Kölniſch⸗Waſſer⸗Geſchäfte, abzulehnen 
ſei, und im Gegenteil zahlreiche Abnehmer bei jenem Namen 
ohne Rückſicht auf unterſcheidende Zuſätze regelmäßig an die 
Kl. als älteſte, größte und bekannteſte Firma der Branche 
dächten. Das iſt zudem angeſichts des weitverbreiteten Rufes 
der Kl. und ihrer bekannten Reklame in allen einſchlägigen 
Geſchäften offenkundig. Die von der Bekl. als derzeit noch 


beſtehend aufgeführten acht Kölner Konkurrenzfirmen haben 


demgegenüber, wie gleichfalls bekannt, keine erhebliche Be⸗ 
deutung. Ob die Kl., um die Eindringlichkeit und Durch⸗ 
ſchlagskraft ihrer Reklame beint Publikum noch zu erhöhen, 
ſich noch beſonderer Kennzeichen bedient, die gleichfalls vom 
Verkehr als Merkmale ihres Betriebes aufgefaßt werden, ſo 
des Wortes „gegenüber“, der ſog. Lotosblume, iſt ohne Be⸗ 
lang. Es iſt wiederum eine haltloſe Annahme, wenn das BG. 
aus dem überreichten Werbeblatt der Kl., das eine große 
Menge anderer Farinafirmen unter Hervorhebung ihres 
eigenen Kennworts „gegenüber“ enthält, einen Wunſch 
ihrerſeits herleitet, den Namen Farina nicht als ausſchlag⸗ 
gebenden Hinweis auf ihr Unternehmen betrachtet zu ſehen. 
Wenn die Kl. in dieſem Blatte den Leſern die verſchiedenen 
Etiketten der Konkurrenzfirmen augenſcheinlich vorführt, ſo 
folgt daraus doch keineswegs, daß ſie neben ihren beſonderen 
Geſchäftszeichen (gegenüber“, Lotosblume) nicht auch der 
Geltungskraft ihres Firmennamens Johann Maria Farina 
Bedeutung beilege, und namentlich wird dadurch nichts an 
der Tatſache geändert, daß das Publikum eben mindeſtens 
auch den Namen Farina als charakteriſtiſchen Hinweis auf 
die Ware und den Betrieb der Kl. betrachtet. Die Kl. hat zu⸗ 
dem dem Gericht die lange Liſte der Farinafirmen unter⸗ 
breitet, deren ſie ſich im Laufe der Jahre entledigt hat, und, 


als ſchlagwortartiger Hinweis auf die Kl. durchgeſetzt hat, iſt erſt 
in zweiter Linie von Bedeutung. Der Name ſelber genießt den 
Schutz des § 12 BGB., und dieſer Schutz ſteht der Kl. als be⸗ 
fugter Namensträgerin zu. 

Was damit gemeint iſt wird klar, wenn wir einmal unter⸗ 
ſtellen, nicht die Kl., ſondern eine andere Farina⸗Firma habe 
Klage erhoben. Auch dieſer iſt das Recht zuzuerkennen, gegen un⸗ 
befugte Benutzer des Namens Farina vorzugehen, vorausgeſetzt, 
daß ſie ſelber den Namen 19 120 befugtermaßen in ihrer Firma 
führt (vgl. 5 B. RG.: Mu. 30, 440). Von einem Schlagwort⸗ 
ſchutz kann hier keine Rede ſein, da ja der Verkehr nach den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des RG. den Namen Farina im Zweifel 
auf die Kl. bezieht. Der Namensſchutz aber kommt allen zur Füh⸗ 
rung des Namens berechtigten Firmen zu. 

Man könnte einwenden, der Firmenbeſtandteil Farina ſei 
nicht Name der Kl., weil keiner ihrer Geſellſchafter ſo heiße. In 
der Tat hat das RG. in der Entf. v. 11. Juni 1926 (RG. 119, 
90) den Schutz des Firmenbeſtandteiles „Neuerburg“ der OHG 
„Haus Neuerburg“ damit begründet, daß es ſich um den Fami⸗ 
liennamen der Geſellſchafter handele. Jedoch würde eine ſolche 
Auffaſſung einen Rückfall in formal⸗logiſche Begriffsjurisprudenz 
bedeuten und vergeſſen, daß nicht die Eintragung im Handels⸗ 
regiſter, ſondern die Verkehrsauffaſſung maßgebend iſt. Der Ver⸗ 
kehr aber betrachtet das Wort „Farina“ als Namen und fragt 
nicht danach, mit welchem Recht der Name in der Firma geführt 
wird. Das iſt gerade der Unterſchied gegenüber anderen Firmen⸗ 
beſtandteilen, wie Phantaſieworten, Sachbezeichnungen oder ähn⸗ 
lichen. Derartige Beſtandteile haben zunächſt keinen Namens⸗ 
charakter, ſondern können ihn erſt dadurch erwerben, daß ſie ſich 
im Verkehr als (abgekürzte) Bezeichnung der Firma durchſetzen. 
Firmenbeſtandteile aber, die Familiennamen ſind, mögen ſie auch 
von einem längſt verſtorbenen Inhaber der Firma herrühren, 
brauchen den Namenscharakter nicht erſt zu erwerben; denn ſie 
haben ihn von vornherein. Deshalb genießen ſie Namensſchutz, und 
dieſen Schutz kann jeder in Anſpruch nehmen, der ſich des Namens 
als e befugtermaßen bedient. 

4. Das Intereſſe der Namensträger folgt ohne weiteres aus 
der Verwäſſerungsgefahr, die entſteht, wenn Unbefugte ſich den 
Namen anmaßen. Hierfür genügt es, daß verwechſlungsfähige 
Namen benutzt werden. Die Bedenken, die Rietzler in der Anm. 
zum „Pax“⸗Urt. (JW. 1933, 1385) erhebt, vermag ich nicht anzuer⸗ 
kennen. Die Anſicht Rietzlers, beim Namensſchutz handele es 
ſich im Grunde ſtets um ein immaterielles Intereſſe, iſt zu eng. 
Die ſtändige Rſpr. des Rh., daß jedes rechtsſchutzwürdige In⸗ 
tereſſe genügt (RG. 74, 308 und zahlreiche weitere Entſch.) ent 
ſpricht den Bedürfniſſen des m 
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wenn auch darüber Beweis nicht erhoben iſt, ſo iſt doch dem 
Sen. jedenfalls bekannt, mit welcher Beharrlichkeit ſie un⸗ 
berechtigte Führung ihres Namens durch andere zu verfolgen 
pflegt. Nach dem Geſagten kann die Annahme der Vorinſtanz, 
es ſei gerichtsbekannt, daß der Name Farina heute vom 
Verkehr nicht mehr als kennzeichnender Firmenbeſtandteil 
der Kl. angeſehen werde, nur als auf einer Verletzung der 
Grundſätze über die Offen⸗ bzw. Gerichtskundigkeit beruhend 
betrachtet werden, da ſie einmal feſtſtehende Tatſachen außer 
Betracht läßt und ferner von unhaltbaren Vorausſetzungen 
bzal. der rechtlichen Bedeutung des Beſtehens von Konkurrenz⸗ 
firmen für die Schwächung der Unterſcheidungskraft des Na⸗ 
mens Farina ausgeht. 

Danach iſt der Klaganſpruch unbedenklich für begründet 
zu erachten. (Wird aus der Vergleichung der beiden Worte 
Farina und Fravina näher begründet.) Der Anſpruch, der 
ſich nur auf die Unterlaſſung der Firmenbezeichnung Fravina 
für gewiſſe Warenklaſſen, namentlich Kölniſches Waſſer, be⸗ 
zieht, wird, da das Wort Farina ſchlagwortartiger Beſtandteil 
der klagenden Firma ift, durch 8 12 BOB, 816 UnlWG. 
zweifelsfrei getragen (vgl. RG. 114, 93; 115, 406; 117, 219; 
JW. 1926, 1434). Die Klage ift auch, ſoweit die Bekl. das 
Kennwort Fravina in ihrer Firma warenzeich enmäßig 
verwendet, nach 88 14, 20 WbzG. begründet. 


(U. v. 31. März 1933; II 297/32. — Frankfurt.) [Ku.] 


8. Art. 95, 103 Ab ſ. 2 Satz 2 Durchf VO. z. 
Auf G.; 857 Abſ. 1 Satz 2 VerſAufſG.; 8 242 
B G B. 

1. Der Wille eines Ausländers, ſich für 
eine mit einer deutſchen VerſGeſ. abgeſchloſſe⸗ 
nen Lebensverſicherung dem deutſchen Recht zu 


unterwerfen, wird nicht dadurch unwahrſchein⸗ 
lich, daß die Gef. eine Niederlaſſung im Aus- 
lande hat. 


2. Der Anſpruch des ausländiſchen Ver⸗ 
ſicherten auf Aufwertung nach allgemeinen 
Grundſätzen iſt gegeben und nicht auf die aus⸗ 
ländiſche Sicherheit der VerſGeſ. beſchränkt. ) 

Im Jahre 1904 ſchloß der damals in Außig wohnhafte 
Vater des Kl. mit der Bekl., die damals in Wien eine Ge⸗ 
neralvertretung unterhielt, mit Wirkung v. 1. Sept. 1903 
eine Lebensverſicherung auf den Todesfall ab. 

Mit der Klage begehrt der Kl. die Aufwertung der Ver⸗ 
ſicherungsſumme nach deutſchem Recht. Mit dieſem Anſpruch 
iſt er in den drei Inſtanzen durchgedrungen. 


u 8. I. Von Bedeutung iſt, daß auch in vorſtehender Entſch. 
an dem Grundſatz feſtgehalten wird, daß die Aufwertung von An⸗ 
ſprüchen gegen ausländiſche Geſellſchaften nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen zu erfolgen habe, ſoweit nicht durch das deutſche Recht be⸗ 
ſondere Schranken geſetzt ſind. 3 

Im vorl. Fall handelt es ſich tatfächlich aber nicht um den 
Anſpruch aus einer ausländiſchen“ Verſicherung, alſo gegen eine 
außerdeutſche Geſellſchaft, wie er in den Urt.: RGWarn. 1930, 1 
und JW. 1933, 768 behandelt iſt. Die Aufwertungsforderung 
richtet ſich vielmehr gegen eine deutſche Geſellſchaft aus einer 
Verſicherung, die nicht in Deutſchland, ſondern im Ausland ab⸗ 
geſchloſſen worden iſt. Der Fall entſpricht dem bei RS. 120, 70 
JW. 1928, 1197 angeführten, mit dem Unterſchied, daß es ſich 
dorf um eine Kronen», hier um eine Markverſicherung handelt. 

Mit Recht geht hier die Entſch. davon aus, daß gem. Art. 103 
Abſ. 2 Satz 4 DurchfVBO. (nicht Satz 2!) die Teilnahme der Verſiche⸗ 
rungen am deutſchen Aufwertungsſtock der Geſellſchaft ausgeſchloſ⸗ 
fen fei, weil die Prämienreſerve in Oſterreich ſichergeſtellt war. 
Wenn aber eine ſolche Beteiligung nicht in Frage kommt, ſo ſchei⸗ 
det die Anwendung der auf dem Aufwertungsſtockverfahren be⸗ 
ruhenden 8s 59 ff. AufwG. über die Aufwertung von Lebensver⸗ 
ſicherungen aus. Da dieſe Vorſchr. den ihnen geſetzlich zugedachten 

weck, eine den Umſtänden nach angemeſſene Aufwertung herbei 
zuführen, nicht erfüllen konnen, ergibt ſich die Aufwertungspflicht 
ohne weiteres aus 8242 BGB.; denn allein auf dieſer Beit. be- 
ruht die geſamte Aufwertungsgeſetzgebung, insbeſ. auch über die 
Aufwertung von Lebensverſicherungen im Aufw G., daß nach den 
Anforderungen von Treu und Glauben im Verkehr bei Anſpru⸗ 
gen aus entwerteter Mark ein Ausgleich zu gewähren fet. Der 
gleiche Gedanke tft auch in RG. 120, 75 und 76 JW. 1928, 
1197 zum Ausdruck gebracht 


Das RG. läßt dort auch weiterhin gerade deshalb die Auf- 
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1. In Übereinſtimmung mit der Rſpr. des erk. Sen. geht 
das BG. davon aus, daß bzgl. der Frage nach dem anzu⸗ 
wendenden Recht in erſter Linie der Wille der Vertrags⸗ 
parteien maßgebend ſei und daß, wenn ein ausdrücklich er⸗ 
klärter Wille nicht dargetan ſei, der mutmaßliche Wille im 
Wege der Vertragsauslegung zu ermitteln jet (RG. 120, 72). 
Das BG. hat dann feſtgeſtellt, daß ein ausdrücklich er⸗ 
klärter Wille nicht vorliege, und iſt auf Grund eingehender 
Erörterung aller in Betracht kommender Umſtände zu dem 
Ergebnis gelangt, daß als beiderſeitiger Wille anzunehmen 
ſei, das Verſicherungsverhältnis dem deutſchen Recht zu 
unterwerfen. 

Daß die Bekl. den Allgemeinen Verſicherungsbedingungen 
gewiſſe, zwingende Vorſchriften der öſterreichiſchen Verſiche⸗ 
rungsgeſetzgebung entſprechende Zuſätze beigefügt hat, hat 
das BG. berückſichtigt. Es nimmt aber ohne Rechtsverſtoß 
an, daß die Aufnahme dieſer Zuſätze nicht auf den Willen 
ſchließen laſſe, die privatrechtlichen Beziehungen der Parteien 
öſterreichiſchem Recht zu unterwerfen. Wenn ſich die Bekl., 
um ihre Tätigkeit in Oſterreich ausüben zu können, den be⸗ 
treffenden öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften unterwarf und 
entſprechende Beſtimmungen in die vertragliche Formelung 
aufnahm, ſo folgt daraus noch nicht, daß ſie ſich auch im 
übrigen öſterreichiſchem Recht unterwerfen wollte. Von einer 
Spaltung des anzuwendenden Rechts kann keine Rede ſein. 

Die Bekl. hatte noch geltend gemacht, grundſätzlich werde 
jeder, der im eigenen Lande mit einer dort domizilierten 
Geſellſchaft eine Lebensverſicherung abſchließe, annehmen, daß 
der Vertrag dem Rechte ſeines Landes unterliege. Dem tritt 
das BG. an ſich nicht entgegen, weiſt aber darauf hin, daß 
hier die Geſellſchaft eben nicht in Öfterreich, ſondern in Leipzig 
domiziliert fei. Wenn fie aus dieſem Grunde jene Vermutung 
nicht für durchſchlagend erachtet, ſo iſt das nicht rechtsirrig. 

2. Wenn die Rev. auf die von der Bekl. ſchon in den 
Vorinſtanzen vertretene Anſicht zurückkommt, daß ſich das 
Nichtbeſtehen des geltend gemachten Aufwertungsanſpruchs 
aus Art. 103 Abſ. 2 Satz 2 DurchfVO. z. Aufw. ergebe, 
ſo iſt auch dies nicht ſtichhaltig, vielmehr iſt der Anſicht der 
Vorinſtanzen beizutreten. Daß die Vorausſetzungen dieſer Ge⸗ 
ſetzesſtelle, eine von einer deutſchen Unternehmung im Aus⸗ 
lande abgeſchloſſene unter Art. 95 fallende Verſicherung und 
die Bildung einer beſonderen Sicherheit im Auslande gemäß 
857 Abſ. 1 Satz 2 VerſAuſſch., vorliegen, iſt unſtreitig. 
Daraus folgt aber noch nicht, daß der Verſicherungsnehmer 
nur auf dieſe ausländiſche Sicherheit zu verweiſen und jede 
ſonſtige Aufwertung aufgeſchloſſen wäre. Das deutſche Recht 
will unzweifelhaft grundſätzlich für Anſprüche aus Lebens⸗ 
verſicherungsverträgen aus der Zeit vor dem 14. Febr. 1924, 


wertung zu, weil die Entwertung der denen Krone der⸗ 
jenigen der Mark gleichzuſetzen ſei. In dem hier ehandelten 3 
bedurfte es alſo kaum des umgekehrten Hinweiſes, daß die Auf⸗ 
wertung nicht ungünſtiger vorgenommen, werden dürfe, weil die 
Verſicherung hier im Gegenſatz zu der damaligen in Mark ab⸗ 
geſchloſſen ſei. . 

Die am Schlußſatz der Entſch. angeführte Stelle aus RG. 127 
ſteht mit dem vorl. Fall in keinem uſammenhang, da es ſich dort 
ebenſo wie in den vorſtehend in Abſ. 2 angeführten beiden Entſch. 
um eine in Deutſchland abgeſchloſſene e mit einer aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaft gehandelt hat. Zudem iſt die damals zum 
Ausdruck gebrachte Auffaſſung des RO. unrichtig. Die Belt. in 
Art. 103 Abſ. 2 Satz 4 bezieht ſich nach dem klaren Wortlaut nur 
auf deutſche Unternehmungen, bei denen im Ausland für dort 
abgeſchloſſene Verſicherungen eine Sicherheit zu ſtellen war. Für 
ausländiſche Geſellſchaften konnte 857 Abf. 1 Satz 2 VerſAufG. 
Io Sinne nach nicht zur Anwendung kommen (vgl. 8 90 Abi. 1 

aſelbſt). A. 

II. Die Entf). bezieht ſich nur auf den Grund des Anſpru⸗ 
ches. Bei der Höhe iſt von dem gegenwärtigen Vermögensſtand 
der in Anſpruch genommenen Verſicherungsgeſellſchaft auszugehen. 
Dem Standpunkt des KG. in ſeiner Ent. v. 17. Dez. 1930 
(24 U 6680/30), daß derartige Verſicherungen nicht beſſergeſtellt 
werden dürften als gleichartige in Deutſchland abgeſchloſſene Marr⸗ 
verſicherungen, daß ſich alſo die Aufwertungsguote auf der glei⸗ 
chen Höhe zu bewegen habe, kann nicht nefofat werden. Die Auf⸗ 
wertung richtet ſich nach den jeweiligen Verhältniſſen der Geſell⸗ 
ſchaft im Einzelfall; ſie kann alſo ebenſowohl höher wie niedriger 
ſein als die Quote im Aufwertungsſtockverfahren. 

RA. Dr. W. Kühn, Berlin. 
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die die Zahlung einer beſtimmten in Mark ausgedrückten Geld⸗ 
ſumme zum Gegenſtande haben, Aufwertung gewähren. An⸗ 
dererſeits iſt aber an dem vom erk. Sen. ſtändig vertretenen 
Grundſatze feſtzuhalten, daß Anſprüche aus ausländiſchen 
Verſicherungen, auf die zwar das deutſche Recht, aber nicht 
das AufwG. Anwendung findet, nach den Grundſätzen über 
die allgemeine Aufwertung, d. h. frei nach 8 242 BGB., auf⸗ 
zuwerten ſind (vgl. außer RG. 120, 70 noch Urt. vom 
20. Sept. 1929: RGWarn. 1930, 1). So liegt aber der Fall 
hier, indem die grundſätzlich in der DurchfVO. beſtimmte 
Verweiſung der Verſicherungsnehmer auf den vom Treuhänder 
zu verwaltenden in Deutſchland befindlichen Aufwertungsſtock 
nach der Ausnahmebeſtimmung des Art. 103 Abſ. 2 Satz 4 
wegfällt. Einen ſolchen Verſicherungsnehmer lediglich auf die 
im Ausland befindliche Prämienreſerve zu verweiſen, wenn 
dieſe — wie hier wegen des völligen Verfalls der öſterreichi⸗ 
ſchen Kronenwährung — gänzlich entwertet und nach aus⸗ 
ländiſchem Recht überhaupt nicht aufwertbar iſt, kann nicht 
1. S. der deutſchen Geſetzgebung liegen. Hätte der Kl. für 
ſeine Lebensverſicherung die Kronenwährung gewählt, ſo 
würde er nach der in RG. 120, 76 vertretenen Auffaſſung 
unzweifelhaft Anſpruch auf die freie Aufwertung gehabt 
haben; er darf aber nicht deshalb ſchlechter geſtellt werden, 
weil er die Verſicherung in Markwährung genommen hat. Die 
Entſch. in RG. 127, 20 ſteht der vorſtehend vertretenen Auf⸗ 
faſſung nicht entgegen, weil dort die hier anwendbare Vor⸗ 
ſchrift des Art. 103 nicht in Betracht kam. 

(U. v. 11. April 1933; VII 5/33. — Dresden.) [Ru.] 


9. 88 Ziff. 1 KraftfG. Ein in einer Auto⸗ 
mobilgarage beſchäftigter Mechanikerlehrling, 
der aus Gefälligkeit, an der Rückwand der Boxe 
ſtehend, einem einfahrenden Gaſt Winke und Zei⸗ 
chen für die Einfahrt gegeben hat, iſt nicht bei 
dem Betriebe des Kraftwagens tätig geweſen. 

(U. v. 11. Mai 1933; VI 59/33. — Nürnberg.) [9.] 


II. Verfahren. 

10. 85238 Abſ. 2, 519 b, 567 Abſ. 3 ZPO. Die 
Entſch. über die Wiedereinſetzung in den vori⸗ 
gen Stand iſt nicht im Wege der Rev. zugleich 
mit dem Bü. anzufechten, wenn ſie vor Erlaß 
des Urt. durch ſelbſtändigen Beſchl. erfolgt iſt. 
Das RG. weiſt bezüglich der Zuläſſigkeit eines 
ſolchen beſonderen Beſchl. auf 23. 1928, 757, im 
übrigen auf RG. 125, 68; R G.: JW. 1922, 13923; 
ferner 28. a. a. O. 1928; J W. 1930, 33128, 7. Ziv⸗ 
Sen. 313/31 vom 2. Febr. 1932; 2. ZivSen. 324/32 
v. 9. Dez. 1932 hin. 

(U. v. 5. Mai 1933; II 21/33. — Köln.) [Ku.] 


11. Wiederholungsgefahr bei vorbeugender 
Unterlaſſungsklage. Klagänderung. 

Beſtand (in Anſehung beleidigender Auße⸗ 
rungen) etwa 1½, Jahre hindurch die Wieder- 
holungsgefahr, und zwar auch noch während des 
ganzen Rechtsſtreits bis kurz vor der Berufungs⸗ 
verhandlung, fo müſſen ſchon Umſtände von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung hinzukommen, um nun 
dieſe Gefahr als beſeitigt anzuſehen, und das 
Gericht darf nur dazu kommen, wenn es die in 
Betracht kommenden Umſtände gegeneinander 
abwägt. Dabei iſt insbeſ. auch zu prüfen, ob nicht 
der Bekl. lediglich unter dem Druck dieſes Rechts⸗ 
ſtreites von weiterem Vorgehen abſieht, und 
alſo ſein Beſtehen nach der Art des bisherigen 
Verhaltens und ſeiner Perſönlichkeit wirklich 
auf einer endgültigen, feſten Entſchließung be- 
ruht. 

Gegenüber einem urſprünglichen Klage⸗ 
antrag, den Bekl. zu verurteilen, die Verbrei⸗ 
tung gewiſſer Außerungen zu unterlaſſen, liegt 
Klageänderung vor, wenn weiter beantragt 
wird, ihn zur Erklärung der Zurücknahme zu ver⸗ 
urteilen. 

(U. v. 11. Mai 1933; VIII 490/32. — Berlin.) [9.] 
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III. Zwangsverſteigerungsgeſetz. 

12. 88 148, 21, 20 8 w Verſt G.; 88 574, 1123, 1124, 
157 BGB. 8 148 gilt zugunſten eines jeden Gläu⸗ 
bigers, nicht nur eines Hypothekengläubigers. 
Die Frage, ob 81124 auch vertragsmäßig erfolgte 
Vorauszahlung trifft, iſt noch offen. Jedenfalls 
gilt eine Vertragsabänderung, die bezweckt, 
nachträglich eine Vorauszahlung herbeizufüh⸗ 
ren, auch dann nicht als neuer Vertrag, wenn ſie 
noch mit anderen Anderungen verbunden i ſt. ) 

Es macht für die rechtliche Beurteilung des Falles keinen 
Unterſchied, ob die vorl. Zwangsverwaltung von einem per⸗ 
ſönlichen Gläubiger oder einem Hypothekengläubiger erwirkt 
worden iſt. Es iſt nicht erforderlich, daß der Beſchlagnahme⸗ 
gläubiger ſelbſt Hypothekengläubiger iſt, denn nach dem Wort⸗ 
laut des § 148 ZwvVerſtG. ergreift die Beſchlagnahme im 
Wege der Zwangsverwaltung zugunſten eines jeden Gläu⸗ 
bigers, der dieſe erwirkt, alle Gegenſtände, auf die ſich die 
Haftung für eine Hypothek erſtreckt. Das iſt herrſchende An⸗ 
ſicht, von der abzugehen kein Anlaß beſteht (vgl. Jaeckel⸗ 
Güthe, ZmXerjtß. 8 148 Anm. 4; Stein⸗Jonas 8865 
SPD. 12; Stillſchweig zu RE. v. 16. Juli 1927: JW. 
1927, 2583; OLG. Stettin: JW. 1933, 9261s — a. A. 
Reinhardt⸗Müller, ZuVerſtch., Anm. II 4a zu 8 148 
und die vorbezeichnete Entſch. des KG.). 

Die Frage zu $ 1124 BGB., ob der Zwangsverwalter 
eines Mietgrundſtücks vertragsmäßig erfolgte Voraus⸗ 
zahlungen auf die Miete für ſpätere Zeit als das laufende 
und evtl. das folgende Kalendervierteljahr gegen ſich gelten 
laſſen muß, iſt in Schrifttum und Rſpr. umſtritten und vom 
RG. bisher nicht ausdrücklich entſchieden (RG. 136, 407). 
Das BG. unterſtellt zugunſten der Bekl., daß der Mieter 
ſich auf ſolche Vorauszahlungen berufen könne, die im Miet⸗ 
vertrag ſelbſt vereinbart und daher in Gemäßheit dieſes Ver⸗ 
trages erfolgt ſeien. Es nimmt aber an, daß der Vertrag v. 


Zu 12. Die Entſch. behandelt zwei grundlegende Fragen aus dem 
heute ſo wichtigen Gebiete des Rechts der Zwangsverwaltung. 

I. Zunächſt iſt in der Literatur und Rſpr. ſtreitig, ob die durch 
Anordnung der Zwangsverwaltung eintretenden Beſchlagnahmewirkungen 
dann, wenn ein Hypothekar und dann, wenn ein perſönlicher Gläu⸗ 
biger das Zwangsverwaltungsverfahren betreibt, verſchieden ſeien. 

Es wird hier die Anſicht vertreten, daß im letzteren Falle 
Rechtsgeſchäfte über den Mietzins entgegen den 88 1124, 1125 BGB. 
wirkſam bleiben, weil durch dieſe Beſt. nur der Hypotheken- 
gläubiger geſchützt werden ſolle (vor allen Dingen KG.: JW. 
1927, 2583). 

Die herrſchende Meinung ſteht durchaus mit Recht auf dem 
Standpunkt, daß die Beſchlagnahmewirkungen nach den genannten 
Paragraphen eintreten, gleichgültig, ob die Zwangsverwaltung durch 
einen dinglichen oder einen perſönlichen Gläubiger in Bewegung ge⸗ 
jet wurde. Die Zwangsverwaltung dient nicht nur den Intereſſen 
des einzelnen ſie betreibenden Gläubigers, ſondern dem Intereſſe 
aller am Grundſtück Beteiligten. Gerade der Hypothekengläubiger 
kann, weil ſeine Zinsforderungen vom Zwangsverwalter ſowieſo be⸗ 
friedigt werden müſſen, vom Beitritt zur Zwangsverwaltung ab⸗ 
geſehen haben. Eine Auslegung, wie die des KG., würde ihn in jedem 
Fall zum Beitritt zwingen. Im einzelnen iſt zu dieſer Frage ein⸗ 
gehend Stellung genommen von Stillſchweig: JW. 1927, 2583; 
Weinberg: J. 1933, 927; OLG. Hamburg: JW. 1932, 193. 

Irgendein Anlaß zu einer anderen Behandlung iſt im box. 
Fall um ſo weniger gegeben, als das Zwangsverwaltungsverfahren 
von mehreren Hypothekengläubigern betrieben worden iſt, zu deren 
Gunſten jedenfalls die Vorſchr. der 88 1124, 1125 5B. unbedingt 
Anwendung finden ſollten. 

II. Die Frage, ob im Mietvertrag vorgeſehene Voraus⸗ 
zahlungen im Gegenſatz zu freiwilligen Zahlungen des Mieters 
unter die Verfügungsbeſchränkungen der 88 573, 1124 BGB. fallen, 
iſt in der Literatur und Rſpr. ebenfalls ſtreitig. 

1. Das RG. entzieht ſich der Beantwortung dieſer Frage. Es 
will in dem Nachtragsvertrag v. 8. Aug. 1931 nicht eine vollkommen 
neue Vereinbarung, ſondern auf Grund der tatſächlichen Feſtſtellungen 
des BG. unter Zugrundelegung des urſprünglichen Vertrages vom 
1. Mai 1925 und des Nachtrages v. 19. Aug. 1929 eine tatſächliche 
Abänderung und Verfügung über die feſtgelegte Miete erblicken. Nach 
dem Sinn der neuen Abmachung ſolle kein neuer Mietvertrag ab⸗ 
geſchloſſen, ſondern lediglich die tatſächlich erfolgte Vorauszahlung 
des Mietzinſes vertraglich „gerechtfertigt“ werden. 

Es beſtehen bedenken, dieſer Anſicht des NG. ohne weiteres 
zu folgen. Mir erſcheint zweifelhaft, ob ein Rechtsgeſchäft, nach beſſen 
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7. Aug. 1931, nach dem die Miete für die Zeit v. 1. Aug. 
1931 bis zum 30. Sept. 1932 in ihrem vollen Betrage zu 
zahlen war, keine neue ſelbſtändige Vereinbarung, ſondern 
eine Abänderung des urſprünglichen Vertrages darſtelle zu 
dem Zwecke, nachträglich die Vorauszahlung der Miete für 
die genannte Zeit herbeizuführen. 

Es kann hier dahingeſtellt bleiben, ob die Auffaſſung 
des BG. zutrifft, daß der Zwangsverwalter ſolche Voraus⸗ 
zahlungen auf die Miete für die Zeit nach der Beſchlagnahme 
gegen ſich gelten laſſen muß, die auf Grund des urſprünglichen 
Mietvertrages erfolgen, ob das insbeſ. der Rſpr. de⸗ RG. 
zu 8 574 BGB. (NG. 94, 279 ff.; Seuff Arch. 79, 41; ſ. auch 
RG, 127, 116 ff. u. 136, 407 ff.) zu entnehmen wäre. Es 
kommt auch nicht maßgebend darauf an, ob der Vertrag zwi⸗ 
ſchen den Parteien v. 7. Aug. 1931 einen ganz neuen Miet⸗ 
vertrag oder nur eine Abänderung des Vertrages v. 1. Mai 
1925 darſtellt. Denn jedenfalls bezweckte der Vertrag v. 
7. Aug. 1931 nach der tatſächlichen Annahme des BG. die 
Vorauszahlung der Miete für die Zeit v. 1. Aug. 1931 bis 
zum 30. Sept. 1932 in Abweichung von dem urſprünglichen 
und maßgebenden Vertrage herbeizuführen. Dadurch konnte 
die Mietzinsforderung der Haftung für die Hypotheken aus 
88 1123 Abf. 2 Satz 2, 1124 Abſ. 2 BGB. nicht entzogen 
werden. 

(U. v. 27. April 1933; VIII 2/33. — Düſſeldorf.) [9-] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 
I. Materielles Recht. 

13. 8 124 StG B. Befindet ſich jemand in einer 
Menſchenmenge, diegegen ein geſchloſſenes Tor 
vordringt, ſo kann ſchon hierin eine Teilnahme 
am widerrechtlichen Eindringen gefunden 
werden. 

Teilnahme am Vergehen nach 8124 StGB. liegt nur 
vor, wenn der Täter an der öffentlichen Zuſammenrottung 
und dem widerrechtlichen Eindringen teilgenommen hat. Dem 


Wortlaut der urſprüngliche Mietvertrag unzweifelhaft aufgehoben (vgl. 
die Dauer des neuen Vertrages!) und eine neue Mietzinsvereinbarung 
an die Stelle geſetzt wird, als Verfügung über die künftig fällig 
werdenden Mietzinsverpflichtungen, die ja nur bedingt entſtanden 
ſind, angeſehen werden kann. Jede monatliche Mietzins verpflichtung 
iſt letzten Endes davon abhängig, ob der Mieter tatſächlich in den 
fraglichen Räumen auf Grund des urſprünglichen Mietvertrages 
wohnen bleibt. Wohnt der Mieter ſpäter auf Grund eines neuen 
Mietvertrages, iſt die neue Mietzinsforderung ſozuſagen „Erſatz“ 
für den alten Mietanſpruch geworden. Die Bedingung für die Ent⸗ 
ſtehung des alten Anſpruches, nämlich das Wohnenbleiben in den 
Räumen auf Grund des alten Vertrages, iſt nicht eingetreten. Eine 
Verfügung über den auf Grund des alten Vertrages geſchuldeten 
Mietzins im techniſchen Sinne (vgl. RHRkomm. Anm. 7 zu 8 104) 
dürfte kaum vorliegen, weil eine derartige Mietforderung kraft Ge⸗ 
ſetzes nicht zur Entſtehung gelangt iſt. 

2. Die Entfch. zeigt aber, daß mit dem Begriff der Verfügung 
im rein techniſchen Sinne wenig gewonnen iſt. Man möchte dem 
Zwangsverwalter helfen und kommt zum Reſultat, daß die Problem⸗ 
ſtellung tatſächlich eine andere fein muß. 

Nun hält das RG. zwar äußerlich noch an der RG. 94, 279 
und z. B. vom Oc. Hamm: JW. 1929, 3257 und 1930, 769 
und vom KG.: JW. 1931, 2175 67 vertretenen Anſicht feſt, daß 
vertragsmäßige Vorausverfügungen durch die Verfügungsbeſchrankung 
der 88573, 1124 BGB. nicht getroffen werden. Die neue Entſch. 
beweiſt aber, daß billigerweiſe nicht jede vertragsmäßige Voraus- 
verfügung Gültigkeit behalten darf. 

Tatſächlich dürfte ſich der vorgenannte Rechtsſtandpunkt des 
NG. aber für die Zukunft als kaum haltbar herausſtellen. Wie 
Stillſchweig: JW. 1930, 76911 richtig ausführt, wird man 
die Löſung der Frage allein aus dem Sinn und Zuſammenhang 
der geſetzl. Vorſchr. und ihren wirtſchaftlichen Gründen ſuchen müſſen. 

Aus 8571 BGB. iſt ohne weiteres der leitende Grundſatz zu 
entnehmen, daß Mietzinsvorauszahlungen dem Erwerber gegenüber 
in der Regel unwirkſam ſein ſollen, weil der Erwerber vom Eigen⸗ 
tumsübergange an auch die Laſten des Grundſtücks zu beftreiten hat. 
Es iſt weiter nicht anzunehmen, daß dieſe Frage bei vertrags⸗ 
gemäßen Vorauszahlungen gegenüber dem Oypothekengläubiger 
oder der Konkursmaſſe anders geregelt werden ſollte. Sinn und Zweck 


angef. Urt. iſt nichts dafür zu entnehmen, daß der Angekl. M. 
ſich an dem rechtswidrigen Eindringen beteiligt hat. Aller⸗ 
dings muß die Teilnahme nicht darin beſtehen, daß jeder 
Teilnehmer in den geſchützten Raum widerrechtlich eindringt; 
ſie kann ſich — wie in anderen Fällen der Mittäterſchaft — 
auch darin äußern, daß ein Teilnehmer das Eindringen ſeiner 
Mittäter vorbereitet, unterſtützt oder befördert (RGSt. 55, 
36). Aber auch das Vorliegen einer irgendwie gearteten För⸗ 
derung des Eindringens der in den Fabrikhof Gelangten iſt 
dem Angekl. M. nicht nachgewieſen. Vielmehr begnügt ſich 
das Urt. bei M. mit der Feſtſtellung, daß er zu der Zeit, 
als die Menge gerade zuſammengetreten war, ſich in ihr auf⸗ 
gehalten, aber ſchon vor Beginn der erſten Gewalttätigkeiten 
ſich entfernt und offenbar die Menge überhaupt verlaſſen hat. 
Sonach iſt eine Teilnahme an dem Vergehen nach 8124 
SGB. nicht ausreichend begründet worden. Die Angekl. P. 
und S. haben ſich in der vor dem Fabriktor zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Menge aufgehalten, die alsdann gegen das 
Fabriktor vordrängte. In dieſem Verhalten konnte das LG. 
irrtumsfrei ein bewußtes Unterſtützen des Teiles der Maſſe 
finden, der widerrechtlich in den Fabrikhof eingedrungen iſt. 
Bereits ein ſolches Mitwirken iſt Teilnehmen an widerrecht⸗ 
lichem Eindringen. 


(2. Sen. v. 8. Mai 1933; 2 D 303/33.) W.] 


14. 88 186, 193 StGB. Der Vorwurf unfairen 
Verhaltens ſtellt keine formale Beleidigung 
dar. Die Feſtſtellung, daß der Angekl. den Be⸗ 
leidigten bei paſſender Gelegenheit habe etwas 
am Zeuge flicken wollen, iſt nicht geeignet, den 
Schutz des 8193 StGB. aus zuſchließen. 

Bedenken ergeben ſich gegenüber der Begründung, mit 
der das LG. die Anwendung des 8 193 StGB. ablehnt. 
Wenn das Gericht zur Darlegung des Geſamtvorſatzes aus⸗ 
führt, daß der Angekl. den Beleidigten bei paſſender Gelegen⸗ 
heit etwas am Zeuge flicken wollte, ſo iſt damit nur gekenn⸗ 
zeichnet, in welcher Art der Angekl. ſeinen Kampf gegen die 
Anwälte zu führen gedachte, nicht aber, daß dieſe Weiſe ſeines 


der geſetzlichen Beſt. erfordern ebenſo wie beim freihändigen Grund⸗ 
ſtücksverkauf weitgehendſten Schutz des Hypothekengläubigers. 

Dagegen würde die entgegengeſetzte Anſicht, d. h. die An⸗ 
erkennung der Gültigkeit vertraglicher Vorauszahlungen gegenüber 
dem Hypothekengläubiger die Grundlagen des Realkredits unter⸗ 
graben. Die vertragsmäßige Mietvorauszahlung würde ſich tatſachlich 
und wirtſchaftlich mehr und mehr als eine nicht aus dem Grundbuch 
erſichtliche Realbelaſtung auswirken (OLG. Hamm: JW. 1932, 
320735, ehenfo RG. Greifswald mit ausführlicher Begründung: JW. 
1931, 1204; Mittelſtein in der Randbeſprechung zu JW. 1932, 
320735). Bei Mietzinsvorauszahlungen kommt es allein darauf an, 
inwieweit ſich der Mietzins auf die Dauer der Berechtigung des ver⸗ 
äußernden und des erwerbenden Grundſtückseigentümers bzw. auf 
die Zeit vor und die Zeit nach der Beſchlagnahme bezieht. Der Zeit⸗ 
punkt, wann die Miet- oder Pachtzinsvorauszahlung nach dem Ver⸗ 
trage fällig wird, iſt unerheblich. Dieſe Auffaſſung teilt auch das 
Geſetz v. 8. Juni 1915, das die Mietzinsvorauszahlungen weiter 
beſchränkte, ſowie die VO. des Rhräſ. v. 8. Dez. 1931 8 24 
(Jonas, Zwangsvollſtreckungsnotrecht, 1932, 2. Aufl., S. 39). 

Fällt der vorl. Fall aber ohne weiteres unter die Vorſchr. 
der 88 1123, 1124 BGB., brauchte ſich das RG. mit der Frage, ob 
in der Abänderung des Vertrages tatſächlich eine Verfügung im 
engeren Sinne zu erblicken war, nicht zu befaſſen. 

III. Es ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß die Ungültigkeit des 
Nachtragsvertrages v. 8. Aug. 1931 auch durch Anfechtung gemäß 
dem AnfG. erzielt werden könnte, 

Die ganzen Umſtände des Falles, insbeſ. der kurze Zwiſchen⸗ 
raum von zwei Monaten zwiſchen Abänderungsvertrag und An⸗ 
ordnung der Zwangsverwaltung ſowie der Inhalt der Vereinbarung 
ſelbſt deuten darauf hin, daß Vermieter und Mieter ſich bei Ab⸗ 
ſchluß der Vereinbarung ſehr wohl bewußt waren, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung der Gläubiger des Vermieters in die Miete bevorſtand. 
Unter Umſtänden könnte ſogar die Nichtigkeit des Nachtragsvertrages 
gemäß 8138 BGB. ausgeſprochen werden. 

Jedenfalls it der RGentſch. in ihrem Endreſultat unbedingt 
zuzuſtimmen, ohne daß man der Begründung in allen Punkten folgen 
kann. Gleichzeitig it zu hoffen, daß das RG. nunmehr baldigſt Ge⸗ 
legenheit nimmt, die längſt überholte Anſicht RG. 94, 279 ausdrück⸗ 
lich aufzugeben. 

RA. Dr. Wilhelm Pse, Halberſtadt. 
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Vorgehens nach der Abſicht des Angekl. nicht feiner In⸗ 
tereſſenwahrung dienen ſollte. Das LG. hat daher auch bei 
jedem der Teilakte Ausführungen zur Frage der Anwendbar⸗ 
keit des 8 193 StGB. gemacht. 

Soweit es ſich dabei um die Außerungen des Angekl. in 
ſeinen Schriftſätzen v. 20. und 28. Mai 1932 handelt, ſtellt 
das Urteil feſt, daß er hier lediglich die Gelegenheit be⸗ 
nutzt hat, den Anwälten etwas auszuwiſchen. Daraus iſt zur 
Genüge als Anſicht des LG. erkennbar, daß der Angekl. die 
hier erhobenen Vorwürfe nur bei Gelegenheit der Wahrung 
ſeiner Intereſſen angebracht und mit ihnen eine Intereſſen⸗ 
wahrung überhaupt nicht erſtrebt hat. 

Dagegen iſt die Ausführung, daß ein berechtigtes In⸗ 
tereſſe des Angekl. zu der Bemerkung über „unfaires Ver⸗ 
halten“ nicht feſtſtellbar ſei, völlig unzulänglich. Nach dem 
Urteilsinhalt betraf der Brief erſichtlich eine eigene An⸗ 
gelegenheit des Angekl. War die Außerung nach der Anſicht 
der Str. objektiv nicht das gebotene Mittel zur Intereſſen⸗ 
wahrung, ſo hätte es doch einer Auseinanderſetzung im Urteil 
mit der Frage bedurft, ob der Angekl. dieſe Worte zur Wahr⸗ 
nehmung ſeiner berechtigten Intereſſen etwa für geeignet ge⸗ 
halten und es ſich dabei nicht um eine völlig willkürliche 
Auffaſſung des Angekl. gehandelt hat. Dafür, daß hier ohne 
weiteres 8193 StGB. auszuſchließen ſei, bietet der feſtgeſtellte 
Sachverhalt keinen genügenden Anhalt. 

(2. Sen. v. 8. Mai 1933; 2 D 359/33.) W.] 


15. 8218 StGB. Wer Abtreibungshandlun⸗ 
gen wiederholt vornimmt, um ſich dadurch geld⸗ 
lichen Vorteil zu verſchaffen, kann im Einzel⸗ 
fall auch dann wegen gewerbsmäßiger Abtrei⸗ 
bung verurteilt werden, wenn ſich aus jener 
allgemeinen Tatſache ergibt, daß auch die be⸗ 
treffende Einzelhandlung in Erwartung eines 
Entgelts vorgenommen wurde. f) 

Der Angriff der Rev. gegen die Annahme des Schw., 
daß die vier dem Angekl. zur Laſt gelegten Abtreibungen eine 
gewerbsmäßige Abtreibung darſtellen, iſt nicht begründet. Der 
Rev. iſt darin beizutreten, daß die Annahme den Nachweis 
vorausſetzt, daß jede dieſer Einzelhandlungen von dem Angekl. 
mit dem Vorſatz der Gewerbsmäßigkeit ausgeführt iſt. Dieſen 
Nachweis vermißt die Rev. bei den vom Schmw®. feſtgeſtellten 
Abtreibungen des Angekl. betreffs der Frauen D. und G., 
weil in den Einzelfeſtſtellungen des Urt. nichts davon geſagt 
ſei, daß der Angekl. in dieſen beiden Fällen ein Entgelt ge⸗ 
fordert oder erhalten habe, und weil die beſonderen Urteils⸗ 


Zu 15. 1. Die Entſch behandelt zunächſt den Begriff der Ge⸗ 
werbsmäßigkeit bei der Abtreibung 1 den Fall, daß bei der ge⸗ 
meinſamen Aburteilung mehrerer Abtreibungshandlungen die Be⸗ 
urteilung einzelner Handlungen in Frage ſteht, für die ein be⸗ 
ſonderes Entgelt nicht gefordert worden iſt. Der Begriff der Ge⸗ 
werbsmäßigkeit iſt in den Tatbeſtand der Abtreibung erſt durch 
das Gef. v. 18. Mai 1926 (RG Bl. I, 239) eingefügt worden, wäh⸗ 
rend der frühere Tatbeſtand der ſchweren Abtreibung (ſog. Lohnab⸗ 
treibung, § 219 a. F.) für jeden einzelnen Fall die Entgeltlichkeit 
verlangte. Wenn nach der neuen Faſſung des 8218 in Abſ. 4 ge⸗ 
werbsmäßiges Handeln verlangt wird, ſo iſt damit dieſer Tat⸗ 
beſtand zu einem Kollektivdelikt gemacht worden, das zwar auch 
entgeltliches Handeln vorausſetzt, dabei aber zugleich nach der ſub⸗ 
jektiven Seite die generelle Abſicht verlangt, ſich durch die Wieder⸗ 
holung der Handlung eine dauernde Erwerbsquelle zu verſchaffen 
(RG. 55, 21; 60, 363; 61, 148 f. Lpz Komm. zu § 218 Nr. 8 und 
v. Hippel, Deutſches Strafrecht, II 546). Es kommt mithin für 
dieſen qualifizierten Fall der Abtreibung bei der Beurteilung der 
einzelnen feſtgeſtellten Fälle ganz weſentlich auf dieſe Abſicht an, 
ſo daß, wenn dieſe Abſicht nachweisbar iſt, unter mehreren vor⸗ 
genommenen Abtreibungen auch einzelne Handlungen, ja ſogar die 
erſte Handlung ſchon, als gewerbsmäßige Abtreibung anzuſehen 
ſind, es ſei denn, daß der Täter ſeinen Erwerbswillen zeitweiſe 
ganzlich aufgegeben hat (RG. 61, 148) und mit einem Entgelt für 
die einzelne Tätigkeit von vornherein nicht rechnete (vgl. hierzu 
im einzelnen die eingehenden Ausführungen bei Neuhaus, Die 
Begriffe der Gewohnheits⸗ und Gewerbsmaßigkeit uſw. Köln. Diff. 
1928, beſonders S. 15 ff., 19 fl. 

Hat das Gericht mithin geitgeftellt, daß der Angekl. mit einem 
Entgelt für ſeine ärztlichen Leiſtungen auch in den Fällen rech⸗ 
nete, in denen ihm tatſächlich ein ſolches Entgelt nicht gezahlt 
worden ift, und iſt weiter feſtgeſtellt, daß dieſe Fälle im Rahmen 
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ausführungen zur Begr. des Vorliegens gewerbsmäßiger Ab⸗ 
treibung keine weiteren tatſächlichen Feſtſtellungen zu den 
beiden Fällen enthielten. Die Auffaſſung über die Bedeutung 
der Urteilsausführungen iſt verfehlt. Es handelt ſich bei 
dieſem Teile des Urt. nicht nur um bloße Rechtsaus⸗ 
führungen, wie die Rev. meint, ſondern um zuſammen⸗ 
faſſende ergänzende Feſtſtellungen zu ſämtlichen Einzelfällen. 
Aus den Darlegungen iſt auch als Auffaſſung des Schw. 
zu entnehmen, daß der Angekl. bei der Vornahme der Ein⸗ 
griffe bei den Frauen D. und G. jedenfalls mit einem Ent⸗ 
gelt für ſeine ärztlichen Leiſtungen gerechnet hat. Wie das 
Urt. ergibt, dienen die Einzelfeſtſtellungen zu den vier Straf⸗ 
fällen dem Schw. in erſter Reihe dazu, gegenüber dem 
Beſtreiten des Augekl. nachzuweiſen, daß er ſich überhaupt 
der Abtreibung bei den ſchwangeren Frauen ſchuldig gemacht 
hat. Da nach dem Urteilsinhalt der Angekl. in den Fällen D. 
und G. nur mit dieſen alsbald an den Folgen ſeiner Eingriffe 
verſtorbenen Frauen über ihre Aufnahme in ſeine Be⸗ 
handlung verhandelt hat, fo konnte erſichtlich dem Angekl. 
bei ſeinem Leugnen vom Schw. nicht nachgewieſen werden, 
daß er auch von dieſen Frauen ein Entgelt gefordert oder 
erhalten hat. Für die Annahme gewerbsmäßigen Handelns 
des Angekl. auch in dieſen Fällen genügt aber der Nachweis, 
daß der Angekl. im Rahmen ſeiner auf gewerbsmäßige Ab⸗ 
treibung gerichteten Tätigkeit ſeine Eingriffe bei dieſen Frauen 
in der Abſicht vorgenommen hat, eine Entſchädigung dafür 
zu erhalten. Daß dies aber der Fall war, legt das Schw. 
bei der Erörterung des Tatbeſtandsmerkmals der Gewerbs⸗ 
mäßigkeit dar. Hier ſtellt das Urt. auf Grund der Einrichtung 
des ärztlichen Betriebes in der Wohnung des Angekl. und 
der von ihm zum Werben von Patientinnen eingeſchlagenen 
Wege feſt, daß der Angekl. während des ganzen vorliegend 
in Frage ſtehenden Zeitraumes ſtrafbare Unterbrechungen von 
Schwangerſchaften in ſeine Praxis eingegliedert hat, daß er 
die Abtreibungshandlungen in der Abſicht vorgenommen hat, 
durch wiederholte Begehung von Abtreibungen ſich eine 
dauernde Erwerbsquelle zu verſchaffen, und daß er dieſen 
Erwerbswillen zwiſchen den einzelnen hier in Frage kom⸗ 
menden Eingriffen nicht aufgegeben hat. Dieſe Darlegungen 
laſſen als Auffaſſung des Schw. erkennen, daß dieſer Er⸗ 
werbswille des Angekl. auch bei Vornahme der Abtreibungen 
an der D. und G. beſtand, und daß ſomit der Angekl. auch 
hier jedenfalls in Erwartung eines Entgelts tätig ge⸗ 
worden iſt. Damit ſteht auch nicht in Widerſpruch, wenn im 
Urt., wie die Rev. hervorhebt, zum Fall G. ausgeführt ift, 
daß der Angekl. bei der Abholung der G. aus ſeiner Wohnung 


ſeiner auf gewerbsmäßige Abtreibung gerichteten Tätigkeit lagen, 
ſo kann der Begriff der Gewerbsmäßigkeit auch für dieſe Fälle 
unbedenklich bejaht werden. Insbeſ. hat der Tatrichter auch feſt⸗ 
geſtellt, daß der Angekl. im Verlauf ſeiner Tätigkeit ſeinen Er⸗ 
werbswillen zwiſchen den einzelnen in Frage kommenden Ein⸗ 
griffen nicht aufgegeben und daher auch in den fraglichen Fällen 
in Erwartung eines Entgelts gehandelt hatte. Da es aber 
lediglich auf dieſe Abſicht (natürlich im Rahmen einer auf dauern⸗ 
den Erwerb gerichteten Tätigkeit) ankommt, kann an dieſer Tat⸗ 
ſache auch der Umſtand nichts ändern, daß der Angekl. von den 
verſtorbenen Frauen, mit denen er allein verhandelt hatte, ein 
Entgelt nachweislich nicht erhalten hat. Sollte der Angekl. für den 
einzelnen Fall oder mehrere Einzelfälle dieſen Erwerbswillen nicht 
gehabt haben, ſo mußten dafür beſondere Anzeichen vorliegen, die 
die generelle, aus der ganzen Anlage ſeiner Tätigkeit ſich ergebende 
Vermutung widerlegen. 

2. Nicht jo unbeſtritten iſt die Entſch. hinſichtlich des vom 
RG. angenommenen Betruges. Der Angekl. hatte ſich für die Vor⸗ 
nahme einer Abtreibung 200 % zahlen laſſen, obwohl er bei 
der vorausgehenden Unterſuchung das Nichtvorliegen einer 
Schwangerſchaft feſtgeſtellt hatte. Das RG. ſieht hierin einen Be⸗ 
trug bei Eingehung eines nichtigen Vertrags unter Vorleiſtung 
ſeitens des Getäuſchten und bezieht ſich für dieſe Auffaſſung auf 
den Beſchluß der VerStrSen. RG. 44, 230 ff. (ebenſo RG. 47, 
67), eine Auffaſſung, die in ihrer Allgemeinheit in der Literatur 
zum Teil gebilligt (bat. z. B. Engelhardt: 3StW. 33, 133; 
Schwartz zu § 263 N. 7; Lpzgomm. zu 8 263 N. 6 mz v. Lifzt- 
Schmidt, Lehrbuch es, S. 669), zum Teil aber auch ganz ent⸗ 
ſchieden abgelehnt worden iſt (vgl. beſonders Binding: DAR. 
16, 553 ff.; Abh. I 455 ff., Normen III 531; Allfeld, Lehrb., 
S. 477 A. 44; Wachenfeld, Lehrb. S. 404; Schumann: 
3StW. 34, 183; Gerland, Strafrecht? S. 637 f.). Hierzu iſt zu 


62. Jahrg. 1933 Heft 29/30] 


nicht von Bezahlung geſprochen und der Verlobte der Kranken 
ihn auch nicht danach gefragt hat. Denn es iſt auszuſchließen, 
daß das SchwG. damit irgendwie hat darlegen wollen, daß 
der Angekl. in dieſem Falle von vornherein kein Entgelt 
erſtrebt hat. 

Schließlich beſtehen auch gegen die Annahme des Schw. 
keine Rechtsbedenken, daß der Angekl. ſich im Falle G. des 
Betruges zum Schaden ihres Verlobten W. schuldig gemacht 
hat. Es handelt ſich nach den Urteilsfeſtſtellungen um einen 
Betrug bei Eingehung eines nichtigen Vertrages unter Vor⸗ 
leiſtung ſeitens des Getäuſchten (RGSt. 44, 230 ff.). Da W. 
die 200 AM an den Angekl. ohne die gleichzeitige Erlangung 
eines ſie wettmachenden Anſpruchs auf die Gegenleiſtung 
des Angekl. hingab, fo iſt fein Vermögen durch die Leiſtung 
trotz mangelnden Gegenanſpruchs geihädigt worden. Wenn 
die Rev. die Berechnung der Höhe des Schadens durch das 
Schw®. deshalb angreift, weil das Gericht nur den Wert der 
erſten Unterſuchung der G. durch den Angekl. in Abzug bringt, 
ſo überſieht ſie, daß der Angekl. nach der Sachdarſtellung bei 
dieſer Unterſuchung das Nichtvorhandenſein einer Schwanger⸗ 
ſchaft erkannt und trotzdem den Vertrag, eine ſolche zu be⸗ 
ſeitigen, mit dem Getäufchten nunmehr geſchloſſen und die 
200 RM als Vorleiſtung entgegengenommen hat. Damit war 
die Vermögensbeſchädigung des W. gegeben. Darauf aber, 
daß der Angekl. aus irgendwelchen Gründen noch eine weitere 
Behandlung der nicht ſchwangeren G. beabſichtigte und dann 
vornahm, kam es für die Höhe des Schadens nicht an. Denn 
dieſe Leiſtung des Angekl. war weder vereinbart noch erſparte 
ſie dem W. eine Ausgabe, da er zu Aufwendungen ſolcher Art 
für ſeine Verlobte weder verpflichtet noch bereit war. Auch 
unter dem Geſichtspunkt des Wiedergutmachens des Schadens 
kommt dieſe Betätigung des Angekl. nicht in Betracht. Sie 
iſt daher zu Recht vom Shmw®. nicht beachtet worden. 

(2. Sen. v. 8. Mai 1933; 2 D 405/33.) [At.] 


16. 8 226 StGB. Fahrläſſige Tötung. Brems⸗ 
weg. Reaktionszeit. Bei Feſtſtellung des Brems⸗ 
wegs iſt von der noch durchfahrenen Strecke die⸗ 
jenige zu kürzen, über die der Angekl. in der 
Reaktionszeit ſich fortbewegen mußte, IM der 
Zeit alſo, die auch, wenn keine Schreckwirkung 
zu berückſichtigen war, zur Faſſung und Durch⸗ 
führung des Entſchluſſes, zu bremſen, erforder- 
lich war. f) 

Ob bei entſprechender Kürzung mehr als die Strecke ver⸗ 
blieb, die ein anzuhaltendes Kraftrad auch bei ſo geringer 
Fahrgeſchwindigkeit noch ſich fortbewegen muß, wie ſie dem 
Führer überhaupt angeſonnen werden kann, war zu, prüfen. 
Angenommen, die Reaktionszeit betrüge / Sekunde, ſo würde 
in ihr ein Kraftfahrer mit 10 km Geſchwindigkeit ſchon etwa 
1,40 m weiterfahren, ehe alſo ſein Bremsweg beginnt. Es iſt 
ſomit bisher nicht einwandfrei klargeſtellt, ob der Angekl. den 
Zuſammenſtoß mit der plötzlich in ſeine Fahrbahn kommenden 
Frl. K. in der kurzen ihm zur Verfügung ſtehenden Zeit dann 
hätte vermeiden können, wenn er weſentlich langſamer als 
mit der feſtgeſtellten Geſchwindigkeit von 15 — 20 km in der 


ſagen, daß der Vermögensſchaden beim Betru niemals in der 
Verletzung oder Beeinträchtigung von Anſprüchen beſtehen kann, 
die aus unerlaubten oder unſittlichen Handlungen abgeleitet wer⸗ 
den, da fie keine Ansprüche im Rechtsſinne darſtellen (val, insbeſ. 
Frank, zu 8263 N. V3 Gerland, Strafrecht? S. 637 f.; 
jo auch früher RG. 19, 186; 21, 161; 27, 300; 36, 334; 37, 30, 
161; 38, 423). Wenn allerdings das RG. 36, 342 und 44, 230 
Betrug beim Verkauf angeblich geeigneter, in Wahrheit aber vollig 
ungeeigneter Abtreibungsmittel annimmt, jo iſt dieſe Entſch trotz 
dem durchaus zutreffend, da im dieſem Falle der Vermögensschaden 
nicht in der Entziehung des Anspruchs auf Lieferung des taug⸗ 
lichen Mittels beſtebt, ſondern in dem Verluſt der als Zahlung 
geleiſteten Geldſumme, durch die ein Anſpruch auf Lieferung eines 
tauglichen Mittels nicht erworben wird (vgl. hierzu beſonders auch 
Frank a. a. O.). Ebenſo liegt aber der Fall auch in der vorl. 
Entſch. Auch bier beſtebt der Vermogensſchaden nicht in der Ent⸗ 
ziehung oder Verletzung des Anſpruchs auf Abtreibung, die wegen 
fehlender Schwangerſchaft gar nicht ausführbar und als verboten 
nicht erzwingbar war, ſondern in der Entziehung der 200 AM, 
ür die ein Gegenwert nicht geleiſtet wurde und in der verab⸗ 
redeten Weiſe auch gar nicht geletitet werden konnte. Daß dieſer 
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Stunde gefahren wäre. Überdies kann ſich bei Berückſichtigung 
der Reaktionszeit ergeben, daß der Angekl. das Rad. „auf 
kürzeſte Entfernung“ angehalten hat, ſeine Geſchwindigkeit 
alſo entgegen der Annahme der Str. der in 8 18 Abſ. 2 
KraftfVerkVO. geforderten entſprach. Bei der Wendung, der 
Angekl. hätte in der Lage ſein müſſen, ſein Fahrzeug „auf 
der Stelle“ anzuhalten, hat ſich die Str. allerdings wohl nur 
im Ausdruck vergriffen. Daß ein Kraftfahrzeug auch bei lang⸗ 
ſamer Fahrt nicht auf der Stelle angehalten werden kann, 
wird das Gericht nicht verkannt haben. 
On.) 


(2. Sen. v. 29. Mai 1933; 2D 515/33.) 


17. 88 242, 259 StGB. Das RG. hat es bisher 
nicht gebilligt, wenn vom Tatrichter der Tat⸗ 
beſtand des Diebſtahls und der Tatbeſtand der 
Hehlerei wahlweiſe nebeneinander feſtgeſtellt 
wurden (RGSt. 53, 231). 

[Or] 


(1. Sen. v. 26. Mai 1933; 1 D 490/33.) 


18. 8259 StGB. Hehlerei. Nach ſtändiger 
Rſpr. des RG. (vgl. u. a. Urt. v. 26. Juni 1913, 
1429/13: Goltd Arch. 61,335; ferner Net. 020 Sur 
1922, 4 D 443/22 und RGSt. 29, 155) kann die Be⸗ 
ſtrafung aus 8 259 StGB. nur erfolgen, wenn die 
Tätigkeit des Verheimlichens, Anſichbringens 
oder Mitwirkens zum Abſatz unmittelbar die 
Sache ergreift, die durch die ſtrafbare Handlung 
erlangt, mit dem Makel ſtrafbaren Erwerbs be⸗ 
haftet iſt. 

(3. Sen. v. 22. Mai 1933; 3 D 347/33.) [Hn.] 


19. 88 348, 349 StGB. Schwere Amtsunter⸗ 
ſchlagung und Urkundenverbrechen. Die Amts⸗ 
unterſchlagung ſteht zu den Urkunden verbrechen 
aus 88 348, 349 StGB. nicht im Verhältnis von 
Tateinheit, ſondern in dem von Tatmehrheit, 
da ihre Tatbeſtände ſich in keinem Punkte decken 
(vgl. RG St. 64, 17, 20). 

Den Vermögensſchaden der Stadt M. ſieht das LG. 
darin, daß dieſe durch die vom Beſchwß. betrüglich erwirkte 
übernahme ſelbſtſchuldneriſcher Bürgſchaft — mochte 
ſie nun Ausſicht haben, ſich demnächſt durch Rückgriff gegen 
den BeſchwF. als Hauptſchuldner ſchadlos zu halten oder 
nicht — Gefahr lief, in koſtſpielige, langwierige und unſichere 
Rechtsſtreitigkeiten verwickelt zu werden. Daß in einer ſolchen 
Gefährdung bereits eine Beſchädigung des Vermögens liegen 
kann, iſt in der Rſpr. des NG. anerkannt (vgl. RGSt. 58, 
391; Urt. v. 25. Juni 1931, 3 D 144/31). Entſcheidend hier⸗ 
für iſt, ob nach wirtſchaftlicher Auffaſſung der Wert des be⸗ 
troffenen Vermögens dadurch bereits gemindert iſt. Ob das 
der Fall iſt, hat der Tatrichter zu entſcheiden. 

(3. Sen. v. 18. Mai 1933; 3 D 328/33.) (On. ] 


20. 88 359, 333 StG B. Nicht jede Perſon, die 
bei einer ſtaatlichen oder ſtädtiſchen Behörde be⸗ 
ſchäftigt iſt, muß Beamter im ſtaats rechtlichen 


Betrag auch für eine andere Handlung nicht vorgeſehen war, hat 
der Tatrichter unangreifbar feſtgeſtellt. 
Prof. Dr. Bohne, Köln. 


Zu 16. Die Reaktionszeit iſt vom 2. StrSen. bereits im Urt. 
v. 25. Juni 1928 (JW. 1928, 2717) dem Kraftfahrer zugute 
gehalten worden. Prof. Marbe, Würzburg, hat vom Stand⸗ 
punkt der Psychologie aus in einer Anmerkung zu dem dama⸗ 
ligen Urt. auf die Bedeutung der Ausführungen des RG. hin⸗ 
gewieſen. Die Reaktion eines normalen Menſchen auf einen 
Schall⸗ oder Lichtreiz erfolgt nicht ſofort, ſondern erfordert eine 
beſtimmte Zeitſpanne, die bei Schallreizen geringer als bei Licht⸗ 
reizen iſt. Die Reaktionszeit verlängert ſich, wenn die betr. Per⸗ 
ſon den Reiz nicht erwartet, ſondern davon überraſcht wird 
(Schreckſekunde). Während der Zeit zwiſchen der Aufnahme des 
Reizes durch die Sinneswerkzeuge, der geiſtigen Verarbeitung 
und der Vornahme der Antwortbetätigung läuft das Fahrzeug 
mit der alten Geſchwindigkeit weiter. Das NO. hebt auch im 
vorl. Urt. wiederum hervor, daß die Reaktionszeit dem Kraft⸗ 
fahrer in Anrechnung zu bringen iſt. 1 

RA. Dr. K. Volkmann, Duſſeldorf. 
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Sinne oder i. S. des § 359 StGB. fein. Es kommt 
vielmehr darauf an, daß ihr, und zwar von der 
dafür zuſtändigen Amtsſtelle, Verrichtungen 
übertragen find, die öffentlich- rechtlicher Na⸗ 
tur find, dem Staatszweck unmittelbar oder mit⸗ 
telbar dienen. 

(2. Sen. v. 8. Mai 1933; 2D 1223/32.) [At.] 


21. 8 89 (jetzt § 108) RAbg O. betrifft gerade 
den, der als Bevollmächtigter oder Verfügungs⸗ 
berechtigter — nach außen — auftritt, ohne es 
zu ſein. 

Der Angekl. hatte als Generalbevollmächtigter einer in 
Rumänien wohnenden Perſon die „B. GmbH.“ gegründet, 
die in der Folge mehrere Gaſtwirtſchaften betrieb. Er be⸗ 
ſtellte nacheinander für die Geſellſchaft mehrere Geſchäftsführer 
und ließ ſie im Regiſter eintragen. Sie hatten aber für einen 
ſolchen Geſchäftsbetrieb keine Erfahrungen und waren von 
ihm nur vorgeſchoben. Die für die Geſchäftsführung beſtim⸗ 
menden Anordnungen traf — auch für die Geſchäftsführer 
verbindlich — allein der Angekl.; er verfügte über die Kaſſe, 
beſtimmte über die Verwendung der Einnahmen und leiſtete 
Zahlungen für die Geſellſchaft; ihm waren die Steuererklä⸗ 
rungen zur Unterzeichnung vorzulegen; er leitete die Geſell⸗ 
ſchaft an Stelle der Geſchäftsführer nach innen und nach 
außen. 

Dieſe tatſächlichen Feſtſtellungen rechtfertigen deſſen An⸗ 
nahme, daß der Angekl. für die Geſellſchaft als Verfügungs⸗ 
berechtigter i. S. des § 89 (jetzt 108) RAbgO. aufgetreten iſt. 

(2. Sen. v. 12. Juni 1933; 2 D 353/33.) [Hn.] 


22, 1. 897 Mil StGB. Tätlicher Angriff auf 
einen Vorgeſetzten. Beachtung der für die gleich⸗ 
artigen Beſtimmungen der 88 199, 213 StGB. ent⸗ 
wickelten Grundſätze in der Rſpr. des RG. 

2. 8100 Mil StGB. Begriff der Auffor⸗ 
derung. f) 

1. Das angef. Urt. hat feſtgeſtellt, daß der hernach tät⸗ 


Zu 22. I. Bei H. wird die organiſche Verwandtſchaft des § 98 
Mil StGB. mit den rechtsähnlichen Belt. des StB. — unſere 
Entſch, nennt §§ 199, 213, hätte aber auch § 233 heranziehen 
können — ſachgemäß gewürdigt. Folgerichtig hatte neuerdings ſchon 
RESt. 66, 159 (160) ein „Erwidern auf der Stelle“ trotz eines 
Zwiſchenraums von Stunden bejaht. „Auf der Stelle“ iſt ſomit im 
Rechtsverkehr nicht etwa wie im alltäglichen Sprachgebrauche des 
Volks örtlich zu verſtehen, auch nicht rein zeitlich als „ſofort“, 
ſondern, wie bereits Fuhſe in feinem immer noch führenden 
Komm. z. Mil StGB. in Anm. 13 zu § 98 hervorhebt und unſere 
Entſch. beſtätigt, urſachlich. Die vorſchriftswidrige Behandlung 
oder Dienſtgewalts⸗Überſchreitung muß ſchwer hemmbare Triebe 
ausgelöſt haben, unter deren fortwirkendem Einfluß der Täter, ſei 
es auch noch nach geraumer Zeit, ſich zu der Pflichtvergeſſenheit 
gegen die militäriſche Unterordnung „hinreißen“ läßt. Daß ſolcher 
Urſachenzuſammenhang ſelbſt trotz zeitweiliger alkoholiſcher Ge⸗ 
dächtnistrübung weiterbeſtehen kann, dann alſo im Rechtsſinne 
nicht unterbrochen wird, ſtellt die Entſch. außer Zweifel, und das 
iſt eben ihr Verdienſt. 

II. Wegen M. ſei als Tatſache vorweg berichtet: Er, Unter⸗ 
offizier, redet durchaus ernſtlich zwei Angehörigen des Mannſchafts⸗ 
ſtandes, füglich Untergebenen, zu, in bewußtem und gewolltem Zu⸗ 
ſammenwirken gegen einen Offizier, mithin einen Vorgeſetzten, tät⸗ 
lich zu werden. Gerade zu ſolchem für §100 Mil StGB. weſent⸗ 
lichen gemeinſchaftlichen ($47 StGB.) tätlichen Angriff 
auf einen Befehlshaber werden alſo „mehrere Soldaten“ „aufge⸗ 
fordert“, und deshalb hat M. in der Tat § 100 MilStch B. erfüllt. 
Da bereits das bloße Anſinnen als ſolches, auch wenn es erfolglos 
bleibt, die Strafbarkeit bedingt, war es bedeutungslos, daß von den 
beiden aufgeforderten Soldaten der eine die Zumutung gar nicht 
ernſt nahm und ihr ſchon deshalb keine Folge gab. Gleichgültig 
(abgeſehen von Abſ. 2 des § 100) iſt für den geſetzlichen Tatbeſtand 
der Aufwiegelung an ſich auch, daß hier der andere Soldat H. un⸗ 
ter Benutzung des ihm von M. gereichten gefährlichen Werkzeugs 
und auch ſonſt i. S. der von M. an ihn ergangenen Aufforderung 
den tätlichen Angriff auf den Offizier bewirkt hat. Wenn unſere 
Entſch. ſich dennoch mit dieſem Tun des H. eingehend befaßt, und 
zwar bei Beurteilung der Handlungsweiſe des M., ſo gilt das 
nicht etwa dem $ 100 Mil StGB. ſondern wahrſcheinlich dem in 
Tateinheit von M. miterfüllten § 115 Mil StGB.; um deſſentwillen 
wird ja auch vom RG. der „Mißbrauch der dienſtlichen Stellung“ 
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lich angegriffene Offizier dem H. in der unmittelbar voran⸗ 
gegangenen kameradſchaftlichen Vereinigung eine grobe Miß⸗ 
handlung zugefügt und ihn ſolchermaßen in Erregung ver⸗ 
ſetzt, alſo gereizt hatte. Bei der rechtlichen Würdigung der 
Frage, ob H. hierdurch auf der Stelle zu dem nach 8 97 
MilStGB. ſtrafbaren Unternehmen des tätlichen Angriffs auf 
den Offizier hingeriſſen worden ſei, mußte das LG. auch die 
Grundſätze beachten, die in der Rſpr. des RG. für die gleich⸗ 
artigen Beſt. der 88 199 und 213 StGB. entwickelt find. 
Die Annahme, daß die Erregung des H. alsbald wieder ver⸗ 
flogen ſei und daß lediglich die Erinnerung an die erlittene 
Kränkung ſeine Willfährigkeit gegenüber dem Anſinnen des 
M. erhöht habe, reicht zur Verneinung der Merkmale jenes 
Strafmilderungsgrunds nicht aus. Indem das Geſetz die mil⸗ 
dere Beſtrafung des vom Vorgeſetzten vorſchriftswidrig oder 
ſogar unwürdig behandelten Untergebenen für den Fall vor⸗ 
ſchreibt, daß der begreifliche Zorn über das Erduldete das 
Gefühl für die Pflicht zur militäriſchen Unterordnung durch⸗ 
bricht, trägt es nicht etwa dem räumlichen Zuſammentreffen 
der beiden Ereigniſſe, nämlich der Verletzung des Unter⸗ 
gebenen durch einen Übergriff des Vorgeſetzten und der vom 
erſteren gegenüber dem letzteren begangenen ſtrafbaren Hand⸗ 
lung, ſondern der zeitlichen Aufeinanderfolge und vornehm⸗ 
lich der urſächlichen Verknüpfung Rechnung (RGSt. 38, 341; 
66, 160; RG.: Goltd Arch. 45, 277; RG. II 332/26 vom 
29. Mai 1926, III 39/32 v. 28. Jan. 1932; RMilsG. 10, 
53, 294; 14, 278). Der zu erfordernde urſächliche Zuſammen⸗ 
hang wird aber keineswegs dadurch ausgeſchloſſen, daß die 
Erregung bei dem Untergebenen, der ſo wie H. zur in Betracht 
kommenden Zeit betrunken und ſomit einem raſchen Stim⸗ 
mungswechſel unterworfen war, vorübergehend durch andere 
Eindrücke zurückgehalten wird und, da ſie innerlich trotzdem 
fortwirkt, ſich erſt wieder durchſetzt, wenn die Außerung eines 
Dritten oder ein ſonſtiger Anlaß dem Täter das in das Ge⸗ 
dächtnis zurückruft, was ihm kaum zuvor widerfahren iſt. 
2. § 100 Mil StGB., für den inſoweit dieſelben Grund⸗ 
ſätze wie für § 49a StGB. maßgebend ſind, ſtellt ſchon die 
einſeitige Tätigkeit des Auffordernden unter Strafe; der Be⸗ 
griff der Aufforderung iſt erfüllt, wenn der ernſtliche Wille 


beſonders hervorgehoben, deſſen ſich M. ſchuldig machte, als er ſei⸗ 
nen Untergebenen 9. vorſätzlich zu deſſen Straftat (§ 97 Abſ. 1 
S. 2 Mil StGB.) beſtimmte. 

III. Gerade weil hier vom Vorgeſetzten zum Untergebenen 
eine ſtarke Willensbeeinfluſſung ausging, war bei H. noch zu 
prüfen, ob nicht vielleicht 8 47 Mil StGB. zu feinen Gunſten Platz 
greift. Die Entſch. verneint das mit der (im Abdrucke weggelaſſe⸗ 
nen) kurzen Begr.: Weder habe M. ſeine Aufforderung als Be⸗ 
fehl in Dienſtſachen gemeint noch ſei ſie von H. als folder ange⸗ 
ſehen worden. In dieſer Faſſung erkennt man leider nicht, ob das 
Vorliegen eines Befehls überhaupt oder bloß eines „Befehls in 
Dienſt ſachen“ verneint wird. Das iſt um ſo auffälliger, weil 
das RG. immer noch den „Befehl in Dienſtſachen“ (88 47, 92, 94) 
vom „Dienſtbefehl“ der SS 58 und 96 ſcharf trennt, obwohl kein 
innerer Grund für dieſe Unterſcheidung erſichtlich iſt (gl. Fuhſe, 
Komm. z. Mil StGB. Anm. 3 zu 8 92). Da nach RES. 64, 66 und 
66, 187 (188) „Befehl in Dienſtſachen“ auf Ausführung oder Un⸗ 
terlaſſung einer beſtimmten „Dienſthandlung“ gerichtet ſein 
muß, bleibt hier offen, ob das Tun des H. bloß vom Bereiche der 
Dienſthandlung ausgeſchaltet war, oder ob ſchon die Vor⸗ 
ausſetzung jedes Befehls, nämlich das Gebieten, d.h. die 
Willens über ordnung fehlte. Letzterenfalls könnte vielleicht eine 
Unſtimmigkeit in der Entſch. inſofern erblickt werden, als ja M., 
wie vom RG. betont wird, durch Mißbrauch ſeiner dienſtlichen 
Stellung H. angeſtiftet hat, ſo daß der Befehl als naheliegendſte 
Ausübung des Mißbrauchs in Betracht zu ziehen wäre. Immerhin 
iſt es aber durchaus denkbar und zur Erfüllung des Mißbrauchs 
i. S. des $ 115 ausreichend, daß der Vorgeſetzte ſtillſchweigend mit 
dem Übergewichte ſeiner Machtſtellung rechnet, ſein dienſtliches An⸗ 
ſehen dem Untergebenen 1 er ausſpielt und ſo durch den 
bloßen Druck der dienſtlichen Überlegenheit überhaupt vorſätzlich 
auf ihn einwirkt, ohne jedoch zur Erteilung eines Befehls 
überzugehen. Falls in unſerem Falle M. ſolche nn. geübt 
hat, iſt bei H. allerdings 847 Mil StB. unanwendbar. Im 
übrigen hätte ſich die Frage nach dem Befehl in Dienſtſachen hier 
möglicherweiſe durch einen Hinweis auf Satz 2 des § 47 umgehen 
laſſen; denn H. war doch ſicher bekannt, daß der ches 0 Befehl 
des M. eine Handlung betraf, welche ein militäriſches Verbrechen 
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des Auffordernden, daß das Verbrechen begangen werde, in 
ſeiner Außerung einen erkennbaren Ausdruck gefunden hat; 
die Auffaſſung des Aufgeforderten vom Sinn dieſer Außerung 
liegt außerhalb des geſetzlichen Tatbeſtands (RGSt. 30, 142; 
36, 229). Zum anderen iſt feſtgeſtellt, daß M. dem H. eine 
Fahrerpeitſche zur Begehung der Tätlichkeit überreicht, alſo 
den Willen zum Gebrauch dieſes gefährlichen Werkzeugs bei 
der Tat bekundet und daß H. den tätlichen Angriff auf den 
Vorgeſetzten mit der Peitſche entſprechend der Aufforderung 
ausgeführt hat, die M. unter Mißbrauch ſeiner dienſtlichen 
Stellung vorſätzlich an den Untergebenen gerichtet hatte. 
(2. Sen. v. 1. Juni 1933; 2 D 534/33.) [Hn.] 


II. Verfahren. 


23. 823 Abſ. 2 StPO. Die Beſorgnis einer 
Befangenheit greift regelmäßig gegenüber 
einem Richter Platz, in deſſen Tätigkeit ſich zwei 
Merkmale zuſammenfinden, nämlich das Vor⸗ 
gehen nach einem Plan, den der Richter unab⸗ 
hängig von der Weiſung eines anderen bildet 
und eine Beteiligung an der Sachgeſtaltung, die 
in der unmittelbaren Erforſchung der dem An- 
geklagten zur Laſt gelegten Tat beſteht.f) 

Eine den 88 178 ff. StPO. entſprechende gerichtliche Vor⸗ 
unterſuchung ſand in der Sache, in der das angef Urt. er⸗ 
gangen ift, nicht ſtatt. Die StA. legte dem Angekl. in der 
Anklageſchrift ein mit Steuerhinterziehung in Tateinheit zu⸗ 
ſammentreffendes Vergehen gegen das Biehfeuchen®. ſowie ein 
Verbrechen der Urkundenfälſchung, begangen durch fälſchliche 
Anfertigung dreier Pferde — Urſprungszeugniſſe, zur Laſt; 
ſie bezeichnete unter anderem die drei gefälſchten Urkunden 
und ein Notizbuch nebſt Briefen mit dem Anfügen als Be⸗ 
weismittel, daß eine Vergleichung mit den angeblich von der 
Hand des Angekl. herrührenden Briefen dieſen als den Ur⸗ 
heber auch der Zeugniſſe erkennen laſſe. Die Stra. beſchloß 


Zu 23. I. 1. Die vorſtehende Entſch. läßt ein Verfahren erkennen, 
deſſen Einzelheiten dem RG. offenbar auch nicht ganz klar waren, 
und das zum mindeſten etwas ſonderbar anmutet. Der Tatbeſtand iſt 
der folgende: Die Ste. hat in einer Anklageſache einen Eröffnungs⸗ 
beſchluß erlaſſen, gleichzeitig aber — wie das RG. annimmt — 
einem ihrer Mitglieder den Auftrag erteilt, den Angel. über gewiſſe, 
für die Entſch. des Falles maßgebende Umſtände zu befragen. Der er⸗ 
ſuchte Richter hat dieſen Auftrag, bezüglich deſſen ein Beſchluß der 
Strͤk. offenbar nicht ergangen iſt, wie es ſcheint, als ein Erſuchen 
um Vornahme einer Beweisaufnahme aufgefaßt. Denn er hat bei der 
Vernehmung des Angekl. einen Urkundsbeamten zugezogen und ein 
Vernehmungsprotokoll angefertigt. Auf dieſe Vernehmung hin hat die 
Str. einen Beſchluß erlaſſen, einen Sachverſtändigen durch einen 
erſuchten Richter zu vernehmen. 

2. a) Dies Vorgehen der Str. iſt rechtlich unſtatthaft. Da 
eine Vorunterſuchung nicht ſtattgefunden hatte, kann die Strͤ. zwar 
einzelne Beweiserhebungen zwecks beſſerer Aufklärung der Sachlage, 
aber nur gem. $ 202 StBD., mithin vor Erlaß des Eröffnungsbeſchluſſes 
anordnen. War dieſer aber einmal erlaſſen, ſo konnte nur nach Maß⸗ 
gabe der 88 223—225 SPD. verfahren werden, was hier nicht ge⸗ 
ſchehen iſt. So iſt eine Vernehmung des Angekl., ſo wie ſie er⸗ 
folgt iſt, nicht ſtatthaft. Eine formelle Vernehmung des Angekl. kann 
vielmehr nur dann erfolgen, wenn der Augekl. vom Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung entbunden ift. Eine informelle Befragung des Angel. 
mag an ſich im Hinblick auf die Hauptverhandlung zuläſſig ſein, 
namentlich wenn es ſich darum handelt, feſtzuſtellen, ob das Beſtreiten 
des Angelkl. die Heranziehung eines Sachverſtändigen notwendig mache. 
Allerdings liegt ja die Bereitſtellung des Beweismaterials in der 
Hand der Staatsanwaltſchaft (8 214 Abſ. 1 Stpo.). Aber da das 
Gericht auch die Initiativmöglichkeit befikt, Sachverſtändige heran⸗ 
zuziehen (8 73 StppD. ), ſo wird man ihm im Zwiſchenverfahren auch die 
Möglichkeit nicht abſprechen können, durch Erkundigungen feſtzuſtellen, 
wieweit eine Notwendigkeit zur Heranziehung von Sachverſtandigen 
beſteht. Zu einer formellen Vernehmung des Angekl. kann es aber 
nur unter der Vorausſetzung des § 233 Abſ. 2 Steß O. kommen. — 
Ebenfalls dürfte die Vernehmung des Sachverſtändigen ſo, wie 
ſie erfolgt iſt, nicht zuläſſig ſein. Auch ſie hätte nur als ſo⸗ 
genannte antizipierte Beweiserhebung unter den Vorausſetzungen des 
8 223 StpPO. erfolgen dürfen. Der mitgeteilte Tatbeſtand läßt in 
nichts darauf ſchließen, daß dies der Fall ift. Eine Erweiterung der 
durch § 223 gewährten Möglichkeiten durch die Praxis tt aber aus⸗ 
geſchloſſen, da die Beſtimmung als Aus nahmevorſchrift von dem 
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am 22. Okt. 1932 die Eröffnung des Hauptverfahrens. Am 
2. Nov. 1932 hörte der zum Berichterſtatter beſtellte Richter 
den Angekl. unter Zuziehung eines Urkundsbeamten der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle darüber, welche Bedeutung gewiſſe in dem Notiz⸗ 
buch eingetragene Vermerke haben und ob der Angekl. jene 
Briefe geſchrieben habe. Der Angekl. gab die verlangte Aus⸗ 
kunft; er erklärte, er habe die Briefe und mehrere den Akten 
einverleibte Eingaben geſchrieben, beſtritt, die Zeugniſſe an⸗ 
gefertigt zu haben, und ſchloß ſeine Ausſage mit den Worten: 
„mag ein Sachverſtändiger vernommen werden“. Noch an 
demſelben Tag faßte die Strͤ. den Beſchluß, daß ein in 
K. wohnhafter Sachverſtändiger durch einen erſuchten Richter 
darüber zu vernehmen ſei, ob jene Zeugniſſe von der Hand 
des Angekl. ausgeſtellt ſeien. Dann wurden der Eröffnungs⸗ 
beſchluß und der Beſchluß v. 2. Nov. dem Angekl. zugeſtellt. 
Der Richter, der den Angekl. am 2. Nov. befragt und ſeine 
Erklärung zur Niederſchrift gebracht hatte, wirkte hernach als 
Mitglied des erkennenden Gerichts beim Urteil mit. 

Der Senat erachtet dieſe Beſchwerde, der Verletzung der 
88 338 Nr. 2, 23 Abſ. 2 StPO. rügt, nicht für begründet. 

Zunächſt legt der Zuſammenhang der geſchilderten Ver⸗ 
fahrensvorgänge die Annahme nahe, daß die Str., als ſie 
am 22. Okt. die Eröffnung des Hauptverfahrens auf den Vor⸗ 
trag des Berichterſtatters beſchloß, ihm zugleich den Auftrag 
erteilte, durch Befragen des Angekl. zu erheben, ob dieſer ſich 
als den Schreiber der unter den Beweismitteln angeführten 
Briefe bekenne, und daß lediglich verfäumt wurde, der Er⸗ 
teilung des Auftrags in der Beſchlußurkunde Ausdruck zu 
verleihen. Iſt dies der Fall, ſo muß der behauptete Ver⸗ 
fahrensverſtoß ohne weiteres verneint werden. Denn nach der 
ſtändigen Rſpr. des RG. iſt der Richter, der eine Beweis⸗ 
erhebung nach der Eröffnung des Hauptverfahrens vor der 
Hauptverhandlung zufolge eines vom Gericht erteilten Auf⸗ 
trags vornimmt, nicht als Unterſuchungsrichter i. S. des 8 23 
Abf. 2 StPO. anzuſehen (RGRſpr. 2, 360; RG.: 23.9, 450). 

Aber ſelbſt wenn ein ſolcher Auftrag des Gerichts die 
Vornahme jener Beweiserhebung nicht veranlaßt, wenn der 


8 der Unmittelbarkeit ſelbſtverſtändlich eng ausgelegt wer⸗ 
en muß. 

b) Das RG. geht bei ſeiner Entſch. zunächſt von der Annahme 
aus, daß die Vornahme der durch Vernehmung des Angekl, erfolgten 
Beweisaufnahme auf einer Anordnung des Eröffnungsgerichtes beruht. 
Es ventiliert aber auch die Möglichkeit, daß der Vernehmungsrichter 
— es war der Berichterſtatter der Eröffnungskammer — kraft eigener 
ſelbſtändiger Entſchließung gehandelt hatte. Einem derartigen Vor⸗ 
gehen des Berichterſtatters würde aber, wie hervorgehoben zu wer⸗ 
den verdient, auch wirklich jede Rechtsgrundlage fehlen. Der Bericht⸗ 
erſtatter hat, wenn einmal der Eröffnungsbeſchluß erlaſſen iſt (und 
das war doch hier der Fall!), keinerlei ſelbſtändige Funktionen in der 
konkreten Sache, und das NG. hätte beſſer eine Möglichkeit nicht 
als ſolche erwähnt, deren Rechtswidrigkeit eigentlich nicht gut be⸗ 
zweifelt werden kann. 

e) Ob übrigens die im Vorſtehenden gekennzeichneten Berfah⸗ 
rensmängel mit der Rev. als Verletzung des Prinzipes der Unmittel⸗ 
barkeit gerügt werden können, iſt eine Frage, die wohl füglich ver⸗ 
neint werden muß. Jedenfalls könnte eine Rüge, da es ſich um die 
Verletzung von Prozeßvorſchriften handelt, die in dem Verfahren vor 
der Hauptverhandlung ſtattgefunden hat, nur dann Erfolg haben, wenn! 
der Beſchw§. in der Hauptverhandlung die Verletzungen im Zwiſchen⸗ 
verfahren ausdrücklich bemängelt hätte. Er hätte mithin die noch⸗ 
malige Vernehmung des Sachverſtändigen beantragen müſſen, und erſt 
wenn dieſer Antrag abgelehnt wäre, hätte eine Reviſionsrüge Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg gehabt (Lö we⸗Roſenberg 8 337 Anm. 7c). Die 
unrichtige Vernehmung des Angekl. kann dagegen niemals zu einer 
Reviſionsrüge führen, da auf dieſer Geſetzesverletzung das Urt. nicht 
beruht. 

II. Was die eigentliche zur Entſch. ſtehende Frage anbelangt, 
was unter der Führung einer Vorunterſuchung i. S. des § 23 Abi. 2 
SPD. zu verſtehen üt, fo kann den Ausführungen der vorſtehen⸗ 
den Entſch., die ji im Rahmen der bekannten Judikatur des RG. 
halten, beigepflichtet werden. Einmal kann 8 23 Abſ. 2 ſchon des⸗ 
halb nicht zur Anwendung kommen, weil unter dem Unterſuchungs⸗ 
richter der Unterſuchungsrichter im techniſchen Sinne (alſo auch der 
mit der Führung einer Vorunterſuchung gem. § 185 Satz 1 StR. 
betraute Amtsrichter!) zu verſtehen iſt, nicht aber jeder Richter, 
der mit der Vornahme einzelner Unterſuchungshandlungen be⸗ 
auftragt ift (etwa $ 185 Satz 2 StPO.). Einer erweiterten Aus⸗ 
legung des 8 23 Abſ. 2 fteht die Tatſache entgegen, daß 8 23 eine 
Aus nahmevorſchrift und daher eng auszulegen iſt. Richtig charakte⸗ 
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Richter dieſe vielmehr kraft eigener, ſelbſtändiger Entſchließung 
bewirkt haben ſollte, ſo könnte ſeiner Leiſtung in der Ver⸗ 
nehmung v. 2. Nov. doch nicht die Bedeutung beigemeſſen 
werden, die der Führung einer Vorunterſuchung zukommt. 
Die Vorſchr. des § 23 Abf. 2 StPO. über den Ausſchluß des 
Unterſuchungsrichters von der Mitwirkung beim Urteil beruht 
auf der Erwägung, daß die Beſorgnis einer Voreingenommen⸗ 
heit, die aus einer beſtimmten Meinung hinſichtlich der Täter⸗ 
ſchaft und Schuld hervorgeht, regelmäßig gegenüber dem 
Richter Platz greift, in deſſen Tätigkeit ſich zwei Merkmale 
zuſammenfinden, nämlich das Vorgehen nach einem Plan, 
den der Richter unabhängig von der Weiſung eines anderen 
bildet, und der Beitrag zur Sachgeſtaltung, der in der un⸗ 
mittelbaren Erforſchung der dem Angekl. zur Laſt gelegten 
Tat beſteht. Sollte die vom Berichterſtatter beſorgte Be⸗ 
fragung des Angekl. das erſtere Merkmal aufweiſen, ſo würde 
es doch am anderen fehlen. Denn ſie bezweckte im weſentlichen 
nur die Feſtſtellung einer nicht zum Tatbeſtand der ſtraf⸗ 
baren Handlung gehörigen bloßen Hilfstatſache und diente 
nur der Vorbereitung des Beſchluſſes des Gerichts über eine 
vom erſuchten Richter auszuführende Beweisaufnahme, die ſich 
ihrerſeits erſt der Aufklärung der Tat zuwenden ſollte. Das 
RG. hat bezüglich einzelner vom Unterſuchungsrichter ſelbſt 
im Rahmen der Vorunterſuchung vorgenommener Verfahrens⸗ 
handlungen, die nicht in den Klageſtoff eindringen, ſondern 
nur den äußeren Verlauf beſtimmen, ausgeſprochen, daß ſie 
nicht als Führung der Vorunterſuchung gekennzeichnet ſeien 
(RGSt. 28, 358; 61, 415; RG.: Jurqdſch. HöchſtRRſpr. 
Bd. 8 Nr. 688). Die entſprechende Anwendung dieſes Grund⸗ 
ſatzes rechtfertigt die Auffaſſung, daß die vom Berichterſtatter 
in der vorl. Sache entfaltete Tätigkeit um ihres Inhalts 
willen nicht geeignet war, die Beſorgnis der Befangenheit zu 
begründen, die den Geſetzgeber dazu bewogen hat, die Vor⸗ 
ſchrift des §S 23 Abſ. 2 StPO. aufzuſtellen. 

(2. Sen. v. 11. Mai 1933; 2 D 439/33.) At.] 


24. 824 StPO. Bei Entſcheidung über ein 
Ablehnungsgeſuch kommt es darauf an, ob vom 
Standpunkte des Ablehnenden aus ein vernünf⸗ 
tiger Grund zum Mißtrauen gegen die Unbe⸗ 
fangenheit des abgelehnten Richters vorhan- 


den iſt. 
(1. Sen. v. 16. Mai 1933; 1D 418/33.) [On.] 

25. 8238 StPO. Lichtbilder können ohne 
einen eine Augenſcheinseinnahme anordnenden 
Beſchluß den Geſchworenen vorgelegt werden. 

In der Sitzungsniederſchrift iſt allerdings nicht beur⸗ 
kundet, daß die in der Hauptakte enthaltenen 11 Lichtbilder 
zum Gegenſtand der Beweisaufnahme gemacht worden ſind. 
Nach den dienſtlichen Erklärungen des Vorſitzenden und des 
Protokollführers, die ſich inſoweit als eine Berichtigung der 
Sitzungsniederſchrift darſtellen, iſt dies jedoch geſchehen. Die 
Lichtbilder ſind gelegentlich der Vernehmung des Zeugen L. 
den beiſitzenden Richtern und Geſchworenen zur Beſichtigung 
ausgehändigt worden. Die erſt nach der Erhebung der Ver⸗ 
fahrensbeſchwerde erfolgte Berichtigung der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift kann, weil fie die Behauptung der Rev. beſtätigt, von 
dem Rev. berückſichtigt werden. Hiernach ift die Beweis⸗ 
aufnahme auf die erörterten Lichtbilder in der Weiſe erſtreckt 
worden, daß an ihnen der Augenſchein eingenommen worden 
iſt. Eines die Augenſcheinseinnahme anordnenden Gerichts⸗ 
beſchluſſes bedurfte es nicht. Vielmehr konnte der Vorſitzende 
kraft ſeiner ſich aus § 238 Abſ. 1 StpßO. ergebenden Befug⸗ 


riſiert das RG. aber auch das Führen der Vorunterſuchung dahin, 
daß der die Unterſuchung führt, der nach einem ſelbſtändig aufge⸗ 
ſtellten Plan vorgeht, und dabei an der Sachgeſtaltung ſo mitwirkt, 
daß er die dem Angekl. zur Laſt gelegte Tat unmittelbar erforscht. 
Da nun die Eröffnung der Vorunterſuchung ihre Führung bedingt und 
dieſer daher vorausgeht, jo ergibt ſich, daß der, der nur die Unter⸗ 
ſuchung eröffnet, dieſe nicht führt und daher nicht unter 8 23 Abſ. 2 
SPD. Auch in dieſer Beziehung kann der Judikatur des RG. nur 
beigepflichtet werden. Die gegen ſie in der Literatur erfolgten Be⸗ 
denken greifen nicht durch (vgl. etwa Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., 
523 Aum. 7 a). Prof. Heinrich Gerland, Jena. 
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niſſe zur Leitung der Verhandlung und Aufnahme des Be⸗ 
weiſes die Augenſcheinseinnahme, ſolange kein Prozeßbetei⸗ 
ligter widerſprach, ohne weiteres veranlaſſen. In welchem 
Umfange ein Beweismittel bei der Beweisaufnahme zu ver⸗ 
werten iſt, beſtimmt zunächſt der Vorſitzende. Hält ein Prozeß⸗ 
beteiligter eine weitere Verwertung für geboten, ſo hat er ent⸗ 
ſprechende Anträge zu ſtellen; im Falle ihrer Ablehnung kann 
er durch Herbeiführung eines Gerichtsbeſchluſſes gemäß 8 238 
Abſ. 2 SPD. auf die erweiterte Verwertung hinwirken. Nach 
den erörterten dienſtlichen Erklärungen haben der Angekl. 
und ſein Verteidiger geſehen, daß die Lichtbilder „herum⸗ 
gezeigt wurden“. Die Rev. beſtreitet dies ſelbſt nicht; ſie be⸗ 
hauptet ſogar, daß ein Geſchworener zu ſeinem Nebenmann 
Bemerkungen über die auf den Lichtbildern wiedergegebenen 
Vorgänge gemacht habe. Dann wäre es aber Sache des An⸗ 
geklagten oder ſeines Verteidigers geweſen, die Vorlegung der 
Lichtbilder auch an ſie ſelbſt zu beantragen, wenn ſie dies als 
im Intereſſe der Verteidigung des Angekl. liegend erachtet 
hätten. Daß dahingehende Anträge geſtellt worden ſeien, be⸗ 
hauptet die Rev. ſelbſt nicht. Auch hat kein Prozeßbeteiligter 
gegen die Echtheit und Richtigkeit der Lichtbilder irgendwelche 
Einwendungen erhoben. Dann liegt aber der behauptete Ver⸗ 
fahrensverſtoß nicht vor. 


(2. Sen. v. 22. Mai 1933; 3 D 494/33.) W. 


26. 8244 StPO. Ein Beweisſatz mit „ob“ 
deutet nicht ohne weiteres auf einen Beweis⸗ 
ermittlungsantrag hin. 

Die Ablehnung des Antrags, A. und J. als Zeugen zu 
vernehmen, beruht auf einem Verfahrensverſtoß. Sie ſollten 
darüber vernommen werden, „ob ſie den Angekl. in den 
Räumen der Bank geſehen haben und ob ſie von D. etwas 
über das Engagement eines Angeſtellten mit Maſchine gehört 
haben“. Das Gericht hat den Antrag als einen unzuläſſigen 
Beweisermittlungsantrag beurteilt. 

Erſichtlich wollte der Verteidiger, obgleich er die Be⸗ 
weisſätze mit „ob“ und nicht mit „daß“ eingeleitet hat, eine 
beſtimmte Behauptung auf und unter Beweis ſtellen, mag dieſe 
auch nur auf einer Vermutung beruht haben (RGSt. 64, 
432). Der Beweis, falls er geführt würde, ſollte nicht dem 
Zweck dienen, hieran eine neue Behauptung zu knüpfen und 
einen neuen Beweis zu beantragen, ſondern offenbar das Ge⸗ 
richt beſtimmen, dem Angekl. zu glauben, daß ihn D. „mit 
Maſchine“ angeſtellt habe und daß die Maſchine ſpäter von 
einem Unbekannten bei ihm abgeholt worden ſei. Danach war 
es ein echter Beweisantrag. Die Begründung der Ablehnung 
iſt deshalb verfehlt. 

(2. Sen. v. 24. Mai 1933; 2 D 512/33.) W.] 


27. 8 244 StPO. Das Gericht muß auch ſolche 
Anträge beſcheiden, die der Verteidiger unab⸗ 
hängig und vielleicht auch im Widerſpruch zu 
den Angaben des Angekl. geſtellt hat. 

Selbſt wenn der Angekl. in der Berufungsverhandlung 
die Schulden nicht beſtritten und die zu hohe Bezifferung der 
Schuld K.s zugegeben hat, war das Gericht nicht der Ver⸗ 
pflichtung überhoben, den Antrag des Verteidigers zu 
beſcheiden, der unabhängig und auch im Widerſpruch zu den 
Angaben des Angekl. Anträge zu deſſen Entlaſtung ſtellen 
konnte. 

(2. Sen. v. 22. Mai 1933; 2 D 1137/2.) W.] 


28. „Tat i. S. des 8264 StPO. bedeutet den 
ganzen geſchichtlichen Vorgang des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes, wie er ſich nach dem Gang der Haupt⸗ 
verhandlung darſtellt (vgl. RG St. 65, 109 u. 292). 
Auch ein anderes Tun des Angekl., als es gerade 
in dem Eröffnungsbeſchluß bezeichnet iſt, ge» 
nügt, wenn es nur ſeine Beteiligung am Ge⸗ 
ſchehnis des Eröffnungsbeſchlußſes betrifft, 
ohne daß die natürliche Handlungseinheit be⸗ 
rührt wird (vgl. RGSt. 66, 138). 

(1. Sen. v. 13. Juni 1933; 1 D 530/33.) [Hn.] 


ne 
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Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Anh. 8 153 preuß. Allg Ger O. In dem ehemaligen 
Geltungs bereiche der preuß. Allg Ger O. kann der Gläubiger 
einer vollſtreckbaren Forderung die Eintragung einer 
Zwangshypothek im Wege der Vollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen einer Stadtgemeinde erſt bean⸗ 
tragen, wenn er durch eine Entſcheidung oder Beſcheini⸗ 
gung des Vollſtreckungsgerichts nachweiſt, daß die ſe Art 
der Vollſtreckung gemäß Anh. 8153 AligGerd. zugelaſſen 
worden iſt. f) 

Die Beſchw F. beantragte bei dem GBA, auf Grund des von ihr 
gegen die Stadtgemeinde G. (Weſtfalen) erwirkten, vorläufig vollſtrech⸗ 
baren Urt. auf den Grundſtücken der Stadtgemeinde Sicherungshypo⸗ 
theken einzutragen. Der Grundbuchrichter lehnte den Antrag ab, weil 
die erforderliche Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes nicht beigebracht 
ſei. Die weitere Beſchw. iſt zurückgewieſen worden. 

Nach 815 Nr. 3 EOZPO. bleiben unberührt die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderun⸗ 
gen gegen den Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechts oder eine unter der Verwaltung einer öffentlichen 
Behörde ſtehenden Körperſchaft oder Stiftung, ſoweit nicht dingliche 
Rechte verfolgt werden. An die Stelle der Vorſchr. der ZPO. treten 
hiernach für die erwähnten Zwangsvollſtreckungen die elwa vorhan⸗ 
denen landesgeſetzlichen Vorſchr., und zwar kommen auf Grund des 
Vorbehalts auch diejenigen landesgeſetzlichen Vorſchr. zur Anwendung, 
die ſich auf die Zwangsvollſtrechung in das unbewegliche Vermögen 
beziehen. Da der 8 15 Nr. 3 Ech D. die landesgeſetzlichen Vorſchr. 
über die Zwangsvollſtreckung ſchlechthin unberührt läßt, ſo beſtimmt 
ſich nach ihnen nicht nur die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung, 
ſondern auch das bei der Vollſtreckung einzuhaltende Verfahren und 
die Zuſtändigkeit der für die Vollſtreckung in Betracht kommenden 
Stellen (Stein⸗Jonas, 12./13. Aufl., 8 15 EG ZPO. Anm. 3; 
Förſter⸗Kann, 3. Aufl., $ 15 Ech ZPO. Anm. zu Nr. 3). 

Eine Beſchränkung beſteht nur dahin, daß die landesgeſetzlichen 
Vorſchr. die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen betreffen 
müſſen und nicht die Zwangsvollſtreckung wegen dinglicher Rechte zum 
Gegenſtand haben dürfen. . 4 

In dem ehemaligen Geltungsgebiete der preuß. AulgGer O., zu 
dem auch die bier in Betracht kommende Provinz Weſtfalen gehört 
(ogl. Baſch, 2. Aufl., AlgGerd. S. XI; Hein, 2. Aufl., Handbuch 
der Zwangsvollſtreckung S. 261), bleibt daher für die in 8 15 Nr. 3 
ESZRD. aufgeführten Zwangsvollſtreckungen u. a. Anh. § 105 Aug⸗ 
Ger O. maßgebend. Dieſer beſtimmt: „Soll gegen Stadt⸗ oder Dorf⸗ 
gemeinden, oder gegen eine ganze Klaſſe von Mitgliedern derſelben, 
oder ſonſt gegen eine moraliſche Perſon, eine Exekution (Zwangs⸗ 
vollſtreckung) vollſtreckt werden, ſo müſſen die Gerichte über die Art, 
wie ſolche ohne gänzlichen Ruin der Schuldner zu realiſieren iſt, 
jederzeit mit der Regierung Rücksprache halten, und wenn ſie ſich 
mit dieſer über die zu nehmenden Maßregeln nicht vereinigen kon⸗ 
nen, die Exekution ausſetzen und die Vorbeſcheidung des Juſtchein. 
einholen.“ Eine Abänderung und Ergänzung hat die genannte Vorſchr. 
durch 8 17 Nr. 4 des f der Monarchie er⸗ 


„für den geſamten Umfang 
laſſenen preuß. Geſ. über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und 


Zu 1. Der Beſchluß des KG. iſt ergangen am 7. Juli 1932. 
Durch die PrVO. zur Vereinfachung und Verbilligung der Ver⸗ 
waltung v. 3. Sept. 1932 iſt das Zwangsvollſtreckungs⸗ 
recht gegen Gemeinden und Gemeindeverbande 
neu geregelt worden. Ich verweiſe auf meine Ausführun⸗ 
gen: JW. 1932, 3232; 1933, 1169 und 1505. Soweit alſo die 
Entſch. auf Anh. § 153 PrAllgcger O. geſtützt iſt, iſt fie nicht mehr 
von praktiſcher Bedeutung. Andererſeits ſind jedoch aus der Entſch. 
A herauszuſchälen, die auch für das durch 8 43 BO. v. 
8. Sept. 1932 geregelte Verfahren von Bedeutung ſind. 

§ 15 Nr. 13 EH BGB. läßt die landesrechtlichen Vorſchr. un⸗ 
berührt, die die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen gegen 
den Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffent⸗ 
lichen Rechts uſw. betreffen, ſoweitnichtdingliche Rechte 
verfolgt werden. 0 war in dem von dem Mb, ent» 
ſchiedenen Fall, ob wegen einer Geldforderung (alſo nicht dinglichen 
Forderung) ein dingliches Recht (Zwangshypothet) eingetragen 
werden kann, ob alſo einer derartigen Eintragung nicht entgegen⸗ 
ſteht die Vorſchr des g 15 Abf. 3 EÖZBO,, daß auf Grund landes. 
rechtlicher Vorſchr. dingliche Rechte nicht verfolgt werden können. 
Das KG. kommt unter Zugrundelegung der bisherigen Vorſchr. 
zutreffenderweiſe zu der Auffaſſung, daß auch, wenn es ſich um 
die Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung handelt, eine 
Zwangshypothet eingetragen werden kann. 

Es fragt ſich nun, ob dieſer Grundſatz auch Geltung at unter 
Berückſichtigung der neuen Vorſchr. Nach § 43 a. a. O. beſchließt der 
BezAusſch. über die Art und Weile der Stoangsbollftredung. Iſt 
dann ein Beſchluß des BezAusſch. ergangen, fo finden im u rigen 
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Verwaltungsgerichtsbehörden v. 1. Aug. 1883 (GS. 237) erfahren. 
Dort iſt angeordnet: „Der Bezirksausſchuß beſchließt an Stelle der 
Aufſichtsbehörde über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung 
wegen Geldforderungen gegen Stadtgemeinden ($ 15 zu 4 EG ZPO.)“ 
Aus dieſen Vorſchr. geht hervor, daß der Gläubiger, welcher eine voll- 
ſtrechbare Forderung gegen eine im ehemaligen Geltungsbereich der 
preuß. AllgGGer O. gelegenen Stadtgemeinde hat, nicht in der Lage iſt, 
von ſich aus die Art der Zwangsvollſtrechung zu beſtimmen. Er Rann 
alfo nicht aus eigener Entſchließung die Vollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen der Stadtgemeinde wählen. Der Gläubiger hat ſich 
vielmehr gemäß Anh. § 153 an das Gericht zu wenden und bei ihm 
die Vollſtreckung gegen die Stadtgemeinde zu beantragen (ogl. auch 
Allg fg. v. 24. März 1882, IMBl. 59). Das Gericht hat ſich als⸗ 
dann mit dem Bezirksausſchuß in Verbindung zu ſetzen, der über die 
Art der Vollſtreckung zu beſchließen hat. Erſt wenn zwiſchen Gericht 
und Bezirksausſchuß ein Einvernehmen darüber erzielt iſt, daß die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen der Stadtgemeinde 
ſtattfinden ſoll, kann die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen nach den Vorſchr. der ZPO. vorgenommen werden, alſo 
der Gläubiger die Eintragung einer Zwangshypothek gemäß 8 866 
ZPO. beantragen. Eine andere Stellungnahme wäre nur möglich, 
wenn der 8 153 Anh. nur die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen der Stadtgemeinde beträfe. Das KG. hat aber dieſe Auf⸗ 
faſſung ſchon in der Entſch.: KJ. 2, 119 abgelehnt und dort aus⸗ 
geſprochen, daß die erwähnte Vorſchr. auch bei der Eintragung von 
Judikatforderungen anzuwenden iſt. Dieſer Standpunkt iſt auch auf⸗ 
rechtzuerhalten. Der 8 153 Anh. ſchreibt das dort geregelte Verfahren 
ſchlechthin für den Fall vor, daß gegen eine Stadtgemeinde eine Exe⸗ 
kution vollſtreckt werden ſoll. In dieſem gegen die Stadtgemeinde ein⸗ 
zuleitenden Vollſtreckungsverfahren ift es allerdings den Gerichten zur 
Pflicht gemacht, im Einvernehmen mit dem Bezirksausſchuß die Art 
der Vollſtreckung zu beſtimmen, die ohne gänzlichen Ruin der Stadt⸗ 
gemeinde zu realiſieren iſt. Dieſe vorgeſchriebene Rückſichtnahme auf 
die Wirkung, welche die Vollſtreckung auf die wirtſchaftliche Lage der 
Stadtgemeinde ausübt, wird gerade in vielen Fällen dazu führen, die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen als die geeignete, 
die Stadtgemeinde am wenigſten gefährdende Art der Vollſtreckung an⸗ 
zuordnen, da durch ſie dem Gläubiger zunächſt nur eine dingliche 
Sicherheit für ſeine vollſtrechbare Forderung verſchafft wird, eine 
Sicherheit, zu der auch die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
Vermögen gelangt, z. B. wenn Forderungen der Stadtgemeinde gegen 
andere gepfändet werden; denn alsdann erwirbt der Pfandgläubiger 
ein Pfändungspfandrecht an den gepfändeten Forderungen (8 804 
Abſ. 1 ZPD.). Aus der Veſt., daß bei der Wahl der Vollſtreckungsart 
darguf Bedacht zu nehmen iſt, daß die Vollſtreckung ohne gänzlichen 
Ruin der Schuldner durchgeführt werde, ift hiernach nichts dafür zu 
entnehmen, daß die Vorſchr. des Anh. 8 153 nur auf die Voll⸗ 
ſtrechung in das bewegliche Vermögen Anwendung finde. 

Die vorſtehenden Erwägungen ergeben zugleich, daß nicht das 
GBA. das Gericht fein kann, welches durch die Fühlungnahme mit 
dem Bezirksausſchuß die Art der Vollſtreckung zu beſtimmen hat. 
Denn das GBA. kommt für eine Zwangsvollſtrechungstätigkeit erſt 
in Betracht, nachdem durch die Einigung von Gericht und Bezirks⸗ 
ausſchuß die Vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen durch Ein⸗ 
tragung einer Zwangshypothek als die geeignete Art der Vouſtreckung 


die für die Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchr der ZPO. An⸗ 
wendung. Aufgabe des BezAusſch. iſt es alſo, über die Art und 
Weiſe der Zwangsvollſtreckung zu beſchließen, insbeſ. auch zu be⸗ 
ſtimmen, in welche Vermögensgegenſtände die Zwangsvollſtreckung 
zugelaſſen werden ſoll. Der BezAusſch. kann daher auch einen Be⸗ 
ſchluß dahin faſſen, daß im Wege der Zwangsvollſtreckung eine 
Hypothek in ein der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes ge⸗ 
höriges Grundſtück eingetragen wird. Die Zuſtändigkeit für die 
Eintragung regelt ſich jetzt nach den reichsrechtlichen Vorſchr. der 
3 O. Es find daher die Ausführungen des KG. über die Frage, 
ob das allgemeine Vollſtreckungsgericht gem. 5 764 ZPO. oder das 
GBA. als Vollſtreckungsgericht zuſtändig iſt, überholt. Entſprechend 
der früheren Regelung, nach der das Vollſtreckungsgericht ſich mit 
dem BezAusſch. in Fühlung ſetzen mußte, kommt das KG. zu⸗ 
treffend zu der Auffaſſung, daß für dieſe Maßnahme das allgemeine 
Vollſtreckungsgericht zuſtändig iſt. Dieſes hat dann auch die Be⸗ 
ſcheinigung zu erteilen, daß die Eintragung einer Zwangshypothet 
zuläſſig iſt. Erſt auf Grund dieſer von dem allgemeinen Voll 
ſtreckungsgericht erteilten aa konnte der Gläubiger den 
Antrag gem. § 867 ZPO. an das GBA. ſtellen. 

Nach der neuen Anna a der BezAusſch., ohne daß 
das allgemeine Vollſtreckungsgericht ſich mit ihm in Fühlung ge⸗ 
ſetzt hat, und erteilt auch die Beſcheinigung, deren Ausſtellung bis⸗ 
her dem letzteren 2 850 Der Antrag des Gläubigers iſt daher nun⸗ 
mehr gem. § 867 ZPO. unmittelbar an das GBA, das hier dann 
als Vollſtreckungsgericht fungiert (vgl. Stein⸗ Jonas, 330. 
8867 Anm. I), zu ſtellen, ſobald die Beſcheinigung des BezAusſch. 
vorliegt. RA. Dr. von Bremen, Berlin. 
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feſtgeſetzt worden iſt. Als Gericht, durch welches die erwähnte Klärung 
herbeizuführen iſt, und bei welchem die Vollſtreckung gegen die Stadt⸗ 
gemeinde zu beantragen iſt, muß daher das Gericht gelten, zu deſſen 
Zuſtändigkeit die den Gerichten zugewieſene Anordnung von Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen und Mitwirkung bei ſolchen gehört (8 764 
Abſ. 1 ZPO.). Gemäß § 764 ZRO. iſt daher das Vollſtreckungsgericht 
die Stelle, bei der die Vollſtreckung gegen die Stadtgemeinde zu be⸗ 
antragen iſt, und welche die Verſtändigung über die Art der Voll⸗ 
ſtreckung durch Fühlungnahme mit dem Bezirksausſchuß herbeizu⸗ 
zuführen hat. Auf dieſem Standpunkte ſteht auch RG.: JW. 1889, 
287 44. Daraus folgt weiter, daß die Eintragung einer Zwangshypo⸗ 
thek im Wege der Vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen der 
Stadtgemeinde von dem Gläubiger erſt beantragt werden kann, wenn 
er durch eine Entſch. oder Beſcheinigung des Vollſtreckungsgerichts 
nachweiſt, daß gemäß Anh. 8 153 AllgGerO. dieſe Art der Voll⸗ 
ſtreckung zugelaſſen iſt. Ebenſo Oberneck, 2. Aufl., Reichsgrund⸗ 
buchrecht 2, 452; Tur nau⸗Förſter 1, 1051; Reincke⸗Wien⸗ 
ſtein, ZPO. 8 764 Anm. 1 b. Die gegenteilige Anſicht von Güthe⸗ 
Triebel (5. Aufl., 8 19 Anm. 107 Abſ. 7), daß der Gläubiger 
ſich ſelbſt an den Bezirksausſchuß zu wenden habe, läßt ſich mit 
Anh. § 153 nicht vereinbaren, der auch inſoweit unberührt geblieben 
iſt, als er das Verfahren bei der Vollſtreckung gegen Stadtgemein⸗ 
den regelt. Dieſer für die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen erforderliche Nachweis iſt hier nicht er⸗ 
bracht; er kann auch nicht erbracht werden, da die BeſchwF. ſich 
bisher überhaupt noch nicht an das Vollſtreckungsgericht gewendet hat. 

Die Ausführungen der weiteren Beſchw. ſind nicht geeignet, 
den hier eingenommenen Rechtsſtandpunkt zu erſchüttern. Richtig iſt, 
daß die Stadtgemeinde grundſätzlich nicht gehindert wäre, für voll⸗ 
ſtreckbare wie auch für andere Geldforderungen an ihren Grund⸗ 
ſtücken den Gläubigern freiwillig durch rechtsgeſchäftliche 
Beſtellung einer Hypothek Sicherheit einzuräumen, ohne dazu nach 
849 der Weſtfäl. Städte. v. 19. März 1856 (GS. 237) der Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde zu bedürfen (vgl. auch Güthe⸗ 
Triebel, 5. Aufl., S. 2059/60). Ebenſo könnte die Stadtgemeinde 
den Gläubiger einer vollſtreckbaren Geldforderung auch freiwillig 
durch Zahlung befriedigen, ohne daß dazu die Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde erforderlich wäre. Etwas anderes iſt es jedoch, wenn 
die Einräumung der Sicherheit oder die Befriedigung im Wege der 
Zwangsvollſtreckhung erzwungen werden ſoll. Alsdann greift die 
Vorſchr. des Anh. 8 153 AllgGer O. ein. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 7. Juli 1932, 1 X 442/32.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Karge, Berlin, 
* 


2. Der Begriff der Einigung im 81 des Gef. über 
die religiöfe Kindererziehung v. 15. Juli 1921 (RGBl. 939). 

Eine bei der Eheſchließung getroffene Vereinbarung der Eltern 
über die religiöſe Erziehung der erſt zu zeugenden Kinder iſt keine 
Einigung i. S. des § 1 RelKindeErzcG. Sie kann erſt nach der Ge⸗ 
burt des Kindes ſtattfinden. Dagegen iſt eine Einigung z. B. auf das 
Ratholifche Bekenntnis in der katholiſchen Taufe zu erblicken. 


(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 8. Jan. 1932, la X 1546/31.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. v. Rozycki, Schneidemühl. 
* 


3. 888,16 PrNotar Geb O.; Art. 24 Durchf VO. z. Aufw G. 
Für die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel aus einer auf 
Papiermark laufenden notariellen Urkunde in Höhe des 
Aufwertungsbetrages iſt eine Gebühr nicht zu erheben. 

Die Anwendung des 8 16 PrNotarGebO. iſt hier deshalb nicht 
möglich, weil die Fälle, in denen bei Erteilung einer Vollſtreckungs⸗ 
klauſel eine Notariatsgebühr verlangt werden kann, in 8 8 Notar⸗ 
Gebo. erſchöpfend aufgezählt find (vgl. das Wort „nur“ in 88 
NotarGebO.). Aus der vom Notar angeführten Stelle im Kommentar 
von Beushauſen ($ 16 Anm. 1e) ergibt ſich nichts anderes; 
dort iſt als ein nach § 16 a. a. O. gebührenpflichtiges Geſchäft die 
Prüfung des Hypothekenbriefes genannt; auch dabei iſt aber, wie der 
Senat in ſtändiger Rſpr. angenommen hat, erforderlich, daß es ſich 
um eine ſolche Tätigkeit des Notars handelt, der die Bedeutung eines 
ſelbſtändigen Geſchäftes zukommt (3. B. KG.: 1a X 282/14; 
1a X 609/27; 1a X 9/28; 1a X 87/88/28; 1a X 263/29; 
1a X 323/30). Die hier vorgenommene Prüfung des Aufwertungs⸗ 
betrages nach den Vorſchriften des Art. 24 DurchfVO. z. Aufin®. 
ſtellt jedoch lediglich eine vorbereitende Nebentätigkeit gelegentlich der 
Ausſtellung der Vollſtreckungsklauſel dar. 

Beushauſen ſpricht nun zwar an anderer Stelle (Anm. zu 
88 a. a. O.; S. 101) die Anſicht aus, daß im Falle des Art. 24 
DurchfVO. eine Gebühr nach § 16 a. a. O. erhoben werden könne; 
zur Begründung ſeiner Anſicht weiſt er darauf hin, daß die Durchf⸗ 
BD. z. AufwG. erſt nach der PrNotarchebO. ergangen iſt. Doch 
kann auch dieſer Geſichtspunkt gegenüber dem eindeutigen Wort⸗ 
laut des 8 8 a. a. O. nicht ausſchlaggebend fein. 

Es kommt daher lediglich die Möglichkeit in Frage, eine Ge 
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bühr nach 88 a. a. O. zu erheben. Nach dieſer Vorſchrift iſt die Er⸗ 
teilung vollſtrechbarer Ausfertigungen grundſätzlich gebührenfrei; nur 
dann wird eine Gebühr erhoben, wenn die Vorausſetzungen des 
8726 oder 8 727 ZPO. zutreffen. Hier kommt nur die Beſtimmung 
des 8726 Abſ. 1 ZPO. i. Verb. m. 8795 ZPO. in Betracht. Sie 
regelt die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel in den Fällen, in 
denen die Vollſtreckung nach dem Inhalt des Schuldtitels von dem 
durch den Gläubiger zu beweiſenden Eintritt einer anderen Tatſache 
als einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheitsleiſtung abhängt. 
Dieſe Vorausſetzungen liegen hier nicht vor. 

Die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen von Schuldtiteln, 
die auf Papiermark lauten, in Höhe des Aufwertungsbetrages, iſt 
in Art. 24 Durchf VO. v. 29. Nov. 1925 z. AufwG. geregelt. Danach 
iſt für die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel allerdings notwendig, 
daß der Aufwertungsbetrag im Grundbuch eingetragen und ſeit der 
Eintragung ein Monat verſtrichen iſt. Es handelt ſich hierbei aber 
nicht um Tatſachen, von denen die Vollſtreckung uach dem Inhalt 
des Schuldtitels abhängt. 

Unter die Vorſchrift des § 726 Abſ. 1 ZPO. fallende Beiſpiele 
find u. a. (vgl. Baumbach, Komm. z. ZPO., 6. Aufl., 8 726 1 Ba): 
Vorleiſtung des Gläubigers, Eintritt einer aufſchiebenden Bedingung 
oder nicht kalendermäßigen Befriſtung, Kündigung, Rechtskraft oder 
Vorbehaltloswerden von Schuldtiteln gemäß 8 10 Anf®., Ber 
ſchaffung eines Erſatzraumes bei Urteilen aus § 4 Abſ. 1 MietSchG. 
Allen dieſen Beiſpielen iſt gemeinſam, daß die Tatſachen, von denen 
die Vollſtreckung jeweils abhängt, aus den Schuldtiteln — wenigſtens 
mittelbar — ſelbſt hervorgehen, ſo daß mit ihrem Eintritt bereits 
zur Zeit der Entſtehung der Schuldtitel zu rechnen iſt. Dies iſt auch 
bei dem vom Vorſtand des Notarvereins angeführten Beiſpiel der 
Fall, daß ſich ein Bevollmächtigter der Zwangsvollſtreckung 
unterwirft. Die „Tatſache“, daß die Unterwerfung durch einen Be⸗ 
vollmächtigten vorgenommen worden iſt, ergibt ſich aus dem Inhalt 
des Schuldtitels; da die Wirkſamkeit der Verpflichtung von dem 
Vorhandenſein einer Vollmacht abhängt, iſt der Nachweis, daß Voll⸗ 
macht wirklich erteilt worden iſt, nach 8 725 Abſ. 1 ZPO. zu 
erbringen. 

In dem hier zur Entſcheidung ſtehenden Fall dagegen konnte 
zur Zeit der Entſtehung des Schuldtitels (i. J. 1919) mit den Tat⸗ 
ſachen, von denen auf Grund von Art. 24 a. a. O. die Vollſtreckung 
abhängt, noch nicht gerechnet werden, und der Eintritt dieſer Tat⸗ 
ſachen konnte daher auch nicht „nach dem Inhalt des Schuldtitels“ 
Vorausſetzung für die Zwangsvollſtreckung ſein. Wie auch Mügel, 
Das geſamte Aufwertungsrecht, 5. Aufl., Anm. 2 zu Art. 24 Durchf⸗ 
VO. S. 1109, annimmt, iſt hier die Vollſtreckung nach dem Inhalt 
des Schuldtitels unbedingt; es hat lediglich eine andere Bezifferung 
des Vollſtreckungsbetrages zu erfolgen. Die Vorausſetzungen der Vor⸗ 
ſchriften der 8726 Abſ. 1 ZPO., 88 NotarGebO. find ſomit 
nicht erfüllt. 

Auch eine entſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften iſt 
nicht möglich, da nach 88 NotarckebO. eine Gebührenerhebung bei 
Erteilung einer vollſtrechbaren Ausfertigung nur ausnahmsweiſe zu⸗ 
läſſig iſt und Ausnahmevorſchriften im allgemeinen nicht entſprechend 
angewandt werden dürfen. Von dieſem Grundſatz hier abzugehen, be⸗ 
ſteht um fo weniger Anlaß, als die in Art. 24 DurchfVO. z. Aufn®. 
vorgeſehene Prüfung dem Notar im allgemeinen keine erhebliche 
Mehrarbeit verurſacht. 


(KG., ZivSen. la, Beſchl. v. 19. Mai 1933, 1a X 529/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


* 


4. VO. v. 12. Sept. 1931 bzw. 25. Nov. 1932 betr. die 
Gebührenabgabe der Notare (PrGS. 1931, 179; 1932, 369). 
Hat der Notar für feine außerhalb der Geſchäftsraume 
vorgenommene Tatigkeit ein Geſamthonorar vereinbart, 
fo ift die Abgabe an die Staatskaſſe von der vollen ver- 
einbarten Vergütung zu berechnen, ohne daß ein Betrag 
in Höhe der Wegegebühr außer Betracht zu bleiben hat. 

Die Wegegebühr iſt nach $ 51 Pr. „neben den in dieſem 
2.) Abſchnitt beſtimmten Gebühren“ zu erheben. Es kann ſchon 
zweifelhaft ſein, ob nach dieſem Wortlaut die Wegegebühr überhaupt 
neben einer nach § 26 NotariebY. vereinbarten Gebühr in Anſatz 
gebracht werden kann. Dies kann hier aber dahingeſtellt bleiben. 
Denn die vereinbarte Vergütung umfaßt, falls nicht eine ent- 
gegenſtehende Vereinbarung getroffen iſt, nicht nur den geſamten ge⸗ 
ſetzlichen Gebührenanſpruch des Notars, ſondern ſogar die baren Aus⸗ 
lagen. Da hier ſchlechthin ein Geſamthonorar vereinbart iſt, ſind da⸗ 
mit die Anſprüche auf die Gebühr aus 88 46, 51 PrGgcG. ab- 
gegolten. Dieſes Geſamthonorar kann nicht nachträglich wieder bei 
Berechnung der Abgabe an die Staatskaſſe in einzelne Teile zer⸗ 
riſſen werden, es iſt vielmehr in voller Höhe als die in der VO. 
v. 12. Sept. 1931 bzw. v. 25. Nov. 1932 gemeinte Vergütung an⸗ 
zuſehen. Dies wird unbedenklich auch dann zu gelten haben, wenn 
die baren Auslagen mit abgegolten fein ſollten. Wenn der Beſchwß. 
darauf hinweiſt, daß eben u. U. auch von ſehr hohen Stempelbeträgen 
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die Abgabe zu entrichten wäre, fo iſt dies irrig, da Stempel nicht 
zu den baren Auslagen i. S. des § 26 bi. 2 NotarGebO. gehören 
(ogl. 8 20 Abſ. 1 daſ.). 
(KG., ZivSen. 1 a, Beſchl. v. 5. Mai 1933, la X 438/33.) 
Ber. von KGR. Heydtmann, Berlin. 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 8 611 BGB. Der zwiſchen dem Rechtsanwalt und 
ſeinem Auftraggeber abgeſchloſſene Dienſtvertrag be⸗ 
gründet ein Vertrauens verhältnis beſonderer Art. Er ver- 
pilichtet den RA. zu einer zweckentſprechenden Beratung — 
notfalls gegen ſein eigenes Intereſſe. Ferner muß er, 
auch ohne Einholung einer beſonderen Weiſung, alle im 
Rahmen der Prozeßvollmacht liegenden Rechtshandlungen 
vornehmen, welche zur zwecken tſprechenden Rechts ver⸗ 
folgung notwendig ſind, wenn in eiligen Fällen (3. B. bei 
Ablauf von Friſten oder Nähe eines Termins) eine In⸗ 
formation nicht erfolgen kann oder nicht erfolgt. Für 
derartige Handlungen entſteht der Vergütungsanſpruch 
des RA. aus 8 611 BGB. Der Vergütungsanſpruch ent⸗ 
fällt, wenn der Anwalt die Notwendigkeit ſchuldhaft her- 
beigeführt hat, da er verpflichtet iſt, die Prozeßfuhrung 
für feinen Auftraggeber möglichſt billig zu geſtalten. 

Der Kl. — ein RA. — verlangt von ſeinem Auftraggeber Ge⸗ 
bühren für Vertretung im Prozeß. Den Rechtsſtreit hatte der jetzige 
Bekl. als Kl. geführt; auf einen von der damaligen Bekl. ge⸗ 
ſtellten Widerklageantrag hatte der Vertreter des jetzt klagenden RA. 
ftreitig verhandelt, ohne daß eine Information der Partei vorlag. 

Als Verletzung der Beratungspflicht wäre es nicht anzuſehen, 
wenn der Kl. feinen Auftraggeber (den Bekl.) von vornherein über 
die Möglichkeit einer Widerklage nicht unterrichtet hätte, da eine 
Rechtspflicht des RA. nicht beſteht, den Bell. auf alle vorausſeh⸗ 
baren Zwiſchenfälle hinzuweiſen. Wenn aber eine ſolche Möglichkeit 
eintritt, muß der RA. ſeinen Auftraggeber unverzüglich zweck⸗ 
entſprechend beraten. Dieſer Pflicht genügte der RA. noch nicht, 
wenn er den 13 Seiten langen Schriftſat der Widerklage mit 
ſchwierigen tatſächlichen und rechtlichen Ausführungen dem Bell. 
ohne jede weitere Information zur Stellungnahme überſandte. Venn 
die Koſtenfolgen waren für den Behl. ſehr weſentlich. Der RA. 
hätte ſeinen Auftraggeber mit der Überſendung der Widerklageſchrift 
ſofort über die Koſtenfolgen belehren und ihm die noch mögliche ſo⸗ 
fortige Beibringung der Unterlagen für einen Armenrechtsantrag 
anraten müſſen. Der Auftraggeber als Laie konnte die Koſten⸗ 
folgen nicht überſehen. Für das Verſchulden des RA. fällt er⸗ 
ſchwerend ins Gewicht, daß er auf Grund einer Telephonnotiz er⸗ 
kennen konnte, daß der Auftraggeber über die Prozeßlage nicht 
richtig unterrichtet war. Wäre der Auftraggeber auf die Gebühren⸗ 
folge der Widerklage vom Kl. aufmerkſam gemacht, ſo hätte er noch 
rechtzeitig den Armenrechtsantrag ſtellen können. Der Senat iſt der 
Überzeugung, daß das damals erkennende Gericht dann im Verhand⸗ 
lungstermin v. 5. Jan. 1931 dem Vertagungsantrage des Kl. ſicher⸗ 
lich ſtattgegeben hätte. f 

Dieſer Vertagungsantrag — und zwar ohne Verleſung des 
Widerklageabweiſungsantrages — war ſchon aus $ 132 BBO. be⸗ 
gründet, der Kl. konnte und mußte einer Verhandlung über die 
Widerklage energiſch widerſprechen und es auf ein Nichtauftreten 
und einen Verſäumnisantrag des Gegners ankommen laſſen, welchem 
mit Rückſicht auf 88 132, 335 Ziff. 3 ZPO. vom Gericht nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden Konnte. 

Dies auch dann, wenn die Beibringung des Armenatteites dem 
Bekl. in ſo kurzer Zeit noch nicht möglich geweſen war. Erließ das 
Gericht etwa doch Verſäumnisurteil, ſo hatte das doch nicht die 
Koſtenfolge des § 344 3PPO. für die Partei des Kl., denn das 
Verſäumnisurteil wäre dann nicht „in geſetzlicher Weiſe ergangen“ 
geweſen (8 344 ZRD.), weil die Vorſchr. des 8 335 Ziff. 3 ZPO. 
verletzt war. 5 

Das erhöhte Objekt für die Gebühren des Kl. ft alſo dadurch 
entſtanden, daß der Kl. es ſchuldhaft unterlaſſen hat, den Bekl. ſo⸗ 
fort auf die Koſtenfolge der Widerklage aufmerkſam zu machen, und 
daß er am 5. Jan. 1931, trotzdem er wußte, der Bekl. konne den 
Prozeß mit dem hohen Objekt nicht aus eigener Taſche führen, ſon⸗ 
dern müſſe dann um das Armenrecht bitten, über die Widerklage 
verhandelte. 

Für feine Tätigkeit bis zum Termin am 5. Jan. 1931 kann 
daher der Kl. ſeine Gebühren nur nach dem Streitwerte der Klage 
— nicht der Widerklage — auch berechnen. . 

Auch ſpäter hat ſich an der Gebührenforberung nichts ge- 
ändert. In dem Auftrage zur Klagerweiterung im Armenrecht 
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kann man keine Genehmigung des ohne Armenrecht geſtellten An⸗ 
trages ſehen. Für die Klagerweiterung ſelbſt iſt die erhöhte Gebühr 
nicht entſtanden, weil der Bekl. von der Konferenz ab nur noch im 
Armenrechte vertreten ſein wollte und der Kl. damit einverſtanden war. 

Fraglich war ſchließlich, ob der Kl. ſich nicht die Prozeß⸗ 
gebühr, die er vom Staat für einen Streitwert von 2000 Ad er⸗ 
hält, auf die hier geforderte Gebühr für ſeine Tätigkeit vor 
Armenrechtsbewilligung anrechnen laſſen muß, ſo daß er überhaupt 
keine Prozeßgebühr für jene Zeit verlangen konnte. $ 115 ZPO. 
ſpricht ausdrücklich nur von der Befreiung rückſtändiger Gerichts⸗ 
in und läßt die bereits erwachſenen Rechtsanwaltsgebühren un⸗ 

erührt. 

Ob und wieweit die Standesſitte der Rechtsanwaltſchaft die 
Geltendmachung von Gebührenanſprüchen gegen arme Parteien billigt, 
fteht nicht zur Entſch. des erk. Sen. Es ſteht daher im Belieben des 
Kl., ob er feine Anſprüche gegen den Behl. oder die vielleicht neben 
ihm haftende Staatskaſſe geltend machen kann. 

(KG., 25. Ziv Sen., Urt. v. 20. Jan. 1933, 25 U 6324/32.) 
* 

2. 87 KraftfG.; 8 823 BGB. Keine Haftung des 
Autohalters, wenn nach Erreichung des Fahrtzieles der 
mit abgeſtelltem Motor, abgezogenem Anla ſſerſchlüſſel 
und angezogener Bremſe geparkte Kraftwagen von Kindern 
in Bewegung geſetzt wird. 

Die Stillegung des Wagens in einem ſolchen Falle, die etwa 
dem Parken der Kraftwagen vor Ausſtellungen oder Theatern ent⸗ 
ſpricht, kann nicht mehr als Betriebsvorgang angeſehen werden. 

(Kg., Beſchl. v. 27. Febr. 1933, 19 Ua 383/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 
Jena. 


3. Telegraphendrähte als Unfallurſache. Tritt durch 
ſchadhafte, zerriſſene, auf der Straße liegende Telegra- 
phenleitungsdrähte nachts ein Autounfall ein, fo iſt der 
Reichspoſtfiskus für den Schaden haftbar. Nicht aus 8 836 
BGB., da der Draht bereits herabgefallen war, und nur 
„unten auf der Erde als tote Maſſe wirken konnte“. Wohl 
aber aus 88 823, 31 u. 89 BGB., denn ſeitens des Bell. 
war für Abwendung der durch Fernſprechanlagen ftändig 
beftehenden Gefahr nicht ausreichend Sorge getroffen 
worden. Verantwortlich hierfür waren als Aufſichtsbeamte 
die Vorſteher der Telegraphenbauämter. Dieſe ſind ver⸗ 
faſſungsmäßig berufene Vertreter in ihrem Dienſtbereich 
i. S. der 88 31 u. 89 BGB. Entlaſtungsmöglichkeit nach 
$ 831 BGB. war dem Bekl. ſonach nicht gegeben. 

(OLG. Jena, Urt. v. 26. Sept. 1932, 3 U 574/32.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Otto, Schmalkalden. 


* 
Karlsruhe. 

4. 8 17 Abſ. 1 Satz 2 KraftfG. Ausgleichspflicht beim 
Zuſammenſtoß zweier Kraftfahrzeuge. Die durch dasſelbe 
Ereignis entſtandenen Schäden find nicht als Rechnungs- 
poſten eines Geſamtſchadens zu werten, ſondern ſtellen 
zwei ſelbſtändige Schadensfälle dar. 1) 

„Der dem klagenden Halter zugeſprochene Schaden iſt ſeiner 
Höhe nach unbeſtritten. Streit herrſcht nur darüber, ob er be⸗ 
rechtigt iſt, ihn gegenüber den beiden Bekl. geltend zu machen. 
Nach deren Meinung iſt der durch den Zuſammenſtoß beiden 
Parteien entſtandene Schaden ein E einheitlicher Schaden. Aus 
der Geſamtſumme iſt daher nach ihrer Auffaſſung die von jeder 
Partei zu tragende Quote zu errechnen Die Partei, auf die dann 
der arb ere Schadensbetrag entfällt, konne von der anderen nur 
den Unterſchied der beiden Schadenserſatzbeträge erſetzt verlangen. 


Zu 6. Das KG. v. 28. Okt. 1929: DAutoR. 1930, 104 hatte 
§ 17 KraftfGG. dahin ausgelegt, daß, wenn zwei Kraftfahr⸗ 
zeuge zuſammenſtoßen und beiderſeitiges Verſchulden zur Hälfte 
für den Unfall kauſal geweſen iſt, es nach dem Sinn des 817 
KraftfG. nicht darauf ankomme, ob für das eine Auto mehr Scha⸗ 
den entſtanden iſt oder nicht. Es könne keiner von dem andern 
Schadenserſatz verlangen. Dieſes Urt. iſt ſowohl von Heucke 
(DAutoR. 1930, 104) wie von Winkler (Öffentl-R. Ver]. 
1932, 95) geſcholten worden. Sie halten dem KG. entgegen, daß 
es zu einem unbilligen Ergebnis führe, wenn der eine Wagen nur 
ganz gering beſchädigt, der andere aber völlig zertrümmert jei. 
Gerade dieſe Beweisführung aber ſcheint mir wenig überzeugend. 
Haben beide Teile am liches gleichen Anteil, und faßt man den 
Unfall nicht als einheitliches Ereignis auf, ſo iſt die naturliche 
Folge, daß jeder fein Riſiko ſelbſt tragen muß. Nehmen wir an, 
daß bei einem Zuſammenſtoß A. zu raſch gefahren iſt, B. das 
Vorfahrtrecht nicht beachtet hat. Beide haben den Unfall zur 
Hälfte verurſacht. B. hatte an ſeinem Wagen eine Stoßſtange. In⸗ 
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Da der den Bekl. zuſtehende Anteil an Geſamtſchaden höher ſei als 
der des Kl., habe der letztere keine Schadenserſatzforderung gegen 
die Bekl. und ſei mit ſeiner Klage abzuweiſen. 

Dieſer — von Winkler: Offentlich⸗rechtl. Verſicherung 
1932, S. 94/95 vertretenen — Auffaſſung kann nicht beigetreten 
werden. Es iſt zwar richtig, daß der beiden Parteien erwachſene 
Schaden durch dasſelbe Ereignis eingetreten iſt. Dadurch iſt aber 
nicht der durch das einheitliche Ereignis erwachſene Schaden zu 
einem einheitlichen geworden, derart, daß die beiderſeits erwach⸗ 
ſenen Vermögenseinbußen, wie der Bekl. meint, lediglich Rech⸗ 
nungspoſten eines Geſamtſchadens darſtellen. Für eine derartige 
Auffaſſung fehlt es an einem Anhalt im Geſetz. Aus § 17 KraftfG. 
kann ſie nicht abgeleitet werden. Der Abſ. 2 Satz 2 des 817, der 
hier in Betracht kommt, ſtellt lediglich nur eine weitere Entwick⸗ 
lung des im 8254 BGB. und 89 KraftfG. enthaltenen Grund⸗ 
ſatzes in der Richtung dar, daß dem Erſatzberechtigten nicht nur 
ſein eigenes Verſchulden entgegengeſetzt werden kann, ſon⸗ 
dern auch der Umſtand, daß er eine Betriebsgefahr geſetzt 
hat, die bei der Entſtehung des Unfalls mitgewirkt hat (Müller, 
Autogeſ., 8. Aufl., Anm. C, II zu § 17 S. 395; Iſaac⸗Sie⸗ 
burg, 2. Aufl., II zu § 17). Dafür, daß in 8 17 Abſ. 1 Satz 2 eine 
Aufrechnung der Schäden kraft Geſetzes habe beſtimmt werden 
ſollen, gibt weder der Wortlaut noch der Sinn der genannten 
Beſt. einen Anhalt. Aus dem § 254 BGB. oder dem §9 Kraftf®. 
iſt eine Aufrechnung der Schaden kraft Geſetzes erſt recht nicht zu 
folgern. Das Beiſpiel bei Müller, Autogeſ., 8. Aufl., O II o zu 
817 S. 459 unten kann wohl nicht dahin ausgelegt werden, daß 
der Verf. eine Aufrechnung der beiderſeitigen Schäden kraft Ge⸗ 
ſetzes vertrete. Es handelt ſich, wie angenommen werden muß, 
lediglich um eine Darlegung, wie rechnungsmäßig zwei bei einem 
Unfall entſtandene Schäden normalerweiſe ausgeglichen werden. 
In der Regel wird dies durch Aufrechnung und Zahlung des 
Überſchuſſes erfolgen (wie Winkler, Lechner, Kraftfahrzeug⸗ 
geſetzgebung, 2. Aufl., Anm. 4 und 5 zu § 17; dagegen Iſaac⸗ 
Sieburg, 2. Aufl. II zu § 17). 

Die durch dasſelbe Ereignis den beiden Parteien entſtan⸗ 
denen Schäden ſind daher zwei ſelbſtändige Schadensfälle, und 
jede Partei kann vom Gegner den von ihm zu vertretenden An⸗ 
teil am Schaden einklagen. Selbſtverſtändlich kann jede Partei 
mit ihrer Forderung gegen die Forderung des Gegners auf⸗ 
rechnen. Dies iſt in beiden Rechtszügen nicht geſchehen, wäre im 
Berufungsverfahren auch nur mit der — ſichtlich verweigerten — 
Zuſtimmung des Gegners möglich geweſen. 


(OLG. Karlsruhe, 1. Ziv Sen., Urt. v. 29. März 1933, 12 BR 247/32.) 
* 


folgedeſſen hat er wenig davon getragen. A., der mit voller Wucht 
in B. hineingefahren iſt, hat ſeinen Aufbau, der bereits alt und 
aus ſchlechtem Material war, ſtark zertrümmert. Soll man es nun 
B. zur Laſt legen, daß er ſorgſam war und eine Stoßſtange 
hatte? Soll man nicht vielmehr ſagen: Wenn beide gleichviel 
Schuld an einem Unfall tragen, ſo muß jeder ſeinen Schaden in 
Kauf nehmen? 

Der Auffaſſung des KG. iſt aber etwas anderes entgegen⸗ 
zuhalten. Zunächſt verſagen feine Erwägungen, wenn das Ver⸗ 
urſachungsberhältnis nicht : ¼, ſondern ein anderer Bruchteil, 
etwa /: iſt. Sodann aber werden fie dem Wortlaut des 817 
Kraftf®. nicht gerecht. Der Geſetzgeber geht davon aus, daß bei 
Schädigung eines Dritten durch mehrere Kraftfahrzeuge die be⸗ 
teiligten Halter, die dem Dritten geſamtſchuldneriſch haften, um» 
tereinander nicht nach Kopfteilen, ſondern nach dem Maßſtab der 
Betriebsgefahren ausgleichspflichtig ſind. Hier errechnet ſich der 
Ausgleich nach dem Geſamtſchaden, der dem Dritten entſtanden iſt. 
Dieſe Verbundenheit der Halter bei der Schädigung eines Dritten 
muß ſich, da § 17 Abſ. 1 Satz 2 auf Satz 1 Bezug nimmt, auch 
auswirken, wenn zwei Kraftfahrzeuge zuſammenſtoßen. Der Un⸗ 
fall bildet dann ein einheitliches Ganzes. Jeder muß nach dem 
Maßſtab der von ihm geſetzten Betriebsgefahr dafür ſorgen, daß 
der Schaden aus der Welt kommt. Dann aber iſt es bedenklich, den 
Schaden, wie es das OLG. Karlsruhe macht, auseinanderzureißen. 
Es ſind nicht zwei Unfälle entſtanden, wobei jeder Halter dem an⸗ 
deren ſeinen Schaden nach Maßgabe der Verurſachung zu erſetzen 
hat, ſondern es handelt ſich um ein einheitliches Ereignis, deſſen 
Geſamtfolgen von beiden nach Maßgabe ihres Verurſachungsan⸗ 
teils auszugleichen ſind. Dahin kann ich auch nur das Beiſpiel 
Müllers (8. Aufl. S. 459) verſtehen, das das OLG. zu Unrecht 
für ſeine Anſicht ins Feld führen will. Müller will m. E. nicht 
einer „Aufrechnung kraft Geſetzes“ das Wort reden. Das hieße 
tatſächlich wieder aus dem Geſamtereignis zwei Schäden machen. 
Er rechnet aber zutreffend die beiderſeitigen Schäden zuſammen, 
um nach den Verurſachungsquoten den Betrag zu ermitteln, der 
von jedem Beteiligten zu erſtatten iſt. Auf der gleichen Ebene 
bewegt ſich das Beiſpiel von Winkler. 

RA. Dr. Volkmann, Düſſeldorf. 


Naumburg. 

5. 81387 BGB. Der zur Koſtenvorſchußleiſtung ver- 
pflichtete Ehemann hat auch die Koſten der Korreſpondenz⸗ 
gebühr vorzuſchießen, wenn die Ehefrau nicht in der Lage 
iſt, ihren auswärtigen Prozeßvertreter ſchriftlich zu ine 
formieren. 

(OG. Naumburg, Beſchl. v. 24. Febr. 1933, 3 U 3/33.) 
Mitgeteilt von RA. Dietze, Naumburg. 
** 
Stuttgart. 

6. 88 611, 249 BG B. Haftung eines RA. wegen 
Unterlaſſung aufgetragener Berufung. Solange gegen 
den Verurteilten nicht vollſtreckt werden kann, bildet das 
Urt. keinen Schaden. ) 

Vom ArbG. zur Bezahlung von 1700 AM an M. auf Grund 
von Schuldübernahme verurteilt, beauftragte Frau D. einen RA. mit 
der Berufung. Dieſer ſah davon ab, weil er die Berufung für aus⸗ 
ſichtslos hielt. Die Verurteilte behauptet, ſie hätte Erfolg gehabt, und 
will im Armenrecht gegen den RA. auf Erſatz der Urteilsſumme 
nebſt Koſten klagen. Das LG. ließ dahingeſtellt, ob die Berufung Er⸗ 
folg gehabt hätte; jedenfalls ſei der Frau D. noch kein Schaden er⸗ 
wachſen. Sie hat nichts bezahlt, ſondern den Offenbarungseid geleiſtet 
und kann in abſehbarer Zeit nicht bezahlen. Sie könnte auch nicht 
die Zahlung der 1700 AM an M. von dem RA. verlangen, eben 
weil M. gegen ſie nicht vollſtrecken kann. Das bloße Beſtehen des 
Urt. ſtellt daher keinen Schaden dar (RGRökomm. § 249 Anm. 1; 
R.: Gruch. 59, 912). 

Das OLG. tritt dem bei und verweiſt auch auf Warn. 8 249 
Anm. 1 7; Lindemann⸗Sörgel 8 249 Anm. J 5 im Gegenſatz 
zu Oertmann 8 249 Anm. 2b und Mangold: LZ. 1915, 1365. 
Da aber Frau D. mit der Beſchwerde auch einen Feſtſtellungs⸗ 
antrag ankündigte, daß der RA. verpflichtet ſei, ihren künftigen 
Schaden zu erſetzen, jo prüft das OLG. das Urt. des ArbG. nach, 
und zwar nach eigenem Ermeſſen, ohne die Anficht des LArbG. ein⸗ 
zuholen (JW. 1918, 131). Es findet die Entſch. unrichtig, weil keine 
Schuldübernahme vorliege. Der RA. hätte daher die Berufung durch⸗ 
führen, mindeſtens aber der Frau D. feine Ablehnung fo früh mit⸗ 
teilen müſſen, daß fie noch einen anderen RA. hätte beauftragen 
Können; er hafte wegen Außerachtlaſſung der ihm obliegenden Sorg⸗ 
falt auf den Fall, daß Frau D. zu pfändbarem Vermögen kommt. 


(OL. Stuttgart, 2. ZivSen., Beſchl. v. 24. Febr. 1933, W 32/33.) 


Berlin. II. Verfahren. 

7. 88 91, 93 3PO. Wenn bei einer Unterlafjungs- 
klage wegen Warenzeichen- und Namensverletzung der 
Bekl. — unter Proteſt gegen die Koſten — den Klage- 
anſpruch anerkennt, müſſen die Koſten des Rechtsſtreits 
dem Bekl. auferlegt werden; das Gericht hat bei der 
Koſtenentſcheidung nicht die Vorausſetzungen des aner- 
kannten Anſpruchs zu prüfen. 

Die Frage, ob in Wahrheit eine Rechtswidrigkeit vorgelegen 


Zu 6. Dem Urt. iſt beizuſtimmen. Derſelbe Standpunkt wird 
vom RG. auch anderweit vertreten. Das Urt. v. 24. Nov. 1904, 
IV 233/04, RGR. 1833, Anm. 1, befaßt 105 mit der Frage der 
Haftung des Vormundes, der durch ſein Verſchulden den Unter⸗ 
haltsprozeß verloren hat. Solange der natürliche Vater mittellos 
iſt, wird eine Erſatzpflicht verneint. Ein Recht auf Feſtſtellung der 
Erſatzpflicht aber bejaht. Die Beweispflicht dafür, daß der Scha⸗ 
denskläger Befriedigung hätte erlangen können, trifft dieſen (RG. 
v. 25. Nov. 1913 (III 289, 13)). 

Auch das OLG. Stettin hat in der Entſch. v. 15. April 1931 
(4 U 25/31) dieſelbe Anſicht vertreten; der Kl. ſei unftreitig arm 
und pfändungsunfähig, man könne alſo praktiſch von einem 
Schaden nicht reden. 

Über die Frage, wie evtl. in derartigen Fällen der Schaden 
zu berechnen ſei, ſagt das NG. bei Warn. 1915, 75 folgendes: 

„Daß dieſer Vermögensſchaden dem Betrage der Forderung 

gleich wäre, mit der das Vermögen des Beſchädigten belaſtet 
iſt, iſt nur da anzunehmen, wo der Beſchädigte zur Tilgung 
der Schuld aus ſeinem Vermögen oder ſeinem Erwerbe in der 
Lage iſt. Im übrigen iſt die Höhe dieſes Vermögensſchadens 
nach den Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſen des mit der 
Verbindlichkeit Belaſteten zu ſchätzen.“ 

Dieſes Entſcheidungsmaterial entſpricht durchaus dem ge⸗ 
ſunden Rechtsempfinden, zumal mehrfach Fälle beobachtet worden 
find, in denen der frühere Mandant des in Anſpruch genommenen 
Anwalts ſich dann mit ſeinem Gläubiger zu einem Regreßprozeß 
zuſammentat, um eine Begleichung für eine Schuld zu erreichen, 
die er, ohne das behauptete Verſehen, nie bezahlt hätte. 


Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 
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hat, kann in dieſem Rechtsſtreite vom Senat nicht nachgeprüft werden. 
Vielmehr muß der Senat auf Grund des bindenden Anerkenntniſſes 
des Bekl. auch inſoweit davon ausgehen, daß der — anerkannte — 
Unterlaſſungsanſpruch gerechtfertigt war; auch hier kann der Senat 
nicht im Rahmen der Koſtenentſch. das verneinen, was er auf Grund 
des Anerkenntniſſes in der Entſch. zur Hauptſache mittelbar bejahen 
muß. Durch das bindende Anerkenntnis iſt dem Gericht bei der 
Koſtenentſch. die Prüfung der Vorausſetzungen des anerkannten An⸗ 
ſpruchs entzogen. 
(KG., Urt. v. 10. Okt. 1932, 31 U 2498/82.) 
* 


8. 8 20 Ziff. 1 GKG. Der Streitwert der Berufung 
und die Prozeßgebühr des Anwalts des BerBekl. richtet 
ſich, ſofern die Berufungsſchrift keinen Hinweis auf den 
Umfang der beabſichtigten Anfechtung enthält, nach dem 
innerhalb der Begründungsfriſt geſtellten Berufungsan⸗ 
trag. Entſcheidend iſt die Einreichung, nicht die Zuſtellung 
des Antrags. 

(KG., Beſchl. v. 8. April 1933, 20 W 3576/32.) 2 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Dresden. 

9. 88 793, 732, 349 3 PO. 

1. Gegen den Beſchluß, durch den die Erinnerung gegen 
die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zurückgewieſen 
worden iſt, iſt die einfache und nicht die ſofortige Be- 
ſchwerde gegeben. 

2. Der Einzelrichter iſt zur Entſcheibung über eine Er⸗ 
innerung, die ſich gegen die Erteilung einer Vollſtreckungs⸗ 
klauſel und einen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß richtet, dann 
zuſtändig, wenn er ſelbſt die Hauptentſcheidung gefällt 
hat oder der den Prozeß beendigende Vergleich vor ihm 
abgeſchloſſen worden iſt. 


(OLG. Dresden, Beſchl. v. 27. April 1933, 15 C Reg 141/33.) 
Mitgeteilt von Ref. Dr. Vollrath, Dresden. 
* 
Karlsruhe. 

10. 8 271 ZPO. Bei Zurücknahme der Klage in der 
BerInſt. mit Einwilligung des Gegners iſt kein Raum 
mehr für eine Aufhebung des erſtinſtanzlichen Urteils. +) 

Der Kl. hat Klage auf Eheſcheidung, die Bekl. hat Widerklage 
erhoben. Durch Urt. des LGG. H. v. 9. Sept. 1931 wurde die Klage 
abgewieſen und auf die Widerklage die Ehe der Streitteile aus Ver⸗ 
ſchulden des Kl. geſchieden. Gegen dieſes Urt. hat der Kl. formgerecht 
Berufung eingelegt. Die Bekl. hat ſich der Berufung angeſchloſſen. In 
der mündlichen Verhandlung v. 24. Febr. 1932 erklärte der Proz Bev. 
des Kl., da die Parteien ſich verſöhnt hätten, die Klagezurücknahme: 
gleichzeitig erklärte der ProzBev. der Bekl., mit Einwilligung der 
Gegenſeite, die Zurücknahme der Widerklage; beide ProzBev. be⸗ 
antragten, das Urt. des LGG. aufzuheben. Die Zurücknahme der Klage 
und Widerklage hat nach 8 271 Abſ. 3 ZPO. zur Folge, daß der 
Rechtsſtreit als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt. Daher iſt das 
Urt. des LG. H. v. 9. Sept. 1931 ohne weiteres gegenſtandslos ge⸗ 
worden, und es vermag nicht in Rechtskraft zu erwachſen. Eine aus⸗ 
drückliche Aufhebung des Urt. kann, da jetzt jeder ſachlichen Entſch. 
die Grundlage, nämlich eine anhängige Klage, fehlt, nicht erfolgen. 
Der Antrag auf Aufhebung des landgerichtl. Urt. war daher abzulehnen. 

(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 9. März 1933, II Z BR 388/31.) 
Mitgeteilt von Senpräſ. Dr. Hottinger, Karlsruhe. 


* 


U. Der Gerichtsſtand von 8 606 Satz 2 ZPO. jest 
voraus, daß der Ehemann, ſei es im Zeitpunkt der Ehe- 
ſchließung, ſei es nachträglich vor Klageerhebung, Deut- 
ſcher gemefen ift, das eheliche Verhältnis alſo wenigſtens 
vorübergehend dem deutſchen Rechte unterſtanden hat. 
(RS. 127, 196; JurRdſch. 1927 Nr. 65; Stein⸗Jonas, 
14. Aufl., 8 606 IV; Seuffert⸗Walsmann 9 606 III o; 
Förſter⸗Kann, 3. Aufl., $ 606 Anm. 3a S. 255; Baumbach, 
6. Aufl., 8 606 Anm. 8; Sydow⸗Buſch⸗Krantz 8606 Anm. 7). 
8.606 Abs. 4 BED. verlangt, daß beide Ehegatten Aus- 
länder ſind. Bloße Staatenloſigkeit genügt nicht. Die 


Zu 10. Das Urt. erwähnt zwar die Einwilligung der Gegen⸗ 
partei in die Zurücknahme nur bei der Widerklage, jedoch ergibt ſich 
aus der in der m. V. widerſpruchslos behaupteten Verſöhnung in Ver⸗ 
bindung mit der Zurücknahme der Widerklage ſchlüſſig auch die Ein⸗ 
willigung der Bekl. in die Zurücknahme der Klage. Damit war das 
ergangene Urt. ohne weiteres gegenſtandslos und für die beantragte 
ausdrückliche Aufhebung kein Raum. Ebenſo RArbch. v. 6. Juni 1928: 
JW. 1928, 2742 l. 

IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
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Vorſchrift des Abſ. 4 trifft nicht zu, wenn einer der Ehe⸗ 
gatten ſtaatenlos iſt. (RG. 105, 363; 113, 38; 127, 195 u. a. m.; 
Stein⸗Jonas a. a. O. II 2; Seuffert⸗Walsmann a. a. O. 
Anm. 5a; Förſter⸗Kann a. a. O. Anm. 3 S. 255; Sydow⸗ 
Buſch⸗Krantz a. a. O. Anm. 10; Baumbach a. a. O. Anm. 10). 
Der von dem RWiöG. für das Gebiet des Fürſorgeweſens 
eingenommene abweichende Standpunkt (GHeim W. XXII, 
406) vermag hieran nichts zu ändern. 
(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 13. Juni 1933, 2B 8 113/33.) 
Ber. v. SenPräſ. Hottinger, Karlsruhe. 


Berlin. b) Strafſachen. 


12. 88 1, 4, 31 Teil 5 Kap. V der 3. Not VO. v. 6. Okt. 
1931 (RG Bl. I, 537); 8 2 Abſ. 1 RVerkMin DurchfBeſt. über 
den Überlandverkehr mit Kraftfahrzeugen v. 9. Okt. 1931 
(RGBl. I, 572). Der Strafrichter iſt bei der Prüfung der 
Frage, ob ein Verkehr oder ein Verkehrsmittel den Vor⸗ 
ſchriften über den Überlandverkehr mit Kraftfahrzeugen 
unterliege, ſelbſtändig und nur an die hierüber vom 
RVerkMin. als Beſchwnſt. tatſächlich getroffene Entſch. 
gebunden. Begriff der Offentlichkeit des Verkehrs mit 
Kraftfahrzeugen. Die Rückwirkung einer Genehmigung 
für Unternehmer, die bei Inkrafttreten der VO. bereits 
Güterfernverkehr betrieben, hat die Erteilung der Geneh⸗ 
migung auf Grund eines ordnungsmaßigen Antrags zur 
Vorausſetzung. 

Die Bindung der Gerichte an die Entſch. des RVerkMin. 
nach 84 Not VO. 05 nur für den Fall vorgeſchrieben, daß über⸗ 
haupt eine Entſch. dieſer Stelle im Beſchwerdewege herbeigeführt 
iſt. Wie die Strafverfolgungsbehörde (Hein, Der Überlandver⸗ 
kehr, 1932, S. 105), hat auch der Strafrichter bei der Anwendung 
des 8 31 ſelbſtändig zu prüfen, ob der Täter vorſätzlich oder fahr⸗ 
läſſig einen Überlandverkehr mit Kraftfahrzeugen ohne die er⸗ 
forderliche Genehmigung betrieben habe, eine Prüfung, die nur 
durch eine tatſächlich getroffene Entſch. des RVerkMin. über die 
Frage, ob ein Verkehr oder Verkehrsmittel den Vorſchriften des 
Kap. V unterliege, beſchränkt wird (8 4 Abſ. 3). 

Bei der Perſonenbeförderung (6881, 2 Abf. 2, 31 
NotVO., 8 2 Abſ. 1 DurchfBeſt.) laſſen die im Urt. des BG. 
als Grundlage für die Verneinung der Öffentlichkeit angegebenen 
Tatſachen erkennen, daß die Auffaſſung der StrK. auf einem 
Rechtsirrtum beruht. Sie ſtellt nämlich einmal feſt, die Behaup⸗ 
tung des Angekl., er habe in der Hauptſache nur Kunden mit 
genommen, ſei nicht zu widerlegen, dann aber, daß mehrere von 
den mitgenommenen Perſonen Kunden oder frühere Kunden 
waren. Hiernach kann man von einem ſubjektiv beſchränkten Kreiſe 
von Perſonen nicht mehr reden. Dazu wäre eine gewiſſe Verbun⸗ 
denheit der einzelnen Perſonen dieſes Kreiſes nötig, eine jeder⸗ 
zeitige Beſtimmbarkeit ſeiner Mitglieder. Das BG. hat aber einen 
wechſelnden Kundenkreis feſtgeſtellt, wie es bei einem Gemüſe⸗ 
händler in einer Kleinſtadt den Erfahrungen des Lebens entſpricht. 
Der Kreis der Kunden pflegt in einem ſolchen Betriebe haufig, 
wenn nicht täglich, zu wechſeln. Rechnet man, wie hier, auch die 
früheren Kunden hinzu, ſo iſt ein ſolcher Verkehr nach den all⸗ 
gemein bekannten Lebens⸗ und Verkehrsverhältniſſen der Klein⸗ 
Bent öffentlich (zu dgl. Celle: HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 1554; 
Ffaac⸗Sieburg, Automobilgeſ., 2. Aufl. S. 657; JIſaac, 
Überlandverkehr, 1932, S. 18). 

Hinſichtlich des Güterfernverkehrs beſteht nach 8 34 
Abſ. 2 NotB O. in der Zeit v. 1. Nov. 1931 bis 31. Jan. 1932 ein 
Zwiſchenzuſtand, während deſſen es zweifelhaft ſein kann, ob ein 
Unternehmer, dem die Genehmigung erteilt werden muß und der 
auch den Antrag ſchon eingereicht hat, aber eben die Genehmi⸗ 
gung noch nicht erhalten hat, den Betrieb ſeines Unternehmens 
aufrechterhalten darf. In einer allzu formalen Handhabung der 
Genehmigungsbeſtimmungen würde eine große wirtſchaftliche 
Härte liegen, wollte man die vorübergehende Einſtellung des Be⸗ 
triebes bis zur Erteilung der Genehmigung verlangen (vgl. Erl. 
d. RVerkMin. v. 4. Nov. 1931, K 3348/31). Mit Rückſicht auf 
die dort empfohlene Handhabung und den Sinn des 4 


* 


Abſ. 2 Not VO. iſt nicht SAN daß einer erteilten Genehmi⸗ 


gung Rückwirkung für die Zeit des genehmigungsloſen Weiter⸗ 
betriebes zukommt und dann ein Verſtoß gegen § 31 Not O. nicht 
vorliegt oder vorgelegen hat (vgl. auch Hein a. a. O. S. 186). 
Vorausſetzung hierfür iſt indes, daß die Genehmigung auch wirk⸗ 
lich erteilt wird, und zwar auf Grund eines ordnungsmäßigen An⸗ 
trags (88 18, 34 Abſ. 2 NotVO.; Sd 16 ff. DurchfVeſt.) Ein un⸗ 
wirkſamer Antrag kann einer Genehmigung, die er nicht herbei⸗ 
geführt bat, auch keine Rückwirkung verleihen. Das BG. hat aber 
nicht feſtgeſtellt, daß der Angekl. bis zum 31. Jan. 1932 einen 
Antrag bei der zuſtändigen Behörde eingereicht hätte, auf den hin 
ihm die Genehmigung erteilt worden wäre. Ein in dieſer Zeit 
vom Angekl. bei der Reichsbahndirektion angebrachter Antrag 
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würde nicht genügen, um ihm die Rückwirkung zu ſichern, da 
jedenfalls dieſer Antrag nicht zur Genehmigung geführt hat. Daß 
die unzuſtändige Behörde den Antrag hätte weiterleiten können, 
dies aber nicht getan hat, iſt für die ſtrafrechtliche Beurteilung 
unerheblich. 
(KG., 2. StrSen., Urt. v. 8. Mai 1933, 2 8 126/33.) 
Mitgeteilt von KGR. Körner, Berlin. 
* 

Dresden. 

13. 88 412, 146 GewO. Ausübung des Schankgewerbes 
durch Eisverkauf von einem im Kantinengarten umher⸗ 
fahrenden Handwagen aus. f) 

Von der Stadt wird auf dem ihr gehörigen, ſeit früherer Zeit 
den Namen „A.“ tragenden Grundſtücke ein allgemeines Licht⸗ und 
Luftbad unterhalten. Der Geſamtbereich des Grundſtückes iſt teils 
durch Mauer, teils durch Zaun gegen außen abgeſchloſſen und die 
Badbeſucher können ihn bloß von ſeiner nach der Elbe zu gelegenen 
Vorderſeite her durch einen Zugang betreten, an dem von jedem ein 
Eintrittsgeld von 60 Pf. erhoben wird. Auf dieſem Grundſtücke hat 
die Stadt eine in erſter Linie zur Erfriſchungsſtätte für die Beſucher 
des Licht⸗ und Luftbades beſtimmte Schankwirtſchaft eingerichtet, deren 
Betrieb ſeit Jahren an den Angekl. verpachtet iſt. Indeſſen deckt ſich 
das umſchloſſene Geſamtterrain nicht völlig mit dem Konzeſſionsbereiche 
für den Schankwirtſchaftsbetrieb. Mittels einer das Grundſtück im 
Innern durchziehenden beſonderen Zwiſchenmauer iſt ſein Geſamtbereich 
in zwei Abteilungen geſchieden. Die Abteilung, die durch den oben⸗ 
erwähnten Zugang von der Elbſeite her zunächſt betreten wird, ent⸗ 
hält die der Schankwirtſchaft dienenden Baulichkeiten nebſt dem 
Kantinengarten, während jenſeits der Zwiſchenmauer ſich der eigent⸗ 
liche, zur Vornahme der Licht⸗ und Luftbäder ſelbſt benützte Tummel⸗ 
platz anſchließt. Nur auf der erſteren Abteilung ruht die Konzeſſion 
zur Ausübung des Schanzkwirtſchaftsbetriebes. Ein Durchgang in der 
fraglichen Zwiſchenmauer vermittelt den Verkehr unter den zwei Ab⸗ 
teilungen, die beide nur durch den vorderen Hauptzutritt nach Ent⸗ 
richtung des Eintrittsgeldes erreichbar ſind. Unmittelbar neben dem 
zum eigentlichen Badeterrain führenden Zwiſchendurchgange befindet 
ſich auf der konzeſſionierten Seite eine dicht an der Zwiſchenmauer 
gelegene Bodenerhöhung des Kantinengartens, auf der während der 
Badeſaiſon Tiſche und Stühle aufgeſtellt ſind und von der aus über 
die Mauer in das Getriebe des Badeplatzes geſchaut werden kann. 

Auf mehrfaches Nachfragen von Badbeſuchern nach Speiſeeis 
verkaufte der Angekl. durch eine Wirtſchaftsgehilfin ſeines Schank⸗ 
gewerbebetriebes innerhalb des Kantinengartens auch ſolches Eis von 
einem umhergefahrenen Handwagen aus und ſtellte den Wagen zeit⸗ 
weilig nahe vor dem Durchgange der Zwiſchenmauer nach dem Bade⸗ 
platze — aber gleichfalls auf dem Gebiete des Kantinengartens — 
auf, wo alsdann Beſucher vom Badeplatz durch jenen Durchgang zu 
dem Wagen im Kantinengarten herüberkamen, dort ſich Eis kauften 
und es, ſoweit ſie dasſelbe nicht im Kantinengarten ſelbſt noch ge⸗ 
noſſen, zum alsbaldigen Verzehr auf dem Badeterrain nach dieſem 
mit hinübernahmen. Das Eis war nicht im Gewerbebetriebe des Angel. 
hergeſtellt, ſondern als fertige Eßware von einem Eisproduzenten be⸗ 
zogen worden. Eine derartige Eisabgabe von dem an dieſem Stand⸗ 
orte aufgeſtellten Wagen erfolgte insbeſ. auch an den Sonntagen. 

Die Eisabgabe von dem am beſchriebenen Standorte auf⸗ 
gefahrenen Wagen aus kennzeichnet ſich nicht als handelsgewerblicher 
Betrieb von einer offenen Verkaufsſtelle aus, ſondern als Ausübung 
des Schankgewerbes. Zunächſt kann nicht fraglich ſein, daß die Ver⸗ 
abfolgung von Speiſeeis an Perſonen, die wie hier zum großen Teile 
durch Veranſtalten von Licht⸗ und Luftbädern ſich der ſommerlichen 
Sonnenwirkung ausſetzten und in denen das Verlangen nach einer 
augenblicklichen Erfriſchung häufig rege wurde, in den Rahmen 
des Schankwirtſchaftsbetriebes fiel, der gerade im Inter⸗ 
eſſe der Badbeſucher auf dem von der Stadt zur Verfügung geſtellten 
Grundſtücke errichtet worden war (vgl. Ann. 26, 30). Es muß auch 
davon ausgegangen werden, daß die Abgabe des Eiſes ausſchließ⸗ 
lich zum Zwecke des als baldigen Genuſſes durch die 
Badbeſucher noch innerhalb des Geſamtgrundſtückes erfolgte, das 
ihnen gegen die Entrichtung des Eintrittsgeldes zugänglich gemacht 
worden war. Wäre an einen Teil der Käufer Eis zu dem Behufe ver⸗ 
abreicht worden, daß ſie es beim gänzlichen Verlaſſen des Grund⸗ 
ſtückes anderswohin mit fortnahmen, ſo würde inſoweit Vertrieb einer 
Handelsware von einer offenen Verkaufsſtelle aus zu bejahen geweſen 
ſein. Daß letzterenfalls, wie die Vorinſtanz meint, die Tatſache der 
Eintrittsgelderhebung der Annahme einer „offenen“ Verkaufsſtelle 
entgegengeſtanden hätte, würde nicht als zutreffend anerkannt werden 
Können (vgl. JW. 1929, 3029 12). Indeſſen die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen bieten dafür, daß die Abgabe des Eiſes nicht ausſchließlich 
zur Ermöglichung ſeines Genuſſes innerhalb des ſtädtiſchen Bad⸗ 


Zu 13. Das Ergebnis iſt vernünftig. Warum ſoviel Sorgfalt 
und Scharfſinn aufgewendet werden mußte, um zu dieſer Freiſprechung 
zu gelangen, iſt nur einem Rechtler verſtändlich. 

JR. Prof. Dr. Wünſchmann, Leipzig. 


grundſtückes veranſtaltet worden wäre, keinen Anhalt. Sollte aber 
mit ihr lediglich dem Bedürfniſſe nach alsbaldigem Verzehre des Eiſes 
im Bereiche der Verkaufsſtelle gedient werden, ſo konnte unter den 
feſtgeſtellten Verhältniſſen dem Umſtande, daß das Eis großenteils 
von den Käufern nicht innerhalb des konzeſſionierten Kantinengartens, 
ſondern jenſeits des Durchganges auf dem eigentlichen Badplatze ge⸗ 
noſſen wurde, keine entſcheidende Bedeutung zugeſtanden werden. Die 
Rſpr. hat ſtändig die Auffaſſung vertreten, daß der Begriff „des Ge⸗ 
nuſſes auf der Stelle“ nicht ein Verzehren der in der Schankwirtſchaft 
gekauften Ware noch innerhalb der Wirtſchaftslokalitäten vorausſeßt. 
Vielmehr genügt es, wenn der Verzehrungsplatz zu dem Bereiche der 
Schankwirtſchaft in einer ſo unmittelbaren räumlichen Beziehung bleibt, 
daß — wie im gegenwärtigen Falle — ſowohl für den Verkäufer 
als den Käufer von Anfang an nicht ein Fortſchaffen der Wirtsware 
in der Abſicht erſt fpäterer Verwendung an einem völlig außerhalb 
der ſchankgewerblichen Sphäre gelegenen Orte, ſondern ein nur kurzes 
Beiſeitetragen derſelben nach der ſogleich für ihren Genuß in Ausſicht 
genommenen Stelle ſtattfindet. Die räumliche Beziehung des eigent⸗ 
lichen Badterrains zu dem das Schankwirtſchaftsgebiet bildenden Teil 
des ſtädtiſchen Geſamtgrundſtückes ergibt ſich vor allem daraus, daß 
mit der Errichtung der Schankwirtſchaft unmittelbar neben dem wirk⸗ 
lichen Licht⸗ und Luftbade offenſichtlich von Haus aus dem Bedürf⸗ 
niſſe der Badbeſucher, im Laufe ihres dortigen Aufenthaltes Er⸗ 
friſchungen zu ſich zu nehmen, entgegengekommen werden ſollte, und 
findet in der Gemeinſchaftlichkeit des Hauptzugangs von außen, an 
dem für den Geſamtbereich Eintrittsgeld erhoben wurde, noch ihren 
beſonderen Ausdruck. Ganz ähnlich geartet erſcheinen die Fälle, in 
denen auf einem Rennbahngrundſtück außerhalb der daneben errichteten 
Schanklokalitäten, auf dem zur Eisbahn hergerichteten Teiche in der 
Nachbarſchaft einer Wirtſchaft oder auf der an ein überfülltes Aus⸗ 
flugslokal angrenzenden Wieſe Schankwirtſchaftswaren genoſſen wer⸗ 
den, die von den Beſuchern aus dem Innern der Gaſtſtätte ſelbſt 
herausgeholt worden ſind. In allen dieſen Fällen iſt die unmittelbare 
räumliche Beziehung zwiſchen Verkaufs⸗ und Verzehrungsſtelle ge⸗ 
geben (vgl. RG. Rſpr. 10, 422; Baydb eG. 3, 282; 4, 129). 

Der Eiswagen des Angekl. hatte nach alledem als ein innerhalb 
ſeines Konzeſſionsgebietes aufgeſtellter Büfettſtand zu gelten, an dem 
die Beſucher des eigentlichen Badterrains eine in den Rahmen des 
Schankgewerbebetriebes fallende Erfriſchung zum Zwecke alsbaldigen 
Genuſſes an einer zu dem Betriebsbereiche der Schankwirtſchaft in 
unmittelbarer räumlicher Beziehung ſtehenden Verzehrſtelle verabfolgt 
erhielten. 

Da es ſich mithin bei dem fraglichen Eisverkaufe um Ausübung 
des Schanhwirtſchaſtsgewerbes handelte, griffen nach 8 105 j Ned. 
die den Gewerbebetrieb an Sonn⸗ und Feſttagen regelnden Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſ., insbeſ. § 41 a, nicht Platz. 

Zu der Frage, ob der vorliegende Fall anders zu beurteilen 
geweſen wäre, wenn der Eiswagen außerhalb des konzeſſionierten Ge⸗ 
bietes gefahren und dort von ihm verkauft worden wäre, brauchte bei 
den hier getroffenen Feſtſtellungen nicht Stellung genommen zu werden. 

Auch das ſächſ. Geſ. über Sonntagsruhe v. 24. Dez. 1921 ſchlug 
nicht ein, da — vgl. 814 — eine nach der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung an Sonn- und Feſttagen zuläſſige Ausübung des 
Schankwirtſchaftsgewerbes vorlag. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 24. Mai 1932, 2 OSt 131/32.) 
Ber. von Gen StA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 
Hamburg. 

14. 8 1 Schmutz Schch. Die Beſtimmungen des Geſetzes 
treffen nur die namentlich auf die Liſte geſetzten Schriften, 
nicht einen Verlag. 

Der Angelel. iſt Geſchäftsführer der Zeitſchriftengroßhandlung 
Firma S., die u. a. Zeitſchriften von dem R.-Verlag bezieht. Von 
dieſem Verlage hat die Firma mit den überſandten Paketen Reklame⸗ 
ſchilder erhalten mit der Aufſchrift: „Hier zu haben find alle Zeit⸗ 
ſchriften, die im R.⸗Verlag, Berlin, erſcheinen“, wobei das Wort 
„alle“ unterſtrichen iſt. Die Angeſtellten der Firma haben dieſe 
Schilder — und zwar unwiderlegt ohne Wiſſen und Willen des 
Augekl. — auf den Ladentiſch der Firma gelegt, damit die Kunden 
(Wiederverkäufer) ſie zum Aushängen in ihren Läden mitnehmen 
ſollten. Das hat auch die frühere Mitangekl. Frau Ro., die ſich dem 
gegen fie ergangenen Urt. des AG. unterworfen hat, getan; fie hat 
ein ſolches Schild in ihrem Schaufenſter aufgehängt. In dem 
R.⸗Verlag erſcheint u. a. das „Freundſchaftsblatt“, das damals in 
die Lifte der Schmutz- und Schundſchriften aufgenommen war, und 
zwar, wie die Bekanntmachung des Leiters der Oberprüfſtelle vom 
1. Dez. 1931 (DR Anz. v. 2. Dez. 1931 Nr. 281) ergibt, in An⸗ 
ſehung des 6. Jahrg. Nr. 22, 23, 24 und für die Zukunft auf die 
Dauer von 12 Monaten. 

Das LG. hat den Angekl. wegen fahrläſſigen Vergehens nach 
88 1 Abſ. 1 Nr. 2, 6 SchmutzSchch. v. 18. Dez. 1926 verurteilt. 
Darin, daß die Schilder auf den Ladentiſch gelegt wurden, damit die 
Wiederverkäufer ſie mitnehmen und in ihren Läden aufhängten, liege 
ein Suchen von Beſtellungen i. S. des 8 1 Abſ. 1 Nr. 2. Da der 
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Angekl. gewußt habe, daß das „Freundſchaftsblatt“ verboten war, 
habe er bafür ſorgen müſſen, daß die Schilder nicht ſo verwandt 
wurden, wie ſie im Falle Ro. wirklich verwandt worden ſeien. 

Die Rev. des Angekl. iſt begründet. 

Das LG. unterſtellt, daß die Schilder in erſter Linie den Kun⸗ 
den als „Werbematerial“ für das Publikum zur Verfügung geſtellt 
werden ſollten; gleichzeitig handele es ſich jedoch um eine Mit⸗ 
teilung an die Kunden, daß bei dem Großhändler die auf dem Schilde 
angegebenen Zeitſchriften zu haben ſeien. Das iſt rechtlich nicht zu 
beanſtanden und rechtfertigt die Annahme, daß „Beſtellungen“ auf 
Zeitſchriften „geſucht“ oder Zeitſchriften „angekündigt“ worden ſind, 
die in dem R.⸗Verlag erſcheinen. Die Tatſache, daß auch das ver⸗ 
botene „Freundſchaftsblatt“ im R.⸗Verlag erſcheint, genügt jedoch 
nicht zu der Annahme, daß i. S. des § 1 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. Be⸗ 
ſtellungen auf das Freundſchaftsblatt geſucht oder daß das 
Freundſchaftsblatt angekündigt worden iſt. Dazu hätte es 
vielmehr eines deutlichen Hinweiſes gerade auf das Freund⸗ 
ſchaftsblatt bedurſt, ſoweit es von der Oberprüfſtelle auf die 
Liſte geſetzt worden war. Daran fehlt es. Dem Erforderniſſe iſt 
insbeſ. nicht dadurch genügt, daß in dem Schilde „alle“ Zeitſchriften 
des R.⸗Verlages angeboten werden und daß das Wort „alle“ unter- 
ſtrichen iſt. 

Nach den zutreffenden Darlegungen des RGSt. 65, 6; JW. 
1931, 159349 mit Anm., auf die im einzelnen verwieſen wird, trifft 
die Vorſchr. des 8 2 Abſ. 1 Nr. 2 das „ſtehende Gewerbe“ im übrigen 
auch nur inſoweit, als es „von Haus zu Haus oder auf öffentlichen 
Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten“ aus⸗ 
geübt wird, und zwar gilt das auch von dem im Halbſatz 2 be⸗ 
handelten Suchen von Beſtellungen. 

(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 16. Jan. 1933, R 492/32.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
* 
Hamm. 

15. 88 63, 89 RA Gebo. Die Vergütung für die Be⸗ 
rufstätigkeit der RA. im Verfahren vor dem Sonder— 
gericht. f) 

Die RAGED. regelt grundſätzlich nur die Vergütung für die 
Berufstätigkeit der Rechtsanwälte in Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten 6 1 RAGEHD.). Zu dieſen gehören die Sondergerichte nicht. 


Zu 15. Die Frage der Honorierung des Verteidigers vor dem 
Sondergericht iſt um ſo mehr von Bedeutung, als ſie auch für die 
z. Z. durch die VO. d. RReg. v. 21. März 1933 (RHBl. I, 136) ein- 
geſetzten Sondergerichte täglich praktiſch wird. Obige Entſch. löſt aber 
dieſe Frage durchaus unbefriedigend und bezeichnet ſehr zu Unrecht 
die Entſch. des KG., 2. Str Sen., v. 12. Dez. 1932: JW. 1933, 599 
als verfehlt. 

Daß mangels einer ausdrücklichen Regelung für die Verteidigung 
vor den Sondergerichten die Gebühr gem. 889 RAceb O. unter ent ⸗ 
ſprechender Anwendung des 8 63 daf. zu ermitteln iſt, it ohne 
Frage richtig (zu vgl. auch GR. Friedlaender in der Anm. 
zu obiger Entſch. des KG.; W.⸗J.⸗Friedlaender, RAcheb O., 
Vorbem. 4 vor Abſchn. 4 Anm. 14). Es fragt ſich alſo nur, zu welchem 
Ergebnis eine ſolche entſprechende Anwendung führt. 

Die Zuſtändigkeit in Strafſachen iſt nach der Schwere der 
zur Aburteilung ſtehenden Straftat geregelt. Demgemäß unterſcheidet 
8 63 RAGED. für die Verteidigergebühren nach der Rangordnung 
der Gerichte, vor denen die Verteidigung zu führen iſt. Wenn nun 
aber OLG. Hamm daraus den Grundſatz herleitet, daß die Gebühren 
vom Geſetz nur nach der äußeren Geſtaltung des erkennenden Ge⸗ 
richts abhängig gemacht werden, ſo muß eine ſolche, mit reinen Außer⸗ 
lichkeiten begründete Entſch. mit Entſchiedenheit abgelehnt werden. 
Scheinbar läßt allerdings das Geſetz nur dieſe Außerlichkeit, die 
Geſtaltung und Beſetzung des Gerichts entſcheiden. In Wahrheit iſt 
aber für dieſe Regelung die Schwere der Straftat maßgebend, 
die ihrerſeits die äußere Geſtaltung des zuſtändigen Gerichts beſtimmt 
und die nur deshalb für die Gebührenbemeſſung maßgebend iſt. Das 
Maß der Verantwortung, das die Verteidigung je nach der Schwere 
der Straftat dem Anwalt aufbürdet, ergibt ſich naturgemäß aus der 
Schwere des Delikts und der Höhe der Strafdrohung. Gewiß mag 
bei dem alten Schwö Verfahren deſſen Umſtändlichkeit und der dadurch 
dem Verteidiger verurſachte Zeitaufwand mit eine Rolle geſpielt haben. 
Doch kam das ſchon bei den in 863 dem Schwach. gleichgeſtellten NG. 
und Oberlandesgerichten und kommt erſt recht ſchon nicht mehr bei 
dem heutigen SchwG. in Frage. 

Die vorübergehende Herausnahme von Strafſachen aus der Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte hat an der Bedeutung der in 
Frage kommenden Straftaten nichts geändert. Im Gegenteil, ihre 
Zuweiſung an Sondergerichte zeigt gerade ihre Bedeutung für die 
Kechtspflege im allgemeinen und den Angekl. im beſonderen. Mit 
Reichs, Oberlandes⸗ und Schwurgerichten, vor denen die doppelten 
Verteidigungsgebühren entſtehen, haben die Sondergerichte vor allem 
gemeinſam, daß nur eine Tatſacheninſtanz, mit Reichs⸗ und Ober⸗ 
landesgericht ſogar, daß überhaupt nur eine Inſtanz und keinerlei 


Rechtſprechung 


1671 


Beſtimmungen über die Gebühren der Rechtsanwälte für die Verteidi⸗ 
gung vor den Sondergerichten finden ſich auch in der VO. v. 9. Aug. 
1932 über die Sondergerichte und in der dazu erlaſſenen Durchf VO. 
des preuß. JuſtMin. vom gleichen Tage (JMBl. 195) nicht. Nach 87 
der erſteren VO. ſind auf das Verfahren vor den Sondergerichten die 
Vorſchr. der StPO., ſoweit nicht etwas anderes beſtimmt iſt, ent» 
ſprechend anzuwenden. Damit iſt zum Ausdruck gekommen, daß auch 
die Beſt. der RAGebO. auf das Verfahren vor den Sondergerichten 
entſprechende Anwendung finden ſollen (vgl. auch 889 RAGeb O.). 

Die Grundlage für die Gebühren des RA. in Strafſachen bildet 
der § 63 NAGEHD. Danach erhält der RA. als Verteidiger in der 
Hauptverhandlung erſter Inſtanz vor dem R., dem OLG. oder vor 
dem SchwG. eine Vergütung von 80 KI, „im übrigen“ aber nur eine 
ſolche von 40 N.. Nach der klaren und eindeutigen Faſſung dieſer 
Beſt. ſteht danach dem RA. für die Verteidigung in der Hauptverhand⸗ 
lung vor den Sondergerichten nur eine Vergütung von 40 AM zu. 
Der 863 RAcGebd. macht die Höhe der Vergütung allein von der 
äußeren Geſtaltung des Gerichts, vor dem die Hauptverhandlung ſtatt⸗ 
findet, abhängig. Umfang der Strafſache und Schwere der Straftat 
ſind ohne jede Bedeutung. Es geht daher nicht an, für eine Verteidi⸗ 
gung vor dem Sondergericht in einer Strafſache, in der das Schw. 
zur Aburteilung zuſtändig geweſen wäre, wenn die Not VO. v. 9. Aug. 
1932 nicht beſtanden hätte, den für eine Verteidigung vor dem Schw. 
beſtimmten Gebührenſatz des 863 RAGED. zuzubilligen. Für die 
Höhe der Gebühr iſt allein entſcheidend, vor welchem Gericht die Haupt⸗ 
verhandlung ſtattgefunden hat. Die abweichende Anſicht des KG. 
(JW. 1933, 559) hält der Senat für verfehlt. 


(OLG. Hamm, Beſchl. v. 13. Mai 1933, 11 W 539/33.) 
Eingeſ. von RA. Paul Huber, Bielefeld. 
* 


Karlsruhe. 

16. 8 154 StPO. Einem Antrag der St A. auf vorlig. 
Einſtellung nach 8 1542 Ab ſ. 3 StPO. (5 50 DAusliefG.) 
hat das Gericht zu entſprechen, ohne daß ſein Ermeſſen 
dabei von Belang iſt. 

Daß eine vorläufige Einſtellung des Verfahrens nach 8 154 und 
folgeweiſe ebenſo nach 8 1542 StPO. — zwar nicht mehr in der 
Rev Inſt. (RGSt. 59, 54), wohl aber — noch in der BerInſt. erfolgen 
Kann, iſt anerkannten Rechtens. Der Sen. folgt auch der Anſicht der 


Rechtsmittel gegeben iſt. Um ſo ſtärker iſt die Verantwortung des 
Verteidigers. Folglich können für die Frage der Gebühren des Ver⸗ 
teidigers die Sondergerichte organiſch keine andere Stellung einnehmen 
als diejenigen Gerichte, an deren Stelle ſie tätig werden. Ihre ander⸗ 
weite Beſetzung kann dabei in keiner Weiſe maßgebend ſein. In 
dieſem Sinne hat auch bereits RG. in der oben zit. Entſch. ent⸗ 
ſchieden, für die durch VO. des RPräſ. v. 4. u. 13. Jan. 1920 auf 
Grund Art. 48 eingeſetzten a. o. Gerichte auch ſchon AG. Buer vom 
22. Juni 1921: JW. 1921, 867. Anders: W.⸗J.⸗Friedlaender, 
Anm. 14 Vorbem. 4 vor Abſchn. 4; ferner Willenbücher, 10. Aufl., 
Vorbem. 6 vor Abſchn. 4 S. 329. — LG. Allenſtein: JW. 1917, 3071; 
Burgheim: JW. 1917, 652. — 

Zweifelhaft könnte danach allein noch ſein, ob der Verteidiger 
vor dem Sondergericht in allen Fällen das doppelte Honorar 
von 80 KJ erhält oder nur in denjenigen Fällen, wo das Sonder⸗ 
gericht ein ſonſt zur Zuſtändigkeit der Schw. — die des RG. und 
der OLG. iſt durch die VO. v. 21. März 1933 nicht berührt worden — 
gehörendes Delikt abzuurteilen hat. 

AG. Buer vertritt erſtere Anſicht, RG. a. a. O. und LR. Fried⸗ 
laender in der Anm. daſelbſt letztere. Ebenſo LR. Günther: 
JW. 1916, 1520. Letztere verdient den Vorzug. Zwar legt die Ein⸗ 
maligkeit der Inſtanz durchaus nahe, die Sondergerichte in der Ge⸗ 
bührenfrage den SchwG. ſchlechthin gleichzuſtellen. Doch dürfte, 
worauf auch KG. bereits hingewieſen hat, der Geſichtspunkt ent⸗ 
ſcheidend ſein, daß wir es hierbei nur mit einer vorübergehen⸗ 
den ſonderrechtlichen Regelung zu tun haben, die aus Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen nur für gewiſſe Zeit die ſonſtige Zuſtändigkeit aufhebt 
und dem Sondergericht Strafſachen verſchiedener Ordnung 
zur Aburteilung zuweiſt. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens hat 
dagegen vor dem ſonſt zuſtändigen ordentlichen Gericht ſtattzufinden. 
Es dürfte nicht hinreichend gerechtfertigt ſein, für dieſes Verfahren 
dem Verteidiger JORM, für das erſte hingegen 80 AM zu zahlen. 
Der immer noch beſtehende gewiſſe Konnex mit der urſprünglichen 
Zuſtändigkeit kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß bei Beendigung 
der Tätigkeit der Sondergerichte die bei ihm anhängigen Verfahren 
ohne weiteres wieder auf das ſonſt zuständige Gericht übergehen. 

Für die Verteidigung vor dem Sondergericht er⸗ 
wächſt daher dem Verteidiger diejenige Gebühr, die 
ihm nach 863 RA Geb O. für die Verteidigung vor dem 
ſonſt zur Aburteilung im einzelnen Falle berufenen 
ordentlichen Gericht erwachſen wäre. 

In dieſer Weiſe wird auch bei den jetzigen Berliner Sonder⸗ 
gerichten verfahren. 

LG R. Dr. Gaedeke, Berlin. 
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St A., wonach bei einem Antrag nach $ 154 Abſ. 3 das Gericht 
„dem Antrag der StA. auf vorl. Einſtellung zu entſprechen hat, ohne 
die Richtigkeit der Auffaſſung der StA. mit zu prüfen.“ Dafür ſpricht 
die offenbar bewußte Wahl der Worte: „ſo ſtellt das Gericht auf 
Antrag der StA. das Verfahren vorl. ein“ in § 154 a Abf. 3 in 
Gegenſatz zu: „kann das Gericht auf Antrag der StA. das Verfahren 
vorl. einſtellen“ in 8 154 Abſ. 2. Danach war unter Aufhebung der 
angef. Entſch. auf vorl. Einſtellung zu erkennen. 


(OLG. Karlsruhe, StrSen., Beſchl. v. 25. März 1933, SOL 61/33.) 
Ber. von AGR. i. R. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


Obergericht Danzig. 


1. Offentliche Betriebe dürfen die Weiterbeliefe- 
rung mit Strom, Waſſer oder Gas nicht von der Bezah- 
lung von Rückſtänden durch den Konkurs- oder Zwangs- 
verwalter abhängig machen. 

Der vom Gemeinſchuldner mit der Antragsgegnerin abge⸗ 
ſchloſſene Waſſerverſorgungsvertrag iſt gem. 8 17 KO. für den Kon⸗ 
Kursverwalter nicht bindend. Es fragt ſich, ob er den Abſchluß eines 
neuen Vertrages mit der Antragsgegnerin verlangen und Waſſer⸗ 
verſorgung auf Grund dieſes neuen Vertrages beanſpruchen kann. 
Dieſe Frage iſt zu bejahen. RG. 132, 274 — JW. 1931, 310216 
hat einen Kontrahierungszwang für öffentliche Betriebe mit monopol⸗ 
artigem Charakter bejaht. Im Schrifttum findet ſich immer wieder 
die Anſicht, dieſe Entſch. des RG. beziehe ſich nur auf einen beſon⸗ 
ders gelagerten Fall, in dem vom Zwangsverwalter nicht nur die 
Zahlung der gewöhnlichen Rückſtände, ſondern außerdem auch noch 
die Bezahlung einer rückſtändigen Inſtallationsforderung von 
37 000 RM verlangt wurde. Dieſe Anſicht kann als zutreffend nicht 
anerkannt werden. Das wird ſchon von Eßlinger: JW. 1931, 
3103, einem Gegner des Kontrahierungszwanges, anerkannt. Die 
Begründung, die das NG. gibt, iſt allgemeiner Natur und legt auf 
die rückſtändige Inſtallationsforderung keinen Wert. Auf die Be⸗ 
ſonderheiten des Falles dagegen iſt RG.: IW. 1930, 140218 ab⸗ 
geſtellt, worauf ſchon Geiler (Anm. a. a. O.), gleichfalls ein 
Gegner des Kontrahierungszwanges, hinweiſt. Das RG. ſtellt es 
in dieſer Entſch. ausſchließlich auf die Unklarheit der Rechtslage ab, 
die daraus entſtanden war, daß der Konkursverwalter eine Er⸗ 
Klärung aus 8 17 KO., daß er nicht auf Erfüllung des alten Ver⸗ 
trages beſtehe, nicht abgegeben hatte. Ob eine ſolche Erklärung bei 
ſinngemäßer Auslegung aus dem ganzen Verhalten des Konkurs⸗ 
verwalters nicht zu entnehmen war, kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls liegt auf der Hand, daß einer jo begründeten Entſch. all⸗ 
gemeine Bedeutung nicht innewohnt. 

Immerhin haben die beiden, in ihren Ergebniſſen aus⸗ 
einandergehenden Entſch. des NG. dazu geführt, daß in der hier zur 
Entſch. ſtehenden Frage ein Teil der höheren Gerichte zu einem den 
Verſorgungsbetrieben günſtigen Ergebnis, ein anderer Teil zu einem 
ungünſtigen Ergebnis gelangt iſt. Im erſteren Sinne haben Stellung 
genommen die OLG. Jena: JW. 1930, 1402; Hamm: JW. 
1930, 1426, 1402; 1933, 929; Celle: JW. 1933, 929; Köln: 
JW. 1931, 2169; Frankfurt a. M.: JW. 1931, 3146; Ham⸗ 
burg: JW. 1933, 929; KG.: JW. 1933, 928; LG. Königs⸗ 
berg: JW. 1931, 3150. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch die 
6. ZK. des LG. Danzig: Elektrizitätswirtſchaft, Mitteil. der 
Vereinigung der Elektrizitätswerke E. V. 1932 S. 337 u. 340, 
während das hier angef. Urt. der 1. ZK. des LG. Danzig vom 
23. Jan. 1933 den gegenteiligen Standpunkt vertritt. 

Dieſen letzteren Standpunkt hat auch das Ob Ger. Danzig 
bereits zweimal vertreten, und zwar der 2. ZivSen. in einem Urt. 
v. 24. Mai 1927 (2 II U 204/27), in dem die Bezahlung eines beim 
Vorbeſitzer erwachſenen Rückſtandes vom Nachbeſitzer verlangt wurde, 
und der 3. ZivSen. in einem Urt. v. 25. Jan. 1933: Danz Jur⸗ 
MorcSchr. 1933, 22. In letzterem Falle handelte es ſich um Rück⸗ 
ſtände für elektriſchen Strom, deren Bezahlung vom Konkursver⸗ 
walter verlangt wurde. Auf dem gleichen Standpunkt ſtehen weiter 
die OLG. Braunſchweig: JW. 1930, 1427; Stettin: JW. 
1930, 1429; Königsberg: JW. 1932, 1256 v. 22. Dez. 1931 
und neuerdings Frankfurt a. M. in einer demnächſt in Seuff⸗ 
Arch. zum Abdruck gelangenden Entſcheidung. 

Letzterem Standpunkt iſt wiederum beizutreten. Faſt immer 
wird die Frage, ob die Weiterbelieferung des Konkurs⸗ oder Zwangs⸗ 
verwalters mit elektriſchem Strom oder Waſſer von der Rechtsfrage 
abhängig gemacht, ob der Waſſerverſorgungsvertrag ein Wiederkehr⸗ 
ſchuldverhältnis in dem von Jaeger (Anm. 18 b zu $ 17 KO!) dar⸗ 
gelegten Sinne oder ein Einheitsvertrag iſt. Bei Annahme eines Ein⸗ 
heitsvertrages wird es dann für zuläſſig erklärt, die Weiterbelieferung 
von Zahlung der Rückſtände abhängig zu machen. Man kann die 
Frage, ob ein Einheitsvertrag vorliegt, unbedenklich bejahen. Mit 
dem OLG. Königsberg: JW. 1932, 1256 iſt aber nicht einzufehen, 
was mit Bejahung dieſer Frage für die hier zu treffende Entſch. ge⸗ 


wonnen ſein könnte. Auch bei Annahme eines Einheitsvertrages er⸗ 
ſcheint vielmehr der Standpunkt, Konkurs⸗ oder Zwangsverwalter 
müßten unter allen Umſtänden die Rückſtände bezahlen, nicht gerecht⸗ 
fertigt. Vielmehr würde ein ſolches Verlangen auf eine Umgehung des 
Geſetzes hinauslaufen und zugleich den guten Sitten widerſprechen. 

Auch bei Annahme eines Einheitsvertrages hat der Verwalter 
das Recht, die Erfüllung des Vertrages zu verweigern. Eine Ver⸗ 
weigerung der Erfüllung wird vom § 17 KO. ſogar als Regel an⸗ 
genommen. Erklärt ſich nämlich der Konkursverwalter auf Erfordern 
des andern Teiles nicht, ſo gilt ſein Schweigen als Ablehnung der 
Erfüllung. Dann aber kann der Verwalter, wie jeder Dritte, den 
Abſchluß eines neuen Lieferungsvertrages verlangen. Nur triftige 
Gründe ſchließen dieſen Kontrahierungszwang aus. Es kann nicht 
anerkannt werden, daß die Verweiſung des Verwalters auf die 
rechtliche Möglichkeit, den alten Vertrag fortzuſetzen, einen ſolchen 
Grund darſtellt. Die Fortſetzung des alten Vertrages hat die Über⸗ 
nahme von Rückſtänden zur Folge, mit deren Bezahlung der Ver⸗ 
walter kraft Geſetzes nicht belaſtet iſt. Dem Verſorgungsbetrieb 
fehlt die rechtliche Möglichkeit, fein Verlangen gegen den Ver⸗ 
walter durchzuſetzen. Nur ſeine wirtſchaftliche Stellung als Monopol⸗ 
betrieb gibt ihm die Macht, auf den Verwalter i. S. der Bezahlung 
der Rückſtände einen Druck auszuüben. Die Ausübung dieſes 
Druckes auf Grund einer wirtſchaftlichen Machtpoſition zur Er⸗ 
reichung von Sondervorteilen, die dem Geſetze widerſprechen, iſt 
mit den guten Sitten nicht vereinbar. Man behauptet, dieſe Feſt⸗ 
ſtellung zwinge die Verſorgungsbetriebe auch zur Weiterlieferung 
an ſäumige Zahler. Davon kann keine Rede ſein. Es widerſpricht 
nicht den guten Sitten, wenn ein ſäumiger Zahler auch mit emp⸗ 
findlichen Mitteln zur Bezahlung ſeiner Schulden veranlaßt wird. 
Etwas anderes iſt es aber, wenn dieſe Bezahlung nicht auf Koſten 
des ſäumigen Schuldners, ſondern auf Koſten Dritter, am Vertrage 
nicht beteiligter Perſonen, nämlich der Gläubiger, unter Verletzung 
des vom Geſetze aufgeſtellten Grundſatzes der par conditio ereditorum 
durchgedrückt werden ſoll, oder wenn das gleiche Ziel gegen eine 
Sondermaſſe, wie ſie dem Zwangsverwalter unterſteht, verfolgt wird. 
Eine ſolche Umgehung des Geſetzes iſt nur auf Grund der Monopol 
ſtellung der Betriebe möglich. Könnten die Verwalter von anderer 
Seite Waſſer oder Strom beziehen, ſo würde den Verſorgungsbetrieben 
die Möglichkeit fehlen, ihr geſetzwidriges Verlangen durchzuſetzen. 
Da aber die Verwalter für den Abſchluß neuer Verträge auf die 
Verſorgungsbetriebe angewieſen ſind, ſo befinden ſie ſich wirtſchaftlich 
in ihrer Hand. Die Ausübung eines wirtſchaftlichen Druckes aber 
zur Durchſetzung vom Geſetze offenbar nicht gebilligter Anſprüche 
auf Koſten dritter Perſonen, nämlich der Gläubiger, kann als den 
guten Sitten gemäß nicht mehr angeſehen werden. 

Die Antragsgegnerin meint, bei dieſer Rechtsanſicht verſchaffe 
ſich der Antragſteller einen ungerechtfertigten Vorteil auf Koſten 
der Allgemeinheit. Das iſt unrichtig. Der Geſetzgeber hatte es in 
der Hand, wie gewiſſen öffentlich⸗rechtlichen Forderungen, fo auch 
den Forderungen auf Rückſtände der hier fraglichen Art ein Vorrecht 
im Konkurſe beizulegen. Er hat es nicht getan und damit bewieſen, 
daß die hier in Frage kommenden Rückſtände nicht anders wie 
gewöhnliche Konkursforderungen behandelt werden ſollen, daß alſo 
die Gläubiger dieſer Forderungen ſich mit der Konkursdividende 
zufriedenzuſtellen haben. Wenn der Konkursverwalter, auf dieſem 
Rechtsboden fußend, die volle Bezahlung der Rückſtände verweigert 
und dennoch die Weiterbelieferung mit Strom verlangt, ſo begehrt 
er auf Koſten der Allgemeinheit nicht einen ungerechtfertigten Vor⸗ 
teil, ſondern er verlangt nur das, was jeder von den öffentlichen 
Betrieben verlangen kann, nämlich die Belieferung mit Strom 
oder Waſſer, ohne daß dieſe Belieferung von Bedingungen abhängig 
gemacht wird, zu deren Erfüllung er geſetzlich nicht verpflichtet iſt 
und deren Erfüllung die ihm anvertrauten Intereſſen dritter Per⸗ 
ſonen ſchädigen würde. 

Belanglos iſt die Höhe der vom Antragſteller verlangten Rück⸗ 
ſtände. Auf ein den guten Sitten widerſprechendes, alſo rechts⸗ 
widriges Verlangen braucht der Antragſteller ſich unter keinen 
Umſtänden einzulaſſen. Ob das rechtswidrige Verlangen ſich finanziell 
für ihn erheblich oder unerheblich auswirkt, iſt ohne Bedeutung. 
Er kann jedes rechtswidrige Verlangen zurückweiſen, ohne ſich 
auf eine Erwägung der wirtſchaftlichen Schwere dieſes Verlangens 
einlaſſen zu müſſen. 


(ObGer. Danzig, Urt. v. 21. April 1933, 2 II U 97/33.) 
Mitgeteilt von Ob R. Rumpf, Zoppot. 


Landgerichte. 


Berlin. 

1. 88 13, 29 RAGebo. Die Beſchaffung von Be- 
ſcheinigungen der Deviſenbewirtſchaftungsſtelle dient der 
Vorbereitung des Prozeſſes. Dieſe Tätigkeit des RA. i ſt 
deshalb durch die Prozeßgebühr § 18 Nr. 1 RA Geb O. ab⸗ 


j 


1 


62. Jahrg. 1933 Heft 29,30 


gegolten. Nach 8 29 Abſ. 1 a. a. O. umfaſſen die in 8 13 
benannten Gebühren die geſamte Tätigkeit der RA. von 
dem Auftrag bis zur Beendigung der Inſtanz. 
(26.1 Berlin, 7. Rf9., Beſchl. v. 28. April 1933, 307 P 67/82.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schott, Berlin. 
* 


2. 88 114ff. 3 PO. Engliſche Staatsangehörige haben 
vor deutſchen Gerichten feinen Anſpruch auf Beiordnung 
eines Armenanwalts. f) 

Die Gegenſeitigkeit des § 114 Abſ. 2 kommt nur inſoweit in 
Anwendung, als den Gerichten des Landes, denen der das Armen⸗ 
recht nachſuchende Ausländer angehört, ein Armenrecht in unſerem 
Sinne bekannt iſt (KG.: JW. 1932, 3825). In England iſt die 
Armenrechtsbewilligung vor den High Courts bekannt, wenn 
auch nicht häufig (Arndt: JW. 1929, 3141). Der gegenwärtige 
Rechtsſtreit würde vor die High Courts gehören. Unbekannt iſt in 
England jedoch die Gebührenerſtattung der RA. durch den Staat 
(Arndt: JW. 1929, 3141 und in ZAuslIntPrR. 1929, 696). 

(28. I Berlin, 1. 3 K., Beſchl. v. 14. Jan. 1933, 201 0 258/32.) 


Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 


Zu 2. Die i. J. 1926 in England eingeführte neue Rege- 
lung des Armenrechts und die ſich daraus für die Frage der 
Gegenſeitigkeit ergebenden Folgen habe ich in dem im Beſchluß 
erwähnten Artikel in Rabels Z. 3, 695ff. eingehend dargeſtellt. Seit 
jener Zeit find iminnerengliſchen Recht keinerlei weſent⸗ 
iche Anderungen eingetreten, nur haben die Armenrechtsbewilli⸗ 
gungen, wie die alljährlichen Berichte und Statistiken zeigen, lang⸗ 
ſam zugenommen. Es iſt richtig, daß eine Gebührenerſtattung an 
den für eine arme Partei tätigen Anwalt (solieitor oder barrister) 
durch den Staat in England nicht bekannt iſt (wie übrigens bis 
vor nicht ſehr langer Zeit auch in Deutſchland). Aber ich glaube 
nicht, daß man bei Anwendung von § 114 Abſ. 2 ZPO. daraus 
einen Grund gegen die Verbürgung der Gegenſeitigkeit entnehmen 
kann, wie in dem obigen Beſchl. anſcheinend gefolgert wird. Das 
wäre nur dann zu erwägen, wenn ſich allgemein oder gerade für 
Klagen von Deutſchen nicht genügend Armenanwälte freiwillig be⸗ 
reit fänden. Die jährlichen Berichte der Poor Person Committees 
zeigen, daß ſich bisher immer genügend Anwälte zur unentgelt⸗ 
lichen Übernahme von Armenmandaten bereit erklärt haben. 

Aber auch aus einem anderen Grunde kommt es hierauf 
m. E. ebenſowenig an wie auf die Frage, ob der konkrete An⸗ 
ſpruch in England vor eine der Abteilungen der High Court (es 
gibt nur eine High Court, daher wird das Wort ſtets im Sin⸗ 
aular gebraucht) oder vor die County Courts gehören würde. 
Denn im vorl. Falle braucht eine Prüfung nach § 114 Ab. 2 
30. überhaupt nicht ſtattzufinden, da Art. 14 des Deutſch⸗ 
dritiſchen Abkommens über den Rechtsverkehr (RGBl. 1928, II, 
629, ratifiziert: RGBl. 1929, II, 133) eingreift. Danach ſollen die 
Angehörigen des einen vertragſchließenden Staates in dem Ge⸗ 
biete des anderen Teils, auf den das Abkommen Anwendung findet, 
„völlig gleiche Behandlung“ hinſichtlich des Armenrechts genießen. 
Die anſcheinend ſehr ſtark gekürzte Begründung des obigen Beſchl. 
läßt die Möglichkeit offen, daß das LG. in der zitierten Vorſchr. 
des Art. 14 des genannten Abkommens nur eine Wiederholung 
der Vorſchr. des § 114 Abſ. 2 ZPO. geſehen hat. Dann wäre alſo 
hinter den Worten „völlig gleiche Behandlung“ etwa zu ergänzen: 
„wie ſie ein deutſcher Staatsangehöriger in England genießen 
würde“. Dem wäre m. E. nicht beizupflichten. Richtig iſt bei den 
Worten „völlig gleiche Behandlung“ (perfect equality of treat- 
ment) zu ergänzen: „wie die eigenen Staatsangehörigen“ 

Unzweifelhaft iſt ſowohl der deutſche wie der engliſche Text 
des Art. 14 unklar. Wenn man jemandem Gleichheit der Behand⸗ 
lung zuſichert, ſo gehört dazu logiſch und ſprachlich auch die An⸗ 
gabe, mit wem er gleiche Behandlung genießen ſolle. So haben 
denn auch die anderen von Deutſchland etwa zur gleichen Zeit ge⸗ 
ſchloſſenen Abkommen über den Rechtsverkehr der entſprechenden 
Beſtimmung ſtets ungefähr folgende Faſſung gegeben: „Die An- 
gehörigen des einen Staates werden im anderen Staate zum 
Armenrecht unter denſelben Bedingungen wie die Landesangehöri⸗ 
gen zugelaſſen.“ (Vgl. Art. 4 Deutſch⸗bulgar. Vertrag über den 
Rechtsverkehr v. 22. Dez. 1926; Art. 4 Deutſch⸗lit. Abk. über den 
Rechtsverkehr v. 30. Oft. 1928; Art. 5 Vertrag über Rechtsſchutz 
und Rechtshilfe zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Republik 
Oſterreich v. 21. Juni 1923; Art. 5 Deutſch⸗poln. Vertrag über 
den Rechtsverkehr v. 5. März 1924; Art. 4 Vertrag zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und der Tſchechoſl. Republik über Rechtsſchutz 
und Rechtshilfe in bürgerlichen Angelegenheiten v. 20. Jan. 1922; 
Art. 5 Abk. zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Türk. Republik 
1920 Dem Rechtsverkehr in Zivil⸗ und Handelsſachen v. 28. Mai 
Ahnliches gilt für die von Großbritannien geſchloſſenen Ab⸗ 
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3. 88 713 Abſ. 2, 777 BRD. 

1. In den Fällen der Hinterlegung von Geld zum 
Zwecke der Abwendung oder Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung kann der Schuldner der Vollſtreckung in ſein 
übriges Vermögen widerſprechen und den Gläubiger auf 
die Befriedigung aus der für die Vollſtreckungsforderung 
haftenden Hinterlegungs ſumme verweiſen. 

2. Reicht in dieſen Fällen die zur Abwendung der 
Zwangsvollſtreckung beſtimmte Sicherheit zur Deckung von 
Hauptforderung, Zinſen und Koſten nicht aus, ſo ſind in 
erſter Linie Hauptforderung und Zinſen als gedeckt an⸗ 
zuſehen. 

(LG. I Berlin, 9. 3K., Beſchl. v. 27. März 1933, 209 T 11773/32.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Fritz Schultze, Berlin. 
* 


4. 8811 Ziff. 5 ZPO. Der Laſtkraftwagen des Fuhr⸗ 
unternehmers iſt pfändbar, wenn der Fuhrunternehmer 
zur Ausführung von Fahrten mit dem Wagen zur Zeit 
der Pfändung überhaupt nicht imſtande iſt. 

(LG. 1 Berlin, 9. BR., Beſchl. v. 12. Jan. 1933, 209 T 80/33.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


* 


5. 8 153 ZwVerſtG.; Gef. v. 26. Mai 1933. Die Ent- 
laſſung des gerichtlich beſtellten Zwangsverwalters iſt 
nicht deshalb gerechtfertigt, weil der vom Schuldner vor- 
geſchlagene Verwalter Nationalſozialiſt und zur unent⸗ 
geltlichen Führung der Zwangsverwaltung bereit iſt. 

Die Entlaſſung eines Zwangsverwalters kann gem. 8 158 
Abſ. 2 ZwVerſtGG. nur aus ſachgemäßen und beachtlichen Grün⸗ 
den erfolgen (Jaekel⸗Güthe, Anm. 6 zu 8 153; KG.: JW. 
1933, 632). Ein ſolcher Entlaſſungsgrund kann jedoch nicht an⸗ 
erkannt werden. Der Umſtand, daß der vom Eigentümer vor⸗ 
geſchlagene Kaufmann M. ſeit zwei Jahren mehrere Grundſtücke 


verwaltet hat, und ſeit zehn Jahren in der nationalſozialiſtiſchen 


Bewegung tätig iſt, und daß er ſich bereit erklärt hat, die 
Verwaltung koſtenlos zu führen, reicht nicht aus, um die Entlaſ⸗ 
ſung des gerichtlich u deen Zwangsverwalters zu rechtfertigen. 
Der auch dem BeſchwG. bekannte Verwalter T. gehört zu den ge⸗ 
richtlichen Verwaltern, die vom AG. mit Rückſicht auf ihre be⸗ 
ſondere Eignung und e in Zwangsverwaltungsſachen be⸗ 
Kan zu werden pflegen. Irgendwelche Gründe, die gegen die Fort⸗ 
ührung der Zwangsverwaltung durch ihn ſprechen würden, ſind 
vom BeſchwF. nicht vorgebracht worden. Der Beſchl. des LG. v. 
10. Mai 1933 (JW. 1933, 1275) ſteht hier nicht entgegen, da er 
die Entlaſſung eines nichtariſchen Zwangsverwalters, alſo die Ent⸗ 
laſſung aus in der Perſon des Verwalters liegenden Gründen be- 


kommen über den Rechtsverkehr, die, ſoweit fie in der Yearly 
Practice of the Supreme Court for 1932, 1941 ff., wiedergegeben 
find, alle hinter dem Wort a perfect equalitiy of treatment den 
Zuſatz haben with subjects of that High Contracting Party 
(vgl. Abk. mit Schweden v. 28. Aug. 1930 Art. 11; Abk. mit 
Spanien v. 27. Juni 1929 Art. 13). Daß mit der Fortlaſſung des 
Zuſatzes „wie die Landesangehörigen“ im Deutſchebritiſchen Ver⸗ 
trag eine Abkehr von der ſonſtigen Praxis ausgeſprochen werden 
ſollte, iſt nicht anzunehmen, obwohl der internationalen Praxis 
die Verweiſung auf die Gegenſeitigkeit im gleichen Sinne wie in 
§ 114 Abſ. 2 ZPO, nicht unbekannt iſt (vgl. Art. 3 Abſ. 2 Satz 2 
des Deutſch⸗eſtländiſchen vorläufigen Wirtſchaftsabkommens v. 
27. Juni 1923 [RGBl. 1924, II, 162]. Auch die Verhältniſſe gerade 
Deutſchlands und Englands ſprechen 1197 85 Nach der anderen 
Auffaſfung würde ſich bezüglich Deutſchlands an dem bisherigen 
Rechtszuſtand nichts ändern und nach ihr würde England, das bis⸗ 
her zwiſchen In⸗ und Ausländern keine Unterſchiede machte, aus⸗ 
drücklich ermächtigt ſein, im Verhältnis zu Deutſchland die Ge⸗ 
währung von der Prüfung der Gegenſeitigkeit abhängig zu machen. 
Das Ziel eines Abkommens über den Rechtsverkehr, durch gegen⸗ 
ſeitiges Entgegenkommen klare und dem Ausländer möglichſt gün⸗ 
ftige Normen aufzustellen, würde alſo nicht erreicht werden. Die 
Denkſchrift des RMin. des Auswärtigen und des RIM. zu dem 
Entw. (Verhandl. des RT. IV. Wahlper., Bd. 431, Anl. Nr. 384) 
behandelt den Art. 14 nur ſehr kurz und in dem hier in Betracht 
kommenden Punkt nicht ganz klar und aufſchlußreich. Der Satz 
„Art. 14 ſtellt die Gegenſeitigkeit bzgl. des Armenrechts, der 
Schuldhaft und der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten feſt“ 
ſpricht aber auch dafür, daß durch das Abkommen gegenüber dem 
bisher geltenden Rechtszuſtand ein Fortſchritt erzielt werden ſollte 
— eine Annahme, die nur dann berechtigt ift, wenn man Art 14 
ebenſo auslegt wie es die entſprechenden Beſt. der anderen Ab⸗ 
kommen ausdrücklich vorſehen. 
GerAſſ. Dr. Karl Arndt, Berlin. 
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handelt. An ſolchen Gründen fehlt es aber hier. Ein Anſpruch 
auf die Beſtellung eines ihm genehmen Verwalters ſteht dem 
Eigentümer nicht zu (Jaeckel⸗Güthe, Anm. 3 zu 8150); 
auch nicht nach dem neueſten Wortlaut der VO. über Maßnahmen 
auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 (RGGBl. 
302 ff.). Ein ſolches Recht iſt nur den in § 10 aufgeführten In⸗ 
ſtituten eingeräumt. Solche Inſtitutsverwalter erhalten nach § 10 
Abſ. 2 Satz 2 VO. allerdings keine Vergütung. Aber gerade daraus 
ergibt ſich der Umkehrſchluß, daß der Eigentümer nicht lediglich 
deshalb die Beſtellung eines ihm genehmen Verwalters beanſpru⸗ 
chen kann, weil dieſer auf Gebühren verzichten will. Im übrigen 
iſt ein Teil der Gebühren ja bereits durch die Beſtellung und 
die Aufnahme der Tätigkeit des gerichtlichen Zwangsverwalters 
entſtanden. 

(26. I Berlin, 1. Z K., Beſchl. v. 7. Juni 1933, 201 T 4086/33.) 

Mitgeteilt von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 

Frankfurt a. O. 

6. 8 28 VerglO. Es iſt zuläſſig, in allgemeinen 
Verkaufsbedingungen die Anwendung des § 28 Vergl. 
ausdrücklich von vornherein wegzubedingen. f) 

Es iſt im Schrifttum ſtreitig, ob es geſetzlich zuläſſig iſt, die 
Anwendung des § 28 Vergl. vornherein wegbedingen. Die Zu⸗ 
läſſigkeit der Wegbedingung iſt jedoch mit Kieſow, VerglO., 
4. Aufl., 8 28 Anm. 39; Samolewitz 8 28 Anm.; Cahn: JW. 
1931, 25, 57 VII zu bejahen. Die Stellung des Schuldners im Ver⸗ 
gleichsverfahren iſt eine ganz andere als die Stellung des Gemein⸗ 
ſchuldners im Konkurſe. Während 8 6 KO. dieſem mit der Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens die Befugnis nimmt, ſein zur Kon⸗ 
Rursmafje gehöriges Vermögen zu verwalten und über dasſelbe zu 
verfügen, und das Verwaltungs⸗ und Verfügungsrecht einem Kon⸗ 
Kursverwalter überträgt, bleibt der Schuldner trotz Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens im Regelfall zur Verfügung und Verwaltung 
berechtigt. Verfügungsbeſchränkungen „können“ nur gegen ihn an⸗ 
geordnet werden. § 28 VerglO. überläßt es daher auch dem freien 
Ermeſſen des Schuldners, ob er den Antrag aus Abſ. 1 des 8 28 
an das Vergleichsgericht ſtellen will. Wegen der auf dem Gebiet 


Zu 6. 1. Die Frage, ob das Ablehnungsrecht der 
88 28, 29 VO. im voraus — d. h. vor der Eröffnung des Ver⸗ 
gleichsverfahrens —wegbedungen werden kann iſt nach 
wie vor ſtreitig. Ich glaube, daß ſie zu bejahen iſt, weil nichts da⸗ 
für ſpricht, daß dem Schuldner die freie Verfügung über das Ab⸗ 
lehnungsrecht nur nach, aber nicht vor der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens zuſteht. Hält man das Ablehnungsrecht für abdingbar, 
ſo kann m. E. die den nur den vom LG. angenommenen 
Sinn haben, daß dem Geſuch um die Ablehnungsermächtigung 
ein prozeſſuales Hindernis im Wege ſteht. Sucht dann eine Partei 
trotz der Abdingung die Ermächtigung nach, ſo iſt es ebenſo, wie 
wenn ſich jemand verpflichtet hat, eine Klage zurückzunehmen, 
gleichwohl aber den Rechtsſtreit fortſetzt. Wie hier die Klage auf 
einen entſprechenden Einwand des Bekl. angebrachtermaßen, alſo 
aus einem verfahrensrechtlichen Grunde, abgewieſen werden muß 
(RG. 102, 220 ff.), ſo u das Ermächtigungsgeſuch 
von dem Vergleichsgericht abgelehnt werden. 

2. Wie iſt es aber, wenn das Vergleichsgericht das nicht tut, 
ſondern die Ermächtigung erteilt, weil es entweder von der Ab⸗ 
dingung nichts weiß oder die Vorſchr. der 5528, 29 VO. für un⸗ 
abdingbar hält, und der Ermächtigte nun die Erfüllung des Ver⸗ 
trages ablehnt? So lag es in dem von dem LG. entſchiedenen 
Falle. Kann dann der von der Ablehnung Betroffene, hier alſo 
der Gläubiger, die Nachprüfung dieſes Verfahrens 
durch das Prozeßgericht herbeiführen, indem er volle 
Befriedigung ſeiner Anſprüche aus dem gegenſeitigen Vertrage 
mit der Begr. verlangt, die von dem Schuldner ausgeſprochene 
Ablehnung jet nicht geeignet geweſen, die Rechtsfolge des 8 30 
VO. auszulöſen, weil die Ermächtigung zu der Ablehnung nicht 
hätte erteilt werden dürfen? Das LG. bejaht die Frage mittelbar 
und bezeichnet die Verteidigung des Gläubigers als Einrede der 
Argliſt (zu vgl. $28 Anm. 40 meines Kommentars). Offen läßt 
es aber, warum der Prozeßrichter die Entſch. des Vergleichsgerichts 
nachprüfen darf. Daß dieſes Nachprüfungsrecht ſelbſtverſtändlich 
und allgemein gegeben ſei, wird ſich nicht behaupten laſſen; es 
widerſpräche dies nicht nur den Grundſätzen über die funktionelle 
Zuſtändigkeit, ſondern enthielte auch eine offenbare Umgehung 
des § 14 VO. Andererſeits ift unbeſtritten nicht jede Entſch. des 
Vergleichsgerichts der Nachprüfung durch das Prozeßgericht ent⸗ 
zogen. Die Frage iſt, wo liegt die Grenze. Sie dürfte ähnlich 
zu beſtimmen ſein wie die Grenze zwiſchen Juſtiz und Verwal⸗ 
tung: ob die Erteilung der Ermächtigung zweckmäßig iſt, ent⸗ 
ſcheidet das Vergleichsgericht endgültig; ob ſie rechtlich zuläſ⸗ 
ſig ift, hat es zwar auch zu prüfen, kann aber hierin von dem 
Prozeßgericht berichtigt werden. Die Abdingung der 88 28, 29 VO. 
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des Schuldrechts grundſätzlich herrſchenden Vertragsfreiheit iſt da⸗ 
her nicht einzuſehen, warum der Schuldner nicht ſchon beim Ver⸗ 
tragsſchluß dem Gläubiger gegenüber auf die Geltendmachung der 
Rechte aus 8 28 ſollte verzichten können. Hinzukommt, daß 8 28 
das Antragsrecht nicht nur dem Schuldner, ſondern auch dem Gläu⸗ 
biger gibt. Es mag ſein, daß die Wegbedingung des Antrags⸗ 
rechtes für den Schuldner in manchen Fällen die Erreichung eines 
Vergleiches erſchwert oder unmöglich macht. Die rechtliche Er⸗ 
wägung, deshalb die Abdingbarkeit auszuſchließen, könnte aber nicht 
ohne weiteres auch für den Ausſchluß der Abdingbarkeit auf ſeiten 
des Gläubigers verwertet werden. Dafür, den Gläubiger und den 
Schuldner hier unterſchiedlich zu behandeln, fehlt es jedoch an einer 
ausreichenden Grundlage. 

Muß man hiernach die Abdingbarkeit des § 28 bejahen, ſo wäre 
es widerſinnig, dem Vergleichsrichter auf der anderen Seite zu ge⸗ 
ſtatten, den Schuldner gem. § 28 von der übernommenen Verpflich⸗ 
tung der Nichtausübung des Rechtes aus $ 28 wieder zu befreien. 
Die Wegbedingung des 8 28 ift überhaupt nicht als Teil des gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages anzuſehen, ſondern als ein ſelbſtändiges Ab⸗ 
kommen über ein beſtimmtes prozeſſuales Verhalten des Schuldners. 
§ 28 findet daher auf dieſe Wegbedingung keinesfalls Anwendung 
(vgl. Kieſow $ 28 Anm. 40). 

Läßt ſich der Schuldner trotz eingegangener anderweiter Ver⸗ 
pflichtung die Ermächtigung zur Nichterfüllung des Vertrages vom 
Vergleichsgericht erteilen, ſo greift ihm gegenüber die Einrede der 
Argliſt durch, wenn er in einem ſpäteren Rechtsſtreit von der Er⸗ 
mächtigung des Vergleichsgerichts Gebrauch macht. 

(LG. Frankfurt a. O., Urt. v. 24. Mai 1933, 5 HS 33/32.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Dau, Frankfurt a. O. 
* 
Pots dam. 


7. 58 37 Ziff. 5, 44 ZmBerfid. Ein Nacherbenrecht 
gehört nicht in das geringſte Gebot. 

Die Beſchw. macht geltend, daß fie durch eine unrichtige 
Feſtſtellung des geringſten Gebotes in ihren Rechten verletzt ſei, da 
das in Abt. II Nr. 2 für fie eingetragene Nacherbenrecht im geringſten 
Gebot keine Berückſichtigung gefunden habe. 


berührt nun aber die rechtliche Zuläſſigkeit der Ermächtigung; die 
Erfüllung des Vertrages durfte nicht abgelehnt werden und in⸗ 
fol 9 t durfte das Vergleichsgericht nicht dazu ermächtigen, 
Geſchie t dies doch, ſo iſt zwar die Ermächtigung als Staatsakt 
jültig und kann auch als ſolcher mangels einer Beſchwerdemög⸗ 
ichkeit nicht beſeitigt werden. Der Gegner kann aber von dem, 
der von der Ermächtigung Gebrauch macht und die Erfüllung ab⸗ 
lehnt, verlangen, daß er den Abdingungsvertrag erfülle, d. b. ſich 
ſo behandeln laſſe, als habe er die Ermächtigung nicht erhalten 
oder von ihr nicht Gebrauch gemacht. Man kann das als Einrede 
der Argliſt bezeichnen, was in Wahrheit nur ein Beſtehen auf 
Vertragserfüllung, nämlich des Abdingungsvertrages, iſt. Das 
OLG. Stuttgart (Urt. v. 31. Okt. 1932: HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 769) 
dürfte daher nicht recht haben, wenn es die Prüfung der Frage, 
ob die Ablehnung wirkſam wegbedungen worden iſt, ausſchlleßlich 
dem Ermächtigungsverfahren zuweiſt; maßgebend entſcheidet dar⸗ 
über vielmehr das Prozeßgericht. 

3. Unabhängig von der Entſch., die man vom Standpunkte 
des geltenden Rechts über die Möglichkeit einer wirkſamen Abdin⸗ 
gung der Befugnis zur Erfüllungsablehnung trifft, iſt die 
Frage, welche Entſch. wünſchenswert iſt. Je mehr 
man die Ausgeſtaltung des Vergleichsverfahrens dem Konkurs an⸗ 
nähert und damit den Grundſatz der par condicio creditorum 
betont, 19015 weniger wird man geneigt ſein, das Recht zur Er⸗ 
füllungsablehnung für abdingbar zu halten. Die Gegner der Ab⸗ 
bingbarkeit ſtellen daher auch bei ihrer Beweisführung gerade 
den Geſichtspunkt der par condicio creditorum in den Vorder⸗ 
grund. Der vom RJuſt Min. veröffentlichte Entwurf einer VerglO. 
nähert viel mehr als das geltende Recht das Vergleichsverfahren 
dem Konkursverfahren an und läßt bei der Abwicklung gegen⸗ 
ſeitiger Verträge die Sonderintereſſen der Vertragsgläubiger ſtark 
hinter die Geſamtintereſſen der Vergleichsgläubiger zurücktreten; 
er verfährt daher nur folgerichtig, wenn er die Vorſchr. über die 
Abwicklung Be Verträge für unabdingbar erklärt ($53 
und Begr. S. 71/72). Durch die Faſſung der Vorſchr., daß die 
Vertragsteile ſich auf die Abdingungsabrede „nicht berufen“ kön⸗ 
nen, ſchließt der Entwurf zugleich die Anwendung des § 139 BOB. 
aus, ſo daß es nach dem Rechte des Entwurfs ſicher ſein wird, 
daß die übrigen Vertragsabreden von der Nichtigkeit der Abdin⸗ 
gungsabrede nicht berührt werden. Mit der Verneinung der Ab⸗ 
dingbarkeit verliert auch die unter 2. erörterte verfahrensrechtliche 
Frage ihre Bedeutung; das Vergleichsgericht müßte ſchon geradezu 
den 8 53 unbeachtet laſſen, wenn es ſich einer Nachprüfung feiner 
Entſch. durch das Prozeßgericht ausſetzen will. 

SenpPräſ. am RG. Dr. Kieſow, Leipzig. 
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Legt man für die Entſch. der Beſchw. den Vortrag der BeſchwF. 
zugrunde, in dem unabhängig von der Frage, ob das eingetragene 
Nacherbenrecht noch beſteht, zugunſten der BeſchwF. das fragliche 
Nacherbenrecht als nicht erloſchen unterſtellt wird, ſo war die Beſchw. 
dennoch als unbegründet zu erachten. Denn eine unrichtige Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebotes läßt ſich ſelbſt dann nicht feſtſtellen, 
wenn das noch beſtehende Nacherbenrecht darin keine Berückſichtigung 
gefunden hat. 

Wie ſich aus 8 44 ZwVerſtG,. ergibt, müſſen durch das geringſte 
Gebot „die dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers vorgehenden 
Rechte ſowie die aus dem Verſteigerungserlöſe zu entnehmenden 
Koſten des Verfahrens“ gedeckt werden. Vorausſetzung für die Auf⸗ 
nahme des im Grundbuch eingetragenen Nacherbenrechts in das ge⸗ 
ringſte Gebot war demnach, daß es ſich dabei um „ein dem Anſpruch 
des betreibenden Gläubigers vorgehendes Recht“ handelt. Ein ſolches 
ſtellt aber das Nacherbenrecht nicht dar. 


Zwar müſſen durch das geringſte Gebot nicht nur die dem An⸗ 
ſpruch des betreibenden Gläubigers vorgehenden Hypotheken und 
Grundſchulden gedeckt werden, ſondern auch die Rechte, die nicht auf 
Zahlung eines Geldbetrages gehen (vgl. Jaechel⸗Güthe 8 44 
Anm. 5). Wenn es ſich auch bei dem Nacherbenrecht um ein Recht 
handelt, das nicht auf Zahlung eines Geldbetrages geht, ſo handelt 
es ſich bei den in das geringſte Gebot aufzunehmenden Rechten, ab⸗ 
geſehen von eingetragenen Vormerkungen, immer nur um ſolche, 
die ein Recht am Grundſtück darſtellen oder ein Recht auf Befriedi⸗ 
gung aus dem Grundſtück verleihen (vgl. Jaeckel⸗Güthe a. a. O.). 
Eine Prüfung des rechtlichen Charakters des im Grundbuch ein⸗ 
getragenen Nacherbenrechts ergibt jedoch, daß dieſes rechtlich etwas 
anderes darſtellt. Es handelt ſich nämlich dabei lediglich um eine 
Eintragung, durch die das Recht des Nacherben gegen mißbräuchliche 
Verfügungen des Vorerben geſchüzt wird, indem die Eintragung 
verhindert, daß ein gutgläubiger Dritter ein der Anfechtung des Nach⸗ 
erben nicht unterworfenes Recht erwirbt. Daraus folgt alſo, daß das 
eingetragene Nacherbenrecht nicht ein Recht in dem oben angegebenen 
Sinne darſtellt, ſondern allein eine Verfügungsbeſchränkung des 
Grundſtückseigentümers zugunſten des eingetragenen Nacherben. Wegen 
dieſer Eigenſchaft als 0 e kann daher das Nach⸗ 
erbenrecht niemals in irgendeinem Rangverhältnis zu dem Anſpruch 
des betreibenden Gläubigers ſtehen; denn während der Anſpruch des 
betreibenden Gläubigers das Grundſtück ſelbſt belaſtet, ſchränkt das 
eingetragene Nacherbenrecht allein die Verfügungsmacht des Eigen⸗ 
tümers ein. Ein rangliches Verhältnis zwiſchen dem Nacherbenrecht 
und dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers iſt daher nach all⸗ 
gemein herrſchender Meinung nicht möglich (vgl. RENKomm. 8 879 
Aum. 3; KG.: JW. 1932, 2442; KJ. 51, 298). Beſteht nun aber 
zwiſchen dem Anſpruch des betreibenden Gläubigers und dem ein⸗ 
getragenen Nacherbenrecht der Beſchweß. nach dem bisher Geſagten 
ein rangliches Verhältnis nicht, ſo kann es ſich bei dem Nach⸗ 
erbenrecht auch niemals um „ein dem Anſpruch des betreibenden 
Gläubigers vorgehendes Recht“ i. S. von 8 44 Zw Verſtch. handeln. 
Eine Berückſichtigung des Nacherbenrechts im geringſten Gebot war 
daher auch nicht möglich. 

Wenn auch die BeſchwF. zur Begr. der Beſchw. ſich allein auf 
die unrichtige Feſtſtellung des geringſten Gebotes berufen hat und 
dieſes Vorbringen als unbegründet zu erachten war, ſo war doch gem. 
8100 Abf. 3 ZmRVerfid. von Amts wegen zu prüfen, ob die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder die Fortſetzung des Verfahrens etwa aus einem 
andern Grunde unzuläſſig war. Inſoweit war zu unterſuchen, ob 
vielleicht das noch eingetragene Nacherbenrecht als ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht i. S. von 8773 ZPO. an dem Grund⸗ 
ſtück beſteht: denn iſt das Nacherbenrecht noch als ein die Ver⸗ 
äußerung hinderndes Recht i. S. von 8773 3PO. vorhanden, fo 
hätte der Vorderrichter nach 828 Zwverſtch. das Verfahren auf⸗ 
heben bzw. einſtweilen einſtellen müſſen. 

Als ein die Veräußerung hinderndes Recht beſteht das im 
Grundbuch eingetragene Nacherbenrecht aus folgenden Gründen je⸗ 
doch nicht mehr les wird ausgeführt, daß die Hypothek, aus der die 
Zwangsverſteigerung betrieben wurde, mit Zuſtimmung der Nacherbin 
beſtellt worden iſt). 

(Och. Potsdam, Beſchl. v. 14. Dez. 1932, 6 T 1325/32.) 
Mitgeteilt von GerAſſ. Kehr, Rehbrücke (Zauche). 


* 
Stade. 


8. 8 807 8 PO. Der Umſtand, daß der Schuldner in- 
folge ſeines Geſundheitszuſtands nicht fähig iſt, eine 
Überſicht über fein Vermögen zu erhalten und danach ein 
Verzeichnis aufzuſtellen, entbindet ihn von der Verpflich- 
tung zur Leiſtung des Offenbarungseids. 


(LG. Stade, Beſchl. v. 13. Jan. 1933, T 888/32.) 
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Karlsruhe. Amtsgerichte. 


1. 8 360 Ziff. 11 StGB. Grober Unfug. Wer in einer 
zu einem öffentlichen Feſtakt verſammelten Menge, die 
unter Hochheben des rechten Armes (Hitlergruß) das Horft- 
Weſſel⸗Lied ſingt, ſich in Gegenſatz zu der allgemeinen 
Verkehrsſitte ſtellt, indem er bewußt die Hand zum Hitler- 
gruß nicht erhebt, obwohl er hierzu aufgefordert iſt, be- 
geht groben Unfug. f) 

I. Am 8. Mai 1933 erfolgte in Karlsruhe die feierliche Einfüb⸗ 
rung des für Baden beſtimmten Statthalters. Vor dem bad. 
Staatsminiſterium fand ein öffentlicher 8 unter allgemeiner 
Beteiligung der Bevölkerung ſtatt. Am Schluſſe der Feier wurde 
das Deutſchland⸗ und dann das Horſt⸗Weſſel⸗Lied geſungen. Der 
Angekl. ſtand während der Feier und während des Abſingens der 
Lieder unter der dicht gedrängten Menſchenmenge, und zwar un⸗ 
mittelbar hinter der SA., die längs der Straße ſich aufgeftellt 
hatte. Hinter der SA. auf dem Gehweg befand ſich die übrige 
Zivilbevölkerung. Als das Deutſchlandlied geſungen wurde, erhoben 
ſämtliche Perſonen die Hand zum Hitlergruß, nur nicht der An⸗ 
gekl.; er ſang auch nicht mit. Mehrere Perſonen forderten ihn 
auf, die Hand zu erheben. Der Angekl. erklärte, er werde das nicht 
tun, „er habe keine Arbeit damit“. Der weiteren Aufforderung, dann 
wenigſtens fortzugehen, leiſtete er ebenfalls keine Folge, obwohl 
er bei einigem guten Willen ſich hätte entfernen können. Als das 
Horſt⸗Weſſel⸗Lied geſungen wurde, gab der Zeuge P. dem Angekl., 
der die Hand wiederum nicht erhob, einen Tritt und forderte ihn 
gleichzeitig auf, die Hand zu erheben. Er kam dieſer Aufforde⸗ 
rung nicht nach. Die Perſonen, die um ihn und in ſeiner Nähe 
ſtanden, fühlten ſich durch ihn verletzt. Es beſtand die Gefahr, 
daß der Angekl. geſchlagen werde. Er wurde daher in Schutzhaft 
genommen. 


II. Es war zu prüfen, ob das Verhalten des Angekl., näm⸗ 
lich das Nichtmitſingen des Deutſchland⸗ und Horſt⸗Weſſel⸗Liedes 
und die Nichterhebung der Hand beim Abſingen dieſer Lieder ein 
grober Unfug i. S. des § 360 Ziff. 11 StGB. war. 


1. 8360 Ziff. 11 StGB. dient dem Schutze der öffentlichen 
Ordnung. Dieſe iſt nicht gleichbedeutend mit der beſtehenden 
Rechtsordnung. Sie ift vielmehr die allgemeine Verkehrsſitte, nach 
der ſich die äußeren Beziehungen von Perſonen regeln, die Kr 
keiner Richtung hin einen geſchloſſenen Kreis bilden. Daher kommt 
es bei der Frage, ob eine Handlung ein grober Unfug iſt, nicht 
darauf an, daß eine Zuwiderhandlung gegen eine Geſetzesvorſchr. 
oder ein polizeiliches Gebot vorliegt. „Das Weſensmerkmal für 
den Umkreis des durch § 360 Nr. 11 verpönten Verhaltens iſt nicht 
[eine Gegenſätzlichkeit zu einer Rechtsvorſchr., ſondern feine Gegen⸗ 
ätzlichkeit zur Geſellſchaftsordnung i. S. der durch die allgemeine 
Verkehrsſitte beſtimmten, auf gleicher gegenſeitiger Rückſichtnahme, 
Duldung und Achtung beruhenden Form des friedlichen äußeren 
Zuſammenlebens (LpzKomm., Anm. 14 zu § 360 Nr. 11). Grober 
Unfug iſt ein Handeln, das gegen die allgemeine Verkehrsſitte in 
einer Art verſtößt, daß es geeignet iſt, die Allgemeinheit unmittel⸗ 
bar phyſiſch oder pſychiſch erheblich Arden an und gleichzeitig den 
äußeren Beſtand der öffentlichen Ordnung zu ſtören oder zu ge⸗ 
fährden“ (Urt. des BayObL®. v. 3. Jan. 1930: HöchſtRRſpr. 
1930 Ziff. 1414). 

Nicht jede Tatktloſigkeit oder Unhöflichkeit enthält einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die allgemeine Verkehrsſitte. Nur ein Verhalten, das 
gegen eine verbindliche Verkehrsſitte verſtößt und die öffentliche 
Ordnung gefährdet oder ſtört, iſt ein Unfug i. S. des 8 360 Ziff. 11 
StGB. Eine allgemeine Formel hierüber läßt ſich allerdings nicht 
aufſtellen (ſiehe die angezogene Entſch.). Es kommt jeweils auf die 
Umſtände des einzelnen Falles an. 


2. Vorl. Sache iſt zunächſt zu unterſuchen, ob überhaupt oder 
nur bei beſtimmten Anläſſen, hier bei einer nationalen Feier, eine 
verbindliche Verkehrsſitte in dem Sinne beſteht, daß die Teilneh⸗ 


Zu 1. Dem obigen Urt. iſt in Parallele zu ſtellen das 
Urt. des Bay be.: DRZ. 1931 Rſpr. Nr. 779. Dort war ein 
Nationalſozialiſt auf Grund einer öffentlichen Einladung in einer 
Verſammlung der Deutſchen Volkspartei erſchienen und hatte nach 
Beendigung der in der Verſammlung gehaltenen Reden das Horſt⸗ 
Weſſel⸗Lied angeſtimmt und ein dreifaches „Heil Hitler“ aus⸗ 
gebracht. Er wurde aus § 360 Ziff. 11 StGB. beſtraft. 

An ſich kann, wie keiner Ausführung bedarf, zu der ſtaat⸗ 
lichen Neuordnung ſich jeder ſtellen, wie er will. Wer ſich damit 
nicht abzufinden vermag, wird ſich naturgemäß den Veranſtal⸗ 
tungen äußerlich fernhalten müſſen, mit denen er innerlich nichts 
zu tun haben will. Kommt er wider Willen in anders gefinnte 
Kreiſe, ſo kann es dahingeſtellt bleiben, wie er ſich dabei Kund⸗ 
gebungen gegenüber verhalten muß, die ſeinem Empfinden oder 
ſeiner politiſchen Einſtellung zuwiderlaufen. Denn der obige Fall 
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mer gehalten ſind, beim Singen des Deutſchland⸗ und Horſt⸗Weſ⸗ 
ſel⸗Liedes mitzuſingen und die Hand dabei zum Hitlergruß zu 
erheben. 

a) Es beſteht von jeher die Verkehrsſitte, bei feierlichen An⸗ 
läſſen das Deutſchlandlied mitzuſingen. Das Nichtmitſingen wird 
aber in der Regel nicht als eine Gefährdung der öffentlichen Ord⸗ 
nung angeſehen, da das Nichtſingen allgemein verſchiedene Gründe 
haben kann und ſomit nicht ohne weiteres als ablehnende Haltung 
gewertet wird. 

Das Horſt⸗Weſſel⸗Lied war früher ein Parteikampflied. Mit 
dem Sieg der nationalen Revolution iſt es neben dem Deutſchland⸗ 
lied zum repräſentativen Lied des neuen Staates geworden und 
hat ſomit die gleiche Bedeutung gewonnen wie die Hakenkreuz⸗ 
fahne neben Schwarz⸗Weiß⸗Rot (ſiehe Erl. des RPräſ. v. 12. März 
1933). Daher muß es jetzt als der Verkehrsſitte entſprechend er⸗ 
achtet werden, bei feierlichen Anläſſen das Horſt⸗Weſſel⸗Lied mit⸗ 
zuſingen. Das Nichtmitſingen iſt aber aus den oben angegebenen 
Gründen im allgemeinen keine Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung. 

b) Das Erheben der Hand zum Hitlergruß war bis vor kur⸗ 
zem ein rein parteimäßiges äußeres Bekenntnis. Nach dem 
12. März 1933, an dem wohl die nationale Revolution in Deutſch⸗ 
land ſich durchgeſetzt hatte, iſt der Hitlergruß mehr und mehr 
über die Grenzen der NSDAP. hinaus von der deutſchen Be⸗ 
völkerung verſchiedenartigſter politiſcher Färbung aufgenommen 
worden als ein Bekenntnis zum neuen Staat. Er bedeutet jetzt 
nicht mehr die Zugehörigkeit zu einer Partei, ſondern die Erklä⸗ 
rung, die durch die Führung der NSDAP. geänderte politiſche 
Lage anzuerkennen, zu bejahen und an dem neuen Staate mit⸗ 
zuarbeiten. In dieſem Sinne haben am 1. Mai 1933 vielerorts 
in Deutſchland, ſo auch in Karlsruhe, alle Schichten der Bevölke⸗ 
rung ohne Rückſicht auf ihre Parteizugehörigkeit vor der Regie⸗ 
rung und ihren Vertretern die Hand zum Hitlergruß erhoben. 
Man geht daher nicht zu weit, wenn man ſagt, daß der Hitlergruß 
ſchon einige Wochen nach dem Sieg der nationalen Revolution 
die repräſentative Form der Bekundung und des Bekenntniſſes 
feſtlich verſammelter Maſſen zum neuen Staate geworden iſt. Nur 
inſoweit kann man heute ſchon von einer verbindlichen Verkehrs⸗ 
ſitte, die Hand zum Hitlergruß zu erheben, ſprechen. Nicht immer 
und überall iſt alſo dieſe Verkehrsſitte zu bejahen, ſondern nur 
bei repräſentativen Anläſſen, Staatsakten und Veranſtaltungen, 
die auf Kundgebung und Bekenntnis zum neuen Staat und ſei⸗ 
nen Führern angelegt ſind. Wer an Veranſtaltungen ſolcher Art 
teilnimmt, ſich aber an der gemeinſamen Kundgebung nicht be⸗ 
teiligt, ſtört die Einheitlichkeit und den Charakter der Veranſtal⸗ 
tung. Daraus ergibt ſich, daß jeder Teilnehmer verpflichtet iſt, 
in gleicher Weiſe wie die anderen ſich dem gemeinſamen Willen 
der Verſammelten zu unterwerfen oder — wenn er dies nicht zu 
tun gedenkt — ſich zu entfernen. 


Die Verletzung dieſer feſtgeſtellten Verkehrsſitte erfüllt aber 
noch nicht den Tatbeſtand des groben Unfugs. Es gehört dazu noch 
die Störung oder Gefährdung der öffentlichen Ordnung. Ob dieſe 
vorliegt, entſcheidet der Einzelfall. Es kann daher nicht geſagt wer⸗ 
den, daß die Nichterhebung der Hand zum Hitlergruß bel den ge⸗ 
nannten Anläſſen in jedem Fall ein grober Unfug iſt. Es kommt 
immer auf die konkreten Tatumſtände an, nämlich darauf, ob die 
Unterlaſſung des Hitlergrußes eine Störung oder Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung verurſacht hat. 

3. Hier handelt es ſich um die Feier der Einführung des 
erſten Statthalters in Baden. Dieſe Feier fällt unter die reprä⸗ 
ſentativen Anläſſe der obengenannten Art. In dem gleichen Sinne 
wie am 1. Mai 1933 hat bei der Einführung des Statthalters am 
8. Mai 1933 die Bevölkerung in Karlsruhe durch Singen des 


iſt anders geſtaltet. Hier handelt es ſich um einen öffentlichen Feſt⸗ 
akt, der das ganze Land Baden und nicht nur Angehörige der 
NSDAP. anging und der nach der ausdrücklichen Feſtſtellung 
des AGB. als ein geſchloſſenes Ganzes zu betrachten war. Alle um 
den Angekl. Herumſtehenden ſangen dabei unter Handhochheben 
das Horſt⸗Weſſel⸗Lied. Der Angekl. war nicht zufällig als 
Paſſant hinzugekommen, ſondern hatte ſich bewußt unter die 
Menge gemiſcht, um ſich die Vorgänge anzuſchauen. Von den 
Außerungen der Feſtſtimmung konnte der Angekl. um fo weniger 
überraſcht ſein, als er von Umſtehenden noch beſonders aufgefordert 
worden war, die Hand mit zu erheben. Wollte er dies nicht tun, 
ſo hatte er die Möglichkeit, ſich zu entfernen. 

Wie dem Münchner Urteil, ſo iſt auch der obigen Entſch. 
im Ergebnis und in der Begründung beizupflichten. Das Aus⸗ 
ſchlaggebende iſt dabei, daß der Angekl. ſich in Gegenſatz zu 
einer allgemeinen Verkehrsſitte geſtellt und damit 
gegen die Geſellſchaftsordnung verſtoßen hat. Dabei iſt 
mit Recht dem Angekl. nicht fein Schweigen beim Liedabſingen 
zum Vorwurf gemacht worden; denn dieſes Nichtmitſingen konnte 


Deutſchland⸗ und Horſt⸗Weſſel⸗Liedes und durch Erhebungen der 
Hand zum Hitlergruß ſich zum neuen Staate bekannt und den 
erſten Statthalter begrüßt. Nach der in der Beweisaufnahme ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung hat jedermann, der an der Feier vor dem 
Staatsminiſterium teilnahm, die Hand zum Hitlergruß erhoben. 
Nur der Angekl., der auch die Lieder nicht mitſang, iſt durch Nicht⸗ 
aufheben der Hand aufgefallen und hat Anſtoß erregt. Das Nicht⸗ 
mitſingen ſelbſt hat die Gefährdung der öffentlichen Ordnung nicht 
verurſacht, ſo daß 1 grober Unfug nicht vorliegt. Dagegen 
erfüllt das Nichterheben der Hand zum Hitlergruß aus folgenden 
Gründen den Tatbeſtand des groben Unfugs. 

Der Angekl., der hinter der SA. unter der Menſchenmenge 
ſtand, ſah neben ſich und auch auf der gegenüberliegenden Seite, 
daß ſämtliche Anweſenden die Hand beim Oeutſchlandlied, das zu⸗ 
erſt geſungen wurde, erhoben. Er hat daher erkennen können und 
nach Überzeugung des Gerichts auch erkannt, daß ſeine Haltung 
geeignet war, die an der Feier Beteiligten zu verletzen. Deſſen 
wurde er ſich zum mindeſten bewußt, als er von dem Zeugen B. 
und anderen Perſonen aufgefordert wurde, die Hand zu erheben. 
Er hätte, wenn er dieſer Aufforderung nicht Folge leiſten wollte, 
ſich entfernen können und auch entfernen müſſen. Er hat aber 
weder das eine noch das andere getan. Er zeigte hierdurch, daß er 
die Geſinnung und Haltung der auweſenden Perſonen ablehnte. 
So wurde ſein Verhalten katſächlich von den Umſtehenden auf⸗ 
gefaßt; daher kam es zur Unruhe. 

Der Angekl. hätte unter Berückſichtigung der Tatſache, daß 
der Hitlergruß, was ihm nach der Überzeugung des Gerichts eben⸗ 
falls bekannt war, über die Grenzen der Partei hinaus von der 
Bevölkerung allgemein angenommen und bejaht wurde, daß es 
ſich bei der Einführung des erſten Statthalters um eine Feier han⸗ 
delte, die das ganze Land Baden und nicht nur Angehörige der 
NSDAP. anging, daß trotz der öffentlichen Veranſtaltung der 
Feier dieſe als ein geſchloſſenes Ganzes zu betrachten war und 
daß er endlich nicht etwa als Straßenpaſſant zufällig an ihr vor⸗ 
beiging, ſondern bewußt daran teilnahm, ſich den Umſtänden ent⸗ 
ſprechend verhalten müſſen. Das konnte er, wenn er nicht fort⸗ 
gehen wollte, nur dadurch, daß er wie die anderen ſich benahm, 
d. h. wenigſtens nach außen hin die gleiche Haltung zeigte. Er 
hätte, auch wenn er nicht die Geſinnung der anweſenden Menge 
teilte, wenigſtens auf dieſe Rückſicht nehmen und die Hand er⸗ 
heben müſſen. Dieſe äußere Rückſichtnahme war unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden geboten und entſprach dem öffentlichen An⸗ 
ſtand. Er hat es daran fehlen laſſen, iſt auch nicht weggegangen 
und hat ſomit während geraumer Zeit die Gefühle des überaus 
größten Teiles der anweſenden Bevölkerung verletzt. 


Der Angekl. war ſich bewußt, daß er durch ſeine Haltung die 
Gefühle der anweſenden Perſonen verletzte. Durch dieſe Verletzung 
kam es zur Empörung und zur Unruhe. Er hat daher die All⸗ 
gemeinheit unmittelbar beläſtigt und ſo den äußeren Beſtand der 
öffentlichen Ordnung in erheblicher Weiſe gefährdet. Ob er ſich 
auch dieſer Gefährdung bewußt war, iſt belanglos, da nach all⸗ 
gemeiner Rſpr. nur bzgl. der Handlung Vorſatz gefordert wird; 
dieſer braucht alſo den Erfolg der Handlung nicht zu umfaſſen. In⸗ 
ſoweit genügt Fahrläſſigkeit. Das Gericht hat keinen Zweifel daran, 
daß der Angekl. bei einiger Sorgfalt hätte erkennen konnen, daß 
ſeine Handlung geeignet war, Unruhe hervorzurufen. Daher hat 
er ſich eines groben Unfugs i. S. des § 360 Ziff. 11 StGB. 
ſchuldig gemacht. 
(AG. C IV Karlsruhe, Urt. v. 19. Mai 1933, 4 SF 84/33.) 


Eingeſ. von LGR. Dr. Schuſter, Karlsruhe. 


auf verſchiedenen unverfänglichen Umſtänden beruhen, ſo Stimm⸗ 
loſigkeit, Nichtkennen der Melodie oder Nichtkennen des Textes. 
Für das den Geſang begleitende Hochheben der Hand beſtand in⸗ 
deſſen keinerlei Hindernis. 

Die Entſch, betont vorſichtig genug, daß die Nichterhebung 
der Hand zum Hitlergruß keineswegs grundſätzlich als grober Un⸗ 
fug zu würdigen ſei; vielmehr komme es immer auf die Geſtaltung 
des Einzelfalles an. Als Vorausſetzungen, die im vorl. Falle zur 
Beſtrafung führen mußten, legt die ſorgfältig begründete Entſch. 
dar: der Angekl. habe die Gefühle des größten Teils der anweſen⸗ 
den Bevölkerung bewußtermaßen ſo verletzt, daß es nicht nur zu 
einer Empörung und zu Unruhe kommen konnte, ſondern ſogar 
auch kam. Dadurch ſei der Beſtand der öffentlichen Ordnung in 
erheblicher Weiſe gefährdet worden. Dieſe Rechtsauffaſſung er⸗ 
ſcheint allenthalben zutreffend; das Verhalten des Angekl. war in 
der Tat unter den feſtgeſtellten näheren Umſtänden grob un⸗ 


gebührlich. 
Genta. Dr. Alfr. Weber, Dresden. 
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B. Arbeitsgerichte. 
Keichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 88 242, 275, 279 BGB. Penſionsverſprechen und 
Wirtſchaftskriſe. Außerhalb des Notverordnungsrechts 
iſt einſeitige Herabſetzung vertraglich zugeſagter Pen⸗ 
fionen nur unter ganz beſonderen Umſtänden zuläſſig 
(Wegfall der Geſchäftsgrundlage; Gefährdung des wirt— 
ſchaftlichen Beſtandes des Unternehmens). ) 


Der Rechtsſtreit der Parteien betrifft die Frage, ob bie Bekl. 
die im Juni 1929 mit dem Kl. vereinbarte Penſion mit Rücſſicht 
auf die ſeitdem eingetretene Veränderung der Wirtſchaftslage und 
in Anpaffung an ſie einſeitig herabſetzen kann. 


Daß die Grundlagen, auf denen unſer Wirtſchaftsleben be⸗ 
ruht, in verhältnismäßig kurzer Ju eine völlige Umgeſtaltung er⸗ 
fahren können, hat die Zeit der Inflation bewieſen. Die Kaufkraft 
der deutſchen Mark ſank damals auf einen immer kleiner werden⸗ 
den Bruchteil herab und zerfloß ſchließlich in ein Nichts. Abkom⸗ 
men, die in Beträgen der früheren Währung abgeſchloſſen waren, 
hatten damit jeden wirtſchaftlichen Sinn verloren und konnten des⸗ 
halb nach den Grundſätzen von Treu und Glauben im Vertehr (8 242 
BGB.) gemäß ihrem Wortlaute nicht beſtehen bleiben. Ihnen durch 
Aufwertung wieder einen wirtſchaftlich vernünftigen Sinn zu 
geben, war geboten, blieb aber ein Notbehelf der Ripr., der ſich 
allein durch die ganz außergewöhnlichen Zeitverhältniſſe recht⸗ 
fertigte. Als mit ee der neuen Währung wieder einiger⸗ 
maßen normale Verhältniſſe eintraten, mußte der Grundſatz der 
Vertragstreue erneute Bedeutung erlangen. Daß Verträge inne⸗ 
zuhalten ſind, bedeutet, daß ihr wirtſchaftliches Ergebnis fur thren 
Rechtsbeſtand regelmäßig ohne Einfluß bleiben muß. Vor allem 
gilt dies für ſolche Verträge, deren Auswirkungen ſich auf lange 
Zeit erſtrecken und die deshalb von vornherein in gewiſſem Um⸗ 
fange ſich als gewagte Geſchäfte darftellten. Nun hat die der In⸗ 
flation gefolgte Zeit der Deflation allerdings die Kaufkraft der 
neuen Reichsmark nach und nach gehoben, und zwar, nachdem die 
namentlich ſeit Mitte 1931 hervorgetretene weltwirtſchaftliche Kriſe 
auf die verarmte deutſche Wirtſchaft beſonders ſtark einwirkte, in 
erheblicherem Ausmaß. Ihre Wirkungen laſſen ſich aber mit jenen 
der Inflation nicht vergleichen. Die Kaufkraft der Mark iſt nicht 
etwa auf ein Mehrfaches oder gar ins Ungemeſſene geſtiegen, 
Schwankungen der Kaufkraft der geltenden Währungen ſind in 
Krisenzeiten ſtets zu beobachten. Unverkennbar haben freilich gerade 
auch Erhöhungen der Perſonalausgaben, welche die der Kriſe vor⸗ 
angegangene auf Auslandskrediten beruhende Scheinblüte der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft ausgelöſt hatte, die mit der Weltwirtſchaftskriſe 
eingetretene ſchwierige Lage beſonders verſtärkt. Alle dieſe Schwie⸗ 
rigkeiten können jedoch ein Abgehen vom Grundſatz der Vertrags⸗ 
treue nach § 242 BGB. noch nicht rechtfertigen. Sie zu beſeitigen, 
iſt nicht Aufgabe des Richters, ſondern notfalls die des Geſetzgebers. 
Er hat ja auch mit NotV O. eingegriffen. Indem er in der dritten 
BO. des RPräf. v. 6. Okt. 1931 nur für ſolche vertraglichen Dienſt⸗ 
vergütungen und Verſorgungsbezüge, die jährlich 15 000 % über- 
ſteigen, die Möglichteit einer Herabſetzung ſchuf, hat er aber die 
Kürzung niedrigerer vertraglicher Penſionen ſogar ausdrücklich ab⸗ 
gelehnt. Die durch die vierte VO. v. 8. Dez. 1931 angeordneten 
Kürzungen bis zu höchſtens 10 oder 15 %è betreffen tarifliche Lohne 
und Gehälter, jedoch keine Penſionen. Mag auch bei Feſtſetzung von 
Ruhegeldbezügen die Höhe der Dienſtvergütungen regelmäßig eine 
Rolle ſpielen, es beſteht doch kein allgemeiner Rechtsſatz, der eine 
fefte Beziehung zwiſchen beiden herſtellt, jo daß die Herabſetzung 
oder Erhöhung der Löhne und Gehälter ohne weiteres eine ent⸗ 
ſprechende Anderung der Ruhegeldſätze zur Folge hätte. 


Eine ſolche Beziehung kann allerdings zum Vertragsinhalt 
gemacht werden und ft dann geeignet, unerwünſchte Auswirkungen 
einer unveränderlichen Penſionshöhe, wie fie bei ſtarken Wirt⸗ 
ſchaftsſchwankungen zugunſten der einen oder anderen Seite ſich 
zeigen können, zu verhüten oder abzuſchwächen. Die Betl. wird, 
wie ihr zuzugeben iſt, bei Abſchluß des Penſionsabkommens mit 
dem bald darauf eingetretenen ungewöhnlichen wirtſchaftlichen 
Rückgang nicht gerechnet haben und hätte andernfalls auf eine 
gleichbleibende Penſionszahlung ſich wohl nicht eingelaſſen. Daraus 
folgt aber nur, daß fie ſich in der Erwartung einer einigermaßen 
ſtetigen wirtſchaftlichen Entwicklung getäuſcht hat. Dieſer Irrtum 


Zu 1. Vgl. RAS. 11, 323 = JW. 1932, 3219, Bensh⸗ 
Samml. 13, 546; 16, 281 und 460; JW. 1933, 1277 und 1482. 
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im Beweggrund iſt auf den Inhalt der von ihr übernommenen 
Verpflichtung ohne Einfluß. Deshalb kann ihr auch der Rechts⸗ 
gedanke des Fortfalls der Geſchäftsgrundlage für das getroffene 
Penſionsabkommen nicht helfen. Er iſt nur dann verwertbar, wenn 
die Umſtände, die die Geſchäftsgrundlage bilden, im Abkommen in 
irgendeiner Weiſe ſelbſt zum Ausdruck gebracht, und damit Ver⸗ 
tragsinhalt geworden ſind. 


Nur dann würde § 242 BGB. die Penſionskürzung recht⸗ 
fertigen, wenn die Höhe der vereinbarten Penſion den Beſtand des 
Unternehmens der Bekl. wirtſchaftlich zu gefährden geeignet wäre. 
Das BG. gelangt auf Grund tatſächlicher Feſtſtellungen zur Ver⸗ 
neinung der Srage, Dies leuchtet mit Rückſicht auf den niedrigen 
Betrag der erſtrebten Kürzung und die geringe Zahl der mit dem 
Kl. unter gleichen Bedingungen ſeinerzeit übernommenen Ange⸗ 
er bei der Größe des Geſamtunternehmens der Bekl. ohne 

eiteres ein. 


(RArbG., Urt. v. 24. Mai 1933, RAG 4/33. — Frankfurt a. M.) 
x 


* 2. 8 358 RVO. In Streitigkeiten aus dem Dienſt⸗ 
verhältnis von Krankenkaſſenangeſtellten, die der Dienft- 
ordnung unterſtehen, ſind die Arbeitsgerichte an die Vor⸗ 
entſcheidung der Verſicherungsbehörden darüber, ob eine 
gemäß der Dienſtordnung ſtrafweiſe verfügte friſtloſe Ent⸗ 
laſſung begründet iſt, nicht gebunden. 


(RArbG., Urt. v. 22. Febr. 1933, RAG 531/32. — Altona.) 
(= RArbG. 12, 314.) 


* 


**. 82 Künd Sch. Ein Angeſtellter, dem ber Kün⸗ 
digungsſchutz ſchon einmal zuteil geworden iſt, bleibt 
unter dem Schutz des Geſ., wenn er bei demſelben Arbeit- 
geber im Zuſammenhang mit der früheren Tätigkeit er- 
neut eingeſtellt wird. 

Der Zweck des KindSh®. beſteht nicht darin, daß der Arbeit⸗ 
geber durch lange Friſten von einer Kündigung abgehalten werden 
ſoll, ſondern vielmehr darin, daß ältere Angeſtellte, die ſchon lange 
Jahre in demſelben Betrieb beſchäftigt geweſen ſind, vor kurzen 
Kündigungsfriſten bewahrt werden ſollen, damit ſie hinreichend Zeit 
erhalten, ſich nach einer anderen Stelle umzuſehen. Das RArbch. 
hat in RAG 90/31 v. 20. Mai 1931: BenshSamml. 12, 99 aus⸗ 
geſprochen, daß ein Angeſtellter, der ſchon bei der Kündigung in 
ſeinem erſten Tätigkeitsabſchnitt den Schutz des Geſ. genoſſen hat, 
dieſes Schutzes auch bei Beendigung des zweiten Tätigkeitsabſchnittes 
nicht verluſtig gehen darf. Der gleiche Grundſatz muß gelten, wenn 
der Arbeitgeber ſich im Hinblick auf die perſönlichen Verhältniſſe 
des Arbeitnehmers veranlaßt ſieht, den gekündigten Arbeitnehmer 
erneut und im engen inneren Zuſammenhang mit der früheren 
Tätigkeit (R ArbGG. 1, 20 1)) weiterzubeſchäftigen. Es kann nicht 
Sache des Richters fein, den ſozialpolitiſchen Zweck des Geſe, den 
älteren Angeſtellten, der ſchon längere Zeit im Dienſte eines Arbeit⸗ 
gebers ſich befindet, vor einer kurzfriſtigen Kündigung zu ſchützen, 
dahin umzudeuten, daß dieſer Schuß dann entfällt, wenn das Ver⸗ 
bleiben oder die Wiedereinſtellung des gekündigten Augeſtellten in 
ſeinem Intereſſe erfolgt, auch wenn dieſe Weiterbeſchäftigung von 
vornherein nur für eine verhältnismäßig Kurze Zeit beiderſeits ins 
Auge gefaßt wird. Lediglich dann, wenn entweder eine neue be⸗ 
friſtete Beſchäftigung vereinbart wird, ohne daß gleichzeitig eine Um⸗ 
gehung der Vorſchr. des KündSchG. darin zu erblicken wäre (RArbG. 
1, 362 2) u. ö.) oder wenn in einer kurzen Weiterbeſchäftigung 
überhaupt nicht der Abſchluß eines neuen Dienſtvertrages gefunden 
werden könnte (8 155 BGB., vgl. aber den Fall bei RAG 609/30, 
Urt. v. 13. Mai 1931 8)), finden die Kündigungsfriſten des Künd⸗ 
Schcö. keine Anwendung. In allen anderen Fällen muß jedoch dem 
Angeſtellten, auch wenn ſeine Weiterbeſchäftigung auf ſeine Bitten 
und zu ſeinem eigenen Vorteil erfolgt, die Wohltat des Geſ. zuteil 
werden. Jede entgegenſtehende Abrede ift nichtig (RArbch. 1, 7%; 
4, 65) u. ö.); vgl. auch RAG 577/31 v. 9. Juli 1932: RArbG⸗ 
Rſpr. 1932, 289). Die vom LUrbG. betonte Unbilligkeit für den 
Arbeitgeber iſt rechtlich unbeachtlich. Sie iſt in der Unabdingbarkeit 
der vom Geſ. gewollten Kündigungsfriſt (Urt. v. 11. März 1931, 
RAG 502/30: BenshSamml. 11, 525) begründet. 


(RArbG., Urt. v. 22. Febr. 1933, RAG 483/32. — Tübingen.) 


* 
1) IW. 1928, 292. 
2) JW. 1928, 2929. 
3) JW. 1932, 131 = NAHE. 8, 309. 
) FW. 1928, 248. 
6) JW. 1929, 3104. 
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** 4. 88 64 Abſ. 3, 49 Abſ. 2 ArbGG. Wird das LArbG. 
durch Ablehnung ſeiner ſämtlichen Vorſitzenden beſchluß⸗ 
unfähig, ſo entſcheidet über das Ablehnungsgeſuch das 
R ArbG. f) 

Laut § 64 Abſ. 3 ArbGG. gelten für die Ablehnung von Ge⸗ 
richtsperſonen zwar nur Abſ. 1 und 3, nicht auch Abſ. 2 des 8 49 
a. a. O. entſprechend, wonach das LArbG. entſcheidet, wenn die 
Kammer des ArbG. durch das Ausſcheiden des abgelehnten Mitglieds 
beſchlußunfähig wird. In einem Falle der vorliegenden Art, in 
welchem durch das Ausſcheiden des abgelehnten Vorſitzenden und 
ſeines ebenfalls abgelehnten Vertreters das LArbG. als ſolches be⸗ 
ſchlußunfähig geworden iſt, würde daher, um die Entſch. über das 
Ablehnungsgeſuch zu ermöglichen, bei ſtrenger Auslegung des 8 64 
Abſ. 3 ArbGG. gem. § 36 Abſ. 1 a. a. O. erſt die Ernennung eines 
weiteren Vertreters des Vorſitzenden des LArbG. durch die Landes⸗ 
juſtizverwaltung im Einvernehmen mit der oberſten Landesbehörde 
für die Sozialverwaltung erforderlich ſein. Ein ſo weitläufiges und 
zeitraubendes Verfahren kann der Geſetzgeber für den bezeichneten 
Zweck jedoch nicht ins Auge gefaßt haben. Vielmehr muß angenom⸗ 
men werden, daß im arbeitsgerichtlichen Berufungsverfahren die ſinn⸗ 
gemäße Anwendung des 8 49 Abſ. 2 trotz der Nichterwähnung der 
Vorſchr. in § 64 Abf. 3 ArbGG. dem Willen des Geſetzgebers ent⸗ 
ſpricht und daß deshalb in dem dort geregelten Falle der Beſchluß⸗ 
unfähigkeit, ſofern ſie wie hier durch die Ablehnung ſämtlicher Vor⸗ 
ſitzenden des LArbG. herbeigeführt iſt, an Stelle dieſes Gerichts 
das RArbG. über das Ablehnungsgeſuch zu befinden hat. Aus gleichen 
Erwägungen hat das RArbG. bereits in einem ähnlich gelagerten 
Fall durch Beſchl. v. 20. April 1929 (RAG B 14/29) feine Zu⸗ 
ſtändigkeit angenommen. Hieran iſt auch auf Grund erneuter Prü⸗ 
fung trotz teilweiſe abweichender Stellungnahme des Schrifttums (vgl. 
Derſch⸗Volkmar, ArbGG., 4. Aufl., zu 8 64 Erl. 5 S. 499: 
Flatow⸗Joachim, ArbG. zu § 64 Erl. 15 S. 334 und Lieb» 
Gift, ArbGG., 2. Aufl., zu § 64 Erl. 12 a S. 276) feſtzuhalten. 


(RArbch., Beſchl. v. 11. März 1933, RAG RB 24/33. — Görlitz.) 


Dresden. Landesarbeitsgerichte. 


1. 8 616 BGB. gewährt bei Dienſtbehinderung für 
erhebliche Zeit keinen Vergütungsanſpruch, auch nicht für 
den erſten, nicht erheblichen Zeitraum der Behinderung. 
Die Vorſchrift des $ 616 Abſ. 2 i. d. Faſſ. der Not Vo. vom 
5. Juni 1931 hat hieran nichts geändfert. 

Bis zu der NotVO. v. 1. Dez. 1930 iſt 8 616 BGB. faſt un⸗ 
beſtritten dahin ausgelegt worden, daß der Arbeitnehmer von dem 
Arbeitgeber auch für den erſten nicht erheblichen Teil der Verhinde⸗ 
rungszeit keine Vergütung verlangen könne. Das RArbG. hat dieſe 
Rſpr. durch ſeine Urt. v. 9. Aug. 1929 und v. 29. Jan. 1930: 
BenshSamml. 6, 589 ); 8, 1842) ſanktioniert. 

Der durch die NotVO. v. 1. Dez. 1930 Kap. II Art. 3 Ziff. 4 
(RGBl. I, 521, 608) und v. 5. Juni 1931, 1. Teil Kap. IV 8 1 
(RG Bl. I, 281) dem 8 616 beigefügte Zuſatz: „Der Anſpruch eines 
Angeſtellten (8 1 Abſ. 1, 2 AngVerf®.) auf Vergütung kann für den 
Krankheitsfall nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beichränkt 
werden. Hierbei gilt als verhältnismäßig nicht erheblich eine Zeit 
von ſechs Wochen, wenn nicht durch Tarifvertrag eine andere Dauer 
beſtimmt iſt“, gibt keinen Anlaß, von dieſer Rſpr. abzugehen. Er 
beſagt nach ſeinem klaren Wortlaut nur, daß die bisher abänder⸗ 
liche Geſetzesvorſchrift zu einer zwingenden gemacht wird, und legt 
weiter den unſicheren und dehnbaren Begriff „verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit“ im Wege authentiſcher Interpretation auf ſechs 
Wochen feſt. Wenn bei dem klaren Wortlaut der Geſetzesbeſtimmung 
überhaupt Zweifel an dieſer Auslegung möglich wären, jo hat dieſe 
Derſch: JW. 1932, 3418 ff. in überzeugenden Ausführungen zer⸗ 
ſtreut. Er weiſt mit Recht beſonders darauf hin, daß der Geſetzgeber, 
wenn er das hätte zum Ausdruck bringen wollen, was die Kl. aus 
der NotB O. herausleſen will, ſicher eine andere Wortfaſſung gewählt 


Zu 4. Es iſt von verhältnismäßig untergeordneter Bedeutung, 
ob über das Ablehnungsgeſuch gegenüber ſämtlichen Vorſitzenden 
eines LALBG. das RArbch. zu befinden hat oder das LArbG., für 
das zu dieſem Zweck erſt ein neuer ſtellvertretender Vorſitzender er⸗ 
nannt werden müßte. Der höchſte Gerichtshof hat ſich endgültig für 
das erſtere entſchieden, und die Praxis wird ſich damit abzufinden 
haben. Vielleicht darf aber die Frage aufgeworfen werden, ob gegen⸗ 
über einem ganz klaren und unmißverſtändlichen Geſetzeswortlaut 
eine abändernde Auslegung Platz greifen darf, die ſich allein 
auf prozeßtechniſche Zweckmäßigkeitserwägungen gründet. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


2ER 219293527. 2) JW. 1931, 1284 = NArO. 5, 67. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


hätte, und daß ihm dann insbeſ. der Wortlaut des 8 63 Abſ. 1 
HGB. hätte zum Vorbild dienen müſſen. Wenn die Kl. behauptet, 
die Not VO. hätte bei Ablehnung der von ihr vertretenen Auslegung 
überhaupt keinen Zweck gehabt, fu iſt dies unrichtig; denn ſchon die 
Feſtlegung des zwingenden Charakters der bezeichneten Geſetzesbeſtim⸗ 
mung war von größter Bedeutung für die durch die NotVO. erſtrebte 
Entlaſtung der Krankenkaſſen, und die geſetzliche Definition des 
Begriffes „verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit“, die dieſen Zeit⸗ 
raum ziemlich weit ausdehnte, wirkte ſich in derſelben Richtung aus. 

(LAG. Dresden, 1. K., Urt. v. 6. Jan. 1933, 1 Arb D 209/32.) 

Mitgeteilt von RA. H. J. Schmidt, Dresden. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


E Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs- 
finanzhofs abgedruckt.] 


I. 88 201, 175, 190—200, 204 ff. RAbgd.; 88 3, 115, 116, 
142 RV O.; 8 346 AngVerſG.; 8 80 EinkStG. 

a) Weſen und Grenzen der in 8 201 R Abg. einge- 
führten Steueraufſicht. 

b) Die Träger der SozvVerſ. find auf Grund von 88 175 
und 201 RAbg O. verpflichtet, den Fin A. auf deren Erſuchen 
die Namen und Bezüge derjenigen Perſonen anzugeben, 
die von den VerſTr. Renten erhalten haben. 

o) Die Befugniſſe, die das Fin A. als Träger der 
Steueraufſicht hat (insbeſ. das Recht auf Auskunft und 
das Recht auf Bucheinſicht), ſind keine nur ſubſidiären 
Befugniſſe in dem Sinne, daß das Fin A., ſoweit es als 
Veranlagungsbehörde (im Steuerermittlungs verfahren) 
entſprechende Befugniſſe hat, nicht von den Aufſichtsbe— 
fugniſſen Gebrauch machen darf. 

ch Bei einem Auskunftserſuchen, das im Steuerauf- 
ſichts verfahren ergeht, muß die erſuchte Perſon ausdrüd- 
lich, z. B. durch Angabe des $ 201 R Abg. oder des ſonſt 
in Frage ſtehenden Geſetzesparagraphen, darauf hinge- 
wieſen werden, daß es ſich um ein Erſuchen im Steuer- 
aufſichtsverfahren handelt. 

e) Das Auskunftserſuchen iſt regelmäßig inſoweit 
auch tatſächlich zu begründen, daß einerſeits daraus und 
aus der angeführten Geſetzesſtelle erkennbar wird, ob die 
geſetzlichen Vorausſetzungen für das Auskunftserſuchen 
vorliegen oder vorliegen können, und andererſeits das 
Steuergeheimnis nicht verletzt und der Erfolg des Er- 
ſuchens nicht gefährdet wird. 

A. Einleitung. 

Der RF M. hat nach § 63 RAbgO. um Begutachtung folgen⸗ 
der Fragen erſucht: 

Sind die Träger der Sozialverſicherung verpflichtet, den 
Fin A. auf deren Erſuchen die Namen und die Bezüge derjenigen 
Perſonen anzugeben, die von den Verſicherungsträgern Renten er⸗ 
halten haben?? 

Veranlaßt iſt dieſe Frage durch folgenden Umſtand: Ein 
Fin A. hat auf Grund von § 201 Abſ. 1 und § 175 NAbgO. n. F. 
im Steueraufſichtsverfahren ein Auskunftserſuchen 
der vorbezeichneten Art an Träger der Sozialverſicherung gerichtet. 
Infolgedeſſen hat der RF M. weiter folgende Einzelfragen zur Be⸗ 
gutachtung vorgelegt: 

1. Sind die Befugniſſe, die das Fin A. als Träger der Steuer⸗ 
aufſicht hat (insbeſ das Recht auf Auskunft und das Recht auf 
Bucheinſicht), nur ſubſidiäre Befugniſſe in dem Sinne, daß das 
Fin A., ſoweit es als ee (im Steuerermittlungs⸗ 
verfahren) entſprechende Befugniſſe hat, nicht von den Aufſichts⸗ 
befugniſſen Gebrauch machen darf? 

2. Muß bei einem Auskunftserſuchen, das im Steueraufſichts⸗ 
verfahren ergeht, die erſuchte Perſon ausdrücklich (z. B. durch An⸗ 
gabe des § 201 RAbgO oder des ſonſt in Frage ſtehenden Geſetzes⸗ 
paragraphen) darauf hingewieſen werden, daß es ſich um ein Er⸗ 
ſuchen im Steueraufſichtsverfahren handelt? 

3. Muß das Fin A., wenn es im Steueraufſichtsverfahren um 
Auskunft erſucht, in dem Auskunftserſuchen die Gründe darlegen, 
die zu dem Auskunftserſuchen geführt haben? 


B. Zur Hauptfrage. 
I. 
1. Die Rentenbezüge aus der reichsgeſetzlichen Angeftellten-, 


62. Jahrg. 1938 Heft 29 30] 
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Unfall-, Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung ſowie die 
ihnen entſprechenden Bezüge aus der e waren ſchon 
nach dem EinkStG. v. 29. März 1920 (RG Bl. 359) steuerpflichtig 
8 11 Nr. 1 EintSt®. 1920). Durch das Geſ. über die Einkommen⸗ 
ſteuer vom Arbeitslohn v. 11. Juli 1921 Art. J $ 45 Abſ. 2 (RGBl. 
845) wurden dieſe Bezüge wie Löhne und Gehälter dem Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn unterworfen. Dieſe Art der Beſteuerung 
wurde indes durch das Geſ. zur Anderung des Eink StG. v. 20. Dez. 
1921 Art. I Nr. 14 (RG Bl. 1580) wieder aufgegeben, weil es ſich 
nicht um Arbeitslohn, ſondern um Bezüge aus einer Verſicherung 
handle und die Durchführung des Steuerabzugs gerade bei dieſen 
Einkünften in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereite (Begr. 
des Antrags Marx⸗Emminger, RTVerhandl. I. Wahlper. 1920 
S. 2961, Druckſ. Nr. 3129, V). 

An der Steuerpflicht der Bezüge als Renten hat ſich durch 
das Gel. v. 20. Dez. 1921 nichts geändert. Nach dem geltenden 
EinkStéG. 1925/32 werden die genannten Renten als „andere 
wiederkehrende Bezüge“ nach § 6 Abſ. 1 Nr. 7 und 8 40 EinkStG. 
im Wege der Veranlagung beſteuert. 

2. Träger der Reichsverſicherung ſind im Bereich 
der in Betracht kommenden Verſicherungen für die Unfallverſiche⸗ 
1910 die Berufsgenoſſenſchaften, für die Invaliden⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenverſicherung die Verſicherungsanſtalten (8 3 RV O.), 
für die Knappſchaftsverſicherung die Reichsknappſchaft, die ſich zur 
Durchführung der Verſicherung der Bezirksknappſchaften und be⸗ 
ſonderer 110 als Verwaltungsſtellen bedient (88 7 und 9 
RͤnappſchGg. i. d. Fall. der Bek. v. 1. Juli 1926 RGBl. I, 369) 
ſowie für die an eee die Reichsverſicherungsanſtalt 
für Angeſtellte (5 93 AngVeri®.). Nach § 142 RBO. werden u. a. 
die Mitglieder eines Organs oder die Angeſtellten eines Verſiche⸗ 
rungsträgers mit Geldſtrafe oder Gefängnis beſtraft, wenn ſie 
unbefugt Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe offenbaren, die ihnen 
in amtlicher Eigenſchaft bekanntgeworden find (ähnlich 8 346 Ang⸗ 
Verſch.). In der mit dem Erſuchen des RM. mitvorgelegten 
Außerung des oe des LFin A. iſt die Frage in den Vordergrund 
geſtellt, ob in Rückſicht auf dieſe Geheimhaltungsvorſchr. die Trä⸗ 
ger der Reichsverſicherung überhaupt zu Auskünften nach § 175 
NAbgO. n. F. verpflichtet ſeien. Dieſe Frage ift bereits von der 
Rſpr. bejaht worden. Nach dem Urt. des 6. Sen. v. 13. Juli 1932, 
VI A 1016/32 (RFS. 31, 346) find z. B. die Allgemeinen 
Ortskrankenkaſſen zur Auskunftserteilung verpflichtet. 
Wie in dieſem Urt. grundlegend ausgeführt iſt, ſtehen der Ver⸗ 
pflichtung der Träger der Reichsverſicherung zur Auskunftertei⸗ 
lung gegenüber der Steuerbehörde insbeſ. auch nicht 88 115, 116 
und 142 RVO. oder etwa 8 80 EintSt®. entgegen (ogl. II, 3 und 
4 von REP. 31, 346 [349] mit Entſch. des RVerſA. v. 24. März 
1923: EuM. 15, 4). Danach haben gegebenenfalls auch die Trager 
der Reichsverſicherung den Steuerbehörden Auskunft zu erteilen, 
wenn die Vorausſetzungen von § 175 RAbgoO. im übrigen vor⸗ 
liegen. Ob dies bei dem in Betracht kommenden Auskunftserſuchen 
des Fin A. zutrifft, wird noch naher zu prüfen fein. 


II. 


Nach 8 175 Abſ. 1 RAbg O. hat auch, wer nicht als StPfl. be⸗ 
teiligt ift, vorbehaltlich der in §8 176 ff. vorgeſehenen Ausnahmen 
dem Fin A. über Tatſachen Auskunft zu erteilen, die für die Aus⸗ 
übung der Steueraufſicht oder in einem Steuerermittlungsver⸗ 
Kin für die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von Bedeutung 
ind. 

Die Träger der Reichsverſicherung haben aljo dem Auskunfts⸗ 
erſuchen zu entſprechen, wenn es in Ausübung der Steuer⸗ 
aufſicht oder in einem Steuerermittlungsverfah⸗ 
ren geſtellt ift. Nach den Ausführungen des Präf. des Lin. 
wird das Auskunftserſuchen geſtützt auf 8 201 Abſ. 1 RAbgdO. n. F. 
Wie der 6. Sen. bereits grundſätzlich entſchieden hat, konnen auf 
Grund der durch 8 201 RAbgO. neu eingeführten N 
nicht nur eidesſtattliche anger nach § 201 Abſ. 3 RAbgd. 
verlangt werden; es können vielmehr z. B. auch dritte Perſonen 
nach § 175 RAbgO. befragt werden (Gutachten des RF. v. 
10. März 1932, VI D 1/32, Amtl. Samml. 30, 233 = NRStBl. 
1932, 324 StW. 1932 Nr. 368 - Kartei, RAbgO. n. F. 8 201 
Abſ. 1 R. 1, und Urt. v. 13. Juli 1932, VI A 85/32, Anitl. 
Samml. 31, 148 = RStBl. 1932, 704 = StW. 1932 Nr. 808 = 
Kartei, RAbgO. n. F. 3 201 Abs. 1 R. 2). Damit iſt ſchon durch 
die Rſpr. die Anſicht abgelehnt, daß es 5 gegenüber der in den 
Verbrauchsſteuergeſetzen und der in 89 190—200 RAbgO. ge⸗ 
regelten Steueraufſicht bei 5 201 RAbgdO. um eine ganz anders 
geartete Rechtseinrichtung handle, für die die Bezugnahme in 3175 
RAbgO. nicht gelte. Indes wird auf das Weſen der Steueraufſicht 
überhaupt und auf die beſondere Bedeutung der Steueraufſicht 
nach § 201 RAbgO. doch noch näher einzugehen fein. Dies erſcheint 
auch deshalb 115 weil nur ſo die erforderlichen Grundlagen 
gewonnen werden können zur Beantwortung nicht nur der Haupt⸗ 
frage, ſandern vor allem auch der geſtellten Einzelfragen. 


III. 


1. Die NAbgO. v. 13. Dez. 1919 (RGBl. 1993) gibt auch in 
ihrer neuen Faſſung v. 22. Mai 1931 (RGBl. I, 161) keinen Auf⸗ 
ſchluß über das Weſen der Steueraufſicht. Sie hat dieſen Begriff 
vielmehr ſeinerzeit ſo hingenommen, wie er durch die Verbrauchs⸗ 
ſteuergeſetze und das Umſ StG. entwickelt worden war (ogl. z. B. 
§ 39 Bier StG. v. 26. Juli 1918 (RG Bl. 863]; 88 102 ff. AusfBeſt. 
b. 8. Aug. 1918 [RZUL. 863]; 88 11 und 12 Leuchtmittel st. v. 
15. Juli 1909 [RG Bl. 880]; 5 23 AusfBeſt. v. 30. Aug. 1909 
R Bl. 799]; 889 ff. Mineralwaſſer StG. v. 26. Juli 1918 [RG Bl. 
849; 821 AusfBeſt. v. 8. Aug. 1918 [RZ Bl. 437]; 831 Umſ StG. 
v. 26. Juli 1918 [RGGBl. 779]; zur Entwicklungsgeſchichte der 
Rechtseinrichtung der Steueraufſicht vgl. das Gutachten des Groß. 
Sen. v. 9. Jult 1932, GrS D 2/31: JW. 1932, 3220; Amtl. 
Samml. 31, 329 = RStBl. 1932, 700 = StW. 1932 Nr. 813 = 
Kartei, RAbgO. n. F. § 222 Abſ. 1 Nr. 2 R. 7 und 8). 

Die RAbgO. hat ihrerſeits diejenigen, die in Rückſicht auf die 
Beſteuerung Bücher zu führen oder Aufzeichnungen zu machen 
haben, bezüglich dieſer Pflichten einer Steueraufſicht unterſtellt 
(2. Teil 3. 9115 1. Tit. I. Allgem. 9 § 162 Abſ. 9 i. Verb. 
m. §8 162 Abſ. 1—8 und 163 RAbgO. a. F. 2. Teil 2. Abſchn. 1. Tit. 
I. Allgem. Vorſchr., 58 160 Abſ. 1, 162 Abſ. 1—8 und Abf. 9 n. F.). 
In der Folge iſt auch noch eine mindeſtens alle drei Jahre vorzu⸗ 
nehmende ordentliche Buch. und Betriebsprüfung bei den Großbe⸗ 
trieben eingeführt worden (vgl. § 162 Abſ. 10 RAID. i. d. Faſſ. des 
Art. V Gel. z. And. der Verkehrsſteuern und des Verfahrens vom 
10. Aug. 1925 RGGBl. I, 241]). Im übrigen find in der mit 
„Steueraufſicht“ überſchriebenen Nr. VI 1. Tit. 2. Abſchn. 2. Teil 
allgem. Vorſchr. über die Steueraufſicht zuſammengeſtellt. J 201 
RAbgO. n. F., um deſſen am. Ss ich hier handelt, iſt in 
dieſer Zuſammenſtellung als letzte Vorſchr. durch die VO. des 
RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen v. 1. Dez. 
1930 (RGBl. I, 517 ff.) angefügt worden. 

2. Nach dem Urt. v. 10. Nov. 1922, II A 162/22: RSH. 11, 
29, ſoll das Ermittlungs verfahren der Vorberei⸗ 
tung der Veranlagung des einzelnen Steuerfalls dienen, wahrend 
die Steuer aufſicht die wirtſchaftlichen Vorgänge eines Be⸗ 
triebs, die in ihrem Verfolge zur Auslöſung einer Steuerpflicht 
führen können, zur Sicherung der Steuer einer Überwachung 
unterſtelle. Gegen dieſe Gegenüberſtellung von Ermittlungsver⸗ 
fahren und Steueraufſicht hat ſich Becker gewendet und unter 
Hinweis insbeſ. auf die Einfügung von 8 162 Abſ. 10 RAbgO. 
betont (Becker, Vorbem. 1 vor 88 193 ff. RAbgO.), daß die 
Steueraufſicht nicht nur das künftige Steueraufkommen ſichern ſoll, 
ſondern auch die Mittel an die Hand gibt, zu prufen, ob die 
Steuern richtig entrichtet a Mit dieſer Zielſetzung kennzeichnet 
Becker das Weſen der Steueraufſicht dahin, daß gewiſſen Per⸗ 
ſonen in Rückſicht auf die Beſteuerung beſondere Pflichten auferlegt 
find und daß das Fin A. das Recht hat, zu prüfen, ob die Pflichten 
erfüllt werden. Die ſpätere Rſpr. hat ſich Becker angeſchloſſen 
(RF. v. 2. Okt. 1929, IV B 1/29: NF. 25, 349 = StW. 1929 
Nr. 921 = Kartei, TabStG. § 65 R. 1). 

3. Die Begriffsbeſtimmung Beckers und die fie überneh⸗ 
mende Entſch. des RF. v. 2. Okt. 1929, IV B 1/29 liegen zeitlich 
vor der Einfügung von § 201 > Den Steueraufſichtsmaß⸗ 
nahmen nach §§ 190—200 RUbgO. wie der ſonſt geregelten 
Steueraufſicht iſt eigen, daß fie ſich unter gewiſſen tatbeſtands⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen immer nur gegen eine beitinmte 
Perſon oder Unternehmung richten (vgl. Urt. v. 21. April 1922, 
V A 223/22: Ri. 9, 145 = RED. 1922, 193 StW. 1922 
Nr. 575 = Kartei, § 177 RAbgO. a. F. R. 5 und zuletzt Urt. v. 
17. Okt. 1930, V A 831/30 = StW. 1931 Nr. 408 = Kartei, 814 
UniStG. 1926 R. 2). Hier ſetzen nun insbeſ. die Angriffe 
Liebiſchs (DStBl. 1932, 399) ein gegen den 6. Sen., der in 
8201 MAbgdO die Begr. einer allgemeinen 0 
ſieht mit der Folge, daß das Fin A. Auskunft nach 8175 RAbgO. 
n. F. auch zur Aufdeckung unbekannter Steuerfälle fordern kann. 
Liebiſch hält die Richtung gegen eine beſtimmte Perſon oder 
Unternehmung für das Begriffsmerkmal der Steueraufſicht, durch 
das fie ſich allein von der „allgemeinen Steuerermittlung“ unter⸗ 
ſcheide; die Befragung nichtbeteiligter Perſonen nach 8 175 RAbg o. 
ſei aber nur zuläſſig im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens 
gegen bekannte Perſonen oder als nach ihrem Weſen nur gegen be⸗ 
stimmte Perſonen mögliche Steueraufſichtsmaßnahme. Nach Anficht 
Henſels (StW. 1932, 1366) „muß indeſſen dieſe ſtark, ein⸗ 
ſchränkende Auslegung der neuen Belt. daran ſcheitern, daß ihr 
dann ein brauchbarer Sinn überhaupt nicht innewohnen würde; ſie 
liefe darauf hinaus, die Pflicht zur eidlichen Erhärtung (die ja im 
Rahmen der 8s 174, 182 und 209 Abſ. 2 RADIO. ſchon beſtand) 
um ein Geringes zu erweitern“. 

a) In der Tat ſprechen gegen die von Liebiſch, im Er⸗ 
gebnis aber auch z. B. von Herrmann: Ind Mitt. 1932, 125/126 
und DSt2. 1932, 179 vertretene enge Auslegung die Einordnung 
von § 201 NAbgdO. unter die Steueraufſichtsvorſchr., ſein Wortlaut 


1680 Rechtſprechung 


und vor allem ſein Zweck. Wie bereits ausgeführt iſt, hat § 201 
RAbgO. feinen Platz im Abſchnitt „Steueraufſicht“ er⸗ 
halten. Allerdings hätte er nach ſeiner weittragenden Bedeutung 
beſſer an den Anfang als an den Schluß dieſes Abſchnitts gepaßt. 
Doch kann dem keine ausſchlaggebende Bedeutung beigemeſſen wer⸗ 
Be 1 0 es ſich um eine nachträgliche Ergänzung der RAbgO. 
andelt. 

b) § 201 Abf. 1 und 2 lauten: 

„Die Fina. haben darüber zu wachen, ob durch Steuerflucht 
55 in ſonſtiger Weiſe zu Unrecht Steuereinnahmen verkürzt 
werden.“ 

„In Ausübung dieſer Steueraufſicht können die Finz. ver⸗ 
langen, daß eidesſtaktliche Verſicherungen abgegeben werden.“ 

Abſ. 3 regelt die Vorausſetzungen näher, unter denen eides⸗ 
ſtattliche Verſicherungen abzugeben find, und die Folgerungen, die 
ſich aus ihrer Verweigerung ergeben. 

Das Geſetz ſelbſt bezeichnet alſo die Ausübung der in § 201 
Abs. 1 RAbgO. angeordneten Überwachungspflicht als Steuerauf⸗ 
ſicht. Nun wird allerdings gerade aus dem Wortlaut (dieſer 
Steueraufſicht) auch gefolgert, daß für die Bekämpfung der Steuer⸗ 
flucht und ſonſtiger Steuerverkürzung nur die eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung in Betracht komme und daß $ 201 Abf. 1 keine über Abſ. 2 
hinausgehende ſelbſtändige Bedeutung habe und nach den Geſetzes⸗ 
materialien haben ſolle (jo Herrmann: Ind Mitt. 1932, 126 
und DStZ. 1932, 179 ff., insbeſ. 182). Allerdings iſt in der Begr. 
zu der mit § 201 RAbgO. gleichlautenden Vorſchr. im Entw. eines 
Steueranpaſſungsgeſetzes Art.! (Anderung der RAbgO.) Nr. 40 
(RR Drucks. Nr. 181 v. 14. Nov. 1930 S. 28) das Verlangen von eides⸗ 
ſtattlichen Ain e als beſonders wirkſames Mittel zur Be⸗ 
kämpfung von Steuerflucht und ſonſtigen Steuerverkürzungen in 
den b A e geſtellt und es ſind andere Maßnahmen, wie vor 
allem das 5 n. F), uche von Dritten nach § 177 RADIO. 
a. F. (= 8 175 n. F.), nicht beſonders erwähnt (vgl. allgemeine 
Begr. zu den Geſetzesentwürfen über die Steuervereinfachung unter 
VII d N Druck. zu Nr. 181 v. 15. Nov. 1930, S. 6] und Einzelbegr. 
zu Art. 1 8 40 StAnpGEntw. [RR Druckſ. zu Nr. 181 S. 45]). Allein 
daraus kann nichts Ausſchlaggebendes gegen eine weitergehende 
Auslegung der Vorſchr. entnommen werden. Wie ſonſt gilt auch 
hier der Auslegungsgrundſatz von $ I RAbgoO. (§ 4 a. F.). Danach 
kommt es aber vor allem auf den Zweck, die ſachliche Bedeutung 
der neuen Vorſchr. im Rahmen des beſtehenden Geſetzes und die 
Verhältniſſe an, aus denen die Vorſchr. erwachſen iſt. 

Auch wer annimmt, daß auf Grund von § 201 RAbgO. nur 
eidesſtattliche Verſicherungen verlangt werden können, wird nicht 
leugnen können, daß das Fin A. nötigenfalls erſt noch die Grund⸗ 
lagen für die Auferlegung der eidesſtattlichen Verſicherung durch 
Ausübung des Fragerechts ſchaffen kann und muß. Der Pflichtige 
kann ſich gegenüber ſeiner Befragung nicht auf ein Nichtwiſſen zu⸗ 
rückziehen; er tft vielmehr im Rahmen von § 11 RAbgO. auch zu 
gewiſſen Nachforſchungen und Prüfungen verpflichtet; ebenſo kön⸗ 
nen auch Dritte befragt werden, damit auf dieſe Weiſe der Sach⸗ 
verhalt aufgeklärt und die erforderlichen Unterlagen für die dem 
Pflichtigen aufzuerlegende eidesſtattliche Verſicherung gewonnen 
werden (ogl. dazu Becker: StW. 1932, 635 und Erg. zur 
RAbgO. Anm. 7 zu § 201 a). Henſel (StW. 1932, 1364) be⸗ 
zeichnet die Anſicht, die Fin. könnten zwar vom Pflichtigen oder 
Dritten keinerlei Auskünfte verlangen, aber eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rungen fordern, geradezu als abſurd. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß es infolge der vom Dritten erteilten Auskunft einer eidesſtatt⸗ 
lichen Veiſtherung des Pflichtigen gar nicht mehr bedarf. Denn es 
kann durch dieſe Auskunft eine genügende Grundlage gegeben ſein, 
um dann ein Ermittlungsverfahren zu eröffnen und in dieſem die 
Steuer nach 12 55 des Falles etwa griffweiſe feſtzuſetzen. Auch wenn 
man § 201 RADIO. i. S. einer Beſchränkung auf die Auferlegung 
eidesſtattlicher Verſicherung auslegt, wird man die Befragung 
Dritter jedenfalls nicht davon abhängig machen können, daß die 
eidesſtattliche Verſicherung ſpäter auch wirklich abverlangt wird. 
Sollte dann die Befragung Dritter nicht auch in ſolchen Fällen zu⸗ 
gelaſſen werden, in denen eine eidesſtattliche Verſicherung nicht 
a werden kann, etwa weil der Pflichtige im Ausland oder 
rank iſt? 

So kann ſchon eine Betrachtung, die an ſich grundſätzlich aus⸗ 
geht von einer Beſchränkung von § 201 RAbgO. auf eidesſtattliche 
Verſicherungen, eine weitergehende Auslegung i. S. der Zulaſſung 
auch anderer Steueraufſichtsmaßnahmen zum mindeſten gegen be⸗ 
ſtimmte Stefl. außerordentlich nahelegen. 

e) Darüber hinaus ſehen nun allerdings, wie wiederholt wer⸗ 
den mag: R f. 30, 233 und 31, 148, das Weſentliche von § 201 
in der Einführung einer neuen allgemeinen Steuerauſſicht 
mit der Folge, daß das Fin A. Auskunft nach § 175 RAbgO. auch 
zur Aufdeckung unbekannter Steuerfälle fordern kann. Die Richtig⸗ 
keit dieſer Auslegung ergibt ſich zwingend aus folgenden Erwa⸗ 
gungen. Steuerflucht und ſonſtige Steuerverkürzung einzelner zum 
Schaden der Allgemeinheit hatten in erſchreckender Weiſe überhand 
genommen. Die bisherigen Mittel zu ihrer Bekämpfung reichten 


nicht aus. Ihre wirkſame Bekämpfung war zur Staatsnotwendig⸗ 
keit geworden. Auf dieſen Grundton ſind ſowohl die allgemeine als 
auch die beſondere Begr. zu Art. I § 40 StAnpGEntw. (= 8 201) 
abgeſtimmt (vgl. ne: zu Nr. 181 S. 6, 16 und 45). Die BO. 
v. 1. Dez. 1930, durch die § 201 RAID. eingefügt worden iſt, ber 
zweckt nach der ihr gegebenen Überſchrift die Sicherung von Wirt⸗ 
ſchaft und Finanzen. Mit Recht ſpricht Becker: StW. 
1931, 554 und 1932, 634, von einem Notſtandsrecht, das den Findl. 
in Zeiten unerhörter Not bisher unerhörte Mittel an die Hand 
geben wollte, um der Verkürzung der Steuereinnahmen vorzu⸗ 
beugen. Gewiß ſollte die Neugeſtaltung durch die NotVO. v. 1. Dez. 
1930 grundſätzlich Recht von dauernder Geltung ſchaffen (vgl. 
Henſel: StW. 1932, 1362). Das kann aber nichts daran ändern, 
daß 8201 RAbg O. in erſter Linie aus den Verhältniſſen heraus 
beurteilt werden muß, aus denen er entſtanden iſt. Ihnen ent⸗ 
ſpricht aber nur eine weitgehende Auslegung, bei der auch wirklich 
alle Mittel erſchöpft werden können, die § 201 RAbgO. nach feinem 
Inhalt zur Bekämpfung der Steuerflucht und ſonſtiger Steuer⸗ 
verkürzung gibt. 

Wie durch 5201 Abſ. 3 Nr. 6 NAD. klargeſtellt iſt, erſtreckt 
ſich die in § 201 Abſ. 1 RAbgO. den Fin. auferlegte Über- 
wachungspflicht auch darauf, ob durch Steuerflucht oder in ſonſtiger 
Weiſe zu Unrecht Steuereinnahmen verkürzt werden oder verkürzt 
worden find (vgl. Urt. v. 18. März 1931, VI A 326/31: RES. 28, 
182 [185]). In dieſer Richtung nicht nur auf die Gegenwart und 
Sage ſondern auch auf die Vergangenheit gleicht die neue 

en Bale nach § 201 R Abg. der Steueraufſicht i. S. der frü⸗ 
heren Vorſchr. (vgl. oben III 2). Sie unterſcheidet ſich von ihr durch 
ihre auch ins Allgemeine gehende Richtung. Man kann dieſen 
Unterſchied vielleicht mit Henſel. StW. 1932, 1366, auch fo kenn⸗ 
zeichnen: „Die o mic des 8 201 richtet ſich ſozuſagen gegen 
einen Tatbeſtand, nicht aber (jedenfalls nicht unmittelbar und aus⸗ 
ſchließlich) gegen die Perſon, welche den Tatbeſtand verwirklicht hat. 
Zielen die übrigen Aufſichtsparagraphen bei Umgrenzung der Vor⸗ 
ausſetzungen auf eine beſtimmte Perſon ab, ſo geht § 201 von ſach⸗ 
lichen Bedingungen aus, zielt auf das Vorliegen eines beſtimmten 
Sachverhalts ab. Wenn man will, kann man ſyſtematiſch die bis⸗ 
her (allein) übliche Perſonal⸗ (Betriebs⸗) Aufſicht der neuen Sach⸗ 
oder Tatbeſtandsaufſicht gegenüberſtellen.“ 

Damit iſt aber auch ſchon gejagt, daß ſich aus § 201 Abſ. 1 
RAbgO. nicht nur die Rechtfertigung, ſondern zugleich auch die 
Begrenzung der neuen Steueraufſicht ergibt. Die Fin. 
dürfen auf Grund von §201 RAbgO. Seeler e men 
nur ergreifen, wenn nach den Geſamtumſtänden des Falles ein 
begründeter Anhalt dafür e daß durch 
Steuerflucht oder in ſonſtiger Weiſe zu Unrecht 
Steuereinnahmen verkürzt werden oder ver⸗ 
kürzt worden ſind. Damit ſind die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen umſchrieben, von deren Vorliegen das Tätigwerden der 
Fin A. auf Grund von § 201 RAbgO. abhängt. Das Fina. darf 
alſo nicht auf Grund von § 201 RAbgO. Ermittlungen gewiſſer⸗ 
maßen ins Blaue hinein anſtellen. Es kann z. B. nicht etwa von 
einer Bank die Angabe ſämtlicher Konteninhaber verlangen und 
ſich dabei lediglich auf die allgemeine Behauptung ſtützen, daß 
zſchließlich jeder irgendwie Dreck am Stecken“ habe” (vgl. Hen⸗ 
ſel: StW. 1932, 1371). Das würde in der Tat im weſentlichen 
darauf hinauslaufen, daß das Fin A. erſt im Wege des 8201 feſt⸗ 
ſtellen will, ob überhaupt der Tatbeſtand einer unrechtmäßigen 
ſteuerlichen Verkürzung gegeben ſei. Es müſſen vielmehr bereits 
auf anderem Wege beſtimmte Tatſachen feſtgeſtellt ſein, die auf die 
Möglichkeit e Steuerverkürzung ſchließen laſſen. Sind 
aber ſolche Tatſachen feſtgeſtellt, jo können ſich die Maßnahmen aus 
9201 ſowohl gegen ſchon beſtimmte Perſonen richten als auch zur 
Ermittlung erſt noch feſtzuſtellender Stpfl. dienen. In dieſem zu⸗ 
letzt genannten Sinne kann die Steueraufjicht aus 8 201 gegebenen⸗ 
falls auch gegen ganze Gruppen ausgeübt werden, ohne daß bereits 
ein beſtimmter Stpfl. bekannt oder genannt fein müßte (a. M. 
Henſel: StW. 1932, 1371). Als Beiſpiel kann zunächſt auf den 
Sachverhalt des Gutachtens: RH. 30, 233 hingewieſen werden. 
Ein Unternehmer verlangt den Abzug von Schmiergeldern. Damit 
ſteht feſt, daß Schmiergelder gegeben worden ſind. Die Schmier⸗ 
geldempfänger ſollen durch die Zuwendungen zu einem beſtimmten, 
den Belangen des Gebers dienenden Verhalten veranlaßt werden. 
Sie ſind alſo nach § 41 Nr. 2 EinkStch. ſteuerpflichtig. Es iſt weiter 
nach der Lebenserfahrung damit zu rechnen, daß die Schmiergeld⸗ 
empfänger die Beträge nicht angegeben haben. Mit der Feſtſtellung 
dieſer Tatſachen find die geſetzlichen Vorausſetzungen nach 8 201 
Abs. 1 RAbg OO. erfüllt. Auf einem anderen Gebiete liegt die 11 
ob der nach § 175 RAbgO. befragte Schmiergeldgeber gegebenen⸗ 
Ex die Auskunft verweigern kann (vgl. § 176 RAbgO. i. Verb. m. 
3 333 StGB. und § 12 UnlWG. v. 7. Juni 1909 3201 499]). 

Ein weiteres Beiſpiel von Maßnahmen aus 8201 RAID. 
gegen ganze Gruppen von Stqffl. bietet der der Hauptfrage zu⸗ 
grunde liegende Fall eines Auskunftserſuchens um Angabe von 
Sozialrentnern. Wie ſchon jetzt bemerkt werden mag, wird dieſe, 
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Anfrage auf Grund von § 201 RAbgO. zugelaſſen werden müſſen, 
obwohl ein beſtimmter oder beſtimmte Stpfl. nicht genannt find 
und genannt werden konnen. 

Daß die Steueraufſicht aus § 201 RAbgO. auch gegen ſchon 
feſtſtehende beſtimmte Perſonen ausgeübt werden kann, it 
durch § 201 Abſ. 2 und 3 RAbgdO. klargeſtellt. Wie ſchon in III 3 b 
angedeutet wurde, iſt das erleichterte Verlangen eidesſtattlicher 
Verſicherungen nur als Beiſpiel nach §S 201 RADIO. zu werten, 
und es können in Ausübung dieſer neuen Steueraufſicht gegen be⸗ 
ſtimmte Perſonen, insbeſ. auch Dritte, nach § 175 RAbgO. befragt 
werden. Gewiß jmd damit die Befugniſſe der Fina. gegenüber 
88 204 ff. RAbgO. ganz weſentlich erweitert. Wie die ins allge⸗ 
meine gehende Richtung der neuen Steueraufſicht, ſo findet aber 
auch dieſe Erweiterung der Befugniſſe der Fin. gegenüber be⸗ 
ſtimmten Stpfl. ihre Rechtfertigung in dem zur Genüge erörterten 
Zweck der Vorſchr. In welcher Weiſe der Stpfl. ſeinerſeits gegen 
Willkür oder Übergriffe zu ſchützen iſt, wird bei den Einzelfragen 
näher zu erörtern ſein. 

d) Gegenüber Maßnahmen aus § 201 RAbgD. kann der da⸗ 
von Betroffene die Entſch. des LFin A. und des RFH. (§8 202 und 
305 RABGO.) darüber anrufen, ob nach dem in Betracht kommen⸗ 
den Sachverhalt die Annahme des Fin A. begründet war, daß durch 
Steuerflucht oder in ſonſtiger Weiſe unrechtmäßig Steuerein⸗ 
nahmen verkürzt worden ſeien. Er genießt in dieſer Beziehung den 
Schutz des Beſchwerdeverfahrens mit dem RFH. als letzter Rechts⸗ 
ſtufe in gleicher Weiſe, wie dieſer Schutz gegenüber ſonſtigen An⸗ 
ordnungen des Fin A. nach § 202 RAbgO. beſteht So kann z. B. 
gegenüber einem Auskunftserſuchen nach 8 175 RAbgO. geltend 
gemacht werden, daß das Fin A. zu Unrecht von der Möglichkeit 
einer Steuerverkürzung durch Steuerflucht ausgeht, während 
nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt Steuerflucht i. S. der 4. VO. 
des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und gef und zum 
Schutze des inneren Friedens v. 8. Dez. 1931, Teil 7 Kap. III 
Abſchn. 1 88 1 ff. nicht in Betracht kommt. Man denke etwa an den 
Fall, daß eine Bank unter Berufung auf § 201 RAbgO. wegen 
Anhalts der Steuerflucht um Angabe der ins Ausland über⸗ 
wieſenen Guthaben des X. erſucht wird, der zwar in der Zeit nach 
dem 31. März 1931 ins Ausland verzogen, aber im Beſitz einer 
Beſcheinigung nach der Not BO. v. 8. Dez. 1931, Teil 7 Kap. III 
Abſchn. 18 2 Nr. 3 ift. In dieſem Falle müßte das Vorgehen des 
Fin A. aus Rechtsgründen wegen der Verletzung der ſich aus § 201 
RAbgO. ergebenden Rechtsſchranten für unzuläſſig erklärt werden. 
Weiter könnte z. B. das LFin A. in die Lage kommen, den Anlaß 
zu einer Steueraufſichtsmaßnahme aus $ 201 RAbg O lfür nicht 
genügend zu erklären, weil es den Sachverhalt in tatſächlicher Be⸗ 
es anders würdigt als das Fin A. (vgl. § 243 RAbgdO., 

d. F.). 

4. h ſoweit die geſetzlichen Vorausſetzungen von 5 201 
RAbgO,. gegeben find, % iſt damit allein noch nicht geſagt, daß 
Aufſichtsmaßnahmen auf Grund dieſer Vorſchr. in jedem Falle 
und unter allen Umſtänden auch ergriffen werden bürſen⸗ Wie die 
Ausübung der Steueraufſicht überhaupt, fo ſteht auch § 201 
RAbgO. grundſätzlich unter dem Zeichen von 8 11 RAbgO. (früher 
§ 6) (pgl. Gutachten des RJ. v. 8. März 1929, V D 5/28: RES. 
25, 131 RStBl. 1929, 354 = StW. 1929 Nr. 671 = Kartei, 
Fin AusglGö. § 14 R. 1). Dieſe Ermeſſensſchranken ſind 
im Gutachten des RF. 30, 233 und im Urt.: RH. 31, 148 in 
den Vordergrund geſtellt. Das mag aus folgendem Grunde nahe⸗ 
gelegen haben. § 201 RAbgO. gibt in dringend gebotener Wahrung 
der Staatsnotwendigkeiten den Find. Befugniſſe, die u. U. außer⸗ 
ordentlich ſtark in die Sphäre des einzelnen einſchneiden. Dem ent⸗ 
ſpricht es auf der anderen Seite, wenn die Ausübung dieſer neuen 
Steueraufſicht ihrerſeits weitgehend unter den Grundſatz von 
Billigkeit und Recht geſtellt wird. Allgemein⸗ und Einzelintereſſe 
Ei fo im Rahmen des Geſamtwohls einen gewiſſen Ausgleich 

nden. 

a) Dementſprechend wird die Ausübung der neuen Steuer⸗ 
aufſicht nach 8 201 RAbgO. grundſätzlich auf Fälle zu beſchränken 
ſein, die für die ſtaatlichen Belange von einigem Gewichte 
find, ſei es nach ihrer ganzen Art, ſei es wegen der Höhe der in 
Betracht kommenden Steuerbeträge (vgl. auch z. B. NED. v. 
7. März 1930, I A 19/0 = RStBl. 1930, 444 = StW. 1930 
Nr. 585 = Kartei, EintSt®., § 13 R. 258 und 259 und vom 
13. April 1932, VI A 1985/31 = RStBl. 1932, 481 = StW. 1932 
Nr. 729 = Kartei, RAbgO. n. F., § 222 R. 7: Keine Berichti⸗ 
gungsveranlagung aus gern fügigem Anlaß). In dieſe Richtung 
zeigt auch ein Erlaß des RF M. v. 9. Juli 1932, S 1183 — 44 III R 
(RSBL. 1932, 657). Danach ſoll insbeſ. bei Auskunftserſuchen 
nach 88201 und 175 RAbgO. bei Banken im Einzelfall ge⸗ 
prüft werden, ob das finanzielle Dnterefe, das das Reich an der 

rteilung der Auskunft hat, zu der Arbeit, den Koſten und der 
Beeinträchtigung von Wirtſchaftsbeziehungen, die der Geldvermitt⸗ 
lungsanſtalt durch die Auskunftserteilung entſtehen können (Bei⸗ 
piel: Abziehung von Sparanlagen) in angemeſſenem Verhältnis 
ſtehen. Zu dieſem Zwecke iſt die Entſch. über ſolche Auskunfts- 


erſuchen grundſätzlich dem Vorſteher des Fin A. oder ſeinem Stell⸗ 
vertreter übertragen. 

b) Ein weiteres Beiſpiel einer Einſchränkung von § 201 

NAHGD. durch § 11 RAD. gibt das Urt. des RFH. 31, 148. Es 
hat die unter Strafandrohung ergangene Aufforderung zur Be⸗ 
nennung der Empfänger von Schmiergeldern unter Hinweis auf 
§ 11 Abg. nicht gebilligt, weil die Schmiergelder zu einer Zeit 
gezahlt wurden, wo nach der Rechtslage der Zahlende noch nicht 
mit der Auskunftspflicht rechnen konnte. 
0) Endlich wird aber auch der allgemeine verwaltungsrechtliche 
Grundſatz gelten müſſen, daß mittels eines innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Grenzen erlaſſenen Verwaltungsakts nicht unſachliche Zwecke 
verfolgt werden dürfen (vgl. Jellinek, Verwaltungsrecht, 
3. Aufl., S. 38). So würde es jedenfalls gegen Recht und Billigkeit 
verſtoßen, wenn das Fin A. z. B. ſein Erſuchen um Angabe von 
Schmiergeldempfängern auf die Angehörigen einer beſtimmten po⸗ 
litiſchen Richtung beſchränken wollte. 

Der Betroffene genießt den Schutz des Beſchwerdeverfahrens 
nach § 305 RAbgO. auch inſoweit, als er gegenüber Maßnahmen 
aus 8 201 R Abg. die Verletzung von 811 RAbgOl geltend macht. 
Indes hat der RFH. nur zu prüfen, ob nicht bei den getroffenen 
Maßnahmen die Grenzen von Recht und Billigkeit überſchritten 
find (§ 297 Abſ. 1 RAbgO.). Dagegen darf er nicht ſein eigenes 
KERLE an die Stelle des Ermeſſens der Vorbehörden ſetzen und 
eine Maßnahme etwa deshalb aufheben, weil er ſie nicht ange⸗ 
ordnet hätte, wenn er nach eigenem Ermeſſen zu entſcheiden ge- 
habt hätte. Das eigene Ermeſſen darf er nur dann walten laſſen, 
wenn er nach Aufhebung der Vorentſch. in der Sache ſelbſt ent⸗ 
ſcheidet ($ 297 Abſ. 2 und § 296 Abſ. 3 RAbg O.). 


IV. 


Nunmehr ſind die Grundlagen zur Beantwortung der ge⸗ 
ſtellten Hauptfrage gewonnen. Die Bezieher von Sozialrenten ge⸗ 
hören im allgemeinen nicht zu den Perſonen, die Steuererklärungen 
abzugeben haben (vgl. 8 67 EinkStAusfBeſt.). Die Bezieher ihrer⸗ 
ſeits pflegen von ſich aus den Empfang ſolcher Renten nicht anzu⸗ 

eben. Die Fin A. erfahren daher regelmäßig den Bezug von 
Sozialrenten nicht und dieſe werden deshalb nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe ſteuerlich erfaßt. Mit der Feſtſtellung dieſer auf Erfahrungen 
der Verwaltung gegründeten Takſachen beſteht für das um Auskunft 
erſuchende Fin A. ein genügend begründeter Anhalt dafür, daß 
beim Bezug von Sozialrenten zwar nicht durch Steuerflucht, aber 
„in ſonſtiger Weiſe“ Steuereinnahmen 855 Unrecht verkürzt werden. 
Damit find die tatbeſtandsmäßigen Vorausſetzungen von § 201 
RAbgdO. erfüllt. Daß die Bezieher von Sszialrenten regelmäßig 
nicht zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet ſind und des⸗ 
halb durch ein paſſives Verhalten ihrerſeits nicht gegen eine An⸗ 
meldungspflicht verſtoßen, ſteht der Anwendung von $ 201 RAbgO. 
nicht entgegen. Es genügt, daß es infolge der erwähnten Umſtände 
im objektiven Ergebnis zu einer unrechtmäßigen Verkürzung der 
Steuereinnahmen kommt oder kommen kann. Es darf in dieſer 
Beziehung auch nicht außer acht gelaſſen werden, daß die VO. v. 
1. Dez. 1930, durch die 8201 RAbgO. eingeführt worden iſt, Wirt⸗ 
ſchaft und Finanzen ſichern, alſo vor allem auch beſſere Kaſſen⸗ 
ergebniſſe erzielen will. Es ift auch nicht erforderlich, daß ſich etwa 
der tatſächlich begründete allgemeine Anhalt etwa ſchon zu einer 
digter hats bezüglich beſtimmter Perſonen oder Perſonenkreiſe ver⸗ 
ichtet hat. 

Es iſt auch nicht erkennbar, inwiefern etwa das Erſuchen des 
Fin A. an Träger der Sozialverſicherung um Angabe der Namen 
und Bezüge von Sozialrentnern gegen Billigkeit und Recht ver⸗ 
ſtoßen ſollte. Die einzelnen Bezüge mögen nicht ſehr erheblich fein. 
Betrachtet man aber die Sache im ganzen, ſo wird man nicht ſagen 
können, daß es ſich um einen Fall von untergeordneter Bedeutung 
für die ſtaatlichen Belange handelt. Auch wird nicht außer acht ge⸗ 
laſſen werden dürfen, daß ſich die Beſteuerung der im Einzelfall 
ausnahmsweise zur Kenntnis des Fin A. gelangten Renten gegen⸗ 
über den übrigen, nicht erfaßten Rentenbeziehern als ungleich⸗ 
mäßige Behandlung auswirkt, die das Rechtsgefühl belaſten muß. 
Ein Verſtoß gegen Recht und Billigkeit käme in Betracht, wenn 
z. B. das Fin A. ſich nur die Rentenempfänger beſtimmter Berufs⸗ 
klaſſen angeben laſſen wollte. 

Nach all dem iſt die wen zu bejahen. Die Träger der 
e find alſo verpflichtet, den Fin A. auf deren Er⸗ 
ſuchen die Namen und Bezüge derjenigen Perſonen anzugeben, die 
von den Verſicherungsträgern Renten erhalten haben. 


C. Zuden Einzelfragen. 
1 
1. Über das Verhältnis von Steueraufſicht und 
Steuerermittlungsverfahren insbeſ. in Umſatzſteuer⸗ 
ſachen iſt im Urt. v. 26. Sept. 1922, V A 430/22: RFS. 10, 209 = 
NStBl. 1922, 352 = StW, 1922 Nr. 1068 = Kartei, UmſStG. 
1919, 832 R. 1, ausgeführt: „Die Steueraufſicht iſt unabhängig 
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vom einzelnen Steuerfeſtſtellungs⸗ und Ermittlungsverfahren und 
vom Steuerzeitraum. Sie kann auch im Rahmen der Ermittlungen 
bei Nachprüfung einer Steuererklärung ausgeübt werden. Es ent⸗ 
ſcheidet das pflichtgemäße Ermeſſen des Fin A., das dabei an eine 
gleichzeitig erfolgte Veranlagung und deren Rechtskraft nicht ge⸗ 
bunden iſt . ..“ Das gilt nicht nur für die Ausübung der Steuer⸗ 
aufſicht aus 8 31 UmjSt®. 1918 (8 15 UmjSt®. 1932) i. Verb. m. 
SS 193 ff. RAbgO. a. F., 190 ff. n. F., ſondern insbes. auch für die 
Vornahme von Buch⸗ und Betriebsprüfungen i. S. von § 162 
Abſ. 9 und 10 RAbgO. Dieſe Buchführungsaufſichten ſind nach dem 
Urt. v 9. Febr. 1923, I A 122/22 = RStBl. 1923, 117 = StW. 
1923 Nr. 363 als Unterarten der Steueraufſficht anzuſprechen; 
wegen ihrer Durchführung vgl. 8 195 RAbgO. (früher § 198). 
Buchprüfungen nach § 162 Abſ. 9 NAbgD. oder Buch⸗ und Be⸗ 
triebsprüfungen nach $ 162 Abſ. 10 RAbgO., ferner aber auch eine 
Nachſchau nach 8 193 RAbgO. (früher § 196) können beim Vor⸗ 
liegen der geſetzlichen Vorausſetzungen ohne weiteres vorgenommen 
werden. Anders als beim Steuerermittlungsverfahren (§ 207 
RAbgO.) hängt ihre Vornahme insbeſ. nicht davon ab, daß Aus⸗ 
künfte des Pflichtigen nicht genügen oder Bedenken gegen ihre 
Richtigkeit vorliegen oder ſonſt gewiſſe Punkte des zu prüfenden 
Betriebs der Aufklärung bedürften. 

2. Ausübung der Steueraufſicht und Ermittlungsverfahren 
ſtehen ſich alfo rechtlich ſelbſtändig gegenüber. Wie ſchon an⸗ 
gedeutet worden iſt, ſchließt das aber nicht aus, daß das eine Ver⸗ 
fahren Ausgang und Veranlaſſung des anderen wird. So kann 
z. B. die im regelmäßigen Verlauf vorgenommene Buch- und Be⸗ 
triebsprüfung eines Großbetriebs oder auch eine nach § 162 Abſ. 9 
RAbgO. vorgenommene außerordentliche Buchprüfung neue Tat⸗ 
ſachen ergeben, die ihrerſeits wieder zur Berichtigungsveranlagung 
mehrerer bereits rechtskräftig abgeſchloſſener Veranlagungen führen 
(ogl. z. B. Urt. v. 9. Febr. 1923, I A 122/22 = RStBl. 1923, 117 
St W. 1923 Nr. 363, und Urt. v. 11. Juli 1923, VIe A 38/23: 
RFH. 12, 305 = StW. 1923 Nr. 854). Andererſeits kann auch in 
einem noch ſchwebenden Ermittlungs⸗ oder Rechtsmittelverfahren 
— letzteres iſt mit feinen Rechtszügen vor dem NFH. in ſeinem 
weſentlichen Kerne nur ein fortgeſetztes Ermittlungsverfahren — 
3. B. zur weiteren Klärung der Buch- und Betriebsverhältniſſe des 
Pflichtigen eine Buchprüfung nach 8162 Abſ. 9 oder eine Nachſchau 
nach § 193 1 angeordnet werden. Vorausgeſetzt iſt aller⸗ 
dings, daß dieſe Steueraufſichtsmaßnahmen ihrerſeits geſetzlich zu⸗ 
läſſig ſind. Damit wird deutlich, daß das Recht auf Bucheinſicht 
nicht etwa ſubſidiäre Bedeutung hat in dem Sinne, daß dieſe Auf⸗ 
ſichtsmaßnahme grundſätzlich ausgeſchloſſen wäre, wenn und ſoweit 
ein Ermittlungsverfahren gegen den Pflichtigen eröffnet iſt oder 
eröffnet werden kann. 

3. Entſprechendes gilt auch für das Verhältnis von $ 201 
RAbg O. und Steuerermittlungsverfahren. Auch die Ausübung der 
Steueraufſicht aus §S 201 RAbgO., z. B. durch das Verlangen eides⸗ 
ſtattlicher Verſicherungen, Auskunftserſuchen bei Dritten, ſteht zum 
mindeſten gleichgeordnet neben dem Ermittlungsverfahren, es 
kommt ihr nicht etwa, wie Henſel: StW. 1932, 1376 annimmt, 
nur ſubſidiärer Charakter in dem Sinne zu, daß ſie nur angewandt 
werden dürfte, wenn die Durchführung eines Ermittlungsverfah⸗ 
rens mangels genügend geklärter Vorausſetzungen noch nicht mög⸗ 
lich iſt. Beiſpiel: A., Direktor eines Unternehmens, hat nachträglich 
Spekulationsgeſchäfte beſtimmter Art angemeldet, die er ſeinerzeit 
nicht verſteuert hatte. Es wird ein Ermittlungsverfahren eröffnet 
mit dem Ziel einer Berichtigungsfeſtſetzung. Dabei ergeben ſich tat⸗ 
ſächliche Anhaltspunkte dafür, daß auch die Direktoren B., C. und 
D. des gleichen Unternehmens Spekulationsgeſchäfte ähnlicher Art 
gemacht und nicht verſteuert haben. Sollte das Fin A. gezwungen 
ſein, gegen B., C. und D. Ermittlungsverfahren durchzuführen, 
weil die tatsächlichen Anhaltspunkte für die Verkürzung von 
Steueranſprüchen ſich bereits gegen beſtimmte Perſonen rich⸗ 
ten? Im Falle der Bejahung der Frage müßte das Fin A. zu⸗ 
nächſt erſt noch mit B., C. und D. verhandeln, bevor es Dritte, 
wie z. B. Angeſtellte des betreffenden Unternehmens oder auch 
einer Bank, um Auskunft angehen könnte (5209 Abſ. 1 RAbg O.). 
Indes würden ſolche Einſchränkungen des Fin A. dem Sinn und 
Zweck von 8 201 RAbgoO. nicht entſprechen. Wie ſchon unter B III 3 
a ift, kann bei begründetem tatſächlichem Anhalt für 
das Vorliegen unrechtmäßiger ſteuerlicher Verkürzungen auf 
Grund von § 201 Abſ. 1 RAbgO, ſowohl gegen ganze Grup⸗ 
ven noch unbekannter Stpfl. als auch gegen beſtimmte Per⸗ 
ſonen wegen beſtimmter Steueranſprüche vorgegangen werden 
(ebenſo Becker: StW. 1932, 636; dagegen Henſel: StW. 
1932, 1376). Die neue Steueraufſicht iſt eingeführt worden, 
weil die bisherigen Vorſchr. zur Bekämpfung von Steuerflucht und 
ſonſtiger unrechtmäßiger Steuerverkürzung nicht ausreichten. So 
betrachtet müßte es aber geradezu ſinnwidrig erſcheinen, wenn das 
Fin A. alsbald zum Ermittlungsverfahren mit ſeinen beſchränkteren 
Befugniſſen übergehen müßte und im Kampf gegen die Steuer⸗ 
verkürzung die wirkſamere Waffe von § 201 RAD. nicht mehr 
gebrauchen dürfte, ſobald nur die katſächlichen Anhaltspunkte für 
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eine Steuerverkürzung ſich zur Richtung gegen beſtimmte Perſonen 
verdichtet haben. 

Das Gegenteil ergibt ſich zudem aus dem Geſetze ſelbſt; denn 
die Vorſchr. über eidesſtattliche Verſicherungen in § 201 Abſ. 2 
und 3 find Ausfluß der allgemeinen Steueraufſicht des § 201 Abſ. 1 
(vgl. die Worte im eh 2: „In Ausübung dieſer Steueraufſicht“), 
behandeln alſo gerade den Fall, wo der Stpfl. bekannt iſt. Wenn 
gegen bekannte Perſonen die Schutzvorſchr. des Ermittlungsver⸗ 
fahrens in Anſehung der eidesſtattlichen Verſicherung bei der 
Steueraufſicht des § 201 beſeitigt find (vgl. Abſ. 3 Nr. 1, 3, 4), jo 
bedurfte es einer gleichen ausdrücklichen Erwähnung der Beſeiti⸗ 
gung von Schutzvorſchr. des Ermittlungsverfahrens für Auskunfts⸗ 
erſuchen aus 8 175 RAbgO. nicht, da dort ja als Grundlage für 
das Auskunftserſuchen das Steueraufſichtsverfahren genügt und die 
Beſchränkung für Auskunftserſuchen in §S 209 RAbgO. nur für das 
ie nicht für das Steueraufſichtsverfahren 
gilt. 

Im Beiſpiel kann alſo das Fin A. auch, nachdem ſich begrün⸗ 
deter Anhalt für eine Steuerverkürzung von B., C. und D. er⸗ 
geben hat, ohne weiteres Dritte und insbeſ. auch A. um Auskunft 
nach § 175 RAbgO. erſuchen oder ſich ſonſt die Grundlagen für die 
Abforderung einer eidesſtattlichen Verſicherung von B., C. und D. 
verſchaffen. 

Wie ſchon erwähnt, geht Henſel: StW. 1932, 1376, von 
dem ſubſidiären Charakter der Steueraufſicht überhaupt und 
insbeſ. auch der nach 8 201 RAbgO. gegenüber dem Steuerermitt⸗ 
lungsverfahren aus und ſtützt ſich u. a. auch auf das Urt. v. 3. Okt. 
1928, VI A 35/28 = StW. 1928 Nr. 784 = Kartei, RAbgO. a. F., 
8248 R. 2. Nach dem dieſem Urt. vorangeſtellten Leitſatz kann 
allerdings eine im Ermittlungsverfahren unzuläſſige Maßnahme 
nicht im Steueraufſichtsverfahren le werden, wenn ſich die 
Ber. auf die Steueraufſicht als Mißbrauch (Umgehung) darſtellt. 
Daß aus Anlaß eines Ermittlungsverfahrens beim Vorliegen der 
geſetzlichen Vorausſetzungen grundſätzlich z. B. Buch⸗ oder Betriebs⸗ 
prüfungen nach § 162 Abſ. 9 und 10 RAbgO. vorgenommen und 
auch Aufſichtsmaßnahmen aus § 201 NAbgO. anner werden 
können, und zwar auch dann, wenn ſich die Anhaltspunkte für un⸗ 
rechtmäßige Steuerverkürzungen bereits gegen beſtimmte Perſonen 
richten, iſt bereits erörtert. Wenn das Fin A. in derartigen Fällen, 
insbeſ. im Wege von § 201 RAbgO. vorgeht, weil es ſich nur auf 
dieſe Weiſe Ger verſpricht, fo iſt das nicht nur ſein Recht, ſon⸗ 
dern auch ſeine is: gegenüber dem Volksganzen. Von einem 
Mißbrauch von geſetzlichen Befugniſſen kann da keine Rede ſein. 
Im übrigen wird man die Bedeutung des erwähnten Leitſatzes 
vor allem an der Hand des dem Urt. zugrunde liegenden Sachver⸗ 
halts würdigen müſſen. Ein buchführender Landwirt war für das 
Wirtſchaftsjahr 1925/1926 durch den Steuerausſchuß von der Ein⸗ 
kommenſteuer freigeſtellt worden. Der Fin AVorſt. hatte gegen den 
Freiſtellungsbeſcheid Ber. eingelegt und unter Bezugnahme hier⸗ 
auf („im Verfolg der Ber.“) den Landwirt zur Vorlage feiner 
Wirtſchaftsbücher aufgefordert. Im Gegenſatz zu den Vorbehörden 
erklärte der RH. das Verlangen des 1 1 80 für unzuläſſig, weil 
nach der Einlegung der Ber. das Fincher. Herr des Ermitt⸗ 
lungs verfahrens jet. 

Das Urt. erklärt aber auch eine Prüfung der geſamten Buch⸗ 
führung im Steueraufſichtsverfahren insbeſ. für die 
Zwecke der Einkommenſteuer für unzuläſſig, wenn ein Stpfl. nur 
zur Aufzeichnung der vereinnahmten Entgelte nach dem UmſStch. 
verpflichtet iſt und freiwillig eine den geſamten Wirtſchaftsbetrieb 
ausweiſende Buchführung eingerichtet hat. Das Urt. iſt in dieſer 
Beziehung durch die ſpätere Rſpr. überholt. Denn nach der Entſch. 
des NH. v. 30. Sept. 1931, VI A 1069/31 = RStXL. 1931, 830 = 
StW. 1931 Nr. 1012, können Landwirte und Gewerbetreibende, die 
freiwillig Bücher führen und damit die Rechte aus 8 28 oder § 13 
EintSt®. für ſich in Anſpruch nehmen, ſteuerlich ebenſo behandelt 
werden wie die zur Buchführung Verpflichteten. 

Beſonders zu erwähnen find folgende Sätze des Urt. v. 3. Okt. 
1928: „Grundſätzlich können zwar Maßnahmen im Steuerermitt⸗ 
lungsverfahren und im Wege der Steueraufſicht miteinander ver⸗ 
bunden werden (dgl. Becker a. a. O., Vorbemerkung 1 vor $ 193). 
Läßt jedoch wie hier die Aufforderung des Fin A. eindeutig er⸗ 
kennen, daß es ſich bei dem Verlangen auf Vorlage der Bücher um 
eine im Steuerermittlungsverfahren getroffene Maß⸗ 
nahme handeln ſollte, fo erſcheint es nicht zuläffig, unter Ber. auf 
die im Steueraufſichtsverfahren dem Fin A. erteilten Befugniſſe 
Maßnahmen zu ergreiſen, die im Steuerermittlungsverfahren nicht 
zuläffig wären.“ Das hier Weſentliche dieſer Ausführungen dürfte 
in folgendem zu ſehen ſein. Steuerermittlung und Steueraufſicht 
In rechtlich zu ſondernde Verfahren. Sie geben dem Fin A. Ber 
ugniſſe und Möglichkeiten, die nach Inhalt und Umfang durchaus 
verſchtieden ſind. Das Fin A. darf fie nicht ineinander verquicken 
oder vermengen in einer Weiſe, daß der Pflichtige nicht mehr er⸗ 
kennen kann, worum es ſich handelt und wie er ſeine Verteidigung 
einrichten kann. 


* 
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II. 


Mit dieſen letzten Ausführungen iſt aber auch ſchon das Ge⸗ 
biet der zweiten und dritten Einzelfrage berührt. Dieſe Fragen 
gehen dahin, ob ein in einem Steueraufſichtsverfahren ergehendes 
Auskunftserſuchen durch Angabe der maßgebenden Geſetzesſtelle, 
3.8. von § 210 RAbgO., als Erſuchen im Steueraufſichtsverfahren 
kenntlich gemacht werden muß, und ob weiter die Gründe dargelegt 
werden müſſen, die zu dem Auskunftserſuchen geführt haben. Beide 
Fragen find aus folgenden Erwägungen grundfätzlich zu bejahen. 

Die Staatsrechtslehre verneint allerdings grundſätz⸗ 
lich einen Zwang zur Begr. von Verwaltungsakten (vgl. z. B. 
Fleiner, Inſtitutionen des Verwaltungsrechts, 8. Aufl., S. 191; 
Jellinek, D. Verwaltungsrecht, 3. Aufl., S. 270). Dagegen hat 
z. B. für Polizeiverfügungen das PrO Vc. wiederholt den Stand⸗ 
punkt eingenommen, daß ſie nach ihrer rechtlichen und tatſächlichen 
Seite fo zu begründen find, daß dem Betroffenen die Möglichkeit 
gewährt wird, die Verfügung in ihren Grundlagen durch das ihm 
zuſtehende Rechtsmittel anzugreifen (PrOVG. 7, 252 255]; 24, 
340 [342] und 58, 405 (407; PrVerwöBl., Jahrg. 18 S. 315); 
dabei wird auch der Geſichtspunkt verwertet, daß ſich das zuläſſige 
und gebotene Rechtsmittel durch diejenige Auffaſſung von der 
Natur der angegriffenen Verfügung beſtimmt, die in ihr ausge⸗ 
drückt worden iſt (Pr OVG. 13, 316 [321]; 30, 109 [111]). 

Für das Steuerrecht tritt Bühler, D. Steuerrecht, 
89 und 851, Bd. 1 S. 65 und 331, grundſätzlich für Begrün⸗ 
dungszwang ein und weiſt dabei hin auf den ſich im 8 29 Abi. 2 
RAID. widerſpiegelnden Grundſatz von der Geſetzmäßigkeit der 
Steuerverwaltung. Zurückhaltender äußert ſich Becher, RAbg o,, 
7. Aufl., S. 587/88, Anm. 5 zu 8 202. Die Rſpr. zeigt folgende 
Entwicklung. Das Urt. v. 14. Dez. 1921, III A 224/21 = StW. 
1922 Nr. 401 = Kartei, RAbgO., § 202 Abſ. 7 R. 1, lehnt es 
noch ab, daß das Fin A. bei einem Finanzbefehl nach § 202 RAbgD. 
vor der Strafandrohung und Straffeſtſetzung auf die Frage nach 
der rechtlichen und tatfächlichen Begr. des Verlangens hätte Aus⸗ 
kunft geben müſſen. Urt. v. 22. Dez. 1920, III A 134/20. RED. 4, 
265 (267), verlangt anſcheinend keine Angabe der maßgebenden 
Geſetzesſtelle, will es aber genügen laſſen, wenn bei einem Aus⸗ 
kunftserſuchen nach 8 177 RAbg O. a. F. (= 5 175 n. F.) erkennbar 
gemacht wird, daß die Auskunft entweder für die Ausübung 
der Steueraufſicht oder in einem Steuerermittlungsverfahren für 
die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von Bedeutun iſt. 

J. S. eines Begründungszwanges laſſen ſich folgende Urt. 
ausſprechen. Nach dem Urt. v. 23. Mai 1922, III A 180/22: NStbl. 
1922, 209 = StW. 1922 Nr. 708 = Kartei, RAbgO., 8 175 Abs. 1 
R. 1, muß eine Androhung nach § 173 RAbgO. (früher 8 175) 
entſprechend begründet ſein, damit der os beurteilen kann, 
ob er verpflichtet iſt, das Betreten ſeines Grundſtücks 
oder ſeiner Räume zu Abſchätzungen zu dulden. In 
ähnlicher Weiſe find dem Pflichtigen, der zur Vorlegung 
einer Urkunde nach $171 Abſ. 2 Ralsgo. (früher 3173 
Abſ. 2) aufgefordert wird, in entſprechender Anwendung von 8 170 
Ab. 1 Satz 1 NAbgO. (früher 8 172 Abſ. 1 Satz 1 RAbgO.) außer 
der Steuerart die Tatſachen mitzuteilen, die auf eine beſtimmt um⸗ 

renzte Steuer hindeuten. Nach Urt. v. 24. Nov. 1921, V A 84/21: 
9. 7, 232 (234) = StW. 1922 Nr. 74 = Kartei, RAbgO. 8 186 
R. 1, muß bei einem Auskunftserſuchen in einem Ermittlungs⸗ 
verfahren erkennbar gemacht werden, daß die Vorausſetzungen von 
§ 209 RAbgOO. (Ergebnisloſigkeit des Verſuchs, vom Pflichtigen 
ſelbſt die Auskunft zu erlangen) erfüllt find (grundſätzlich ebenſo 
Urt. v. 16. Jan. 1925, V A 1/25 = StW. 1925 Nr. 172, und Urt. 
v. 11. Febr. 1932, V A 94/32: RStBl. 1932, 232 = StW. 1932 
Nr. 366, beſprochen von Becker: StW. 1932 Sp. 636, und Hen⸗ 
ſe l: StW. 1932 Sp. 1370). 

Urt. v. 26. Sept. 1922, V A 430/22: RYH. 10, 209 = NStBl. 
1922, 352 = StW. 1922 Nr. 1069 = Kartei, NUbGO., 8 202 R. 7 
(mit zu weitgehender Überſchrift) und das dieſes ergänzende Urt. 
b. 27. April 1923, V A 63/23: NH. 12, 202 (206) = RED. 
1923, 249 StW. 1923 Nr. 726 = Kartei, RAbgO., § 202 R. 7, 
erklären die unzutreffende Anführung einer Geſetzesſtelle als un⸗ 
ſchädlich, wenn es ſich nur um ein Vergreifen im Ausdruck handelte 
und der Pflichtige erkennen konnte, daß z. B. der als Ermittlungs⸗ 
maßnahme bezeichnete Verwaltungsbefehl nur als Aufſichtsmaß⸗ 
nahme gemeint war. Dagegen darf eine unzuläſſige Anordnung 
nicht deshalb aufrechterhalten oder beſtätigt werden, weil ſie das 
Find. auf eine andere Vorſchr. hätte ſtützen können, wie z. B. eine 
im Ermittlungsverfahren unzuläſſige e als gar nicht 
gewollte Aufſichtsmaßnahme (Urt. d. 9. Febr. 1923, I A 122/22: 
RStBl. 1923, 117 = StW. 1923 Nr. 367; vgl. auch die bereits 
unter O I, 3 erwähnte Entſch. des RFS.: SR 1928 Nr. 784 und 
Urt. v. 18. Sept. 1929, IV A 176/89: NH. 25, 318 (324) = 
RStl. 1929, 548 = StW. 1929 Nr. 919 = Kartei, RAbgO., § 191 
R. 11 und 12). 

Zur Frage der Begr. von Steuer aufſichtsmaßnah⸗ 
men äußern ſich insbeſ. folgende Urt.: Im Urt. v. 11. Juli 1923, 
VI e A 38/23: RH. 13, 305 = StW. 1923 Nr. 854, wird ausge⸗ 
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führt, daß die angeordnete Buchprüfung nur als Steueraufſichts⸗ 
maßnahme i. S. von § 162 Abſ. 9 RAbg0O. ſachlich gerechtfertigt 
war und daß dieſe ihre Eigenſchaft als Steueraufſichtsmaßnahme 
dem Pflichtigen auch nach der Art ihrer Begründung er⸗ 
kennbar war. Gleichfalls grundſätzlich i. S. der Notwendigkeit einer 
Begr. lauten die Urt. v. 22. Dez. 1921, V A 248/21: RES. 8, 1 (4) 
RStBl. 1922, 157 StW. 1922 Nr. 274/276 Kartei, 
RAbgO., § 197 R. 1, und Urt. v. 21. Sept. 1923, V A 111/23: 
RF. 13, 16 = SW. 1923 Nr. 953 Kartei, Umſ StG. 1919, 8 32 
R. 3. Es handelt ſich in beiden Urteilen um die Ausübung der 
Steueraufſicht gegenüber Umſatzſteuerpflichtigen, und zwar im 
erſten Urt. um das Verlangen des Fin A. an einen Apotheker um 
Angabe der ohne Rezept hergeſtellten Heilmittel; im zweiten Falle 
um die Vornahme einer Nachſchau (Warenbeſtandsaufnahme) in 
einem Kolonialwarengeſchäft. In RFH. 13, 18 iſt ausgeführt: „Die 
Vorſchr. über die Steueraufſicht ſind allein oder im weſentlichen 
gegeben im Steuerintereſſe, im Intereſſe des Fiskus. Sie müſſen 
aber unter billiger Wahrung und Schonung der wirtſchaftlichen 
Intereſſen des StPfl. angewendet werden (§S6 RAbg O.). Dies gilt 
auch von § 196 NAD. Wie in der angerufenen Entſch. (RF. 
8, 1) vom erk. Sen. anerkannt worden iſt, beſteht bei derartigen 
Vorſchr. die Möglichkeit eines Mißbrauchs, die in dem Pflichtgefühl 
des ausführenden Beamten und in der Handhabung der Dienſtauf⸗ 
ſicht über ihn kein volles Gegengewicht findet. Auch ihre ordnungs⸗ 
mäßige Veröffentlichung berechtigt das Fin A. nicht, ſie gegen den 
Willen des StPfl. anzuwenden, 1255 ihn aufzuklären. Der Stcffl. 
hat das Recht, nach dem Zwecke der vorgeſchriebenen Maßnahme 
zu fragen und ihn zu erfahren, um gegebenenfalls ſein Intereſſe 
bei ihrer Durchführung zu wahren ...“ Danach find angeordnete 
Steueraufſichtsmaßnahmen jedenfalls bei Rückfragen oder Gegen⸗ 
vorſtellungen des Betroffenen durch Angabe ihres Zweckes näher 
zu begründen. Einen Begründungszwang von vornherein 
ſcheinen allerdings R§H. 13, 18 und vielleicht noch deutlicher RH. 
8, 4 nicht unter allen Umſtänden für erforderlich zu halten. Das 
läßt ſich mit Wortlaut und Sinn von 8 202 Abſ. 7 RAbgdO. recht⸗ 
fertigen. Es bleibt aber zu prüfen, ob die geſetzliche Weiterentwick⸗ 
lung, die insbeſ. neuerdings gerade die Rechtseinrichtung der 
Steueraufſicht erfahren hat, nicht doch auch zu einer weitherzigeren 
Auslegung von 5202 Abſ. 7 RAbgO. führen kann und muß. Es 
genügt, in dieſer Beziehung hinzuweiſen auf die Zulaſſung der 
Nachſchau und der Buchprüfung auch zur Aufklärung der Ver⸗ 
hältniſſe von Arbeitnehmern, die im Dienſte des Unternehmens 
oder des Unternehmers oder buchführungspflichtiger Perſonen ge⸗ 
ſtanden haben oder ſtehen (§ 193 Abſ. 4 und 8 162 Abſ. 9 Satz 2 
NAbgO. n. F.) ſowie insbeſ. u die Einführung einer allgemeinen 
Steueraufficht durch § 201 RAbgO. n. F. Gegenüber dieſer weit⸗ 
gehenden Erweiterung der Befugniſſe der Steuerbehörde bedürfen 
die Betroffenen eines ausreichenden Rechtsſchutzes. Wie auch jetzt 
wieder betont werden mag, kann dieſer Schutz allerdings nicht darin 
geſucht werden, daß insbeſ. § 201 RAbg O. in feiner, Wirkſamkeit 
über Gebühr abgeſchwächt und ſo als Waffe zur Bekämpfung von 
Augüch wi und ſonſtiger unrechtmäßiger Steuerverkürzung un⸗ 
tauglich wird. Ein billiger Ausgleich zwiſchen Allgemein⸗ und 
Einzelintereſſe läßt ſich vielmehr nur in der Weiſe finden, daß 
gewiſſe Erforderniſſe nach Form und Inhalt an die Anordnungen 
des Fin A. geſtellt werden. Insbeſ. die Steueraufſichtsmaßnahmen 
des Fin A. werden durch Angabe der ſtützenden Geſetzesſtelle und im 
übrigen tatſächlich inſoweit zu begründen ſein, daß der Betroffene 
imſtande iſt, zu prüfen, ob er der Anordnung nachzukommen und 
welche Rechtsmittel er gegebenenfalls dagegen hat. Wie Bühler, 
Lehrb. des Steuerrechts, Bd. 1 S. 331, zutreffend ausführt, wird 
damit der Steuerbehörde nicht zu viel zugemutet und bewahrt ſie 
der Zwang, ſich vor jeder Maßnahme insbeſ. über deren geſetzliche 
Grundlage ſelbſt Klarheit zu verſchaffen, in ihrem eigenen Inter⸗ 
eſſe vor Mißgriffen. 


III. 


1. Im einzelnen ergibt ſich aus dieſen grundſätzlichen Er⸗ 
wägungen für die Beantwortung der Einzelfragen 2 und 3 folgen⸗ 
des. Bei einem Auskunftserſuchen, das im Steueraufſichtsverfahren 
ergeht, muß ſich das Fin A. der erſuchten Perſon gegenüber aus⸗ 
drücklich auf die die Anordnung ſtützende Geſetzesſtelle, z. B. 8 201 
RAbgO., berufen und damit erkennbar machen, daß es ſich um ein 
Erjuden im Steueraufſichtsverfahren handelt. Im Schrifttum 
haben ſich für die Notwendigkeit der Angabe der maßgebenden Ge⸗ 
ſetzesvorſchr. ausgeſprochen Becker: StW. 1932, 636 und 1062; 
Henſel: StW. 1932, 1369. 

2. Inwieweit in dem Auskunftserſuchen die tatſächlichen 
Gründe darzulegen ſind, die zu dem Erſuchen geführt haben, hängt 
von folgenden Erwägungen ab. Einerſeits muß die tatſächliche 
Begr. regelmäßig ſoweit gehen, daß daraus und aus der ange⸗ 
führten Geſetzesſtelle erkennbar wird, ob die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für das Auskunftserſuchen vorliegen oder vorliegen kön⸗ 
nen. Zum anderen darf durch die Angabe der tatſächlichen Gründe 
das Steuergeheimnis (§ 22 RAbgO.) nicht verletzt und auch der 
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Erfolg des Auskunftserſuchens nicht gefährdet werden. Bei diefer 
Begrenzung der tatſächlichen Gründe kann im Gegenſatz zu Hen⸗ 
ſel: StW. 1932, 1374, dem um Auskunft Erſuchten kein Recht 
zugebilligt werden, unter allen Umſtänden zu erfahren, welche tat⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen von § 201 RAbgO. das erſuchende Fin A. 
bereits als gegeben annimmt. Wenn in dem unter C I, 3 ge⸗ 
gebenen Beiſpiel der Angeſtellte einer Bank um Auskunft erſucht 
wird, ſo würde das ee ET folgendermaßen zu faſſen 
ſein: „Es haben ſich tatſächliche Anhaltspunkte ergeben, daß die 
Direktoren der Geſellſchaft K. in den Jahren 1928—1932 Speku⸗ 
lationsgeſchäfte in Wertpapieren gemacht haben, die ſie nicht ver⸗ 
ſteuert haben. In Ausübung der Steueraufſicht nach § 201 RAbgoO. 
werden Sie um Auskunft erſucht über folgende Punkte ...“ Unzu⸗ 
läſſig wäre es, im Hinblick auf 8 22 RAbgO., wenn in dem Er⸗ 
ſuchen auch mitgeteilt werden würde, daß A. ſolche ſteuerpflichtige 
Spekulationsgeſchäfte ſeinerſeits nachträglich angegeben hat, und 
daß ſich aus den aus dieſem Anlaß mit ihm gepflogenen Verhand⸗ 
lungen die tatſächlichen Anhaltspunkte für die Steuerverkürzung 
des B., C. und D. ergeben haben. Ebenſo wäre es unzuläſſig, die 
durch die Vernehmung von Angeſtellten der Geſellſchaft X. bereits 
feſtgeſtellten Steuerverkürzungen von B., C. und D. in dem Aus⸗ 
kunftserſuchen an den Angeſtellten der Bank anzugeben. Ein Aus⸗ 
kunftserſuchen mit dem angegebenen allgemeinen Inhalt enthält 
ſoviel, daß der Betroffene beurteilen kann, ob er dem Erſuchen zu 
entſprechen verpflichtet iſt. Durch die tatſächliche Angabe und den 
Hinweis auf 8 201 RAbgO. iſt dem Betroffenen insbeſ. auch ge⸗ 
nügend erkennbar gemacht, daß eine ſtrafbare Handlung nach § 396 
oder $ 402 RAbgO. vorliegen und er oder ein naher Angehöriger 
von ihm als Mittäter oder Teilnehmer in Betracht kommen kann. 
Sache des Betroffenen iſt es dann, zu entſcheiden, ob er vom 
Recht der Auskunftsverweigerung (88 176 ff. RAbgO.) Gebrauch 
machen kann und will. 

Wird z. B. ein Auskunftserſuchen an einen Dritten aus 
Anlaß einer Nachſchau bei einem UmſatzStpfl. erforderlich, fo 
wird folgender Inhalt des Erſuchens genügen: „Aus Anlaß einer 
Nachſchau im Geſchäftsbetriebe des R., die in Ausübung der Steuer⸗ 
aufſicht nach §15 UmjStG., § 18 AusfBeſt. i. Verb. m. 8$ 193 
und 195 RAbgO. vorgenommen wird, werden Sie um folgende 
Auskunft erſucht ...“ 

f 3. Danach ergibt ſich folgende Beantwortung der Einzel⸗ 
ragen: 

1. Die Befugniſſe, die das Fin A. als Träger der Steuer⸗ 
aufſicht hat (insbeſ. das Recht auf Auskunft und das Recht auf 
Bucheinſicht) ſind keine nur ſubſidiären Befugniſſe in dem Sinne, 
daß das Fin A., ſoweit es als Veranlagungsbehörde (im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren) entſprechende Befugniſſe hat, nicht von den 
Aufſichtsbefugniſſen Gebrauch machen darf. 

Bei einem Auskunftserſuchen, das im Steueraufſichtsver⸗ 
fahren ergeht, muß die erſuchte Perſon ausdrücklich, z. B. durch 
Angabe des § 201 RAbgO. oder des ſonſt in Frage ſtehenden 
Geſetzesparagraphen, darauf hingewieſen werden, daß es ſich um 
ein Erſuchen im Steueraufſichtsverfahren handelt. 

3. Das Auskunftserſuchen iſt inſoweit auch tatſächlich zu be⸗ 
ründen, daß einerſeits daraus und aus der angeführten Geſetzes⸗ 
Felle erkennbar wird, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen für das 
Auskunftserſuchen vorliegen oder vorliegen können, und anderer⸗ 
ſeits das Steuergeheimnis nicht verletzt und der Erfolg des Er⸗ 
ſuchens nicht gefährdet wird. 

(RFH., Großer Sen., Gutachten v. 20. Mai 1933, Gr 8 4/32 8.) 
* 


2. 563 b KapVerkstG. Wenn eine Anzahl von 
Fabrikanten eine GmbH. gründet, deren Zweck die Ver- 
mittlung von Geſchäftsabſchlüſſen für die Geſellſchafter 
iſt, fo kann die für die Agenturtätigkeit von den Geſell⸗ 
ſchaftern gezahlte Vergütung, ſofern ſie ſich in den han— 
delsüblichen Grenzen hält, nicht zur KapVerkSt. gemäß 
$ 6b herangezogen werden. f) 

Die i. J. 1918 von einer Anzahl von Fabrikanten gegrün⸗ 
dete Beſchw FF. befaßt ſich in der Hauptſache mit der Vermittlung 
von Aufträgen auf Lieferungen für ihre Geſellſchafter, in ge⸗ 


Zu 2. Das Urt. bedeutet wenigſtens eine kleine Einſchrän⸗ 
kung der Rſpr., die ſich allmählich zu einer großen ſteuerlichen Ge⸗ 
fahr für alle Konzerne und konzernähnlichen Gebilde entwickelt 
batte. Dieſe Entwicklung zeigt ſich deutlich an einer Reihe von 
Entſch., die alle auf dem ſtets feſtgehaltenen Grundſatze beruhen, 
daß die für das Umſatzſteuerrecht uneingeſchränkt und für das Kör⸗ 
perſchaftsſteuerrecht mit gewiſſen Einſchränkungen anerkannte Or- 
gantheorie auf dem Gebiete der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer nicht gilt. 

1. Im Urt. v. 23. Jan. 1925 (II A 1022/24: Mrozek, 
Ripr. 4 zu 8 6 b) wird noch entſcheidender Nachdruck auf das In⸗ 
nenverhältnis gelegt. Es wird anerkannt, daß die Obergeſell⸗ 
ſchaft den ſatzungsmäßigen Aufgabenkreis der Tochtergeſellſchaft ſo 
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ringem Umfang auch mit dem An⸗ und Verkauf von Hilfsſtoffen 
der Fabrikation. Die Vermittlung von Aufträgen für Nichtgeſell⸗ 
ſchafter iſt nicht ausgeſchloſſen, kommt jedoch praktiſch nur aus⸗ 
nahmsweiſe auf Sondergebieten vor. 

Nach den Ausführungen der BeſchwF. beſteht ihre Vermitt⸗ 
lertätigkeit darin, daß ſie den Bedarf prüft, die Firmen unter⸗ 
richtet, Angebote einholt, weiterleitet, ſich bemüht, die Aufträge 
hereinzubekommen, und die Abwicklung der Aufträge überwacht. 

Für die vermittelten Aufträge bezieht die BeſchwF. von dem 
Geſellſchafter, der den Auftrag erhält, eine Vergütung von 10% 
des Rechnungsbetrags. 

Das Fin A. hat die Proviſionen der KapVerkSt. nach 8 6a 
unterworfen. Die Ber. wurde zurückgewieſen. Das FinGer. be- 
trachtet die Proviſionen als Leiſtungen, zu deren Bewirkung die 
Geſellſchafter gem. § 16 des Geſellſchaftsvertrags verpflichtet find. 
Die vermittelnde Tätigkeit der Beſchw§. ſei eigene Zweckbeſtim⸗ 
mung der Tochtergeſellſchaft. Grundſätzlich ſei daher anzunehmen, 
daß alles, was ſie tut, in Erfüllung ihrer geſellſchaftsmäßigen 
Aufgaben, nicht aber in Erfüllung eines beſonderen Auftrags ge⸗ 
ſchehe. Ebenſo ſeien die Unkoſtenbeiträge in Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung der Geſellſchafter aus dem Geſellſchaftsvertrag bezahlt. 

In ſtändiger Rſpr. hat der RF. ausgeſprochen, daß die 
Mittel, die die Muttergeſellſchaft ihrer Tochtergeſellcaft zur Er⸗ 
le der eigenen Zwecke der Tochtergeſellſchaft zumeist, in An⸗ 
ehung der KapVerkSt. wie eigene Mittel der Tochtergeſellſchaft zu 
behandeln ſind. Die Erwägungen, welche zur Aufſtellung dieſes 
Grundſatzes führten, ſind abſchließend zuſammengeſtellt im Urt. 
v. 16. Okt. 1932 II A 666/31 (RH. 32, 145). Wie dort aus⸗ 
geführt ift, liegt in dem zur Tochtergeſellſchaft organiſierten Zweck⸗ 
willen der Wille inbegriffen, der Tochtergeſellſchaft alles, was 
zur Verwirklichung des ihr beſtimmten Zweckes erforderlich iſt, 
zur Verfügung zu ſtellen. Hinſichtlich dieſer ihr zur Erfüllung 
ihrer eigenen Zwecke überwieſenen Mittel kann daher die Tochter⸗ 
geſellſchaft nicht e der Muttergeſellſchaft ſein. Eben⸗ 
rt kann fie die Mittel als Kommiſſionärin zur Verfügung 
erhalten haben; das etwa vereinbarte Treuhand⸗ oder Kommiſ⸗ 
ſionsverhältnis wäre eine irrige Bezeichnung, denn die Vermb⸗ 
gensteile ſind der Tochtergeſellſchaft zur Erfüllung ihrer eigenen 
Zwecke, nicht der Zwecke der Muttergeſellſchaft überlaſſen. Auch 
wenn die Muttergeſellſchaft Leiſtungen über die ſatzungsmäßige 
Verpflichtung hinaus an die Tochtergeſellſchaft Heise hat, um 
ihr die Erfüllung ihrer Zwecke zu ermöglichen (Verluſtübernahme 
uſw.), ſo iſt grundſätzlich Geſellſchaftſteuerpflicht gegeben. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Grundſätze, die die 
Ausführungen des Urt. v. 10. c 1931, II A 635/30 (RSH. 28, 
81) fortentwickeln, auch uneingeſchränkt auf den vorl. Fall anwend⸗ 
bar ſind, wo nicht eine Muttergeſellſchaft, ſondern mehr als 
40 Firmen und auch einige Privatperſonen die Anteile der 
Beſchwg. beſitzen. Auch wenn man die Frage bejaht, b ſollte doch 
durch dieſe Rſpr. keineswegs ausgeſprochen werden, daß auch ſolche 
Leiſtungen der Muttergeſellſchaft der KapVerkSt, unterliegen, die 
im handelsüblichen Sinne Bezahlung für von der Tochtergeſell⸗ 
ſchaft geleiſtete Dienſte ſind. Der Sinn der Rſpr. geht vielmehr 
dahin: Wo die Kapitalausſtattung der Fah ee e nicht hin⸗ 
reicht, um ihre Zwecke zu erfüllen, und infolgedeſſen die Mutter⸗ 
geſellſchaft das für die Zwecke der NL benötigte 
Kapital hergeben muß, da kann dieſe Kapitalhingabe, mag Ste aus 
Geld oder aus anderen Werten beſtehen, nicht den tatſächlichen 
Verhältniſſen zuwider in die Form eines Auftrags zur Verwal⸗ 
tung des Kapitals der den Fa da ie gekleidet werden. Dieſe 
Ausführungen Ir auf den Fall, daß die Tochtergeſellſchaft Agen⸗ 
tin ihrer Geſellſchafter tft und für die vermittelten Abſchlüſſe Ver⸗ 
gütung erhält, nicht anwendbar. Da ein Agent in der Regel nen⸗ 
nenswertes Betriebskapital nicht benötigt, fehlt auch die 105 Vor⸗ 
ausſetzung für die Steuerpflicht, daß nämlich die Kapitalausſtat⸗ 
tung der Tochtergeſellſchaft nicht hinreicht. Wollte man die gezahlte 
Vergütung einer Unkoſtenerſtattung gleichſtellen, ſo wäre damit 
die Urſache der Zahlung verkannt. Nicht deswegen wird die Ver⸗ 
gütung gezahlt, weil Unkoſten entſtanden ſind, deren Zahlung 
der Tochtergejellihaft unmöglich war, ſondern weil die Tätigkeit 
der Tochtergeſellſchaft ihr einen Anſpruch auf die Vergütung gibt. 
begrenzen kann, wie ſie es für richtig hält. Der Tochtergeſellſchaft 
war die Herſtellung und der Vertrieb von Schlackenſteinen über⸗ 
tragen. Dazu ſtellte die Muttergeſellſchaft unentgeltlich Maſchinen 
und Einrichtungen zur Verfügung. Das Urt. ſieht hierin keine ge⸗ 
ſellſchaftsſteuerpflichtige Leiſtung. 

2. Urt. v. 16. Nov. 1928 (II A 409/28: StW. 1929 Nr. 102): 
Eine Gmbh. war ausſchließlich für Rechnung ihrer Obergeſellſchaft 
tätig, die den Gewinn und Verluſt trug, Betriebsvorſchüſſe zur 
Verfügung ſtellte und die Gehälter bezahlte. Dieſe Zahlungen ſind 
für ſteuerfrei erklärt worden, weil die GmbH. nur auf Rech⸗ 
nung der Obergeſellſchaft tätig war. Es wird hier ein 
Kommiſſionsverhältnis als vorliegend angeſehen. Daß dieſes Urt. 
keine Anerkennung der Organtheorie bedeuten ſoll, wird im Urt. v. 


4 62. Jahrg. 1933 Heft 29/30] 


Die Zahlung tft alfo nicht erforderlich, damit fie ihre eigenen 
Zwecke erfüllen kann; die Erfüllung ihrer eigenen Zwecke beſteht 
in der vermittelnden Tätigkeit, und dieſe wird ebenſo bezahlt, wie 
wenn ſie von dritter Seite ausgeübt würde. 

Es wäre auch verfehlt, in einem ſolchen Falle die Steuer⸗ 
pflicht aus § 62 auf den Umſtand gründen zu wollen, daß die Ver⸗ 
mittlung von Aufträgen im Geſellſchaftsvertrag vorgeſehen iſt, 
und hieraus zu ſchließen, daß die Proviſionszahlungen auf dem 
Geſellſchaftsvertrag beruhen. Der Geſellſchaftsvertrag ordnet nicht 
Zahlungen der Geſellſcha ter an, ſondern er beſtimmt als Geſchäfts⸗ 
gebiet der Tochtergeſellſchaft die Vermittlung von Aufträgen. Die 
einzelne, aus dem vermittelten Auftrag zu leiſtende Proviſtons⸗ 
zahlung ift die Folge des abgeſchloſſenen Geſchäfts und nur als 
1 hierfür zu entrichten, nicht aber kraft Geſellſchafts⸗ 
atzung. 

Anders könnte es liegen, wenn die Zahlungen inhaltlich ſich 
als Umlagen zur Deckung der Unkosten darſtellten. Es ſteht aber 
feſt, daß es ſich bei den zur Steuer herangezogenen Beträgen um 
einen Hundertſatz von den Rechnungspreiſen handelt, der unabhän⸗ 
gig vom a erhoben wurde. Selbſtverſtändlich dient 
auch die handelsübliche Proviſton zur Deckung der Geſchäftsun⸗ 
koſten. Von einem allgemeinen Unkoſtenzuſchlag, wie ihn auch $ 16 
der Satzung im Auge hat, könnte aber nur dann geſprochen wer⸗ 
den, wenn er nicht die Eigenſchaft einer Proviſion hat, alſo un⸗ 
abhängig von den ausgeführten Aufträgen und nicht als handels⸗ 
übliche e für die Vermittlung, ſondern nach einem 
anderen Maßſtab als nach den Leiſtungen der BeſchwF. erhoben 
wird. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 3. Mai 1938, II A 452/32.) 


Reichspatentamt. 


1. Bei ſchwebenden Patentanmeldungen werden die 
im Einſpruchsverfahren entgegengehaltenen öffentlichen 
Druckſchriften Dritten nicht bekanntgegeben. 


Wenn die Antragſtellerin ihr Begehren damit zu rechtfertigen 


17. Dez. 1930 (II A 530/30: StW. 1931 Nr. 318) ausdrücklich 
betont. 

g. Urt. v. 10. Febr. 1931: RFH. 28, 81ff.: Das Urt. rückt von 
dem Urt. zu 2 ausdrücklich ab. Es wird für das Gebiet der Ge⸗ 
ſellſchaftsſteuer die Möglichkeit verneint, daß der ſatzungsmäßige 
Zweck einer juriſtiſchen Perſon in dem Ange telltenverhältnis zu 
einem andern liegen könne. Auch bei dem Vorhandenſein eines 
kommiſſionärähnlichen Verhältniſſes wird die Steuerpflicht bejaht. 

4. Urt. v. 26. Okt. 1932: RH. 32, 145: Es handelt ſich um 
eine Geſellſchaft, die als Kommiſſionärin für ihre 
mehreren Geſellſchafter den Einkauf beſorgte. Die 
Steuerpflicht ift bejaht worden. Entgegen der wirtſchaftlichen Be⸗ 
trachtungsweiſe wird auf die Beachtung der Rechtsform 
ür das gerade an dieſe Rechtsform anknüpfende Steuerrecht ent⸗ 
ſchedender Wert gelegt. „Wer den Zweck will, muß auch die Be; 
reitſtellung der zu feiner Erreichung erforderlichen Mittel wollen.“ 
Die Anſicht des Urt. Nr. 2 wird noch einmal ausdrücklich abge⸗ 
lehnt, ebenſo wird die Möglichkeit abgelehnt, daß der Zweck der 
Tochtergeſellſchaft in einer kommiſſionsweiſen Tätigkeit für die 
Maltergeſelſchaft beſtehen könne, und ſchließlich wird nunmehr auch 
in ausdrücklicher Anlehnung des Gesche des Urt. Nr. 1 feſt⸗ 
geſtellt, daß die Überlaſſung der Geſchäfts einrichtungen 
und Produktionsmittel an die Tochtergeſell⸗ 
ſchaft nicht bloß zum Gebrauch, ſondern zum 
Eigentum erfolgt. Nur für einzelne Angelegenheiten 
fon ſich die Muttergeſellſchaft außerhalb des der Tochtergeſellſchaft 
geſetzten Zweckes dieſer Tochtergeſellſchaft als Treuhänderin oder 
Kommiſſionärin dienen können. Dieſe Entſcheidung ſoll je nach 
den Umſtänden von Fall zu Fall getroffen werden. 

5. Nachdem das Urt. zu 4 faſt für ſamtliche Fälle die Steuer⸗ 
pflicht bejaht hatte, bedeutet das oben abgedruckte Urt. immerhin 
eine weſentliche Einſchränkung, indem es feſtſtellt, daß die Steuer⸗ 
freiheit eintreten kann, wenn die Tochtergeſellſchaft nicht als Kom⸗ 
miſſtonärin, ſondern als Agentin tätig iſt, alſo entweder der 
e nur die Gelegenheit zum Abſchluß von Geſchäften 
nachweiſt oder Geſchäfte ausdrücklich im Namen der Mut ⸗ 
tergeſellſchaft abſchließt. Für die praktiſche Auswirkung iſt aller⸗ 
dings zu beachten, daß es auch hier nicht auf die Bezeichnung als 
Agentin, ſondern auf die tatſächlichen Umſtände ankommt. 
Es muß der Geſchäftsbetrieb der Tochtergeſellſchaft tatſächlich ſo 
ſein, wie er bei einer reinen Agenturſirma zu ſein pflegt. Wenn 
das Urt. es dahingeſtellt ſein laßt, ob die Grundſätze der Urt. 3 
und 4 auch dann gelten, wenn es ſich nicht nur um eine Mutter⸗ 
geſellſchaft handelt, ſondern um eine ganze Reihe von auftrag- 
gebenden Geſellſchaften, ſo mag darauf hingewieſen werden, daß 
gerade in dem Falle des grundlegenden Urt. Nr. 4 auch ein Ver⸗ 
tragsverhältnis zu einer ganzen Reihe von Obergeſellſchaften ge⸗ 
geben war. RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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ſucht, daß ſie durch die Akteneinſicht einen möglichſt vollſtändigen 
Überblick über den derzeitigen Stand der Technik auf dem in Frage 
kommenden Gebiete gewinnen möchte, ſo kann das nicht dazu führen, 
ihrem Antrage auf Bekanntgabe der im Einſpruchsverfahren ent⸗ 
gegengehaltenen öffentlichen Druckſchriften Folge zu geben. Es iſt 
zwar richtig, daß unter Umſtänden auch das im Einſpruchsverfahren 
beigebrachte Material für die Prüfung des dem einſtwetligen Schutz 
zukommenden Umfanges verwertet werden kann. Indeſſen iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß es ſich hierbei um Material handelt, das, ſolange 
die Anmeldung noch ſchwebt, vom Pat A. noch nicht oder noch nicht 
endgültig geprüft worden iſt, ſo daß in dieſem Stadium des Ver⸗ 
fahrens noch nicht feſtſteht, ob es nach der Auffaſſung der Erteilungs⸗ 
behörde für die Beurteilung des Schutzumfanges in Betracht kommt. 
Die betreffenden Aktenteile enthalten daher nur vorläufig vor⸗ 
bereitende Angaben, die rechtlich nicht anders zu bewerten ſind als 
der Inhalt ſonſtiger Erkenntnisquellen, insbeſ. auch von ſolchen, 
die außerhalb des Prüfungsverfahrens liegen. 

(Rpat A., Entſch. v. 7. Febr. 1938, 8 69124 VIIIa /21 a 3 VIIa 
B 27/33.) 

Ber. von ORegR. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt.] 


** O1. 8 214 Abſ. 1 RVO. Der Anſpruch auf das Wochen- 
geld für die Zeit vor der Entbindung iſt nicht auf Zeiten 
beſchränkt, in denen die Schwangere als Kaſſenmitglied 
gegen Krankheit verſichert iſt. Beim Vorliegen der ſonſti⸗ 
gen Vorausſetzungen des Anſpruchs iſt die Krankenkaſſe 
zur Zahlung des Wochengeldes vielmehr auch im Falle 
des 8 214 RVO. verpflichtet, ſolange die dort vorgeſehene 
dreiwöchige Friſt läuft. 
(RVerſAA., 1. RevSen., Urt. v. 12. April 1933, IIa K 21/321.) [K.] 
* 


2. 8537 Abſ. 1 Nr. IRBD. Die zur Inſtandhaltung 
eines Tennisplatzes notwendigen Arbeiten (Fegen des 
Platzes, Walzen und Nachziehen von Kreideſtrichen) find 
nicht als Tiefbauarbeiten anzuſehen. 

(RVerſAl., Entſch. v. 27. Febr. 1933, 1 B 770/32, EuM. 33, 489.) [Z.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


1. Hat eine ſchuldlos geſchiedene Frau die Friſt für 
die Geltendmachung des Hinterbliebenenanſpruchs uach 
88 54 Abſ. 1, 111 RVerſorg G. verſäumt, ſo kann ſie den 
Anſpruch nicht noch nachträglich nach 88 54 Abſ. 2, 53 
Abſ. 1 Nr. 4 und 5 und Abſ. 2 RVerſorgG. mit der Be- 
gründung geltend machen, daß ſie keine ausreichende 
Sicherheit von dem Tode ihres geſchiedenen Ehemanns 
gehabt habe, weil ihr der Tod nicht amtlich, ſondern nur 
außerdienſtlich durch den Kompagnieführer mitgeteilt 
worden ſei. 

(RVerſorgcker., Urt. v. 22. Dez. 1932, M Nr. 2094/30, 12.) 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Sen Präs. Geh. 55 n Kries u. RA. Dr. Görres, 


1. Gemeindegetränkeſteuer. Sto. von Berlin v. 
27. Nov. 1930. Die entgeltliche Abgabe von Heilbrunnen 
zu Kurzwecken im Boolog. Garten und am Lietzenſee ſtellt 
keine Abgabe zum „Verzehr an Ort und Stelle“ 1. S. der 
StO. dar und iſt daher ſteuerfrei. 

Für Berlin iſt am 27. Nov. 1930 eine Getränke tO. erlaſſen 
worden, deren $ 1 beſtimmt: 
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„Die entgeltliche Abgabe von Wein, weinähnlichen und wein⸗ 
haltigen Getränken, Schaumwein, ſchaumweinähnlichen Getränken, 
Trinkbranntwein, Mineralwäſſern, künſtlich bereiteten Getränken ſo⸗ 
wie Kakao, Kaffee, Tee und anderen Auszügen aus pflanzlichen 
Stoffen zum Verzehr an Ort und Stelle, insbeſ. in Gaſt⸗ und 
Schankwirtſchaften und an ſonſtigen Stätten, wo derartige Getränke 
entgeltlich verabreicht werden, unterliegt einer Steuer nach Maß⸗ 
gabe dieſer Ordnung.“ 

Auf Grund dieſer Vorſchr. iſt die BrAkt®. wegen der im Zoolog. 
Garten und am Lietzenſee ausgeſchänkten Brunnen zur Gemeinde⸗ 
getränke St. herangezogen worden. Der Bez Ausſch. ſtellte die AktG. 
auf ihre Klage mit der Begr. frei, daß die Abgabe von Heilmitteln 
zu Kurzwecken, wie ſie der Heranziehung der Kl. zugrunde liege, 
nicht die Getränke Stpfl. gem. § 1 a. a. O. auslöſe. 

Die Rev. des bekl. Magiſtrats wies das OVG. zurück. 

Der Gerichtshof iſt der Auslegung des § 1 GetränkeStd. der 
Stadt Berlin durch den BezAusſch. beigetreten, wonach die Abgabe 
von Heilmitteln zu Kurzwecken die Getränke Stpfl. nicht auslöſt, 
weil fie eine Abgabe zum Verzehr an Ort und Stelle i. ©. der Ord⸗ 
nung nicht darſtellt. 

Die Beſchränkung der in dem Nachtrag v. 18. März 1931 zu 
den AusfBeſt. enthaltenen Befretungsvorſchrift des Art. 1 Abſ. b 
zu 1 auf Krankenhäuſer und Kliniken ſpricht nicht dagegen, daß der 
Geſetzgeber Heilmittel einſchl. Heilbrunnen auch bei ihrer Verwendung 
außerhalb von Krankenhäuſern und Kliniken hat von der Getränke⸗ 
ſteuer freilaſſen wollen, denn jene Befreiungsvorſchrift bezieht ſich 
über den Rahmen von Heilmitteln und Heilbrunnen hinaus auf 
alle in Krankenhäuſern und Kliniken im Rahmen der allgemeinen 
Verpflegung oder auf ärztliche Anordnung an die Patienten abge⸗ 
gebenen Getränke der in 8 1 Std. als ſteuerpflichtig aufgef. Arten. 


(PrOVG., 2. Sen., Urt. v. 7. Febr. 1933, II C 142/32.) 
* 


2. Bekämpfung polit. Ausſchreit. VO. des RPräſ. 
v. 28. März 1931. Zur Frage der Beſchimpfung eines Or- 
gans des Staates durch Wiedergabe der Kundgebung 
eines Dritten. 

Der Tatbeſtand einer Beſchimpfung des RPräſ. — eines 
Organs des Staates i. S. des § 1 Abſ. 1 Nr. 2 und 8 12 Abſ. 1 
VO. des RPräſ. v. 28. März 1931 (RGBl. I, 79) — iſt erfüllt. 
Es folgen dies begründende tatſächliche Ausführungen. Dann fährt 
das Urt. fort: 

Die Kl. verweiſt auf die Rſpr. des RGG., nach welcher jemand, 
der die Außerung eines anderen wiedergebe, wegen Beleidigung i. S. 
des RStGGB. oder wegen einer Beſchimpfung i. S. des RepSchG. 
nur dann ſtrafbar ſei, wenn er erkennbar die beleidigenden oder be⸗ 
ſchimpfenden Außerungen ſich derart zu eigen mache, daß darin eine 
ſelbſtändige Beleidigung oder Beſchimpfung zu erblicken ſei (vgl. 
RGSt. 46, 356; 59, 181; 61, 308; 64, 55). Dieſer Grundſatz, der 
zunächſt für das rein kriminelle Gebiet gewonnen iſt, wird auf das 
der Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen nach Maßgabe der VO. 
des RPräſ. nur mit gewiſſen Einſchränkungen angewendet werden 
dürfen. Der Zweck der genannten VO. iſt ein vorwiegend polizeilicher: 
ihre Beſt. ſollen vorbeugend die beſonderen Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung verhüten, die aus der Entartung des poli⸗ 
tiſchen Kampfes entſpringen. In der Regel wird daher die objek⸗ 
tive Wirkung geprüft werden müſſen, die von einer der daſelbſt 
verbotenen Tätigkeiten ausgeht. Das Merkmal der „Böswilligkeit“, 
das zu dem Tatbeſtand der „Verächtlichmachung“ i. S. der VO. v. 
28. März 1931 hinzutreten muß, wird im Falle der „Beſchimpfung“ 
nicht gefordert. Ein polizeiliches Einſchreiten wird daher in Fällen 
der vorl. Art nicht nur dann geboten ſein, wenn erkennbar iſt, daß 
ſich jemand die beſchimpfenden Außerungen eines anderen zu eigen 
macht; vielmehr wird umgekehrt, um ein polizeiliches Einſchreiten 
auszuſchließen, genügend erkennbar ſein müſſen, daß er ſie ſich 
nicht zu eigen machen will. Es muß alfo, wenn die fremde Auße⸗ 
rung nicht offenſichtlich verurteilt wird, zum mindeſten die Abſicht 
einer rein tatſächlichen Wiedergabe offenkundig ſein. 

(Pro., 3. Sen., Urt. v. 1. Dez. 1932, III A 17/32.) 


Heſſen. 
Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von RA. Hans Horch, Mainz. 


3. 83 Abſ. 1 Ziff. 2 u. 3 des Teil 4 Kap. I der 
Not VO. v. 1. Dez. 1930 (RG Bl. 517); HeſſSondergebände— 
StG. v. 5. Dez. 1930 (Reg Bl. 293). Die reichsrechtlichen 
Realſteuerſenkungsvorſchriften ſtehen einer für die Zeit 
nach dem 1. April 1931 wirkſamen Erhöhung der gemeind- 
lichen Sondergebäudeſteuer (Hauszinsſteuer), auch wenn 
der gemeindliche Steuerbeſchluß erſt nach dem 31. Dez. 1930 
gefaßt worden tft, dann nicht entgegen, wenn der Steuer- 
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ſatz der gleiche bleibt, und wenn der Steuerbeſchluß auf 
Grund einer für alle Gemeinden geltenden landesrecht⸗ 
lichen Beſtimmung gefaßt wurde. 

Die BeſchwF. iſt als Eigentümerin verſchiedener bebauter 
Grundſtücke im Rechnungsjahre 1931 mit einem gegenüber dem 
Rechnungsjahre 1930 höheren Betrag zur gemeindlichen Son⸗ 
dergebäudeſteuer (Hauszinsſteuer) herangezogen worden. Die 
Steuererhöhung iſt bei gleichem Steuerſatz eingetreten durch die 
Beſt. in § 13 4 Abſ. 1 HeſſSondergebStG., wonach, falls die Frie⸗ 
densmiete mehr als 5% des Friedenswertes beträgt, ſich die ſtaat⸗ 
liche und kommunale Sondergebäudeſteuer in demſelben Verhält⸗ 
nis erhöht. 

Dieſe Belt. iſt in das HeſſSondergebStG. eingefügt worden 
durch Geſ. v. 5. Dez. 1930 (Reg Bl. 1930, 302) und mit dieſem 
am 13. Dez. 1930 in Kraft getreten. Der Steuerbeſchl. der Stadt 
iſt am 11. Mai 1931 erfolgt. 

Die BeſchwF. macht geltend, die im Rechnungsjahr 1931 
eingetretene Steuererhöhung ſtehe im Widerſpruch zu den in der 
ReichsNotVO. v. 1. Dez. 1930 (RGBl. I, 517) Teil 4 Kap. 1 
enthaltenen Vorſchr. zur „Senkung von Realſteuern und Ver⸗ 
kehrsſteuern“. 

Fin®er. und VGH. haben abgewieſen. 

Nach Teil 4 Kap. 1 NotV O. v. 1. Dez. 1930 dürfen mit 
Wirkung v. 1. April 1931 ab die Gebäudeentſchuldungsſteuer mit 
keinen höheren als den bis zum 31. Dez. 1930 beſchloſſenen Steuer⸗ 
ſätzen erhoben werden (8 3 Abſ. 1 Ziff. 2 Satz 1) ſowie die fon» 
tigen landes⸗ und gemeinderechtlichen Vorſchr. über die Real⸗ 
ſteuern und die Gebäudeentſchuldungsſteuer für die Stpfl. nicht 
ungünſtiger ſein, als ſie am 31. Dez. 1930 beſtanden; der Kreis 
der Stpfl. darf nicht weiter ſein (§ 3 Abſ. 1 Ziff. 3 Satz 1). 

Als Gebäudeentſchuldungsſteuer i. S. dieſer Vorſchr. gilt auch 
die heſſiſche Sondergebäudeſteuer. 

ür die Beantwortung der Frage, wie ſich die vorſtehend 
angeführten Realſteuerſenkungsbeſt. auf die Erhebung der ge⸗ 
meindlichen Sondergebäudeſteuer für das Rechnungsjahr 1931 
auswirken, iſt es von Bedeutung, ob die Belt. des durch das 
AbcGeſ. v. 5. Dez. 1930 be Art. 13 a SondergebSt®. eine 
den Steuerſatz betr. Vorſchr. iſt oder nicht. Der VGH. verneint 
dieſe Frage. Nachdem § 2 Sondergeb&St®. eine Anderung der Be⸗ 
ſteuerungsgrundlagen (des Friedenswertes) zugunſten der Stpfl. 
für die Fälle vorſieht, in denen die Friedensmiete unter 5% 
des Friedenswertes liegt, ſo ſollte — gewiſſermaßen als gerechter 
Ausgleich — eine entſprechende Erhöhung des Steuerwertes ein⸗ 
treten, wenn die Friedensmiete 5 des Friedenswertes über⸗ 
ſteig t. Dieſer Gedanke iſt durch Art. 13a in das Geſetz über⸗ 
gegangen. 

Sit ſomit davon auszugehen, daß Art. 13 a SondergebStG. 
als eine „ſonſtige Vorſchr.“ i. S. von §3 Abſ. 1 Zif. 3 Not VO. 
anzufehen, jo iſt weiter von entſcheidender Bedeutung, daß es 
ſich um eine Vorſchr. des Landesrechts handelt, die 
für alle Gemeinden, die die Sondergebäudeſteuer erheben, 
unmittelbar verbindliches Recht ſchafft, und zwar 
derart, daß die Gemeinden auf die durch § 13 à SondergebStG. 
vorgeſehene Steuererhöhung gar nicht verzichten können. Wie ſich 
aus Art. 13 SondergebStG. (insbeſ. aus Abſ. 3 a. a. O.) ergibt, 
ſind — abgeſehen vom Steuerſatz — alle Vorſchr., die von den 
Gemeinden gegebenenfalls durch eine beſondere Steuer O. (Orts⸗ 
ſatzung) zu treffen wären, bei der Sondergebäudeſteuer bereits lan⸗ 
desrechtlich geregelt. Dieſe für alle Gemeinden gemeinſamen 
Vorſchr. — einſchließlich von Art. 13 a SondergebSt®. — „beſtan⸗ 
den“ kraft des die Gemeinden bindenden und ihre eigene Rechts⸗ 
ſatzung ausſchließenden Landesrechts aber vor dem 31. Dez. 1930, 
und hierauf kommt es nach 8 3 Abſ. 1 Ziff. 3 NotVO. allein an. 

Wenn die BeſchwF. demgegenüber betont, daß die ſtaatliche 
Sondergebäudeſteuer durch das Geſetz ſelbſt angeordnet ſei, deshalb 
mit feinem Erlaß entitanden ſei und damit „beſtehe“, während die 
gemeindliche Sondergebäudeſteuer erſt entſtehe, wenn die Gemein⸗ 
den nach Maßgabe des heſſ. Staatsrechts einen entſprechenden 
Beſchl. gefaßt hätten und dieſer Beſchl. genehmigt worden ſei, ſo 
beſagen dieſe an ſich zutreffenden Ausführungen nichts für die 
Berechtigung des im übrigen von ihr vertretenen Standpunktes. 
Richtig iſt, daß der gemeindliche Steuer anſpruch erſt mit dem 
die Steuerſätze für das betr. Steuerjahr feſtlegenden Gemeinde⸗ 
beſchl. (und ſeiner Genehmigung) entſteht. Die Beſchwß. überſieht 
jedoch, daß 8 Abſ. 1 Ziff. 3 NotV O. nicht von dem Beſtehen 
des Steueranſpruchs ſpricht, ſondern von dem Beſtehen der „ſon⸗ 
ſtigen .. Vorſch r. über die Realſteuern und die Gebäudeent⸗ 
ſchuldungsſteuer“, die in Heſſen auch für die Gemeinden 
Vorſchr. des Landesrechts ſind, und einſchließlich des 
Art. 13 a SondergebStG. vor dem 31. Dez. 1930 beftanden haben. 
Auf Grund dieſer für Land und Gemeinden verbindlichen landes⸗ 
rechtlichen Vorſchr. konnte die Stadt den Steuerbeſchl. für das 
Rechnungsjahr 1931 auch noch nach dem 31. Dez. 1930 faſſen, 
durfte freilich nach § 3 Abſ. 1 Ziff. 2 Not O. hierbei keine höheren 
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Steuer ſätze beſchließen, als fie bis zum 31. Dez. 1930 in Gel- 
tung waren. 
(Heſſcßh., Urt. v. 12. Nov. 1932, Nr. VGH 13/32.) 


Hamburg. 


Hamburgiſches Gberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsbkrektor Dr. Krüß, Hamburg. 


4. 8 5 Börf®.; HambBörfd. Klage auf Zulaſſung 
zur Börſe. 5) 
(Ham b., Urt. v. 23. Nov. 1932, AZ 58/32.) 
Abgedr. IW. 1933, 1441, 


2. Sonſtige Derwaltungsbehörden und Verwaltungs: 
gerichte. 
Preußen. 
Preußiſcher Dienſtſtrafhof. 
Berichtet von RA. Dr. Görres und Senpräſ. Pleſſer, Berlin. 


1. Geſchlechtsverkehr einer verlobten Lehrerin mit 
einem unverheirateten Lehrer. 

Nach der ſtändigen Afpr. der Dienſtſtrafgerichte iſt der 
außereheliche Geſchlechtsverkehr zwiſchen einem unverheirateten 
Beamten und einer volljährigen unverheirateten Frau an ſich 
kein Dienſtvergehen; als ſolches hat er vielmehr nur dann zu 
elten, wenn er nach Art und Umſtänden geeignet ift, dem dienſt⸗ 
ichen oder außerdienſtlichen Anſehen des Beamten Abtrag zu tun. 
Von dieſen Grundſätzen gegenüber unverheirateten w eiblichen 
Beamten abzuweichen, beſteht kein Anlaß. Man mag von, ihnen 
verlangen können, daß ſie ſich auf geſchlechtlichem Gediete eine 
größere Zurückhaltung auferlegen, als ſie der männliche Beamte 
zu üben hat. Dieſe Forderung entſpricht der noch heute verbrei⸗ 
teten ſittlichen Volksanſchauung. Eine Dienſtpflicht, deren Ver⸗ 
letzung ohne weiteres im Dienſtſtrafwege verfolgt werden konnte, 
wird aber dadurch nicht begründet. 5 

Ebenſowenig ift die Verletzung der Treue, die die Angeſchul⸗ 
digte ihrem damaligen Verlobten ſchuldete, als eine dienſtliche 
Verfehlung anzuſehen, mag man ſie auch vom ſittlichen Stand⸗ 


Zu 4. Die Entſch. gibt zu den größten Bedenken Anlaß, weil 
fie von der bisherigen hamb. wie außerhamb. Rſpr. und ebenſoſehr 
von der Auffaſſung des Schrifttums hinſichtlich des Begriffs der 
Nichtigkeit von Verwaltungsakten, völlig abweicht. Nichtigkeit iſt nach 
der bisherigen Auffaſſung mit Fleiner (Inſtitution des Deutſchen 
Verwaltungsrechts 1928 S. 208) anzunehmen bei 
1. abſoluter ſachlicher und örtlicher Unzuſtändigkeit der entſcheiden⸗ 
den Stelle, h 

2. Mangel der geſetzlich vorgeſchriebenen Form, l 

3. Mängeln des Verfahrens, wenn dieſe Mängel ſo weſentlich find, 
daß von einem geordneten Verfahren nicht mehr die Rede ſein 
kann, 

4. Anordnung von etwas Unmöglichem oder Berbotenent. 

Von dieſen Vorausſetzungen war im borl. Fall keine gegeben, 
insbeſ. kein weſentlicher Mangel im Verfahren. Das 36. hat da⸗ 
her mit Recht die Nichtigkeit verneint. Das OVG. ſieht dieſelbe da⸗ 
gegen darin, daß der Beſcheid auf Gründe geſtüßzt iſt, die nicht in 
der Perſon des Antragſtellers, ſondern in der feines Vaters liegen. 
Nimmt man an, daß eine ſolche Begr. ſchlechthin unmöglich ift, fo 
war der Beſcheid falſch, aber nicht nichtig; ein Verfahrensfehler 
liegt nicht vor, wird auch vom OVG. ſelbſt nicht angenommen; 
jedenfalls iſt dieſer Ausdruck in der Entſch. nirgends gebraucht. Die 
ſachliche Unrichtigkeit kann aber niemals zur Nichtigkeit führen, 
mag ſie auch noch ſo klar in Erſcheinung treten. Die entgegengeſetzte 
Auffaſſung des OVG. iſt geeignet, den Kreis der nichtigen und da⸗ 
mit im Verwaltungsſtreitverfahren anfechtbaren Verwaltungsakten in 
einer höchſt bedenklichen Weiſe auszudehnen. eh 

Hinzu kommt, daß die Begr. des Beſcheides nicht einmal recht⸗ 
lich unmöglich iſt. Es iſt im Gegenteil im gewerblichen Konzeſſtons⸗ 
verfahren allgemein anerkanntes Recht, daß nicht nur die Unzuver⸗ 
läſſigkeit des Antragſtellers, ſondern auch die Unzuverlaſſigkeit der 
in ſeinem Betriebe tätigen Perſonen (z. B. der Ehefrau oder des 
Vaters) zur Verſagung oder Unterſagung führen kann. Im vorl. 
Fall hatte die Verkl. ausdrücklich behauptet, daß der Vater wirt⸗ 
ſchaftlich den weſentlichen Einfluß auf die Firma habe. Die Begr 
war alſo, wenn die behauptete Tatſache möglicherweiſe auch nicht 
richtig war, doch keineswegs unſinnig und unmöglich. 

Reg Dir. Dr. Olshauſen, Hamburg. 
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punkt aus mißbilligen. Das Verlöbnis iſt von der Rechtsordnung 
minder ſtrengen Grundſätzen unterworfen worden als die Ehe. 
Ihm fehlt der ſtrafrechtliche Schutz, den der Geſetzgeber der Ehe 
gewährt hat. Der Verlobte kann jederzeit vom Verlöbnis zurüd- 
treten und iſt nur unter beſtimmten Vorausſetzungen dem anderen 
Teile zum Schadenserſatze verpflichtet. Angeſichts dieſer geſetz⸗ 
lichen Regelung iſt in dem Verlöbnisbruch durch einen Beamten 
an ſich auch nicht als ein Dienſtvergehen zu ſehen. Wenn auch 
grundſätzlich das Beamtenverhältnis den ganzen Menſchen er» 
greift, ſo handelt es ſich doch hier um ſolche Vorgänge des Pri⸗ 
vatlebens, die der Dienſtaufſicht nicht zugänglich ſind, und die 
der einzelne vor ſeinem Gewiſſen verantworten muß. Der Bruch 
des Verlöbniſſes kann allerdings zu einem Dienſtvergehen wer⸗ 
den, wenn er ſich nach Lage des Falles als ſo verwerflich darſtellt, 
daß auch die allgemeinen ſittlichen Eigenſchaften, die die Jüh⸗ 
rung eines Amtes vorausſetzt, dadurch in Frage geſtellt werden. 
Für eine ſolche geftitelung war hier fein Raum. Es lag nur 
ein „heimliches“ Verlöbnis vor, deſſen Bruch keinen Anſtoß er⸗ 
regen konnte. Der Verlobte ſelbſt hat der Angeſchuldigten ihren 
Fehltritt verziehen und fie inzwiſchen geheiratet. Umſtände, die 
es rechtfertigen könnten, den Bruch der Verlöbnistreue als Dienſt⸗ 
verfehlung zu werten, ſind auch im übrigen nicht hervorgetreten. 

Gleichwohl iſt ein Dienſtvergehen der Angeſchuldigten an⸗ 
genommen worden, insbeſ. deshalb, weil der Geſchlechtsverkehr 
in den Räumen des Landſchulheims während der Zeit ihrer dor⸗ 
tigen Lehrtätigkeit ſtattgefunden hat. 

(Pr Dienſtſtrafhof, Urt. v. 2. Juni 1932, D 15/2.) 
* 


2. Unzuläſſige Kritik eines Studienrats an einer 
miniſteriellen Verfügung. 

Der Angeſchuldigte hat ſeine Amtspflicht dadurch verletzt, daß 
er den Erl. des Kult Min., durch den ihm der Geſchichtsunterricht ent⸗ 
zogen wurde, mehrfach zum Gegenſtand einer kritiſchen Beſprechung 
in den von ihm unterrichteten Klaſſen machte, auch im Anſchluß an 
eine derartige Beſprechung gegenüber einem Schüler zum Ausdruck 
brachte, daß man den Erlaß nur vom parteipolitiſchen Standpunkte 
aus betrachten könne. Dies konnte von dem Schüler nur dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß der Angeſchuldigte behaupten wollte, die Entſch. 
des Miniſters beruhe auf unſachlichen, parteipolitiſchen Erwägungen. 
Dadurch ſetzte er die Amtsführung ſeines vorgeſetzten Miniſters in 
den Augen ſeiner Schüler herab. 

(Pr Dienſtſtreh., Beſchl. v. 9. Dez. 1932, D 74/32.) 


Bayern. 
gayeriſches Landesverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspraſident Dr. Arendts, Berlin. 


3. Ein Antrag auf Neufeſtſtellung der Verſorgungs⸗ 
gebühr niſſe wegen weſentlicher Veränderung der Verhält⸗ 
niſſe iſt rechtskräftig abgelehnt worden. Neuer Antrag 
auf Neufeſtſtellung der Gebührniſſe wegen Veränderung 
der Verhältniſſe wird vor Ablauf von zwei Jahren ſeit 
Rechtskraft der früheren Entſcheidung geſtellt. Das Ver⸗ 
ſorgGer. hat über die Berufung gegen den dieſen Antrag 
ablehnenden Beſcheid vor dem 7. Juni 1931 entſchieden. 
Wenn auf den Rekurs die Sache unter Aufhebung des 
Urteils an das VerſorgGer. zurückverwieſen wird, fo kann 
8 91 Abſ. 3 Verf. i. d. Faſſ. durch Art. 4 Nr. 7 Teil 2 
Kap. IV der 2. VO. d. RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen v. 5. Juni 1931 (RG Bl. I, 279 ff.) nicht nach⸗ 
träglich angewandt werden. 

(Baye VerſorgGer., Urt. v. 5. Dez. 1932, II MV Nr. 3017/81; 
Slg. S. 37 Nr. 194.) 


D. Ausländiſche Gerichte. 
Oſterreich. 
Oberſter Gerichtshof Wien. 


1. Zur Frage der ſog. Erſetzungsbefugnis. Einem 
inländiſchen Gläubiger, der vereinbarungsgemäß Anſpruch 
auf Zahlung in effektiver Fremdwährung hat, kann auch 
bei durch die Deviſenverordnung verurſachter Unmöglich⸗ 
keit der Fremdwährungsbeſchaffung die Leiſtung in öſter⸗ 
reichiſchen Schillingen nicht aufgenötigt werden, falls er 
es vorzieht, vorläufig zuzu warten. f) 

Die gegen den Darlehensgläubiger gerichtete Klage auf Aus⸗ 


Zu 1. Dieſe, die Erſetzungsbefugnis des Schuldners bei Fremd⸗ 
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ſtellung einer Löſchungsquittung im Hinblicke auf den bei Gericht er⸗ 
folgten Erlaß des Schillingswertes der Darlehensſumme wurde rechts⸗ 
kräftig abgewieſen. 

„ . Was die rechtliche Beurteilung betrifft, kann die Frage 
unerörtert bleiben, ob ſich der Kl. als Ausländer die Dollarnoten im 
Auslande hätte beſchaffen können, denn das Klagebegehren iſt ſchon 
mit Rückſicht darauf nicht begründet, daß die Rückzahlung in effek⸗ 
tiven Dollarnoten zu erfolgen hat. Es bleibt ſich gleich, ob auf den 
vorl. Fall Art. 336 (2) HGB. oder $ 1413 ABGB. anzuwenden iſt; 
denn wenn die Rückzahlung des Darlehens in effektiven Dollarnoten 
zu erfolgen hat, kann dem Bekl. auch gem. $ 1413 ABGB. eine 
Zahlung in anderer Münze oder Währung nicht aufgedrängt werden; 
die durch die DevVoO. geſchaffenen Schwierigkeiten find eben nur vor⸗ 
übergehend. Dies ergibt ſich nicht nur aus der zeitlichen Beſchränkung 
des ErmächtGG., die der Regierung die Verpflichtung auferlegt, bei 
Wegfall der außerordentlichen Verhältniſſe die VO. zu beſeitigen, 
ſondern auch aus der VO. v. 11. Juli 1932 (BGBl. 191), die 
ihrem ganzen Charakter nach als eine vorübergehende Einrichtung 
angeſehen werden muß. Es kann daher dem Gläubiger, der lieber 
die Zeit der Schwierigkeit abwarten will und der im vorl. Fall auch 
erklärte, bis zur Ermöglichung der Dollarbeſchaffung zuwarten zu 
wollen, ſein Recht auf die vertragsmäßige Leiſtung nicht genommen 
werden. Das Klagebegehren iſt deshalb, da der Erlag in Schillingen 
erfolgte, die der Bekl. nicht anzunehmen braucht, unbegründet.“ 

(OG. Wien, Entſch. v. 8. Febr. 1933, 3 Ob 62/33, Oſtgtg. 
1933, 93.) 
*. 


2. 8 43 AG BGB. Schutz des Namens „Pan- 
europäifhe Union“ gegen Verwechſlungsgefahr durch 
Verwendung der Worte „Paneuropa“ und „Union“ in 
einer Handels firma. 5) 


Die Kl. führt den Namen „Paneuropäiſche Union 
Oſterreichs“, die bekl. Partei den Namen „Paneuropa, Internatio⸗ 
nale Handelsſchutz und Förderungs union Wien“. Das an⸗ 
gefochtene Urt. führt aus, daß ſich der Schutz des §8 43 ABGB. 
wohl zunächſt nur auf gleichlautende Namen beziehe, aber doch 
auch, um nicht unwirkſam zu ſein, auf ungeeignete, zu Verwechſ⸗ 
lungen führende Unterſcheidungen auge dehnt werden müſſe, fin⸗ 
det aber, daß unter den in Betracht kommenden Vorbezeichnungen 
eine Verwechſlungsgefahr nicht anerkannt werden könne. Das BG. 
will mit dem erſten Satze offenbar ausſprechen, daß der Namens⸗ 
ſchutz nicht ſchon dadurch ausgeſchaltet werde, daß der Name mit 
gewiſſen Abänderungen unbefugt gebraucht werde (Ad ler: 
Kland I, S. 362; Adler, Der Namen, S. 105). Dies iſt richtig. 
Der Schutz geht ſo weit, als durch Abänderungen die Verwechſ⸗ 
lungsgefahr nicht auszuſchließen iſt. Die Frage, ob durch Abände⸗ 
rungen der Schutz des § 43 ausgeſchaltet wird, hängt alſo mit der 
Frage der Verwechſlungsfähigkeit innig zuſammen. Das BG. hat 
dieſen richtigen Gedanken auch erfaßt und ihn zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, indem es, nachdem es die richtige Rechtsanſicht ausgeſpro⸗ 
chen hatte, den Schutz aus dem Grunde verweigerte, weil eine 
Verwechſlungsgefahr nicht anerkannt werden könne. Dieſe Mei⸗ 
nung kann der OGH. nicht teilen. Die bedeutſamſten Worte kom⸗ 
men in beiden Namen vor (Paneuropäiſche Union — 
Paneuropa⸗Union), wodurch allein ſchon eine Verwechſ⸗ 
lungsgefahr begründet wird. Denn bei Nennung des Wortes Pan⸗ 
europa ſtellt ſich im Denken eine Verbindung mit der allgemein 
bekannten Bewegung ein, zu deren Verbreitung, wie unten aus⸗ 
ie We die klagende Organiſation gegründet wurde und dient. 

te Verwechſlungsgefahr wird zudem vergrößert, wenn die Worte 
Paneuropa und Union im Namen der bekl. Partei, wie dies auf 
der Stampiglie in der von ihr ausgeſtellten Vollmacht erſichtlich 
iſt, mit großen, hervorſtehenden Buchſtaben, die unterſcheidenden 
Worte „Internationale Handelsſchutz⸗ und Förderungs“ aber be⸗ 
deutend kleiner gedruckt ſind, ſo daß die Worte „Paneuropa“ 
und „Union“ in die Augen fallen, ſomit für den gewöhnlichen 
Verkehr mit einer Wahrnehmbarkeit des Unterſchiedes nicht ge⸗ 


währungsſchulden mit Effektivklauſel negierende Entſch. iſt auch 
unter dem Regime der ſeither erfloſſenen GoldklauſelVO. (v. 23. März 
1933 BGBl. 73]) von größter praktiſcher Bedeutung. Gemäß Art. 1 
$ 1a dieſ. BD., die den Fremdwährungsſchuldner für die Zeit bis zu 
einem feſtzuſetzenden Stichtage begünſtigt, findet fie nur Anwendung 
auf ſolche Fremdwährungsſchulden, bei denen „die Erfüllung in 
Zahlungsmitteln der Schillingwährung zuläſſig iſt (nicht effektive 
Verpflichtungen)“. RA. Dr. Maximilian Kößler, Wien. 


Zu 2. Vgl. KG.: JW. 1928, 367. 
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rechnet werden kann (RG. 74, 114, bezogen bei Adler „per 
Namen“ S. 106). 

Es iſt notoriſch, daß die Kl., wie die Klage vorbringt, die 
Organiſation iſt, die der Gründer der Paneuropa⸗Idee C. N. Cou⸗ 
denhove⸗Kalergi für die Propagierung ſeiner Bewegung 
geſchaffen hat. Dieſe Bewegung ſetzt ſich den Zuſammenſchluß aller 
europäiſchen Staaten mit Ausnahme von Rußland und England 
und einiger außereuropäiſchen Gebiete zum Ziel. Ob die Bildung 
des Namens „Baneuropa” im Hinblick auf ähnliche Bildun⸗ 
gen wie „Pan⸗Amerika“ und „Panſlawismus“ nahelag oder nicht, 
iſt nicht entſcheidend. Entſcheidend iſt, daß der Name erſtmalig 
für die erwähnte Bewegung und für die Organiſation gewählt 
und gebraucht wurde, daß der Name der Organiſation als ihr 
rechtmäßiger Namen weit über Sſterreich hinaus Geltung erlangt 
hat, ſo daß die Organiſation von ihm befugten 9 macht 
und auf Unterlaſſung klagen kann, wenn ſie durch den unbefugten 
Gebrauch des Namens beeinträchtigt wird. 

Dadurch, daß die bekl. Partei die weſentlichen Beſtandteile 
des Namens der klagenden Partei für ihren Namen verwendet, 
ohne die Einwilligung der Kl. zu beſitzen, macht ſie von dem 
Namen der Kl. unbefugt Gebrauch. 

Eine weitere Vorausſetzung für den nach dem 843 ABGB. 
zu gewährenden Schutz iſt die, daß der Namensträger durch den 
unbefugten Gebrauch ſeines Namens beeinträchtigt wird. Beein⸗ 
trächtigung umfaßt den an Vermögen — oder ideellen Rechten 
eingetretenen oder drohenden Schaden (Adler: Klang I 362; 
Adler, Der Name, S. 91; Ehrenzweig 866 III 2 d). Eine 
Beeinträchtigung an ideellen Rechten iſt auch darin gelegen, daß 
durch die unbefugte Führung eines Namens eine Verwechſ⸗ 
lung des Namensträgers mit dem unbefugten Gebraucher des 
Namens eingetreten iſt oder eintreten kann, oder der Schein 
der Zugehörigkeit des unbefugten Gebrauchers zu dem be⸗ 
fugten Namensträger erweckt wird oder erweckt werden kann. Dies 
iſt hier der Fall und dadurch allein ſchon iſt eine Beeinträchtigung 
der klagenden Partei gegeben. Die Frage, ob die bekl. Partei als 
Erwerbsunternehmen in einem gewiſſen Gegenſatz zu den ideellen 
Intereſſen der klagenden Partei ſteht, ſpielt alſo für die Frage 
der Beeinträchtigung an ſich keine entſcheidende Rolle. Von die⸗ 
ſem Standpunkt aus hat auch der Hinweis der beklagten Partei 
auf die Gründung und Führung des „Baneuropa”Berlages 
durch die klagende Partei oder deren Mitglieder die Bedeutung 
verloren. 

(ObGH. Wien, Urt. v. 26. Jan. 1933, 2 Ob 12 27/2.) 


Litauen. 
Obertribunal Kaunas. 
Berichtet von Obertribunalsrichter Dr. Plümicke, Memel. 


1. In Übereinſtimmung mit dem Jäckel-⸗Gütheſchen 
Kommentar zum Zwangsverſteigerungsgeſetz (6. Aufl. 
S. 164 Anm. 2 zu 8 28) iſt anzunehmen, daß auch ein richter⸗ 
liches Veräußerungsverbot unter 8 28 ZwVerſtG. fällt. 

Hat das Gericht aber in einem ſolchen Falle nach 8 28 das Ver⸗ 
fahren entweder ſofort aufzuheben oder unter Beſtimmung einer Friſt, 
binnen welcher der Gläubiger die Behebung des Hinderniſſes nach⸗ 
zuweiſen hat, einſtweilen einzuſtellen, fo ergibt ſich daraus, daß, wenn 
dem Vollſtreckungsrichter ein aus dem Grundbuch erſichtliches Ver⸗ 
äußerungsverbot ſchon in dem Zeitpunkt bekannt wird, in dem erſt 
der Antrag auf Anordnung der Zwangsverſteigerung vorliegt, er die 
Zwangsverſteigerung, ſolange das Hindernis nicht beſeitigt iſt, erſt 
gar nicht anzuordnen hat. 

(Ob Trib. Kaunas, Beſchl. v. 15. April 1932, We 153/31.) 


Berichtigung. 


Der Rechtsſatz der in JW. 1933, 1419 Ziff. 3 abgedruckten 
Entſch. des KG. v. 24. März 1933 wird zu Ziffer 1 wie folgt berichtigt: 

Unter „Begründung einer Heimſtätte“ im Sinne von 836 Abſ. 1 
Rßpeimſtch. iſt nicht nur die grundbuchliche Eintragung der Heim⸗ 
ſtätteneigenſchaft und des Ausgebers, ſondern auch die Ausgabe zu 
Eigentum durch den Ausgeber an den Heimſtätter zu verſtehen. 


D. S. 
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